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Vorwort

Das Thema der forschungspolitischen steuerung der wissenschaft fand dank
sozialdemokratischer politischer Initiativen in den siebziger Jaluen auch in der
deutschen Politikwissenschaft und soziologie große Auftrerksamkeit, leriet
danach aber nahezu in Vergessenheit. Erst mit dem schwerpwrktbereich "For-
schungssystem" am Ma:<-Planck-Institut ftir Gesellschaftsforschung in Köln
unter der kitung von Renate Mayntz und Fritz W. Scharpf wurden emeut For-
schungsarbeiten zu diesem Thema durchgeführt. Ich habe es dem Forschungs-
interesse des Max-Planck-lnstituts und meiner Anstellung von 1989 bis l99l
zu verdanken, daIJ ich mich mit der Materie beschäftigen und vertraut machen
konnte. Den Rahmen bildete ein vom damaligen Referat ftir Gesundheitsfor-
schung beim Bundesminister ftir Forschung und rechnologie finanziertes, ver-
gleichendes Projekt zur Evaluierung von Fördermaßnahmen im Gesrurdheitsfor-
schungsbereich. Das Projelt wurde in enger Kooperation mit dem Referat unter
der kitung von Konrad Buschbeck und dem zuständigen Projetcthäger ftlr ,For-
schrmg und Entrvicklung im Dienste derGesundheitn unter der lritung von Peter
Piontek und Marcella Giesen durchgeführt. Es war diese Gleichzeitigkeit von
theoretisch stimulierender Umgebung im Ma:<-Planck-Institut für Gesellschafts-
forschung und die Berühnurg mit den engagierten pPraktikemnr, die meine Arbeit
getragen hat. Insofem gebtlhrt allen Kolleginnen und Kollegen und der Instituts-
leitung am Max-Planck-Institut ebenso wie dem Referat ftir Gesundheitsfor-
schrurg urd dem Projekltäger mein herzlicher Dank. Von unschätzbarem Ein-
fluß war allerdings der intellektuelle Austausch mit Uwe Schimank, dessen
kritische Bemerkungen und Zuspruch mich bis zur Fertigstellung dieser Arbeit
begleitet haben.

Die Arbeit hätte fieilich eine andere Gestalt angenommen, wenn nicht eine
dritüe intellektuelle Umgeburg hinzugekommen wäre. Im April l99l hatte ich
eineHabilitandensrclleamlnsitutftirPolitischeWissenschaftanderUniversität
Heidelberg angenommen. Dies ermöglichte mir, einerseig die gesamte themati,
sche Breite und das methodische und theoretische Wissen der Politikwissen-



schaft ausanloten und mich andererseits am Lehrstuhl von Manfred G. Schmidt

mit den Höhen und Tiefen der vergleichenden Politikwissenschaft vertaut zu

machen. Ich hoffe, daß es mir gelungen ist, diese Einfltlsse gewinnbringend in
die fubeit einfließen zu lassen. Zru Freude an der Fertigstellung einer solchen

umfangreichen Forschungsarbeit gehört allerdings ganz wesentlich auch eine

angenehme soziale Umwelt. Ich hätte mir am Institut flir Politikwissenschaft

in Heidelberg keine bessere denken können. Insbesondere Klaus Armingeon,

Andreas Busch, Ulrike Liebert, Wolfgang Merkel und Manfred G. Schmidt
gebtlhrt mein herzlicher Dank fftr die sachlichen, aber immer freundschaftlichen

Auseinandersetzungen in dieser Zeit. Dem gesamten Personal am Institut danke

ich sehr herzlich ftir die stets freundliche und hilfsbereite Unterstützung.

Ganz wesentlich war dar{lber hinaw die kompetente Hilfestellung von Markus

Winnes, der nicht nw mit viel Geduld meine ständigen Literaturwilnsche erftillte

und bei der technischen Erstellung der Arbeit unschätzbare Dienste leistete,

sondem auch jederzeit zu kritischen Diskussionen bereit war.

Es verbleibtmirnur noch zu envähnen, dafJ die hiervorliegende Arbeit zuerst

im Oktober 1995 in einer etwas längeren und leicht veränderten Fassung der

Philosophisch-Historischen Fakultät der Universität Heidelberg als Habiliations-

schrift vorgelegen hat.

Heidelberg, im August 1996 Dietmar Braun



Kapitel I

Einleitung

wissen ist in modernen und komplexen Gesellschaften zu einer immer
wichtigeren Ressoruce gesellschafrlicher Produktivität geworden (Beck 1993:
45-53 ;Willke I 992 : I 30). Wissen steht aber, wie viele andere Ressourcen äuch,
nicht beliebig zur verftigung, sondem muß hergestellt und gewonnen werden.
Das wissenschaftssystem hat in modemen, funktional differenzierten Gesell-
schaften die Aufgabe tibernommen, den wissensenverb tiber gesonderte Rollen,
Normen und organisationsformen sicheruustellen. seine Leistung entscheidet
also darüber, mit welchen Problemlösungsoptionen modeme Gesellschaften
ausgestattet sind.

FunktionaleDifferenzierungdienteinerseitsderverbessertenFähigkeitheutiger
Gesellschaften, mit Komplexität umzugehen. Ihre Dialektik besteht in der
Neigung funktionaler Teilsysteme, sich auf die Bearbeitung ihrer Aufgabe
zurückzuziehen und sich von den allgemeinen Problemen der Gesellschaft
abzukoppeln (das rlndependen4problem<; Willke 1989). Weder ist es selbstver-
ständlich, dafJ gesellschaftliche Probleme im Bearbeitungsmodus des wissen-
schaftssystemserscheinen, nochkannmandavonausgehen, dafJ erzeugtes wissen
auch atsächlich an den gesellschaftlichen orten ankomm! wo es sinnvoll genutzt
werden kann. Es gibt also zwar immer mehr Wissen, aber möglicherweise nicht
über die relevanten Probleme und möglicherweise auch nicht in einer Form, die
von Anwendersystemen verstanden werden kann. Es ist die Aufgabe des
politischen Systems, diesen Independenzneigungen funktionaler Teilsysteme
zu begegnen und im Fall der Wissenschaft daftlr al sorgen, daß gesellschaftlich
relevantes Wissen als Ressource in der Gesellschaft verteilt wird.

Es ist keineswegs selbstverständlich, daß das politische System hieran in der
lage ist. Das Wissenschaftssystem ist, diese Erfahrungen werden viele Politiker
gemacht haben, ein besonders speniges und wenig übersichtliches Gelände, in
dem schwere Artillerie kaum zum Erfolg ftlhrt. Ohne einheimische Späher läßt
sich aufgnrnd des Informationsdefizits kaum sinnvoll auf die Wissenschafts-
krärfte einwirken. Die Wissenschaft zählt, wie andere von Professionen ver-
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waltete Gebiete, zu den Expertensystemen, die ein bestimmtes Wissen über

einen eingegrenzten Tatigkeitsbereich - im Fall der Wissenschaft das Wissen,

wie man Wissen gewinnt - monopolisiert haben. Dieses Wissensmonopol läßt

sich nicht ohne die freiwillige Mitarbeit der Monopolisten aufbrechen. Die
politische Steuerung der Wissenschaft ist darum auf organisierte Verflechhrngs-

zusammenhänge angewiesen, in denen Steuerungswissen über die Adressaten

bereitgestellt wird. Um diese Verflechtungszusarnmenhänge, die ich mit inter-

mediären Systemen bezeichnen werde, und die Fähigkeit des politischen

Systems, über solche Verflechtungszusammenhänge gestaltend auf Wissen als

Problemlösungsressource modemer Gesellschaften einwirken zu können, geht

es in dieser Studie.
Der Verflechtungsansammenhang zwischen Wissenschaft und politischem

System ist überwiegend in der Gestalt von Fördersystemen der Forschung

oiganisiert. Fördersysteme dienen dazu, im Unterschied zu Förderungsfonds,

diä ab globale und infiastnrkturelle Unterstützung der Wissenschaft eingesetzt

werden, eine gezielte Forschungspolitik zu implementieren. Hier gilt es al-

lerdings zwischen einer Förderung der Wissenschaft und einer Förderung

technologischer Forschung zu unterscheiden. Gezielte Forschungspolitik

bedeutet im Zusammenhang dieser Arbeit die politische Einflußnahme auf die

Wissenschaft und damit auf die reine und problemorientierte Grundlagenfor-

schung. Nurin diesem Bereich stehen sich Wissenschaftund politisches System

un rermittelt gegentibr. In der technologischen Forschtmg geht es in erster Linie

um die Forderung anwendungs- und produktorientierter Forschung. Ein be-

frächtlicher Teil der staatlichen Ausgaben in der Forschungs- und Technologie-

politik fließt dagegen in den Grundlagenbereich, in dem nicht die konkrete

irroduktenfwicklung im Mittelpunkt steht, sondem der originäre Erkennt-

nisgewinn über einen Gegenstandr. Der Adressat der staatlichen Finanzierung

ist äarum in diesem Bereich auch in erster Linie die Wissenschaft rurd nicht die

Indusfie. Diepolitische SteuerungderWissenschaftist Steuerungder(problem-

orientierten) Grundlagenforschung.
Es ist allerdings, sieht man sich die institutionelle Förderlandschaft an, auf-

fallend, daß die Fonchungsförderung und die Fördersysteme als Verflechtungs-

zusammenhänge in den seltensten Fällen über ein Forschungsministerium oder

Die Verteilung staatlicher ForschungSgelder nach Sektoren, in denen die Forschung statt-

findet, zeigl äaß der Anteil der sAatlichen Gelder, der direkt in den Wirtschaftssektor

unO aamitäier Watrscheinlichkeit nach in die Technologieentwicklung fließt, Ende der

80er Jalue arar stark anischen den ländern variierte, aber bis aufdie USA (48%o) unter

40% bleibt. In der Bundesrepublik zum Beispiel betrug der Anteil im lahre 1985 33o/o,

in Franlaeich 260/o vnd in England 34%, während in Japan, Österreich, Finnlan!_und

Australien die staatliche ForschungSförderung in der Wirtschaft unter l0% bleibt (OECD

1989, Tabelle 27).
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ein anderes Ministerium abgewickelt werden. In praktisch allen Ländem werden
stattdessen verselbstandigte Verwaltungseinheiten mit Beteiligungvon wissen-
schaftlern eingeschaltet, die im Auffrag des staates, aber mit ielativ eigen-
ständiger Verwaltung, die gezielte Mittelverteilung von staatlichen Forschgigs-
geldern ilbemommen haben. In einer übersicht, die die oEcD (l99la) ä-
sammengestellt hat (siehe Übersicht 8 im Anhang) zeigt sich,'daß in der
Wissenschaftsftirdemng eindeutig nicht-ministerielle, vielfach dem politischen

lfstem vorgelagerte Organisationen ilberwiegen. tn der technologiezennierten
Forschungsförderung treten dagegen häufiger Forschungs- oder Indusnie-
ministerien auf. Aber auch hier finden wir gesonderte verwaltungseinheiten.
Diese Übersicht läßt den schluß zu, daß die siautlich" Forschungsdtitik bei der
Förderung der (problemorientierten) Grundlagenforschung iÄ britten sebor
zwischen staat und llissenschaft prozessiert wird. Eine gon" zuttt solcher
Dritte-sektor-organisationen, mit den unterschiedlichsten rechtlichen Kon-
stuktionen, Zielsetzungen, Aufgabenstellungen und organisatorischen Traditio-
nen bildet den institutionellen Mittelpunkt der gezielten Forschungspolitik. tn
diesen organisationen - so die oEcD in der bereis erwähnten stuäie - wird
überdie stategischen weichenstellungen in der Forschungspolitik entschieden,
und hier sind die lnstrumente vorhanden, mit denen diesä weichenstellungen
in Handlungsprogramme und Fördermaßnahmen umgesetzt werden. wenn den
Förderorganisationen eine solch große Bedeutung in der forschungspolitischen
steuerung der wissenschaft zukommt, ist es besonders wichtig ä erfahren,
inwiefern die Politik als der Geldgeber und die verantwortliche hrstaru Einfluß
aufdie stategiebildung und Mittelverteilung in solchen organisationen besita.

obwohl es sich hier um einen offensichtlich strategisch wichtigen Bereich
sraatlicherTätigkeithandelt, gibtesüberraschenderweise sehrwenigiAnalysen,
die sich 

-aus 
einer systematisch vergleichenden und steuerungstheoretijchen

Perspektive mit der Forschrurgspolitik in der (problemorientierten) Grundlagen-
forschung auseinandergesetzt haben. Der Fokus der meisten politikwisien-
schaftlichen Analysen ist auf die Technologiepolitik gerichtet, vernachlässigt
aber selbst dort die Rolle der Drittre-sektor-organisationen. Meist konzenriert
man sich auf die direkte Beziehung von staat und Indusrie. Die Analyse der
oEcD von l99l ist tatsächlich eine der wenigen vergleichenden untersuchur-
Een zudem Thema Forschungsförderung. Ihre Einschätzung staatlicher steue-
rungskapazitäten bleibt allerdings vage:zwar lasse sich eindeutig bestätigen,
daßdietnteraktionzwischendenpolitischenAktcuren,derForderadminisnation
und der wissenschaft in solchen Institutionen die weichen in der Forschungs-
politik stellt. Es sei aber kaum zu ermitteln, wer hier wen steuert, das heißt, ob
sich eher eine rTop-Down<-Perspektive politischer Rationalität oder eine
rBottom-up<-Perspektive wissenschaftlicher Rationalität durchsetzt. Die
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Forschungsförderung sei als ein komplexer Interaktionsprozeß zu verstehen,

den man kaum entruirren könne. Auch Trute entdeckt einen ,mehrstufigen

Prozeß, der in vielfältiger Weise auf Vermittlungsleistungen der Wissenschaft

angewiesen ist und daher als ein Prozeß kooperativer Progltnmgelese und

-u*set"ottg bezeichnet werden kannn (Trute 1994: 7 44). Forschungsförderung

sei ein koÄplexer Vermittlungsprozeß (idem), ein komplexes Kooperations-

verhtiltnis (idem: 741 ).
Andere Studien haben sich zwar mit der Forschungsförderung auseinanderge-

setzt (bvine u.a. 1990; Rip 1988, 1990, 1994), behandeln sie aber nicht aus einer

steuerungstheoretischen Perspektive. Viele Analysen sind länderspezifisch

aufgebaut und sind von dalrer kaum verallgemeinerungsfähig (siehe rur Dupree

196--5; Melville 1962;Picard 1990;Ziercld 1968). Selten streben die Studien

nach theoriebildender Systematisierung (Brickman I 98 I ).
Ich meine demnach, daß eine Afteit, die sich aus einem steuerungstheoreti-

schen Interesse heraus in vergleichender und systematischer Absicht mit der

Forschungsförderung in der (problemorientierten) Grundlagenforschung be-

scheftigt, äin politikrvissenschaftliches Desiderat ist' Die Aufgabe dieser Studie

wira eJaeswägen sein zu bestimmen, wie steuerungsftlhig die Politik in dem

intermedi?iren Fötdetsyste- zwischen Politik und Wissenschaft aufoeten kann

und über welche Prozeßdynamiken, Strukturen rurd Stategien der offensichtlich

komplexe und undurchsichtige Interaktionsprozeß, der tiber Förderorganisatio-

nen irstitutionalisiert wird, verläuft. Ich möchte mich nicht mit dem Befund der

OECD zufriedengeben und den rkomplexen Interaktionsprozeßl als unentwirr-

bares Knäuel akzeptieren. Mit Hilfe politikwissenschaftlicher Analysein-

strurnente sollte es möglich sein, zumindest einige Stänge dieses Knäuels zu

entwirren und Grundmuster der Interaktion herausanarbeiten. Auf diese Weise,

so unterstelle ich, kann festgestellt werdenn unter welchen institutionellen

Bedingungen und unter welchän Akteurskonstellationen die Politik Einfluß auf

die ge;eft; Vergabe von Fördermitteln und damit auf das Forschungshandeln

der Wissenschaft ausüben kann.

Eine Untersuchung zur forschungspolitischen Steuerung der Wissensehaft bietet

sich allerdings nicht nur wegen der großen Bedeutung von Wissen-ftlr modeme

Gesellschaftin an. Mit der Fokussierung auf den intermediären Bereich zwi-

schen Staat und Wissenschaft wird generell an die aktuelle politikwissen-

schaftliche Diskussion über die rHandlungsfähigkeit des Staates am Ende des

20. Jatrhrxrderts< angekntipft, der durch ein immer dichteres rGeflecht innerge-

sellschaftlicherundfansnationalerVerhandlungsbeziehungen< inseiner >Fähig-

keit zur einseitig hierarchischen Steuerung eng< begrenzt wird (Scharpf l99l:
630). Ein Weclisel vom >Souveränen Staat< zum >Kooperativen Staat( (Ritter
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1979), der über >Verhandlungssysteme( operiert, scheint sich im Zuge von
Globalisierungstrends, funktionaler Differenzierung der Gesellschaft und
steigender Organisierung aller gesellschaftlichen Bereiche durchzusetzen
(Scharpf l99l; siehe auch Mayntz 1993). Die Rolle intermediärer Systeme der
lnteraktion zwischen Staat und Zivilgesellschaft rilckt dabei nicht nur in der For-
schungspolitik in den Mittelpunkt. Verflechtungszusammenhänge scheinen
Ausdruck eines Modemisierungstends zu sein, der schließlich alle Staatstätig-
keitsbereiche umfassen wird. In solchen Verhandlungssystemen kann der Staat

- so die These von Willke (1992) - noch primus inter pares sein, aber keines-
falls mehr monokratisch rmaterielle und immaterielle Werte< verteilen.

Die Politikwissenschaft ist heute dabei, diese lnterakXions- und Verhand-
lungsprozesse in unterschiedlichen Politikfeldem auszuloten, um zu einer
Gesamtbewertung der Steuenurgsfähigkeitdes modemen >Kooperativen Staates<

zu gelangen (siehe aus allgemein-theoretischer Perspeklive nur Hesse 1987;
Filrst 1987; Jtuiicke 1993; Böhret 1990; Ritter 1990; Offe 1987; Ellwein und
Hesse 1994; Voigt (Hg.) 1990). Die hier vorliegende Studie versteht sich dabei
als ein theorie- und empnegenchteter Beitag zu dieser Exploration des rKoope-
rativen Staates<.

Ein solcher Beitrag verspricht neue empirische Einsichten, weil in den
bisherigenempirischgehaltenen Studienzum rKooperativen Staat( beziehungs-
weise zu Verflechtungsformen zwischen Staat und Gesellschaft die forschungs-
politische Steuerung der Wissenschaft kaum beachtet wurde. Die Korporatis-
musanalysen konzentierten sich von Anfang an auf die Konzertierung im
wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich. Die Netzwerkanalyse hat zwar
gerade bei der Entwicklung der Netzwerkform des >hon Triangle< (Heclo 1978)
die Forschungsförderung in den USA als teffendes Beispiel verwendet,
systematisch-vergleichende Netzwerkanalysen zu diesem Thema lassen sich
aber nicht finden. ln den Arbeiten zum rDritten-Sektor< werden die Förder-
organisationen rlver als intermediäre Organisationen gewtlrdigt (Schuppert
l98l). Eine vergleichende und steuerungspolitische Analyse dieser Organisatio-
nen liegt aus dieser Perspeltive bisher aber ebensowenig vor.

Ich sehe den theoretischen Beinag der hier vorliegenden Studie in drei Punkten:

( I ) Die theoretisch gehaltenen Analysen zum rKooperativen Staat< lassen eine
Vielfalt an Beobachtungslinsen erkennen, mit denen man versucht, das beste
Bild tiber die neuen Handlungsbedingungen des Staates einzufangen. Von
prominenter Bedeutung sind dabei in der deutschen Diskussion einerseits
systemtheoretisch geprägte Beittge (Luhmann 1989; Bußhotr (Hg.) 1992;
Willke 1983,1992; Görlitz und Dnrwe (He.) 1990; Beyerle 1995), und anderer-
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seits akteurstheoretische Analysen (Scharpf 1989; Mayntz 1987; Grande 1994;
Hohn und Schimank 1990; Döhler 1990; Werle 1990). Beide Analysen verbin-
det ein genereller Konsens über die prägende Bedeutung funltionaler Differen-
zierung in modemen Gesellschaften. Sie unterscheiden sich in der Art der
Fokussierung auf die Steuerungsproblematiken moderner Gesellschaften und
intermediärer Systeme und, auf den ersten Blick, in der Beurteilung der Steue-
rurgsmöglichkeiten des politischen Systems. Ich halte es für wünschenswert,
die Stärken beider Beobachtrmgslinsen in der Untersuchung zu verwenden: die
makrosozietale, funktionalistische und stnrkturbetonte Analyse der System-
theorie, in der Akteure zu kurz kommen, und die auf die Handlungsrationalität
und strategische Interaktion von Organisationen und Individuen abhebende
Akteurstheorie, die häufig die Snukturaspekte vernachlässigt. Mit Hilfe einer
afueursorientierten Difereraierungstheorie, die von funktionaler Differenzie-
rung und Handlungssystemen ausgeht (vgl. Alexander (Hg.) 1985; Alexander
und Colomy (Hg.) 1990; Rtlschemeyer 1974; Schimank 1985, 1996;Mayntz
u.a. 1988) und versucht, die Dialektik von rSystem- und Partialinteresse<
(Derlien u.a. (Hg.) 1994) in ihr Konzept einzubauen, meine ich, die konzeptio-
nellen Pluspunkte beider Sichrweisen in den Interpretationsrahmen dieser Studie
aufrrehmen zu können.

(2) Aus einer Steuerungsperspektive unterscheidet sich die Forschungsför-
derung als Staatstätigkeitsfeld von der in Korporatismusanalysen favorisierten
Wirtschafts- und Sozialpolitik durch zwei Merkmale: In der Forschungsför-
derung werden staatliche Mittel verteilt, aber nicht umverteilt. Unterscheidet
man mit Lowi 09e) drei Arten von Policies, die dishibutive, die redistributive
und die regulative, dann üihlt die Forschrurgsförderung zur dishibutiven Politik,
die Wirtschafts- und Sozialpolitik aber zur redistibutiven Politik. Damit rtickt
aber eine ganz andere Art der Interessenvermittlung und des Interessenvermitt-
lungssystems in den Mittelpunkt der Analyse, die in bisherigen vergleichenden
Staatstätigkeitsanalysen, in denen Verflechhrng von Staat und Gesellschaft eine
Rolle spielte, relativ kurz gekommen ist. Distributive Policies sind im all-
gemeinen weitaus weniger politisiert und weniger konfliktintensiv als die
Politikfelder, über die die Verteilung des Bruttosozialprodukts direkt berührt
wird. Sie finden, wie Windhoff-Höritier schreibt, in einer rgeruhsamen politi-
schen Atnosphäre< statt (Windhoff-Höritier 1987: 48) und entgleiten damit nur
allzu leicht der öffentlichen Aufrnerksamkeit. Die Studie über die forschungs-
politische Steuenrng der Wissenschaft kann diesen Bereich der Policy-Analyse
empirischundtheoretischgegenüberdenansonstendominantenKorporatismus-
analysen vertiefen. Hinzu kommt ein zweites Moment, das gerade in den
Analysen, die sich mit distributiven Policies beschäftigt haben, unbeobachtet
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blieb. Im allgemeinen werden dishibutive Policies als ein Bereich angesehen,
in dem sich Netzwerke aller Art vorfinden lassen. In der Forschungsförderung
handelt es sich aber um organisationen, in denen und {tber die Interessenver-
mittlung stattfindet. solche organisationen sind in der Dritüe-sektor-Forschung
zwar unüersucht, aber wiederum nicht aus einer Policy-Perspektive beschrieben
worden. Mit der Kombination von distibutiven Policies und der organisierung
von Interessenvermittlung durch korporative Aheure wird damit ein bisher
unerforschtes Feld der Interessenvermittlung zur Diskussion gestellt.

(3) In der weitläufigen und disparaten Literatur ilber Steuerungsaspekte in
intermedi?iren systemen lassen sich grundsätzlich drei Thesen herausarbeiten:
(i) Intermediäre systeme sind als eine rational begründbaxe steuerurgserweite-
rung des politischen Handelns in modernen Gesellschaften anzusehen; (ii)
Intermediäre Systeme werden von gesellschaftlichen Akteuren genutzt, um sich
staatliche Kompetenzen und Ressourcen anzueignen; (iii) Intermediäre systeme
ftlhren nach einer z,eit ein Eigenleben, auf das weder politische noch gesell-
schaftliche Alteure einen Zugriff haben.

Ich werde zeigen, dali keine dieser Thesen in der Forschungsfö,rdenurg einen
Alleinerklänrngsanspruch geltend machen kann, obwohl sich in einzelnen
Entwicklungsphasen der Fördersysteme durchaus dominante Trends heraus-
kristallisieren. Es ist aber schließlich die gleichzeitige wirksamkeit aller drei
Interessenpositionen und ihre friedsame vermittlung innerhalb der Förder-
organisationen, die einen instultiven Austauschprozeß möglich macht, in
dessen Verlauf mittel- und langfristig ein kollektives optimum an Interessen-
realisierung erreicht werden kann.

Zur methodischen Vorgehensw eise

Die empirische Beobachtung erfolgt itber einen Vier-Länder-Vergleich. Im
Unterschied zu einzelnen Fallstudien ist der Vorteil eines solchen Vergleichs,
zu Aussagen gelangen zu können, die einerseits (beschränkt) generalisierend
sind und andererseits institutionelle Varianzen und wechselnde Akteurskon-
stellationen berucksichtigen. Forschungsergebnisse, die anhand eines Landes
ermittelt wurden, können als konfigrrative Fallstudien fruchtbaren, heuristi-
schen Wert besitzeru sie mtissen aber den Einfluß institutioneller Stukturen auf
die Dynamik in Akteurskonstellationen relativ konstant halten, weil sie nur
historische, aber keine räumlichen Varianzen berilclsichtigen können. Gerade
bei institutionellen Variablen sind die historischen Varianzen aber re lativ gering.
Ein Vier-Länder-vergleich bietet selbstverständlich ebensowenig gesicherte
Aussagen ilber die politische steuerungsfähigkeit im modemen staat wie eine
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Fallstudie. Auch ein solcher Vergleich unterliegt der Beschränkung, nicht die
vollständige Population oder einen signifikanten Teil der Population, sondern

nu einige Fälle untersucht zu haben. Immerhin können aber zumindest andeu-

trurgsweise die institutionelleVielfdtunddie sichdaraus ergebendenVarianzen

in der politischen Steuerungsfähigkeit dieser Länder erfaßt werden. Es wird also

möglich zu fragen, inwiefern nationale Unterschiede in der institutionellen
Ausstattung und der Ausprägung von Akteurskonstellationen einen Unterschied

ftirdie Interaktionsprozesse in intermediären Systemenund die eingeschlagenen

Entwicklungspfade machen. Mit einer vergleichenden Studie vermeidet man

zudem vorschnelle Generalisierungen über Entrvicklungsftends moderner

Gesellschaften, wie sie in modemisierungstheoretischen Analysen beziehungs-

weise Analysen zur funktionalen Differenziermg der Gesellschaft tiblich sind.

Ob der Staat grundsätzlich einen Wandel zum rKooperativen Staat< erlebt oder

funktionale Differenzierung auf die politische Steuerungsfätrigkeit des Staates

durchschlagt, läßt sich nicht anhand eines Falles belegen, den man als prototy-
pisch flir eine allgemeine Entrvicklung ansieht. Es bedarf der empirischen und
vergleichenden Analyse, um festzuhalten, ob wir ätrnliche Entrvicklungstrends
in vielen Ländem beobachten können. Die räumlich und historisch vergleichen-

de, aktewstheoretische Analyse versucht, die Enrwicklung moderner Gesell-
schaften nicht als eingleisigen und evolutionär-funktionalistischen Prozeß zu

verstehen, sondem der Kontingenz und Variation der Evolution Rechnung zu
tragen.

Gegenüber quantitativ-komparativen Studien mit einer großen Zahl von
Uindem bietet der fallorientierte, vergleichende Ansatz mit rdichter Beschrei-

bung< (Geertz 1983) den Vorteil, die Komplexität von Akteurskonstellationen
und lnstitutionen weitgehend erhalten und den Fall holistisch, also als System,

erfassen zu können. ,Thus, the relations between the parts of a whole are

understood within the context of the whole, not within the context of general

pattems of covariation between variables characterizing the members of a
population of comparable units. (Ragin 1987: X). Fallstudien bieten sich gerade

dann an, wenn unterschiedliche >constellations, configurations and coqiunctu-

res< gleiche oder ähnliche Ergebnisse zustandebringen (idem). Vor allem

erlauben sie es aber, akteurstheoretische Analysen und Fragestellungen an-

zuwenden, da über die qualitative Untersuchung nicht nw Stnrktr.uerklärungen,

sondem auch Intentionalerklärungen möglich werden (Braun 1995).

Ein Vier-Länder-Vergleich ist also komplex genug, um institutionelle Fakto-

ren und wechselnde Akteurskonstellationen als erklärende Variablen mitein-
zubeziehen und vorläufige, allgemeine Hypothesen tlber konstatierte Zusam-

menhänge zu erlauben. Andererseits ist die Komplexität noch so handhabbar,
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dalJ die Untersuchungsfälle relativ umfassend, als systeme mit Elementen und
Relationierungen, erfaßt werden können.

Die studie wendet die Methode der >comparable cases strategt< arr
(LUphart 1975): Es werden Länder ausgewählt, die in vielen punkten überein-
stimmung, aber in bestimmten erklärenden oder kontollierenden variablen
unterschiede aufiveisen. so sind die vier Länder dieser studie - die usA,
England, Frankreich und Deutschland - nicht willk{lrlich ausgewählt worden:
sie weisen spezifische Gemeinsamkeitcn, aber auch unterschiede auf, die sie
fllr diese Art Analyse prädisponieren: Die vier Länder sind miteinander ver-
gleichbar, weil sie große Länder mit einem umfassenden Anspruch in der For-
schungspolitik sind2, zu den hochentrvickelten, reichen und demokratischen
Indusniegesellschaften zählen, die Freiheit von Forschung urd Lchre anerken-
nen und in der wissenschaftsgeschichte von herausragendcr Bedeutung fflr die
Entwicklung- der Forschungspolitik in anderen Ländem gewesen sind lBen-
David 197D3. weder die forschungspolitische Entrvickrung in den ostblock-
ländern, noch die in den Entwicklungslfindem oder in den kleineren oECD-
staaten ist hiermit vergleichbar. Die Entrvicklung in den ostblockländein war
durch die ständigen vereinnahmungsversuche dcr politik gegen{lber der For-
schung gekennzeichnet, die weit llber die steuerungsintensität in den OECD-
Ländern hinausging rurd damit eine besondere Bedeutung fflr die tnstitutionali-
sierung der wissenschaft und Forschungspolitik gewann. Die Entwicklungs-
länder - teilweise muß man auch die slldeuropäischen Länder ar dieser Gnrppe
zählen - sind Importeure von Forschungsergebnissen; die rcichercn und kleine-
renLänderhalten sichentwederbei Investitionen indic Forschungarllck (etwa
Norwegen, Dänemark) oder investieren in ökologische Nischen der Technolo-
giepolitik (Niederlande, Schweiz; Katzenstein I 985).

Dies_ddlckt sich in der Quotc dcr Fonchungsausgabcn am Bruttosozialprodukt aus: Die
vicr Lllndcr zählcn, ansammcn mit Japan und Schwcden, zu dcn ausgabcnfrcudigstcn
Forsc-hrmgsländcrn. IlrForschungsoutput(inFormvonwisscnschaftlichinhrblilotiöncn)
umfaßt welnueit ungeflhr E0% allcr wissenschaftlichcn publikationen, wobci dic usÄ
allcrdings eindcutig dominieren,
Das einzigc andorc goße Lan4 das diescn Kritcricn ebenfalls in etua mspricht, ist Japan.
Japrn ist aber zum cincn selbst Nutznicßcr und Imitator dor institutiodilGn Initiativen
in der Forschungspolitik andcrcr Ländcr gcwcscn und vormißto zudcm lango Zoit cin
andc'rcs, dio Dynamik dcr Forschungspolitik in den vicr hicr untcrsuchtcn Iindem bc-
stimmcndcs Stukturprinzip, nümlich das spamungsvcrhälrris von Grundlagonfonchung
und angcwandtcr Fonchung. Jrpan hat bckanntlich -dics hat sich crst im lotacn Jabzchnt
gcln{crt - auf dio Grundlagcnentwicklung in der wissenschaft wcitgchond vcrzichtct
und desto intcnsivor in dio tcchnologische Ennuicklung invcsticrt. Hicrdurch frllt Japan
aus dcm votgleichsrahmcn hcnus, in dem dcr Tnnsfcrprozcß von dor Grundlagonior-
schung in die furwcndung fflr dio politischc Stcuc,lung dcr Wissonschaft cin allos bchcn-
schcndes Problcm dantcllt.

2

3



26 Kapitel I

Die Gemeinsamkeiten erlauben einen sinnvollen Vergleich zur Ermittlung
allgemeiner Charakteristika in der forschungspolitischen Steuerung und in-

stitutioneller Unterschiede. Es wird sich zeigen, daß die vier Länder bei der

lnstitutionalisierung und Funktionsweise intermedifuer Systeme in der for-

schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft unterschiedliche Entwick-

lungspfade eingeschlagen haben, die es zu erklären gilt.
Dor ftir die politische Steuerungsfätrigkeit auf den ersten Blick als wichtig

anzunehmende erklärende Unterschied zwischen den vier Ländem ist ihre

Einordnrurg auf dem Kontinuum der rStaatlicfukeik (Nettl 1968; Almond 1988;

Dyson 1980). Nettl ?ßigt, daß sich die vier Länder in zvvei Gruppen unterteilen

lassen, wenn man ifue >scope and extent of governmental power and authority<

als Kriterium gelten läßt: Zum einen die kontinentaleuropäischen Länder

Frankreich und Deutschland, zum anderen die angelsächsischen Länder Eng-

land und die USA. Wätuend die ersten beiden Länder in ihrer Entwicklungs-
geschichte ein hohes MafJ an autonomer Staatlichkeit mit einer starken Tren-

nung von Staat und Gesellschaft und einer großen Bedeutung der politischen

Exekutive herausbildeten, waren die angelsächsischen Länder durch eine ge-

ringere Autonomie des Staates gegentiber der Gesellschaft und im Fall der

USA durch eine starke Trennung der Gewalten innerhalb des politischen Sy-

stems gekennzeichnet (Nettl 1968: 569-570). Der Staat blieb in Frankreich

und Diutschland eine von der bilrgerlichen Zivilgesellschaft getrennte und

ideologisch tiberhöhte Instanz, während er seine Legitimität in den angelsäch-

sischen Ländern in ständiger Auseinandersetzung mit der Zivilgesellschaft

erwerben mußte. Genau dieser Unterschied läßt erwarten' daß sich intermediä-

re Systeme zwischen Staat und Gesellschaft in diesen Ländem auf andere Art
und Weise und mit anderen Formen herausbilden. rStaatliche Systeme< neigen

der Theorie nach zu einer Bevormundung intermediärer Systeme und gesell-

schaftlicher Akteure, während die >stateless societies< den gesellschaftlichen

Interessengruppen Raum zur eigenständigen Entfaltung gehn. Inwiefern diese

These zutrifft, muß in der vergleichenden Analyse der forschungspolitischen

Steuerung der Wissenschaft nachgewiesen werden.

Interesiant ist auch ein zweites Distinktionskriterium, das die Länder al-

lerdings ganz anders gruppiert, ntimlich die von schmidt hervorgehobene

Trennungvon Ländem mit einer großen und einer geringen Zahl von institu-

tionellen Schranken gegen eine Mehrheitshenschaft (Schmidt 1993: 385-390).

Frankreich und England erweisen sich hier als Länder, die keine Schranken

kennen, während die Bundesrepublik und die USA sehr viele solcher institu-

tionellen Schranken aufiryeisen. Es wird sich zeigen' daß in der Forschungsför-

derung vor allem der Unterschied zwischen geteilter (USA, Bundesrepublik)
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und ungeteilter Macht @ranlcreich, England) im politischen system eine Rolle
ftir unterschiede in der politischen steuerungsfätrigkeit der vier Länder spielt.

Der unterschied zu einer vorgehensweise, in der es danrm geht, einen theore-
tischen Ansatz und hieraus folgende Thesen über empirische phänomene zu
illustrieren (>parallel demonstration of theory<; skocpol und somers 1980),
wie sie zum Beispiel in der Rational-choice Analyse von przeworski (prze-
worski l99l) oder der struktur-funkdonalistischen studie Eisenstadts (1963)
eingesetzt wird, besteht darin, daß in der hier vorliegenden Arbeit zwar ein-
deutig theoretische Fragen im Mittelpunkt stehen, die Empirie aber zur über-
prüfung von in bestehenden Analysen entwickelten Hlryothesen dienen soll. In
dieser Hinsicht ätrnelt die Analyse dem von skocpol und somers systemati-
sierten Tlpus denmakro-kausalen Analysen, in der der vergleich als ,eine
grobe Negativkontolle allgemein akzeptierter historischer Erklänrngen die-
nenc kann @arrington Moore 1969: l2).

Gliederung

Ich werde die Darstellung der forschungspolitischen steuerung der wissen-
schaft in sieben Schritten abhandeln.

Im zweiten Kapitel werden die bisherigen system- und akteursorientierten
steuerungstheoretischen Überlegungen anm rKooperativen saat< diskutiert
und ihre sichtn'eise zur Entwicklung des rKooperativen staates< vorgestellt.

Anschließend werden im dritten Kapitel drei Entwicklungshlpothesen her-
ausgearbeitet werden (steuerungserweiterung, vereinnahmung oder verselb-
stärndigung beziehungsweise Eigendynamik von intermediären Systemee, die
unterschiedliche Implikationen fttr die steuerungsfähigkeit des staates in För-
dersystemen beinhalten.

lm vierten Ikpitel wird aus einer analytischen und differerzierurgstheoreti-
schen Perspektive die Frage gestellt, warum die forschungspolitische steue-
rung der wissenschaft hauptsächlich in Form von finanziellen Anreizprogram-
men erfolgt und wanrm zur Duchftlhrung solcher Programme hauptsächtich
intermediäre systeme zwischen wissenschaft und Politik entstanden. Der
Grund hierftir wird in diesem Kapitel in der rsteuerbarkeit der wissenschaft<
gesucht. Wissenschaft enveist sich in vielerlei Hinsicht als selbsüeferentielles
system, das von der Politik nicht regulativ gesteuert werden kann. Fördersyste-
me und Förderorganisationen sind dabei rRisikoverwalhrngssysteme<, die ein
Gleichgewicht zwischen wissenschaftlicher selbststeuerung und staatlichen
Steuenmgsanspdtchen herstellen sollen.
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Das fltnfte Kapitel widmet sich daraufhin der historischen Entstehurg der

intermediären Systeme znisohen Politik und Wissenschaft. Dic Fragestellung

des Kapitels dient einer Überprltfung der in der Modemisienmgshypothese
angelegten Vermutung, daß sich der rKooperative Staat( als fiurktionale Ant'
wort dir Politik auf komplexcr werdende Probleme moderner Gesellschaften

ventehen läßt. Läßt sich eine solche Vermutung auch historisch-genetisch und

anhand einer akteurstheoretischen Differenzierungsanalyse im Fall der Steue-

nxrg der Wissenschaft erhärten? Oder gibt es ander€ und beffendere Erklärun-
gen zu die Herausbildung? Aus einer akteurstheoretischen Perspektive läßt

iich diese Frage auch so reformulieren: Kann gezeigt werden, daß die interme-

diären Organisationen in der Forschungsfördenurg auch von politischen Ak-
teurcn gewollt und initiiert waren, oder spricht der Befund eher fflr die These

von de; Vereinnatrmung der Politik duch gesellschaftliche beziehungsweise

wissenschaftliche Kräfte? Machen sich hier die Unterschiede in der )Staatlich'

keit< der Länder bemerkbar?
In Ifupitel 6 wird die Interaktionsdynamik in den Fördersystemen nach dem

Zweiten lffeltkrieg besclrieben. ln dieser Periode werden die Förderorganisa'

tionen zu selbständigen rSpielem< mit Eigeninteressen, während gleichzeitig

die Forschrurgspolitik an Stellenwert unter den staatlichen Tätigkeitsfeldern
gewinnt. Es wird gezeigi,dafl die lnteraktionen zwischen dem staat und den

FOrderorganisationen in länderspezifischen rFiguationenr ablaufen, die eine

umfassende Koordination aller forschungspolitischen Aheure erschweren.

In Kapitel 7 wechselt die Analyse von der interorganisatorischen auf die

intraorganisatorische Ebene. Eine Betrachtung der Binnenorganisation, der

Crremien und Verfahrpnsabläufe von Förderorganisationen soll es ermöglichen,

den komplexen Interaktionsprozeß in der forschungspolitischen Steuenurgder

Wissensöhaft, der im wesentlichen innerhalb solcher rsbategischer Organisa'

tionen< (OECD l99la) statffindet, zu entschlllsseln und atrf handhabbare Inter-

aktionsmuster arllckzufllhren. Erst dann läßt sich feststellen, ob die Verhand-

lungssysteme in der Forschungsßrderung der Steuerwtgserweitenrng der Poli'
tik dienen, eher eine Vereinnahmung durch wissenschaftliche Alteure beglln-

stigen oder zu einer Verselbständigung gegentlber Politik utd Wissenschaft

neigen.
Im abschließenden achten lkpitel werden die Befrrnde der Analyse zusam-

mengefaßt und die Bedeutung der vorgelegten Analyse fflr das politikwissen-

schaftliche Erkenntnisinteresse am rKooperativen Staat< hervorgehoben.
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Der Kooperative Staat als neues Paradigma
in politikwissenschaftlichen Steuerungsansätzen

Seit den achtziger Jahren beginnt sich in der neuereq dcutschen Staatsdiskrssion
(siehe als Diskussionsttbersicht Ellwein u.a. (Hg.) 1987) ein aus vielerlei intel-
lektuellen Quellen gespeistes, neues Beobachtungsmodell der Beziehung von
staat und cesellschaft herauszukristallisieren. Im Mittelpunkt stehen hiirbei
die vielfältigen Interaktionen und vemeEungen arischen Staat und Gesellschaft
und ihre Auswirkungen auf das steuenrngsvermögert der politika in modernen
Gesellschaften. Der Begriff >Kooperativer staat<s (Ritter I 929; Hartwich l9g7;
Hesse 1987; Grimm 1992;Yoigl(Hg.) 1995) kann als Terminus technicus ver-
wendet werden, um dieses gemeinsame Erkenntnisinteresse von Interessen-
gruppentheorien, Implementationsforschung und systemtheorie in der neueren
Staatsforschung festzuhalten. Andie Stelle souveränerpolitischerEntscheidqn-

4 Ich werde im weiteren verlauf die Begritre >politisches system< vÄ >politik< synonym
v_erwenden. Der Bcgriffpolitisches System verweßtavf das Funhiorßfystempoliiilq uL€r
das materielle und immaterielle Werte in der Gesellschaft autoritativ verteilt werden
(Easton 1965). Ich venrende ebcnso den Begiff tlvßsensch$ssystem< rmd >wissen-
sch$< synonw. Der Begriff rsraat< zielt dagegen nicht auf Funkiion, sondem auf die
üffentlichaolitischenlnstihttioncnarRegelungdergemeinschaftlichenAngelegcnlreiten
eines Geme inwesens< (schmidt 1995a: E96). Im Zenüum dicses Bcgriß süehen aie staars-
gewalten und staatlichen Institutionen. Staat vcrweist stärker aufden Machtaspela da
Politik, auf das rMonopol legitimer physischer Gewaltsamkeitr (M. webcr) in einem
abgegrenzten Staatsterritorium.
Diesen Begriffhat erstmals Rittcr formuliert, allerdings aus der sicht der Intercssen-
gruppentheoricn und mit einergchörigen Portion verüauen in die Handlungsffhigkeiten
des staates: ,Das ist ein staat, dcr sich mit dcn Gruppen in ZusamrncnarbJit veibindet,
der Großuntemehmen, oligopolen und organisierten Gruppen zugangzu seinen Ent-
scheidungsvorgängen gcwährt (sic!) und der demgemäß die Grufpenmeinungen und
Gruppeninteressen als bewegende Kraft der Gemeinwohlprozesse in der ptwaliitischen
Demokratie anerkennt. Der kooperative start ist ein staat, der sich der ireger sozialer
und ökonomischer Macht zur umsehng seiner ziele bcdient (sic!) und der öffcntliche
Aufgaben au kooperativen Erledigung mit ebcn diesen Machtnägern vergesellschaftet
(sic!). (Rittcr 1979: 40E-409).

5
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gen in einzelnen Politikfeldem teten vielfältige Verhandlungssysteme zwischen

Staatrurdcesellschaft. Solche Verbund-beÄehungsweise Verhandlungssysteme

(Otre 1975) werden von beinatre allen Autoren als der heute wichtigste und ftir
di" P"tfot-an, entscheidende Ort staatlichen Steuerungshandelns gesehen

(Scharpf 1991; Ritter 1979, 1990; Hartwich 1987; Schuppert 1990; Hesse 1987;

Offe 1987; Grimm 1993; Ftirst 1987).

Die analytische Verschiebung in der Modellierung der Beziehung staat-Ge-

sellschaft vom souveränen anm rKooperativen Staat< ist nicht ohne Einfluß auf

das Denken über staatliche Steuerungsmöglichkeiten geblieben. Steuerungs-

theorien lassen sich seit den Planungsmodellen der zwanziger und dreißiger

Jahre finden (Braun 1995). Ging man damals noch von einem fast allmächtigen

Staat mit umfassenden Planungskapazitäten aus, so nahmen die optimistischen

EinschätzungenstaatlicherSteuerungsmöglichkeitenbisheutegraduellab. Opti-

mismus behänschte noch die kybemetischen Theorien @eutsch 1963; Etzioni

1968) und die Technokratiediskussion der sechziger Jahre (Schelsky 1965).

Auch die Implementationsanalysen Anfang der siebziger Jahre waren davon

überzeugt, einevorausschauende staatliche Politik eneichen zukönnen (Mayntz

und Scharpf I 973; Scharpf I 973). Im Laufe der siebziger Jatre deutete sich aber

bereits ein Wechsel vom Optimismr$ anm Skeptizismus an. Dieser ist in den

Implementationsanalysen (Lindblom 1977;Mayntz 1980) undvor allem in den

Unregierbarkeitsttreorien konservativer (Hennis u.a. 1977) und linker Provenienz

(otre tggo; Habermas 1973) z-1tfinden. ln den achtziger Jahren wird von fast

allen Seiten ft.ir eine Zurücknahme staatlicher Steuerungsanspdiche plädiert, fir
einen Rückzug des Staates auf eine Moderator-, Ordnungs-, Kommrurikations-

oder Vermittlungsfunktion (so Hesse 1987; Willke 1992) und eine Verlagerung

staatlicher Aufgaben in Verbundsysteme (so zum Beispiel Offe 1987 und Jänik-

ke 1993).
In der neueren deutschen Staatsdish$sion wnrde die Debatte tlber die generel-

len Steuerungsmöglichkeiten im rKooperativen Staat< im wesentlichen von

Vetretem der systemtheoretischen und einer aHeurstheoretischen Sichfweise

geftihrt. Beide Positionen vereint eine Reihe von Annahmen, insbesondere der

Ausgangspunkt der funktionalen Differenzienrng der Gesellschaft. Beide enden

schließlich beim >Kooperativen Staat(. Sie unterscheiden sich aber vor allem

in der Einschätzung der konkreten Steuerungsmöglichkeiten des Staates in inter-

mediären Systemen6. Ich werde im folgenden die wichtigsten Gedanken dieser

6 Unter intermediären Systemen verstehe ich alle institutionalisierten Formen, in denen

staatliche Gtlter und Dienstleistungen in Konflikt', Diskurs- und Konsensbildungsprozes-

sen mit lnteressen gesellschaftlicher Akteure und intermediär€r Akteure abgestimmt und

bereitgestellt werdän. Intermediäre Alteure sind lndividuen oder korporative Akteure,
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steuerungstheorien diskursiv herausarbeiten, wobei es mir nicht danrm geht,
denAnsätzenkonzeptionelleodermethodische schwächennachzuweisen. statt-
dessen sollen beide Ansätze als analytisch fruchtbare Betachtungsweisen ver-
standen werden, deren stärken sich in einer akteurstheoretischen Differenzie-
rungstheorie miteinander verbinden lassen @rarur 1993f; schimank 1985, 1996).
Die akteurstheoretische Differenzierungstheorie wird das Beobachtungsraster
der hier vorliegenden Studie bilden.

2.1 Dersystemtheoretische Zugangzurpolitischen Steuerung
im >Kooperativen Staat<

In der autopoietischen Systemtheorie, oder der rTheorie der selbsbeferentiellen
Systeme< erfolgt, so Luhmann (1984: 27),eine,Umlagerung ... von lnteresse
an Design und Kontrolle zu Interesse an Autonomie und umweltsensibilität,
von Planung zu Evolutiorl von stnktureller Stabilität an dynamischer Stabilität..
Was bedeutet dies ftir eine Theorie politischer Steuerung?

Kennzeichnend ftir moderne Gesellschaften sei - dies wird auch von den
meisten Akteurstheorien akzeptiert - eine frrnltionale Differenzierung der Ge-
sellschaft in TeilsystemeT, die das evolutionäre Ergebnis eines prozässes der
Komplexitätmeduzienurg seien. Diese Herausbildung von Teilsystemen begrenze
prirzipiell die steuerbarkeitt der Gesellschaft durch politischeAkteure. ns giuq

7

die öffentliche Alfgaben in irgendeiner Form wahmehmcn und damit anstclle politischer
Instanzen handeln. sie können aufBereiben des Staates hin gegillndet werden (bffentlich-
rechtlich€ Körpcrschaften) oder auf privaten Initiativen beruhen (zum Beispiel wohl-
fahrtsverbände). sie stehen aber aufjeden Fall nicht b€liebig ar Disposition politischer
oderprivater Gestalhmgsabsichten und mllssen deswegen als r€tativ s€lbständile Akteure
miteinbezogen werden. wie relativ autonom solche intemediären Akteure sein können,
ist eine der Untersuchungsfragen dieser Studie.
Dies.sind-funktional spezifizierte Bcrciche mit relativ eindeutigen rleitorientierungen<,
die .sich als eigene systeme mit rclativ stabilen Grcnzen gegenüber der Geseltschadund
anderen ausdifferenzierten Bereichen ctabliert haben. Ali Beispielc Luhmanns gelten
allgemeindie Religion, dic wissenschaft, das Militär, das Recht, diepolititq das Bildungs-
system und die Wirtschaft.
Mit dem Begriff der rsteuerbarkcit<, der von rsteuerungsfähigkeit( abzugrenzen ist
(scharpf l9EE: 67), wird auf die relative Autonomic der gesellschaftlichen Tlilsysteme
hingewiesen. unabhtngig davon, wie steuerungsfthig die politik isg kann das steuirungs-
feld doch nicht steuerbar sein" weil es keine insüumGllblen Mögliclrkeitcn der Politik gibt,
dtuckt einargreifen. steuerungsfrhigkeit deutet dagegen nur auidas vermögen der politik
hin, konsistente Ziele an entwickeln und mit areclcrationalen Mitteln ar verfolgen. Damit

E
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so Luhmann (1981: 84), eine >nattirliche Autonomiesicherwrg< in den Teilsyste-

men, die ihren Grund in den unterschiedlichen Kommunikationsmedien von

Politik rmd restlichen Teilsystemen der Gesellschaft findet. Teilsysteme seien

deswegen >operational geschlossen<, weil es in jedem funktionalen Teilsystem

eine nur dort gtlltige rleitdifferenz(, einen rbinären Code< gibt, mit dem Er-

eigrisse selektiert und verarbeitet werden (Willke 1992:60).Über die Leitdiffe-
renz nehmen die Systeme rin der Konstitution ihrer Elemente und ihrer elemen-

taren Operationen< primär Bezug auf sich selbst (Luhmann 1984b: 25). Dies

macht sie an stukturdeterminierten Systemen (Luhmann 1988: 331). Stukürde-
terminierte Systeme sind also Systeme, die ihre eigenen Strukturen nur durch

eigene Operationen ändem könnenn (idem).

Damit ist keine gnrndsätzliche schließung der systeme im sinne einer Aut-
arkie verbunden (Willke l9S9). Systeme mlissen ftlr Signale offen sein, sie

mtlssen aufgrund iluer Interdependeru mit anderen funktionalen Teilsystemen

resonandähig bleiben, aber die intemen Verarbeitungsmechanismen externer

Ereignisse stehen ganz im Zeichen der >intemen Konditionalitäten< (Willke

1992:126;Luhmann 1984a: 60). Wenn in einer Welt voller Teilsysteme über-

haupt von Steuenrng gesprochen werden könne, dann nur von einer

Selbststeuerung.
Logischenreise kann es in einer solchen Welt von Teilsystemen weder eine

hierarihische Spitze noch eine lineare Kausalität geben. Dort, wo Heterarchie

und nicht Hierarchie das Verhältnis von sozialen Systemen kennzeichnel kann

die Politik nicht erfolgreich steuern. Jede Steuerung von Systemen wtirde ja

implizieren, daß die Gesamtheit der Operationen, mit denen das System sich

ausgrenzt, abgfenzt und den Rest der Welt als Umwelt konstituiert. (Luhmann

1991: 143), aufeine andere Beangsbasis gestelltwird, also im Zweifelsfall funk-

tionale Differenzienurg aufgehoben werden mtlßte. Dies ist in totalitären Staaten

denkbar wrd versucht worden. Ftlr demokratische Gesellschaften, um die es uns

hier geht, kann dies keine politische Option sein. Luhmanns Schlußfolgerung

lautet oWenn man Steuenng als Bestimmung eines Systemzustandes von außen

definiert, lautet die Antwort [aufdie Frage, ob Steuerung möglich ist] )nein( ...(
(Luhmann l99l: 144).

Tatsächlich ist der Fall der rSystemsteuenmg<, den Luhmann hier kategorisch

ausschließt, inpolitikrrissenschaftlichenSteuerungsdishssionenohnediesnicht
diskursfätrig. Funktionale Teilsysteme auf politische Differenzen umzustellen,

ist in modernen demolnatischen Gesellschaften, in denen die Tätigkeit in solchen

ist noch nichts tlber ihr Potential ausgesagl auch gestaltend in die Teilsysteme eingreifen

zu können.
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Teilsystemen meist zusätzlich verfassungsrechtlich abgesichert ist, keine Steue-
rungsoption. Luhmann diskutiert hier also etwas, was weder in der Politik ge-
wollt, noch in der Politikwissenschafr zur Debatte steht (schimank 1990: 506;
Braun 1993f:5; siehe auch M{lnch 1996).

Luhmann kommt der Politikwissenschaft insofern entgegen, als er den steue-
rungsbegriff so reformuliert, da[J zwar keine steuerung der systemzustände,
wohl aber eine Beeinflussung durch rexteme Perturbationen<, also durch exteme
störungen, erfolgen kann. Die Politik vennag es, Anstöße zur selbststeuerwrg
zu geben und bestimmte eigene Ziele ltber solche Anstöße zu verwirklichen.

Luhmann schlägt vor, Steuerung kybemetisch im Sinne von rconüol< zu
verstehen, Konnolle dann allerdings nicht auf systeme zu beziehen, sondem
auf runterscheidwrgen< (Luhmann l99l: 143). Der Politik kann es bei srcuenng
dann immer nur um die Verringerung einer Dffireru gehen (Luhmann 1988:
329). Diese Differenz wird selbstverständlich - dies ist ja die autopoietische
wende oder die Kybernetik zweiter ordnwrg - vom politischen steuerurgs-
system selbst konshuiert. sie hat aber Bedeutung fflr die Teilsysteme. Eine von
der Politik angestrebte Differenzminderung kann von den anderen systemen
nicht negiert werden. Ja, sie hat sogar rgewaltige Auswirkungen auf die Gesell-
schaft, weil ... [sie] Differenzen erzeugt ...* (Luhmann 1988: 337). Die politik
kann also, dieses Beispiel hägt Luhmann selbst vor, Impfgesetze erlassen, die
die Differenz zwischen rErkrankten und Gesunden< veningem helfen (Lutrmann
l99l: 143), sie kann die Frauenerwerbsrate erhöhen, indem ansätzliche Kinder-
gartenplätze zw verfflgung gestellt werden usw. Aber all dies ist eben nicht
Steuerung, weil die Auswirkungen der angeshebten Differerzminderung nicht
von der Politik abhängen, sondem davon, was im Kontext anderer Systcme als
Differenz konstnriert wird und unter die dort praktizierten rrrd systemimmanen-
ten steuerungsprogramme fällt. Politische steuerwrg tiffi immer auf bereits
in den systemen vorhandene stukturen, die dnrch die im system konstnrierten
Unterscheidungen generiert werden (Druwe 1989: 57; Gotsch l98De. Deren
Eigenreaktivität entscheidet ltber die wirksamkeit der steuenngsmaßnahmen.

Die Politik kann also erfolgreich >stören< und damit die eigenen Differenzni-
nimierungsprogranrme umsetzen, wenn sie sich der Differenzminierungspro-

Druwe fllhrt ein Beispiel an: ,Der Erziehungsprozeß beim Kind wird normalerwcise so
intcrprctiert, daß das Kind scine Reaktioncn der Umwelt anpaßt; extarnc Einwirkungan
bcfördern cine Rcalstion, hicr licg also Steucrung odcr Rcgelung vor, Aus dcr Sicht der
Autopoicsc ist Eziehung wic folgt ar interpretieren: Auf Pcrtuöationen (extcrne Störun-
gen) rcagiort das Kind mit einem bcstimmtcn Vcrhaltcn, welches durch scine SEuktur
dctcrminiert ist. Der Erfolg dcs Erziehrmgsprozcsscs hängl bci dicscr Variantc von dcr
Srukmr dcs Kindcs ab, wührcnd cr im cntcn Fall immer dann einbrt€n mllßt€, wenn cine
Erziehungsmaßnahme durchgcfllhrt worden ist (Druwo l9E9: 53).

9
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granrme in den Teilsystemen zu bedienen weißro. Dies ist Luhmanns Botchaft
zurpolitischen Steuerung. Die entscheidende Frage einerpolitikrrissenschaftli-
chen Steuerungstheorie, die von Luhmann selbst aber nicht beantwortet wird,
ist dann aber gerade, ob und unter welchen Bedingmgen die Politik in der Lage

ist, ihre Differenzrninimierungsprogramme so umzusetzen, daß die Teilsysteme

aufgnrnd ihrer eigenen Operationsregeln zum politischen Differenzminierungs-
programm beinagen.

Während es Luhmann lediglich darum geht, die >Unsteuerbarkeit( funlitionaler

Teilsysteme nachzuweisen, haben sich mehrere andere Autor€nwie zum Beispiel

Willke und Teubner mit der Frage beschäftigt, wie sich politischer Einfluß so

in systeminterne Handlungsprogramme übersetzen läßt, daß das lndependenz-

problem funktionaler Gesellschaften, also die inhärente Tendenz von Teilsyste-

men, sich von der gesamtgesellschaftlichen Rationalität abzukoppeln, gelöst

werden kann. Die Politik sei auch in rheterarchischen Gesellschaften< die maß-

gebliche Instanz, um die gesamtgesellschaftliche Rationalität gegenüber den

Teilsystemen einzufordem. Dies geht aber ngr, so Willke, der damit in Gegen-

satz at Luhmann trittrr, wenn die Akteure in Teilsystemen frühzeitig in die
politischen Differenzminierungsprogramme eingebunden werden. Es gehe dar-

um, sich derfreiwilligenTeilnahme dieser AWeure an einem an gesamtgesell-

sctafilicher Rationalittrt ausgerichteten Handelnzuvergeutlisern (Willke 192).
Um dies zu erreichen, solle die Politik sich auf dezentrale Kontextsteuerung
konzentrieren (Willke 1992: 189; Willke 1987b; Teubner und Willke 1984).

Über die Enichtung von lnteraktionssystemen zwischen Politik und Teilsyste-

men versucht die Politik überzeugend und instnrierend auf die teilsystemischen

Akteure einzuwirken und deren reflexive Kapazitäten für das Allgemeinwohl
zu schlirfen. Bei einer Kontextsteuerung will der Staat lediglich Steuerungs-

impulse geben wrd damit als Katalysator wirken (Willke 1987a:20). Erfolgrcich

kann eine solche Kontextsteuerung aber nur sein, wenn die Politik jeden hier-

l0 Insofem sticht Scharpfs kitischer Einwand gegen Luhmann nicht (Scharpf 1989: l2),
dem er vorhält, die offensichtlichen Erfolge politischer Steuenrng zu unterschlagen. Man

brauche doch nw auf empirische Beispiele zu schauen, in denen die Wirtschaft fotz 'aller
hoteste bleifreies Benzin anbiete, 'wenn die Umweltpolitik das te vs6sfu'eiltt (idem)'

Das obige Beispiel zeigt, daß genau dieses Beispiel fltr Luhmann nicht Steuerung der

Wirtschaft ist, sondem Selbststeuerung des politischen Systems.

Luhmarm istskeptischgegenllberder)L,oisftngsfähigkeitsozietalerVerhandlmgssysteme<
eingestellt (siehi ulrictr 1994: I 87). Fttr Luhmann seien, so ulrich, verhandlungssysteme

'mii der Förderung systemischer Reflexion und folglich auch mit einer rationaleren Gestal-

tung des gesellschaftlichen Ganzen llberfordert. Eine Zivilisierung der Evolution ist von

ihnen schon aufgnrnd ilrer interaktionistischen Grundstruktur nicht zu erwarten '

ll
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archischen steuerungsanspruch aufgibt und sich als ,umwelt anderer autonomer
Teilsysteme* begeift ound die daraus folgenden Restriktionen und Ab-
stimmungszwänge in das eigene Entscheidungskalkülo einbaut (Willke 1987b:
306). Erst dann kann erreicht werden, daß die Akteure in Teilsystemen auch
aktiv an der Formulierung der Zielmuster in der Kontextsteuerung teilnehmen
und bereit sind, sich selbst zu binden (willke 1992 342). Diskursive verfahren
bieten der Politik die besten chancen erfolgreicher steuerung (willke 1992:
348), Der Mittelpunkt der dezentralen Kontextsteuerung wird so das >eigen-
ständige Interaktionssystem(, das nicht mehr Isomorphie der operationsmodi
verlangt, sondem nur noch wechselseitige Beeinflußbarkeit durch struhurelle
Kopplungwd instruldive Interalniorun (willke l9l7b:303; Hervorhebrurg DB).
Der >Kooperative Staat< der autopoietischen Systemtheorie ist ein rtherapeuti-
scher staat< und rsupervisor< (willke 1992), der das eigenständige probtämlö-
sungsverhalten der Teilsysteme stimulieren, aber nicht steuem soll (Görlitz und
Druwe (Hg.) 1990; Druwe und Görlitz 1992).

Die ultima ratio dieser sichtrveise ist eine freiwillige Aufgabe des steuenrngs-
mediums rHierarchie< durch die Politik zugunsten des Koordinationsmecfia-
nismus rverhandlung< und der selbststeuerung. Allerdings hat sich die system-
theorie totz dieser rintersystemischen Perspektive< wenig um eine theoretische
und empirische Ausarbeitung dieser Gedanken bemüht, so daß die konkreten
Austauschprozesse in verhandlungssystemen im dunkeln bleiben (ulrich 1994:
105:' czada I 991 : I 53). Hier sind wir auf die akteurstheoretischen Ansätze ange-
wiesenl2.

Die autopoietische systemtheorie weist uns aber auf ernst zu nehmende
schwierigkeiten politischer steuerung und ihrer Beobachtung in funktional
differenzierten Gesellschaften hin. Sie kann uns hiermit eine heuristische Basis
ftir Konzepte geben. Dabei bietet die Begrifflichkeit - hierauf weist ulrich hin
(1994:105)-von rstrukturellerKopplung<, rleistung< und >Frurktion< durchaus
ein begriffliches Handwerkszeug, mit dem man die Austauschprozesse avischen
Systemen und ihre Vermittlung theoretisch erfassen und mit Hilfe akteurstheore-
tischer Annahmen auch empirisch ausarbeiten kann. Ich werde dies bei der
Analyse des empirischen Falles, der Fördersysteme der Forschung, darlegen.

t2 Eine veöindung beider Theorien ist schon deswegen wenig probtematisch, weil willke
implizit mit individualistischen Fehlschlüssen aöeitet (siehe auch Braun 1993c): Er
venrendet bei seiner Beschreibung der Funktionslogik von Teilsystemcn Einsichten von
Aktcuntheorien, weil er Teilsysteme implizit als kollektive Akrcurc bccachtet und ihnen
damit ohne von Akteuren ausangehen, eine Akteurslogik unterstcllt. Damit ruckt er in
die Nähe der ohnehin diffenenzierungstheonetisch angclegten, akteursorientierten Steue-
rungstheorien.
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2.2 Akteurstheoretische Sichtrveisen politischer Steuerung im
rKooperativen Staat<

In akteurstheoretischen Definitionenr3 ist (politische) Steuerung rabsichtsvolle

Beeinflussung<. Mit Steuerung verbindet sich ein Ziel desjenigen, der steuert,

eine rSollgröße<, die es zu erreichen gllt. In der schon von Platon venvendeten

Metapher vom Politiker als Steusrmann und Kapitän geht es um die Festlegung

und Beibehaltung eines Kurses. Derjenige, der den Kurs festlegt, bedarf der

Kenntnis darltber, welches Ziel er ansteuert wrd mit welchen Mitteln er dies am

besten erreichen kann (der Plan). Intention, Ziel und Plan sind offensichtlich
notwendige Voraussetzungen, damit Steuerungshandeln entstehen kann. Politi-

sche Steuerung ist dann in den Worten von Mayntz die >Fähigkeit zurkonzeptio-

nell orientierten Gestaltung der gesellschaftlichen Umwelt dtrch politische In-

stanzen( (Mayntz 1987 : 92).
Der Begriffder politischen Steuerung impliziert immer eine Umwelt. Offen-

sichtlich bezeichnen wir die beabsichtigte Beeinflussung von Vorgängen in-

nerhalb des politischen Systems ja nicht als Steuerung. Die Ziele politischer

Steuerung liegen gnrndsätzlich atrßerhalb des politischen Systems. Es gilt, Para-

meter von Variablen in der gesellschaftlichen Umwelt zu manipulieren. Der

rSteuermanrx will dabei die Zielvariable von einem Zustand zu einem anderen

bewegen (Mayntz 1987), ist dabei aber auf das Medium anderer Alteure oder

Systerne angewiesen. Hierltber gibt es keinen Dissens alischen System'und

Akteurstheorie.
Aktegrstheorien unterstellten lange Zeit rational und einheitlich handelnde

Akteure bei der politischen Steuermg: Das politische Steuerungssubjekt besita

b€stimmte Vorstelhurgen tlber die Umwelt, die als Grundlage seiner Pläne die-

nen. Pläne sind Projektionen des kollelüiven Handelns in der Umwelt (Kauf'

Unter Aheurstheorien verst€he ich hier alle Ansätzc, die die funktionale Difrerenzierung

als wichtiges Momcnt politischen Handelns betrachtcn, Sfst€me aber in erster Linie als

Handtun{ssystene verstehen und damit individuelle und korpontive Akteurc zum Fokus

ihrer Anilyie machen. In der deutsshen Steuerungsdiskussion' wie sie zum Beispiel in

den >JalrbUchem fflr Staats- und Verwaltungswissenschaften< dokumentiert ist, wird die

funktionale Differcnzierung der Gesellschaft in beinahe allen Beitägen unterstellt und

als Ursache fllr heutige Stiuerungsprobleme befachtet, ohne daß man sich allcrdingS

theoretisch ausfllhrlicli-cr mit diesei Vorausetzutlg beschüftigl' Zu den Ausnahmen zählcn

hier Mayne u.a, (19s8) und Schimank (1985). Auch die Neofunktionalisten, dio in der

Tradition Panons stchcn, zählcn an dcr Gruppe von afuewsorientlerten Dlfereruierungs-

theoretilcern,detencs danrm geh! Aktcurshandeln unter dcn systcmischen Bedingungen

fiurktional differenzierter Gesitlschaftcn an thcmatisicren. Die Steuerungsttreorien dieser

Ansätze wcrden in diescm Abschnitt diskutiert (Alexander/Colomy (Hg.) 1990; Alexander

(He.) le8s).
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mann 1986) und beinhalten eine vorstellung darüber, mit welchen Mitteln die
eigenen ziele am besten erreicht werden können. Angenommen wird, daß das
politische steuerungssubjekt in der Lage ist, diese Pläne auch sachgerecht zu
implementieren. ob sich die Pläne rcalisieren lassen, hängt in erster Linie von
den Reaktionen der Akteure in der umwelt ab. wenn man diese Konsüuktion
politischer Steuerung unterstellt, dann ist politische Steuerung nandere Leute
oder organisationen dazu zu bewegen, so zu handehu daß die eigenen Ziele auch
eneicht werdenn (Bogason l99l: 193).

Inden neueren akteursorientierten Steuerturgstheorienwurden diese Annahmen
des politischen Handelns kritisiert. Dabei wird vor allem auf die Folgen der
durch die funktionale Differenzierung ausgelösten Binnendifferenzierung des
politischen systems und auf die objektiven Beschränkungen rational planeri-
schen Handelns hingewiesen.

Die steuerungsfdhigkeit des steuerungssubjektes bildet ein zen&ales Thema
der neueren akteurstheoretischen Analysen. Dabei wird in Anlehnung an Ansätze
rbegrenzter Rationalität< (Braun 1996; simon 1985; Elster l9z9; wiesenthal
1987) bezweifelt, daß manvon einem einheitlichenpolitischenAkteurausgehen
könne, der rational abwägend seine Pläne entwirft und dann konsistent versuch!
diese Pläne auch umzusetzen. stattdessen wird darauf hingewiesen, daß sich
die Präferenzen politischer Akteure dauemd wandel4 nur beschränkte Informa-
tionen ilber die umwelt zur verftlgung stehen, diese auch nicht adäquat ver-
arbeitet werden können (Kaufrnann 1986 2lG2l7) und der politische Alteur
selbst kein einheitliches subjekt, sondern eher ein rmultiple self< ist @lster (Hg.)
1986; wiesenthal 1990), das mehrere Rationalitäten in unterschiedlichen Hand-
lungssinr,ationen implementieren kann. Politische Steirenmg muß eher als Prozef
denn als ein hoheitlicher, rationaler Akt der politischen Zielsetzturg verstanden
werden (Mayntz 1987). In diesem Prozeß arbeiten verschiedene staatliche orga-
nisationen mit- und gegeneinander.

Mit diesem wandel in der sichweise des rsteuerungssubjektes staat< wird
die Aufrnerksamkeit der politischen steuerungsanalyse also stärker als in der
systemtheoretischen variante aufden Entstehungsprozeß politischer Steuenurgs-
vorhaben gelenkt. steuerungsanalysen dürfen sich nicht melu aufden bequemen
Beobachtungsstandpunlt eines einheitlich handelnden Subjektes zurllckziehen
(Grande 1990; Mayntz 1993).

wie wird aber nun die steuerbarlceil der politischen umwelt, die ja in der
systemtheorie im Mittelpunh steht, von den neueren Akteurstheorien eingc-
schäta?

Auch in der akteurstheoretischen Sichtneise besitzcn Systeme eine rautonome
Dynamik< (Mayntz 1987:94). Politische Steuenngwersuche enneisen sich dann
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als wirkungsvoll, wenn,'eine bestimmte Struktur entgegen bestehenden Ver-

änderungstendenzen bewahrt, ein spontaner Wandlungsprozeß umgelenkt oder

auch eine aus sich heraus stabile Struktur verändert( wird (idem).

Mayntzwill hier folgendes deutlich machen: Steuerung soll mehr sein als die

eigenen Ziele mit oder gegen den Willen anderer Akteure durchzusetzen, wie
es eine einfache akteurstheoretische Vorstellung will. Gerade in der Politik geht

es immer um die Gestaltung größerer Zusammenhänge' um die Veränderung

von gesellschaftlichen Parametem, deren >Wert< von dem Handeln großer Grup-
pen und Institutionen abh?ingig ist. Nur wenn es sich um eine solche Gestaltung

größerer Zusammenhänge handelt, sollte man auch von Steuerung sprechen.

rPunktuelle Eingriffe< dagegen können nicht zur Steuerung zählen.

während sich die Auffassrurg von Mayntz (siehe aber auch schimank 1992;

Rosewitz und Schimank 1988) sich hier nicht von einer allgemeinen system-

theoretischen Perspektive untencheidet (und ebensowenig tun dies Scharpf 1989

oder Kaufinann 1986), liegen die Differenzen mit der Systemtheorie in der Auf-
fassung daräber, was denn die operativen Elemente der Teilsysteme sein sollen.

InderÄkteurstheorie sinddies individuelleund vorallem korporative Akteurera.

Die Interaktionen von individuellen und korporativen Akteuren innerhalb eines

bestimmten, institutionalisierten und funktional differenzierten SinnzusamrrrcrF

hanges werden in den Mittelpunkt gestellt. Die Aufinerksamkeit des Beobachters

wird so aufdieAkteursqualitätder Systeme, auf Systemeals Handlungssysteme,

gelenkt.
Das Teilsystemkonzept wird weiterhin als fruchtbar angesehen, man versucht

aber, den GebildecharalOer von Teilsystemen und damit ein empirisch-offenes

Konzept zu entwerfen (Mayntz 1988). Teilsysteme sind rinstitutionalisierte,

durch formale Organisationen geprägte, von den Gesellschaftsmitgliedern als

umrissene gesellschaftliche Sektoren wahrgenommene Sektoren< (idem: I7).
Mit der Hervorhebung des Gebildecharakters von Teilsystemen geraten die

Beziehungenvon formalenOrganisationenundkorporativenAkteurer! die rkom-

plexe Binnendiferenzierung< von Teilsystemen ins BlicKeld (idem: 24).

Der Blick auf die Organisiertheit von Teilsystemen ermöglicht die Beobach-

tung eines Spannungsmoments in Teilsystemen, das von einer rein kom-

munikationstheoretisch-systemtheoretischen Denkweise her nicht erfaßt werden

kann: Teilsystemisches Handeln kann in unterschiedlichen rsozialen Träger-

schaften< (idem: 3l) stattfinden. Diese Trägerschaften können nicht nur ein

Korporative Akteure sind organisatorische Handlungseinheiten, in denen,bestimmte

Recirte oder Ressourcen ihrerMitglieder einer einheitlichen, gemeinsamen Disposition

unterstehenn und die nEntscheidung llber den Einsatz ansammengelegter Ressourcen in

irgendeiner Weise zenfalisiert ist( (Vanberg 1979: 107).

t4
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Eigeninteresse haben, das nicht identisch mit der lritorientierung des Teilsy-
stems zu sein braucht, in dem die Trägerschaft eingelagert ist (so sind kommer-
zielle Forschungseinrichtungen eher am verkaufihrer Produkte denn an der
Steigerung des Leitwertes >Wahrheit< interessiert), sie können auch an einen
anderen kitwert angeschlossen sein (so wird sich der Forscher in Ressortfor-
schungseinrichtungen der vereinnahmung durch politische verwertungsinter-
essen ausgesetzt sehen; Braun und Schimank 1992) oder aber mehrerc Leitwerte
umfassen, die koordiniert werden müssen (wie zum Beispiel die universitäs-
kliniken, die Forschung, khre und Patientenversorgung unter einem organisato-
rischen Dach vereinen und systematische ungleichgewichte in der Ressourcen-
verteilung erzeugen; Braun I 991a).

wenn man den Gebildecharakter von Teilsystemen in den Mittelpunkt stellt,
sei es auch möglich, zu erkennen, dafJ die Politik durch ihre Steuerungsmedien
Recht und Geld teilsystemische Prozesse relativ gut zu beeinflussen verstehe,
gerade weil korporative Akteure auf beide steuenurgsmedien reagieren milssen
(Schuppert 1990; Schimank 1992; Scharpf 1989). Der akteurstheoretische Hin-
tergrund zeigt, daß politische Steuerung deswegen erfolgreich sein kann, weil
es teilsystemübergreifende, identische Handlugsrationalitäten von individuellen
und korporativen Akteuren gibt, >reflexive Interessen<, die von politischer seite
bewußt stategisch genutzt werden könneq um Einfluß auszuüben. unter reflexi-
ven Interessen versteht schimank spezifische Shategien, die ein bestimmtes
Eigeninteresse des Akteurs verwirklichen helfen. Hierzu gehört die Ausdehnung
der Reichweite der eigenen lnteressenrealisienrng, das Steben nach Dominanz
in einem Interessenbereich und nach Konbolle tiber die eigene tnteressenrealisie-
rung (Schimank 1992: l7 ll75; Scharpf I 994). Das Mittel, um diese reflexiven
Interessen zu befriedigen- dies gilt vorbehaltlos ftlr individuelle und korporative
Akteure - ist in den meisten Fällen der Besitz von finanziellen und anderen
Ressourcen. Das Medium Geld bietet also grundsätzlich einen Zugang ftir politi-
sche Steuerungssubjekte innerhalb von Teilsystemerl weil hiermit die reflexiven
Interessen korporativer Akteure befriedigt woden könnenr5. Man muß aber nicht
einmal unbeding korporative Aheure bemilhen, um das Medium Geld als be-
sonders wirksames Einflußinstumentpolitischer Steuerungsversuche herauszu-
stellen. Luhmann vernachlässigt nämlich in seiner Differenzierungstheorie, daß
viele Teilsysteme, die keine eigene Wertschöpfrrng beteiben (wie die Wirt-
schaft) oder autorisiert sind, Werte abzuschöpfen (wie die Politik), von der
Zufuhr finanzieller Ressourcen abhängig sind, um ihre tristungen vollbringen

15 Der hier gcwählte empirische Fall, die fonchungspolitische Steuenmg der Wisscnschaft,
ist €in Beispiel ftlr genau diesen Zugang der Politik ar den Teilsysüemcn llber die finan-
zielle Beeinflussung, also das Medium Geld (siehe Kapitel 4).
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an können. Es ist gerade der Austausch von funktionsspezifischen Leistungen

eines Teilsystems fflr die Gesellschaft und die Belohnung dieser kistungen ilber
finanzielle Ressotucen, der die Teilsysteme aneinander koppelt (siehe auch

Mtlnch 1996). Bestimmte Handlungssysteme sind speziell ftir diese Art der

stukturellen Kopplung entwickelt worden. Ich werde dies am Beispiel der För-

dersysteme zeigen.
Weil die politischen Akteure unterstellen können, dafJ reflexive Interessen

bei allen Aheuren in Teilsystemen zu finden sind, können sie durch einfache

Mittelktlrzungen, ohne lnformationen tlber die >operationalen Ereignisse< in-
nerhalb der Teilsysteme zu haben, zielgerichtet und nicht >blind< auf die Akteure

in Teilsystemen a€ehen. Man verfltge, so Schimank (1992:.175), tlber eine

rSprachä<, in der man sich verständigen, einen rQeneralschlllssel< (idem: 176),

tlber den man Verhaltensparameter der Akteure in Teilsystemen steuem könne.

Die Politik kann zum Beispiel finanzielle Belohnungen oder Kompetenzenveite-

nrngen für bestimmte Akteure in Aussicht stellen, wenn sie bereit sind, auf
politische Wilnsche einzugehen. Zumindest wird so Steuerung im Sinne der

>Differenzminderung< durch die Existerz reflexiver lnteressen möglich. Es ist
allerdings lnitisch trinzuzungen, daß ein solcher Generalschlllssel zwar einen

Zugang zum Handlungssinn rZahlen beziehungsweise Nicht-Zahlen( vennhafr
dies ist aber aus einer kommunikationsttreoretischen Perspeltive ein Vorgang,

der im Wirtschaffssystem statffindet rmd deswegen noch nicht sicherstellt, dafJ

hiermit auch auf den rHandlungssinn< im Wissenschafts- oder Gesundheits-

system erfolgeich eingewirkt werden kann. Es muß zumindest verdeutlicht

werden, wie sich die Variation in der Ressourcenausstattung auf die inteme

Operationsweise niederschlagen kann. Auch in diesem Fall sind die Differenz-
programme der Teilsysteme ausschlaggebend. Jede Form der Ressourcensteue-

rung kann nur indirekt wirkende Steuerung sein. Immerhin macht aber die Her-

vorhebung der korporativen Akteure und ihre grundsätdiche doppelte Bindung

an den >fuitwert< der Wirtschaft einerseits und an den jeweiligen >Eigen-Sinn<

des Teilsystems, in dem die korporativen Aktewe handeh:" andererseits darauf

autnerksam, daß es offensichtlich Schnittstellen zwischen Teilsystemen gibt,

die von der Politik genutzt werden können.

Auch in der akterusorientierten Differenzierungstheorie stehen intermediäre

systeme anischen staat und Gesellschaft im Mittelpunkt. scharpf (1991), aber

auch Grande (1990), versuchen, politische Steuerung als Interaktionssystem

zwischen politischen und gesellschaftlichen Akteuren an konzipieren. Die Lö-

sung fftr inkonsistente Präferenzordnungen und den >multiple selfaCharakter

derFofitik sei nicht ein RUckfall in die Kommunikationstheorie, und auch nicht

die dezisionistische Setzung der Einheit eines Steuerungssubjektes, sondem die
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noption, gerade die ungesicherte Handlungsfähigkcit perconaler und sozialer
Systeme zum Bezugsproblem der Theoriebildung zu wähleno (scharpf 1989:
l3; Hervorhebung im Text). Die vorstellung eines rsingulären, aus einer ein-
heitlichen ldentität, aus einem einheitlichen lnteresse und aus einer einheitlichen
situationsdeutung heraus agierenden subjekts< (Scharpf 1989: 14) mttsse verlas-
sen werden. stattdessen plädiert scharpf dafttr, den Gedankeq den Mayntz mit
dem steuerungsprozeß und der steuerungsfähigkeit angeffrhrt, aber nicht weiter
ausgearbeitet hat, aufzugreifen und politische Steuerung als ein Interalctions-
muster zwischen einer ganzen Reihe von korporativen Akteuren, ,die jeweils
über bestimmte Anteile an den steuerungsressourcen verfflgen oder miwerfftgen,
die in ihren Interessen und situationsdeutungen differieren, rurd die dennoch
- das ist entscheidend - in der Lage sind, sich wechselseitig zu ber{lcksichtigenn
(idem), zu sehenr6.

Politische Steuerung wird so zum Prozeß, zu einer Interaktionsdynamik, die
es ftlr den Beobachter zu entschlllsseln gilt. Hierfftr muß er die Interaktions-
Iogiken verstehen lemen, die in den Entscheidungssituationen im Zentnrm ste-
hen. scharpfs Perspektive richtet sich also, wenn er über politische steuerurg
redet, gerade auf die rkomplexe Interaktionssituation<. politische steuerung isi
der Aushandlungsprozeß zwischen Akteuren mit unterschiedlichen steuenurgs-
stategien. Mit diesem wechsel wird die noch stark am rlmplementationsdenken<
angelehnte steuenurgskonzeption @ruwe und Görlitz 1992) verlassen und auf
die ftr den rKooperativen staat< konstitutiven Kooperations-, Konflikt- und
Dis.kursprozesse gelenkt.

Ahnlich sieht auch Grande steuerurg als einen prozeß der Interaktion, in dem
Akteure >rcflexiv< venuchen, miteinander steuenngsziele zu formulieren und
zu reformulieren (Grande 1990: 64). Kennzeichen einer solchen Intsaktion seien
die ungewißheit tlber die Intentionen der anderen, die Interdependenz der an
der stzuerung beteiligten Akteure und die Emergerz der steuenmg. steuerurg
sei kein individueller setzungsakt, sondem entstehe in der lnteraktion mitein-
ander. Der evolutionäre vorteil einer solchen steuerungsweise sei, so Grande
- und hier stimmt er völlig mit willkes vorstellung der dezentalen Kontext-
steuermg tlberein-, die Möglictrkeit des Mircinander-kmens (idem). Reibungs-
verluste können so ausgeschaltet werden. Die permanente Reformulierung der
Steuenmgsziele erlaube eine hohe Flexibilität in der Bearbeitung von Prroblernla-
gen: ,solche emergenten Lösungen können das Resultat von intendierten und
nicht-intendierten Effekten sein, sie können die Folge rati oralenund rnationalen
Handelns sein - entscheidend isl daß sie akzeptiert werdenn (Idem; Hervorhe-

16 Mayntz hat dic Interalctionsproblematik inarischcn ausftthrlich urhand dcrNctarcrk,
theoric beleuchtet (Mayntz 1993; Marin und Mayntz (Hg.) l99l).
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bungen im Text). Der Steuerungsbegritrwird so systematisch aus einer subjekt-

orientierten, monadischen Handlungstheorie herausgezogen und in eine inter-

aktive Handlungstheorie eingebunden.
Scharpf halt deutlich an der Akteurstheorie als Ausgangspunkt fest, ohne im

übrigen die funktionale Dimension zu vernachlässigen. Es sei das Miteinander

einer >funfuions- und afueursbezogenen Matrix-Struldur <, die kennzrichnend
ftir die Gesellschaft sei. Da Luhmann nur die fiurktionale Struktur sehe, könne

er auch nicht die vielfrlltigen Kommunikationsmöglichkeiten, die unter Akteuren

bestehen, wahmehmen (Scharpf 1989: 16).

Politische Steuerung hat also Anschlußmöglichkeiten innerhalb der einzelnen

Teilsysteme, weil es dort individuelle und korporative Akteure gibt, mit denen

kommuniziert werden kann. Da diese Akteure aber ,untereinander in
Konkurrenz-oderAustauschbeziehungenstehen,könnenSteuerungsinterventio-
nen nur Erfolg haben, wenn sie die jeweilige lnteraktionslogik berücksichtigen
gnd manipulieren könnenn (idem: l7). Auch in der akteustheoretischen Variante

politischer Steuerung unter den Bedingungen funltionaler Differenzierung wird
damit das Verhandlungssystem zwischen Politik und Teilsystem zur entschei-

denden Schnittstelle flir den Erfolg politischer Einflußnahme.

2.3 Fazit

Es wird deutlich, daß der politische Steuerungsbegriffsowohl durch die auto-

poietische Systemtheorie wie durch die akteurstheoretische Differenzienmgs-

theorie einem gnmdlegenden Wandel untern'orfen wude. Dieser Wandel besteht

zusammenfassend in folgendem:

- In beiden Sichtweisen wird der oben bescluiebene Perspektivenwechsel vo,m

souveränen zum rKooperativen Staat< vollzogen. Über die Tatsache, daß das

Steuerungsmedium >Hierarchie< als politische Option inzwischen abgelöst

wurde, sind sich beide Ansätze einigr?. In beiden theoretischen Betrachtgngs-

weisen gibt es Ansätze, die intermediären Verhandlungssysteme zwischen

Staat und Gesellschaft in den Mittelpunkt stellen.

Siehe hieran auch Scharpf, I 99 I : 628 : 'Fllr die Politihrissenschaft bedeutet dies, so denke

ich, daß die Untenuchung der Funktionsbedingungen und Funktionsweisen der Selbst'

koordination gleichberechtigt neben das bisher dominante Interesse an der Staatswillens-

bildung und hierarchischen Willensdurchseüarngüeten muß ... Sie mttßte ihre empirische

undthäretische Arbcit ... auf die noch kaum thematisierten Wechselbeziehungen avi'
schen hierarchischen und nicht-hierarchischen Steuerungsfeldern konzentrieren'.

t7
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- Eng damit verbunden ist die Aufgabe des Gedankens einer >linear-kausalen
Steuerung< durch die Politik. Deterministische Wirkungszusammenhänge
werden durch die Vorstellung rprobabilistischer Wirkungszusammenhänge<
(Druwe und Görlitz 1992: 156) ersetzt. In der Systemtheorie basiert dieser
Wechsel auf der rautopoietischen Denkweise<, in der Akteurstheorie auf der
Annalme einer rungesicherten Handlungsfähigkeit< von politischen Steue-
rungsakteuren.

- Nach wie vor geht der Blickwinkel der Akteurstheorie stärker von oben, vom
politischen Steuerungssubjekt aus, während die Systemtheorie in der Diskus-
sion über politische Steuerung stärker das Steuerungsobjekt betont. Die Steue-
rungsftitrigkeit des politischen Steuerungssubjektes ist so das zentale Thema
in der Akteurstheorie, die Steuerbarkeit des Steuerungsobjekts aber das der
Systemtheorie. Beide Zugänge führen aber zur Beobachtung, daß die Ent-
scheidung über Steuerungsfätrigkeit und Steuerbarkeit in der intermediären
Sphäre fällt.

- Wenn auch beide Anstitze Verhandlungssyst€me als wichtige und notwendige
Schnittstelle ftir politische Einflußnatrme sehen, unterscheiden sie sich doch
in ihren Annahmen über die Durchsetzungsftthigkeit der Politik in solchen
Verhandlungsprozessen. Die Systemtheorie geht davon aus, daß politischer
Erfolg tiberhaupt nur denkbar ist, wenn die Akteure in den Teilsystemen
bereit sind, die politischen Signale aufzunehmen und in ihre rDifferenzmini-
mierungsprogramme( einzuarbeiten. Deswegen sei der Begriff der Selbst-
steuerung auch der adäquatere und könne man der Politik nru die Fähigkeit
des Katalysators zugestehen. Luhmann bezweifelt llberhaupt, daß sich ra-
tionale Pläne über solche Verhandlungssysteme verwirklichen lassen. Die
Akteurstheorie siehtdagegen weitaus mehr Möglichkeiten fürdie Politih sich
shategisch in lnteraktionsprozessen, aber auch durch Beeinflussung von
Handlungskontexten,durchzusetzen. PolitischeDurchsetzungsfähigkeitwird
zur Funltion von zur Verftigung stehenden Machhessourcen, möglichen
Koalitionen, institutionellen Bedingungen und den richtigen Shategienrt.
Politische Steuerung ist möglich, sie ist aber höchst unsicher, weil sie in
unbehenschbaren lnteraktionszusammenhängen und rlangen lnterdependenz-
ketten< mit eigendynamischen Wirkungen erfolg (Mayntz und Nedelmann
l9S7). In einem Punkt gibt es aber Übereinstimmung zwischen den beiden
Theoriestängen: Die Politik kann bestimmte, selbst definierte Ziele ansbeben
und auch erreichen.

I 8 So etwa Scharpf l9{)l: 629, wenn er betont daß es ftlr die Politik nur darauf ankomme,
die in den Vcrhandlungsystemen rwir*samcn äquilibrierendcn und des[quilibricrendcn
Mechanismen an identifiziercn und an nutzpn..
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- Ein nicht zu rmterschätzender, allodings rein forschrurgspragmatischer Punkt,
ist die unterschiedliche empirische AnschlußIähigkeit der Ansätze. Während
sich die autopoietische Systemtheorie schwer tut, ihre Korzepte auch empi-
risch nachzuweisen und llberhaupt erst einmal sinnvoll zu operationalisieren,
dies nach Luhmann auch nicht ftlr sinnvoll hält, bietet die Thematisierung
der Milao- und Mesoebene als Beobachtungsfelder der Aktewstheorien direk-
te Möglichkeiten, politische Steuerungsmöglichkeiten empirisch zu tlber-
prüfen.

- Schließlich sind sich beide Theoriestänge darin einig, dafJ funktionale Diffe-
renzierung ein Hauptnerkmal des Adressatenfeldes politischer Steuerung ist.
In der Systemtheorie fflhrt dies an dem Gedanken der nperationalen Gesctrlos-

senheit<, in der Akteurstlreorie anm rEigen-Sinn< der in Teilsystemen handeln-
den Akteure. Während die Systemtheorie vor allem Süukturaspekte in funk-
tionalen Teilsystemen betont" konzentiert sich die Akteursttreorie auf Organi-
sationsaspekte. Die Annatrme eines >Gebildecharakters< von Teilsystemen
in der Akteurstheorie erlaubt eine größere empirische Offenheit und den ftir
die Politikwissenschaft wichtigen forschungssüategischen Zugang auf der
Meso-Ebene gesellschaftlichen Handelns. Erst tiber die Akteurstheorie wer-
den so Theorien rmittlerer Reichweite<, die in der Politikwissenschaft im
Mittelpunkt stehen, möglich.

Ein solcher Perspeltivenwechsel hat allerdings weitreichende Auswirkungen
auf eine Politikfeldanalyse. Wenn politische Steuerung weitgehend nur noch
liber rstukturelle Kopplungen< und Verhandlungssysteme abgewickelt wird -
dies wäre allerdings in den einzelnen Politikfeldern erst noch nachzuweisen -
wird es immer schwieriger, den genuin politischen Anteil in der Politikfeld-
entwicklung nachzuweisen. Und wenn Steuerung tatsächlich immer mehr in
Verhandlungssystemen stattfindet und die Binnendifferenzierung politischer
Systeme zunfunmt, ist es nicht nw schwierig, den Steuenrngswillen eines politi-
schen Steuerungssubjektes herauszufiltem, der dann wieder als Ausgangspunl:t
einer Beobachtung politischer Steuenurg dienen kann, es lassen sich dann auch

nichtmelu Antizipation und Reaktion, weder >Täter< noch >Opfer< in solchen

Verhandlungssytemen nachweisen. Gerade weil Steuerung Prozeß ist und in der
rForm sich llber Zeit ersteckender Handlungsketten< verläuftn wie Mayntz be-

merkt (1987: 93), läßt sich nur mehr willkurlich vom Forscher ein Zeipunkt
setzen, ab dem er ein Steuermgshandeln eines Steuerungssubjektes beobachten

will. Da dieses Steuerungshandeln aber bereits wieder Reaktion auf Reaktion
auf Reaktion frtlherer Handlungen ist, mißt er nicht etwa das Steuerungshandeln,

sondem die bereits vorhergehenden lnteraktionen in Verhandlungssystemen.

Lineare Kausalität vermeidet man nur, wenn man bereit ist, die Beobachtungs-

kette Steuerungssubjekt -r Steuerungsziel--+ Steuenngsmittel -+ Steuerungsein-
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satz -+ Steuerungswirkung + Steuerwrgsevaluation (Ikuftrann 1986) fallen-
zulassen wrd auf politische Steuerung als kollehiv organlsierten und iwtltu-
tionalisierten Prozef der stuhwellen Kopplung zwßchen polittschen und teil-
systemischen AWeuren umzuschalten (siehe auch Scharpf l99l 623).

wenn die Denkfigur des rKooperativen Staates< emst genornmen werden soll,
dam muß Politikfeldentwicklung auch aus der Gesamtsicht des Verhandlungs-
systems uter Einbezug aller Partizipanten bescluieben werden. Es wird dann
unsinnig, die Erfolge oder Mißcrfolge in bestimmten politikfeldern lediglich
ParteidifferenzenoderKoalitionslogikenarzuchreibcn. Diesewerdenanvaria-
blen Bezugspunkrcn der Arutauschprozesse in Verhandlungssystemcn. selbst-
verständlich ist es nach wie vor sinnvoll, den Steuenrngswillen verschiedener
politischer Instanzen zu identifizieren. Man muß sich aber bewußt sein, dalt
dieser Wille bereits durch die Handlungen inden institutionalisierten Verbunds-
ystemen mitbestirnmt wird und selber nur eine variable in der steuenurgslei-
stung des verbrurdsystems darstellt. Eine der Konsequenzen einer solchen Kon-
zeption politischer steuerung ist die Möglichkeit, daß politikfelder nicht melu
von der Politik selbst gesteued werden, sondem auch gegen die Intentionen der
Politik von gesellschaftlichen Akteuren gesteuert werden können. Die neueren
steuenrngstlreorien legen also nalre, politisches Handelnrurd scine Erfolge weder
>Top-Down< noch rBottom-Up< an untmsucherl sondern sich auf die int€rmdiä-
re Ebene zwischen Politik und gesellschaftlichen Teilsystemen an bcgeben, um
von hier aus die wechselseitigen Einflußnatrmen beider seiten aufeinander zu
beobachten.

Das tlbergreifende theoretische Ziel dieser Studie ist ein solches Ausloten politi-
scher steuerungsfähigkeit unrcr den Handlungsbedingungen des rKooperativen
Staates<.

Wenn politische Steuenurg zum >Verhandlungpspiel< wird, in dem der politik
nicht mehr von vomeherein die Rolle des srcuermanns ankommf, stellt sich die
Frage, inwiefern sich einerseits genuin politische Interessen in diesem spiel
durshsetzen lassen und andercrseits gesamtgesellschaftlichrationale Ergebnisse
möglich werden. Mein Erkenntnisinrcresse richrct sich in erster Linie darauf an
erforschen, welche Abstiche politische Al:teure im rKooperativen staat( bei
der Realisierung von Steuerungsabsichtcn hinnehmen mllssen, mit anderen
worten, inwiefem die politische steuenurgsfähigkeit durch die verhandlungs-
spiele eingeschränkt wird. Im Mittelpunkt steht die politische steuerung als
Prozeß des krteressenarsgleiclu und der lnteressenvermittlung im rKooperativen
staat(. lch werde dabei auf die Überlegungen und den Argumentationsduktus
deroben dargestcllrcn akteursoricnticrten Diff€rcnzieruEstlrcorie afirckgr€ifen.



46 Kapitel 2

Die politische Steuenurgsfähigkeit aus dieser Perspeklive zu ermitteln, heißt

dann, die Interessen- gnd Zielkonflikte, die Konflikt-, Diskurs- und Konsens-

bildwrgsprozesse in intermediären Systemen zu beobachten und festzustellen,

welchi institutionalisierten Einflufclancen politische Abeure besitzen und wie

diese in der Formulienmg und (Jmsetzung von Steuerungsprogrammen wahr-
genommenwerden.

Ich möchte allerdings bei der Beobachtung des empirischen Feldes den Per-

spektivenwechsel miwollziehen" den die neueren Steuerungs- und Staatstheorien

eingeleitet haben, das heißt bei der Beobachhrng und Beschreibung nicht vom

rSteuerungssubjekt< Staat oder einem beliebigen politischen Akteur ausgehen,

sondern tatsächlich Steuerung im >Kooperativen Staat< als empirisch offenen

Prozeß verstehen, in dem gesellschaftliche, intermediärc rmd politische Akteure

gleichermaßen Einflußchancen besitzen, die gegeneinander austariert werden.

Folitische Steuenmg vollzieht sich in einem komplexen Gefüge von Akteurskon-

stellationen und Institutionen zur Konflil:tregelung, Zielfindungrmd Kooperation

als Interofuionsprozef,dessen Determinanten es zu ermitteln gilt. Es geht also

um die rPolityl und rPolitics< der Steuerungsprogrzlmme im rKooperativen

Staat(, nicht aber um die rPolicies<, die das Ergebnis des Interaktionsprozesses

sind. Wer sich in diesem Prozeß aufgrund welcher Stnrkturen und Strategien

durchsetzt, ist eine empirisch ofrene Frage.
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Hypothesen anr politischen Steuerungsfiitrigkeit
in intermediäiren Systemen

Intermediäre Systeme sind sowohl in systemtheoretischer wie in akteurstheore-
tischer Sicht Verlwdlungssysteme beziehrngsweise Politikarenen (Windhoff-
Hdritier 1987), die als Vermittlungsebene zwischen staatlicher Exekutivö und
Adressatenebene dienen. Das definierende Merkmal solcher Verhandlungs-
systeme besteht, wie Schmitter beschreibt (Schmitter l98l: 6647), darin, daf}
,die beroffenen lnteressen, wie auch immer sie organisiert sind, in den Politik-
prozeß als anerkannte, unverzichtbare Verhandlungsparürer inkorporiert urd
ftirdie Ausflihrurgvonpolitischen Entscheidrmgen mitverantwortlich gemacht
(und gelegentlich voll verantwortlich) [werden], die dadurch einen halböffentli-
chen oder quasi-staatlichen Charakter bekommenn. Der Begriff Verhandlungs-
system deutet damuf hin, daß die Konflikt-, Diskurs- und Konsensbildungs-
prozesse im Mittelpunkt der Analyse stehen. Es gibt eine ganze Reihe von
untenchiedlichen Formen von Verhandlungssystemen, die bisher in der Litera-
tur mehr oder weniger unsystematisch diskutiert wurden: Ich meine zumindest
vier voneinander abweichende Typen von Verhandlungssystemen voranfinden:

- Intermediäre Verhandlungssysteme können dazu dienen, in der Wirtschafts-,
Einkommens- wrd Sozialpolitik zu umfassenden Tauschvereinbarungen
zwischen großen Wirtschaftsverbänden und dem Saat zu gelangen. Diese
Art der Konzertierung wird in der Literatur im allgemein mit dem Begriff
>korporatistische Koruertierung< beznichnet (khmbruch 1979).

- Bestimmte einzelne Politikbereiche können an funktionale Interessenverbän-
de mit einem Intercssenvertretungsmonopol ilbergeben werden. Die Politik
beschränkt sich hierbei auf die rprozedurale Steuenrng< im Sinne Offes
(1975:93), also auf die Rahmensetzung und Beeinflussung der lnteraktions-
bedingrrngen in solchen Verhandlungssystemen. Der von Steeck und
Schmitter geprägte Begiff der >privaten Interessenregierung< kennzeichnet
diese Form eines Verhandlungssystems (Streeck und Schmitter 1985). Die
Verhandlungen finden hierbei anm Beispiel alischen sich konflilthaft
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gegentlberstehenden Verbänden statt wie zwischen Arbeitgeberverbänden
und Gewerkschaften oder aber anischen professionellen Verbänden trnd

Verüetern der Klientel dieser Professionen (zum Beispiel zwischen i+rzte-
verbänden und Krankenkassen).

- Intermediäre Verhandlungssysteme haben sich ebenfalls in Form von seldo-

ralen Netzwerkpn zwischen staatlicher Administration und einer Reihe von

Interessengruppen, Lobbies oder einzelnen gesellschaftlichen Akteuren
herausgebildet.

- Schließlich - wrd diese Art von intermediären Verhandlungssystemen steht

in dieser Arbeit im Mittelpunkt - kann sich die Politik auch intermediärer
b eziehungsut eise Dritter-Seh or-Or ganis ationen bedienen, um bestimmte
Politiken durchzufflhren. Auch in diesem Fall existieren Verhandlungs-
systeme, weil intermediäre Organisationen in aller Regel die Adressaten

oder Klienten der politischen Progtamme in den Formulierungs- und Im-
plementationsprozeß integrieren (Selznick 1966). Dies kann in Form von
Netzwerken geschehen oder aber durch Inkorporierung der Adressaten in
den Organisationszusammenhang der intermediären Organisationen' Inter-
mediäre Organisationen unterscheiden sich von Verbänden durch ihre Ent-
stehungsgeschichte und Funktion. Wähiend jene ein Produk:t gesellschaftli'
cher Interessenorganisierung sind, deren erste Aufgabe die Interessenre-
präsentation ihrer Mitglieder im gesellschaftlichen Teilsystem oder gegen-

{lber der Politik ist, werden intermediäre Organisationen oft - aber nicht
immer - von staatlichen Instanzen gegrtlndet, mit dem Ziel, staatliche Inter'
essen zu verwalten. lntermediäre Organisationen libemehmen, wie die Ver-
bände auch, politische Steuenxrgsleistungen. Bei den intermediären Organi-

sationen gehört es aber zur Organisationsidentität, Steuerungsleistungen zu

erbringen, während Verbände in erster Linie kollektive Interessen organisie-

ren und erst in zweiter Linie auch fftr politische Steuerungszrvecke einge-

schaltet werden können. lntermediäre Organisationen steuern entweder im
öffentlichen Auffrag oder aber im Aufoag der Teilsysteme und ihrer Mit-
glieder. Sie zählen zum rKooperativen Staat<, weil sie in aller Regel einen

>fast-öffentlichen< oder quasi-öffentlichen< Status besitzen,also im rDritten

Sektor< zwischen Staat und Gesellschaft angesiedelt sind.re

l9 Bei dcr Tpisicrung intermcdiärer Organisationcn untorscheidet man atrfuchen Organisa'

tionen in unmitrclbarcr oder mittelbarcr Staatsverwalttng, Zw unmltlelbaren Staat$,er-

waltung gchörennicht nru die Ministcrien und dirckte nachgeordnete Behörden, so-ndem

auch oiginisatorisch gesonderte Eirrrichtungcn wie die nicht-rechtsfätrigen staatlichen

ANtah; Giche fltr dii Bundesrcpublik Beckor 1978). Die mlttelbme Staatsvenvalnng

l$t sich in znei große Gruppcn cinteil€n: Einmal dic quasl+taatllchen Binrichtungen
(sog. Quagos; quasi-govcrnilcnUt organizations), dio öffentlich-rechtlichen Stahrs bcsit-

ä-unä Aructr oincn Staashohoitsakt gcgdlndet werden. In der deutschen Rechtsprtchung
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Ich möchte in den folgenden Abschnitten drei Hlpothesen anr politischen
steuenngsfähigkeit in intermediären systemen vorstellen, die anhand der
empirischen untersuchung {lberprtlfr werden sollen. Bei diesen Hlpothesen
handelt es sich um die These von der steuerungserweiterung, um die verein-
nahmungsthese und um die These von der verselbst&digung beziehungsweise
Eigendynamik intermediärer systeme. Die Darstellung der Hlpothesen folgt
dem WegvomAllgemeinenanm Besonderen, das heißt,jede These wird anerst
fflr intermediäre systeme allgemein vorgestellt, bevor sie spezifischer auf die
intermediären organisationen und hier insbesondere auf die Fördersysteme urd
Förderorganisationen angewandt werden.

3.1 Die These von der Steuerungserweiterung

wenn man davon ausgehen kann, datJ inrcrmediäre systeme flrr das politische
steuerungshandeln funktionale Vorteile versprechen urd man die Entstehung
des >Kooperativen staates< somit als adäquaten Anpassungsprozeß politischer
steuenrngsweisen an die annehmende Komplexität, organisiertheit und fiurk-
tionale Differenzierung der Gesellschaft benachten kann, um welche Art von
funktionalen Vorteilen fllr die politische steuerung geht es dann? Inwiefern
kann die bisherige politische Steuerung hierdurch enveitert werden?

Einer der wohl wichtigsten Effelie kooperativer Interaktionssrukturen
besteht nach der These dcr steuenmgserweiterung in der bereits envähnten

untcrscheidet man hier zum Beispicl Körperschaftcn, stiftungen und rcchtsfrhigc An-
stalten. Zum andercn verwcist man auf dic Gruppc derfast-staatltchen Einrichhrngcn,
dieeinenprivatechtlichcnstahrshabcnunddcmcntsprcchendeinenhohcnEntscheiüngs-
spiclraumbehalten,totzdemabcrcinoöffcntlichcAufgabcllbcmommc,nhabarundlrlufig
startlich finanziert wcrden (dic sog. Quangos; quasi-nongovcrnrncntal organizations).
sie werden auch unter dem Namen der rstaaßcrgänzendcn Einrichtungcnr gefflhrt (Rci-
chard 1988; siehe an eincr ausflthrlichercn Klassifikation auch schuppcrt lgtt: lzl-l 87).
Zu dcn intcrmedifrren Organisationen zählcn damit so untGrschicdliche Organisationen
wie dic Bundesanstalt fltr Arbeit (unmittclbar€ staatsvcrwaltung), univcniütc,n (mittclba-
re Staatsvcrwaltung; quasi-staatlich) und wohlfalutsvertändo odcr dio Dcutschc For-
schungsgcmeinschaft(mittclbarc Staatsvenualtung; frst-staatlich; Wqgencr 19?6; Bcckcr
l9E9:223-24?). Dcrformalc staatliche Einfluß aufdicsc untcnchicdlichcntlpcnr+dchs{
je näher die inrcrmediürc oganisation an stütliche Enscheidungsüügcr angcbundcn ist.
Dementsprechend eftalton dio Organisationen dcr unmittclbaron Staaßvcnraltung cincn
gcringuen unabhüngigcn Entschoidungsspiclraum als dlc fast-stastlichcn Eimichtungcn.
In allcn intcrmedifrrcn organisad,oncn abcr-rmd dics mscht ja ihrcn charaldcr als Kon-
zutien4gsform rus - sind sowohl staatlichc wic privatc Akteurc in dic Entschcidungs-
vcrhhrcn dcr Organisationen involvicrt.
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Möglichkeit, die rselbsfieferentiellen< beziehungsweise regoistischen< lnter-
essen von Teilsystemen und gesellschaftlichen Akteuren in einen Diskurs-
prozeß einzubinden, in dem die kollelttive Rationalität also der Gesamtnutzen

individuellen Handelns, zum Bezugspunkt wird (Willke 1992; Abromeit 1993).

Aus systemtheoletischer Sicht soll der Staat die Systeme und ihre Akteure vom
Nutzen einer Orientienurg an gesamtgesellschaftlichen Problemen und ihrer
Lösung überzeugen. In der akteurSheoretischen Perspektive titt er als rMittler<

aui der ftlr den lnteressenausgleich zwischen Verbänden sorgt und dadurch

sozial und volkswirtschaftlich verräglichere Verhandlungslösungen möglich
macht (Abromeit 1993: 147).

Die Einbindung gesellschaftlicher Akteure in intermediäre Interaktions-

systeme ist ein Mittel, um den Sachverstand dieser Akteure, ilue Expertise,

auch für die Politikformulierung wrd -implementation heranzuziehen. Das

strukturell bedingte Wissensdefizit des Staates in funktional differenzierten

Gesellschaften kann so ausgeglichen werden. Steuerungsprogramme können

von vomeherein adäquater auf das entsprechende Problem angeschnitten wer-

den und werden sehr wahrscheinlich erfolgreicher sein.

Ahnlich wirkt die durch die Abstimmungsverfahren mögliche Akaeptaru'
steigerung ftir staatliche Ziele bei den gesellschaftlichen Akteuren. Wenn

Steuerungsprogranrme in intermediären Interaktionssystemen ausgehandelt

werden, kann von vorneherein vermieden werden, daß solche Programme

während ihrer Implementation auf Wid€rstand stoßen. Um dies zu erreichen,

muß allerdings eine zweite Bedingung erfflllt sein, die vor allem in der Litera-
tur über korporatistische Verhandlungssysteme und >private Interessenregierun-

gen( eine ausschlaggebnde Rolle spielt: Die in die Konzertierwrg eingebnnde-

nen Verbände milssen ihren Mitgliedern gegentlber eine hohe lntegrations-

kapazitfitbesitzen, das heißt in der Lage sein, die von ihnen ausgehandelten

Kompromisse auch in derMitgliedschaft akzeptandähig zu machen (offe und

Wiesenthal 1980). Wenn dies gelingg so Offe (1975),wirken die inkorporierten

Verbände wie rRammböcke<, die die rObstnrktionsfähigkeit< der Gesellschaft

verringem helfen (siehe ähnlich auch Mayntz 1987). Die Akzeptanzsteigerung

bedeuiet eine Entlastung staatlicher Tätigkeit, da rcssourcenzehrende Konflikte
vermieden werden, und erhöht die Walgscheinlichkeit, daß die Steuerungs-

progrcmme relativ gut umgesetzt werden können.

Der Vorteil für alle Beteiligten ist im Falle antagonistischer Interessenkonflikte

zwischen Verbänden wie wir sie im Wirtschaflssystem vorfinden, daß durch

eine Vereinbarung in aller Regel Ungewißheit über das Handeln der Anderen

reduziert wird und Verhaltenssicherheit und Planbarkeit entstehen (Katzenstein
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1985: 33). Dies ist meist mit einer Effizierzsteigerung verbunden (Ritter 1990;
Schmidt 1982).

Indem der staat die gesellschaftlichen Alileure in seine politikformulierung
und -implementierwrg einbezieht, erhält er die Möglichkeit, auch in politili-
felder vorzudringen, die ansonsten bei nicht-konzertiertem Handeln nicht
zugänglich w&en (sfeeck 1994: l4). lntermediäre lnteraktionssysteme ent-
stehen nicht nur, weil staatliche steuerung defizitär ist, sondern auch als Mög-
lichkeit, problembeladene gesellschaftliche Bereiche, die bisher staatlich un-
gesteuert waren, zu einem Thema staatlicher Intervention machen zu können.
Die spannweite, aber auch die Reichweite staatlichen Handelns wird so erhöht
(Hucke 1980).

Die verlagerung von Politikformulienurg und -implementienrng auf inter-
mediäre In-teraktionssystemewirdim allgemeinenalsein prozeß derEntlastung
gesehen. Indem der staat nicht mehr souverän Politik formulieren und aus-
fflhren muß, enffälltdie schwierige Aufgabe, Normen rmd detaillierte Ziele und
Mittel festzulegen. Der Entscheidungsbedarf im politischen system wird redu-
ziert. Der Aufivand an personellen, finanziellen und bllrokratischen Ressourcen
kann eingeschränkt werden (Ritter 1990). Auch damit erhöht sich die Regier-
barkeit in modernen Gesellschaften.

schließlich ist einer der wohl wichtigsten Effekte des rKooperativen staates<
die Möglichkeit, zu einer >positiven Koordination< (scharpf 1973) zu gelangerl
bei der sich alle Teilnehmer darauf verständigeq ein gemeinsames Ziel arbeits-
teilig zu verfolgen2o.

Die Punkte demonstrieren, daß die Einrichtung des rKooperativen staates<
aus einer funktionalistischen Perspeltive in vielen Hinsichten als steuerungs-
erweiterung politischen Handelns verstanden werden kann2r.
Die >Dritte-sektor-Forschung<, die sich der Beschreibung intermediärer orga-
nisationen angewendet hat, zeigt, daß die Rationalität zru Enichtung solcher
organisationen der These ein€r steuenngsenveitenurg im rKooperativen staat<

20 Es istabcrauchdurchaus möglicll wie die SnrdicnarPolitikvcrflcchhnrg in daBgndcs-
rcpublik andcurcn (scharpf 194; scharpf u.a. 1926), daß Intcraktionssystcme blockic-
rend und suboptimal wirken. ob eine positivc Koordination gelingg hrngt rvcscntlich von
den Intcraktionsorientie,nmgen, Enscheidungvcrfalucn unaacr Autrrngigteit von ande-
rcn Entscheidungsebcnen ab @enz u.a. 1992).
Siehe auch ansammenfasscnd (Hcsse l9E7: 69): ,Dicser Kooperationsbcdarfentsprin$
abcr durphaus auch sbatlichcn Eigeninteresscn: ar Sichenrng dcr ftranzicllcn Vonirssct-
anngen staatlichen Handelns (stcucrmoral, Abdcckrmg öffcntlicher Aufgaben llbcr Ent-
geltfinurzierungcn), anr vatindaung von Lcgitimationsvcrlustcn (ranonyncr staatr,
rGroßb{lrokratic<, Informationsmißbrauch) und anr Vcrücsscnrag dcrlmpljmcntations-
Efü{cnz (Vcrhindcnmgron Rogclugsrnißbrauch durch Adrqsstsr" Gcnrthrlcishrng
von Kooperatiorub€rcitschsft, Sichcrurgvon Intcraktionrsnrknncn) ... r. Nudcr lctztc
Aspckt, die lnplcmentations-EfEzienz, inlcrcscicrt in dicscr Shrdic.

2t
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durchaus entspricht (Seibel 1990, 1992; Anheier und Seibel (Hg.) 1990;

Schupperr 198i, lgSgiRonge 1988; Reichard 198S). Über die Grllndrurg inter-

medierer Organisationen sollen gesellschaftliche Potentiale, insbesondere der

Sachverstand gesellschaftlicher Alteure, direkt fftr Steuerungspfograrune

nutzbar gemacht werden. Von beinahe allen Autoren werden die funktionalen

Vorteileliner Auslagerung staatlicher Aufgaben in >verselbständigte Verwal-

tungseinheiten< betont. Der Staat könne seinen Einzugsbereich durch_ interme-

diäue Organisationen erweitern, ohne dabei den Kernbereich der öffentlichen

Vet'waltqng aufzublähen; durch die Auslagerung aus dem politischen System

könnten die Rigiditäten b{trokratischen Handelns abgebaut werden; weil es sich

um quasi-öffentliche lnstanzen handeln wllrde, wäre die Bereitschaft gesell-

scfuaftlicher Akteure, mitanwirken, gößer als im Fall rein btlrokratisch-staatli'

cher Organisationen; intermediäre Organisationen wären eine Entlastung fflr
das sbatliche Handeln, weil sie dazu genutzt werden können, Sachverstand

direlt nutzbar zu machen, Themen zu enpolitisieren, Transaktionskosten zu

rcduzieren und lrgitimitätsrisiken auszulagern. Die Gr{lndung solcher Organi-

sationen wtlrde sich in staatlichen Steuerungsbereichen anbieten, in denen das

Versagen geradezu vorgezeichnet wärre (Seibel 1992). Außerdem können auf

diese Weise Pufferzonen aufgebaut werden, die den Staat vor zu starken An-

fordenngen und direkter Konfliktausüagung mit gesellschaftlichen Akteuren

schtltzen wllrden.

lnwiefern findet nun die These von der Steuerungsenveiterurg intermediärer

Sysrcme und Organisationen auch in der Lircratur zur politischen Steuerung der

Wissenschaft ituen Niederschlag?

In einer ganzßnReihe von Ansätzen unterschiedlichster Couleur werden die

Verbundsysteme von Wissenschart und Politik als die zentale Schnittstelle

angesehen, in der Informationen ausgetalrscht werden und politische Steue-

rungsprogramme umgesetzt werden sollen. ln diesen Verbundsystemen teffen
wisiensctratliche Eliten, Forscher, Administatoren, Politiker und Anwender

aufeinander. Die Meinungen in bezug auf die Durchsetzungsmögliclrkeiten der

Politik in solchen Verbundsystemen gehen dabei allerdings weit auseinander.

Sie variieren von der Annahme, daß man intermediäre Systeme als Planungs-

instrument der Politik selbst nutzen kann bis an der Annahme, daß die Ein-

richtung solcher Verbundsysteme im Resultat lediglich eine Vereinnatrmung

der Politik durch die Wissenschaft bedeuten wtlrde. Die These von der Steue-

rungsorweiterung laßt sich in sozialistisch beziehungsweisesozialdemokratisch

beeinflußten wissenschaftssoziologischen Theorien und in den Thesen von

Shrum zu >technischen Systemen< finden.
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schon in den dreißiger Jaluen hatte sich eine wissenschaftlerfraktion in
England herausgebildet, die, vor allem in der Person Bemals, forderte, daß die
wissenschaft bereit sein mtlsse, sich stärker auf ihre gesellschaftlichen ver-
pflichtungen zu konzentieren (Bemal 1970, zuerst 1939). Die damalige Aus-
einandersetzung stand ganz im Zeichen des ideologischen Konflikes von Kapi-
talismus und sozialismus beziehungsweise von westlichen staaten und der
sowjeturion. Durch die wissenschaffspolitischen Entwicklurgen in der sowjet-
union war im damaligen England das Bild einer wissenschaft entstanden, die
durchaus planvoll wrd rational geleitet werden könnte, wenn man eine dement-
sprechende Gesellschaffs- und wirtschaftsordnung besitze. Der staat könne
also dafllr sorgen, daß eine soziale Orientienrng der Wissenschaftler etabliert
wird. Der Aufbau von Zenten, in denen die wissenschaftler konzentriert wer-
den sollten und eine zentale Koordination aller Labors gehörten zu den gängi-
gen Ordnungsvorstellungen

Auch Bemal erkannte allerdings, daß zu viele einseitige politische Eingritre
die wissenschaftliche Entwicklung negativ beeinflussen könnten (idem: 268).
Er plädierte darurn fflr den Aufbau eines Expertengremiums, in dem wissen-
schaftliche und politische Verfeter, Repräsentanten aus Industie und öffent-
lichkeit Platz nehmen sollten (idem: 312). Von diesem Gremium sollte im
Abstimmungsverfahren ein Gesamtplan nx Entwicklung der Wissenschaft
erstellt werden. Es gehe nicht danrm, jedes Deail wissenschaftlichen Handelns
zu planen, wohl aber die Wissenschafr rin gewissem Umfang< so zu beein-
flussen, daß sie eine stärkere gesellschaftliche Verantwortung llbernehme
(idem: 324).Ensolches Planwrgsgremium sei wichtig, weil die politik gnrnd-
sätzlich an einem lnformationsdefizit gegenüber der wissenschaft leide (idem:
398402). ohne das Fachwissen und den sachverstand der wissenschaft lasse
sich keine Planung der Wissenschaft beteiben.

Wie modem Bernals Ideen sind, zeigt ein kurzer Exkurs zu heutigen
institutionell-vergleichenden, sozialdemokratischenAnalysenderTechnologie-
politilq wie sie etwa von H. Weber und Lehner vorgelegt wurden: So findet H.
Weber (1985), daß sich vor allem rtechnokorporative Arrangements< in der
Technologiepolitik bewährt haben. Das Beispiel Japans zeige, daß sich hierilber
Folgcbereitschaft erzielen lasse. Kooperation in selbsfegulativen Gremien
zwischen Wissenschaft, Wirtschafr und Staat sei das erfolgversprechende
Rezept. khner kommt an ähnlichen Schlußfolgerungen, betönt aber, daß sol-
che Anangements nicht gleichbedeutend seien mit einer höheren staatlichen
Handlungsfähigkeit (Lehner 1986: 251): Man könne so aber eine breit konzer-
ti€rte und koordinierte Technologiepolitik schaffen. Sfrukturelle Kopplungen
in Form von korporativen Arrangements erlauben in diesen Analysen entweder,
die soziale Verpflichtungsfätrigkeit der Wissenschaft oder die Leistungen der
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Technologiepolitik zu erhöhen. Der Unterschied zu den korporatistischen
Verhandlungsarenen, wie wir sie etwa in der rKonzertierten Aktion< in der

Bundesrepublik ftir eine kurze Periode institutionalisiert haüen, besteht in dem

geringeren Organisationsgrad der Teilnehmer und dem fehlenden Antago-

nismus, der das Verhältnis von Kapital und Arbeit in der Wirtschaftspolitik
kennzeichnet. Es ist aber charakteristisch ftlr die sozialdemokratische ldee von
Forschungs- und Technologiepolitik, die sich in Frankreich, England und

Deutschland im Laufe iluer Geschichte immer wieder nachweisen laßt, daß

man versucht, die Planungsfähigkeit des Staates über die freiwillige Inkorporie-

rung gesellschaftlicher Akleure in umfassende Tauschprozesse an erhöhen.

Shrum (1984) konzentriert sich vor allem auf den Bereich der angewandten

Forschung. Gerade diese besitze in den heutigen Gesellschaften besondere

Bedeutung (idem: 67).Er ftihrt das Konzept der technischen Systeme ein. Mit
diesem Konzept will er die in der Wissenschaftssoziologie tlbliche analytische

Beschränkung auf wissenschaftliche Disziplinen verlassen (idem: 64). Die
Beobachtungseinheit müsse so gewählt werden, daß die umfassenderen sozia-

len und politischen Stnrkturen in die Analyse miteinbezogen werden können
(idem). Technische Systeme nun sind Do centrally-administered network of
actors oriented toward the solution of a set of related technological problems"
(idem:69).

Diese Netzwerke oder technischen Systeme umfassen aufgrund der Kom-
plexität des Problemgegenstandes angewandter Forschung mehrere Disziplinen
(idem: 70) und mehrere Fonchgngsphasenz, vor allem aber auch alle externen

Akteure und Organisationen, die in irgendeiner Form mit der Finanzierung und

Organisation des technologischen Problems beschäftigt sind23. Zahlreiche

Forschungseinrichtungen, Förderadministationen, parlamentarische Vertreter,
industielle Anwender usw. können dazugehören (idem: 83).

Alle Forscher müssen sich der Zielsetzung dieses Systems unterordnen, weil
sie ansonsten keine Gelder erhalten (idem: 70). Das Ganze kann man als ein
>model ofa professionalized, interorganizational bureaucracy consisting of

22 Shrum schließt sich hier den Finalisierern an, die behaupten, daß problemorientierte

staatlich organisierte Fonchung die Trennung zwischen angewandter Forschung und

Grundlagenforschung nicht mehr erlaube (Shrum l9M: 8t; siehe hierzu auch Daele u.a.

te79).
23 Rip hebt hier ebenso wie die OECD (1991), die Rolle von Förderorganisationen m sol'

chen Hybridgemeinschaften hervor. Sie sind die Instanzen, die fllr eine Kooperatign
politiscüer hogramme und die Verteilung der Ressourcen anständigsind (Rip 1988: 67).

bie OnCp formuliert es so: ,It is primarily in these shategic institutions that the science

and technolory communities become involved in setting priorities ..., and interact with
the political, economic and social objectives and consüaints' (1991: 8).
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Ioosely-coupled, quasi-independent rrirs< (idem) bezeichnen. Technische
Systeme können in Subsysteme auseinanderfallen, die arbeitsteilig verfahren,
aber alle einem gemeinsamen Ziel untergeordnet sind. ,A technical system may
be defined as the largest formally organized programme for the coordination
of interlocking or competing productVprosesses( (idem: 7l).

Undeutlich bleibt aber, wer eigentlich in solchen rlocker gekoppelten, inter-
organisatorischen Btirokatien< steuert. Dies kanrU wenn es zentralisierte SEuk-
turen gibt, eine staatliche Förderadminisfration sein. Shnrm u.a. (1985) fflhren
hier den Begriffradminishative Hegemonie< ein, um den staatlichen Einfluß
auf die Entrvicklung bestimmter technischer Systeme zu kennzeichnen. Syste-
me mit administrativer Hegemonie haben zentalisierte Kommrurikationsnetz-
werke. Zenn:alisiert heißt hier nur, daß Entscheidungen im öffentlichen Sektor
stattfinden, wo staatliche Agenfiren die Haupholle spielen (idem: 58). Ad-
ministrative Hegemonien gibt es vor allem dann, wenn wichtige öffentliche
Gtlter mit der Forschungspolitik produziert werden sollen. Je näher der For-
schungsverbund an die Grundlagenforschung heranrllckl um so schwächer
wird der politische Einfluß in solchen technischen Systemen. Technische Syste-
me als koordinierter Forschungsverbund von Wissenschaft, Wirtschaft und
Politik werden so für Shrum u.a. zu einer Zwischenform zwischen einem de-
zentalisierten Laissez-faire der Politik und zentalistisch geordneten Struktu-
ren.

Bemerkenswert an diesen steuerungsoptimistischen Analysen zur Steuerung
der Wissenschaft ist, daß man meint, ilber zental koordinierte Planungsverfah-
ren mit der Wissenschaft tatsächlich in die wissenschaftliche Selektion von
Themen eingreifen an können. Zwar lassen sich sehr walrscheinlich nicht die
Ergebnisse der Forschung vorausplanen, wohl könne aber mit Hilfe der Wis-
senschaft vorausbestimmt werden, von welchen Wissenschaftsgebieten und
von welcher Gnurdlagenforschung verwertbare Ergebnisse fflr die gesellschaft-
liche Problemlösung zu erwarten sind. Diese würden dann besonders unter-
stiltzt werden.
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3.2 Die These von der Vereinnahmung intermediärer Systeme
durch die Adressaten

Die These von der Vereinnahnung intenrcdiörer Systerrc behauptet, daß die
gesellschaftlichen Akteure dem Staat nicht etrva kooperativ zur Seite stehen,

sondern ganz konkret ihre Machtposition dazu nutzen, sich Sondervorteile
gegenliber konkurrierenden Interessengruppen zu venchafren und die staatliche
Politik nach iluen eigenen lnteressen umzugestalten (van Waarden 1992b),
Was im rKooperativen Staat< stattfinde, sei nicht etwa eine Politisierung der

Gesellschaft, sondem viel melu eine Vergesellschaftung des Staates. Die Poli-
tikformulierung rurd -implementation werde ein lnstnrment in den Händen
gesellschaftlicher Akteure. Von datrer sei auch eine gesamtgesellschaftlich

rationale Lösurg in solchen Verhandlungssystemen wenig wahrscheinlich. Viel
eher bestimmen, so Olson (1982), Verteilungskoalitionen das Spiel, die gerade

suboptimale Lösungen und eine Reduzierung staatlicher Handlungsfähigkeit
herbeiffituen. Solche Thesen sind insbesondere in der konservativen rUnregier-

barkeitsdebatte< zu finden (Hennis u.a.1977). Aber auch Katzenstein weist in
seiner Beschreibung der Bundesrepublik auf die Einschrärnkungen des staatli-
chen Steuerungsvermögens durch den rKooperativen Staat< hin. Der bundes-
deutsche Staat sei deswegen nur ein rsemi-souveräner Staat( (Katzenstein 1987;

siehe auch Schmidt 1995b). Der Begriff der >Agency Capture< gehört zum
Standardrepertoire der Implementationsforschung (Selznick 1966; Lipsky
1980). Mit ihm wird darauf hingewiesen, daß es in vielen Politikfeldem zu
einem rlmplementationsverbund< von staatlicher Bllrokratie und Steuerungs-

adressaten kommt, in dem die Adressaten ltber ihre Definitionsvormacht die
Regie in die Hand nehmen und entscheidend mitbestimm€n, wie die Policies
schließlich durchgeftlhrt werden. Die Vereinnahmungsthese behauptet nicht,
daß der Capture-Prozeß notwendigenveise mit suboptimalen Resultaten fflr die
Gesellschaft verbunden sein muß, wohl aber, daß die staatliche Steuenrngs-

fähigkeit entscheidend reduziert wird.
Auch die rDritte-sektor-Forschung< macht deutlich, daß intermediäre Orga-

nisationen, gerade weil sie privaten Akteuren einen prominenten Platz ein-
räumen, von dem Informationsvorsprung dieser Akteure abhängig werden und
damit dem >Clientele Capture< verfallen können.

In den Texten zur politischen Steuerung der Wissenschaft wird die Verein'
natrmung intermediärer Systeme zwischen Politik und Wissenschaft teils als

förderlich fflr eine efüziente Forschungspolitik betachtet @en-David), teils als

ungeplanter und nicht aufzutraltender Entwicklungsprozeß gesehen (die Finali-
sierer und Clark).
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Ben-David hatte in seiner Darstellurg der institutionellen Bedingungen
innovativer Forschung auf die Mögliclrkeiten hingewiesen, die man mit einer
planvollen Konditionierung derinstitutionellen Umwelt des Forschungshan-
delns eneichen könne (Freudenthal (Hg.) l99l). Die GesAltung der Umwelt
des Forschers sollte aber gerade nicht von einer bltrokratisch€Nr Adminisfration
aus erfolgen, die informationsmäßig ltberfordert udre, sondern dezental orga-
nisiert werden. Als sein Idealsystem sah er das von Vannegar Bush in den usA
entworfene system verschiedener Koordinationsorgane und Förderorganisatio-
nen an, in denen unabhängige Wissenschaftler die Planung fflr den Staat üb€r-
nahmen. Nur so könne sactrkundig entschieden werden. Die Politik müsse also
vercuchen, die Wissenschaftler zwn Entwurf von Planungsvorlagen dauerhaft
in das politische system miteinzubeziehen, ihnen dabei aber nicht vorschrei-
ben, wie oder was geplant werden soll. Diese ldealsitrution sah Ben-David in
den usA verwirklicht. Ftlr ihn war die usA das erfolgreiche Beispiel.einer
rylanerischen Politik ohne bürobatischen zentralismns<. Die intermediären
rPlanungssysteme< sollten also der Wissenschaft {lberlassen bleiben @en-
David l99l).

Inder Finalisierungsdebatte der siebziger Jahe in der Bundesrepublik @öhme
(Hg.) 1978; Weingart (Hg.) 1975; van den Daele u.a. (Hg.) 1979), vertrat nan
dcn Standpurild, daf es nwr noch Sinn mache, utischan dcmWissenschafis-
system und der Politik zu unterscheiden faktisch jedoch wäre im Laufe der
Tnit ein verbundsystem mit eigendynamischer wirkung entstanden, ein drittes
System, das neben Staat und Wissenschaft existieren würde (van den Daele u.a.
1979:27) und sich sogar >immunisieren< könne. Mit diesem Verbwrdsystem
beziehungsweise den Hybridgemeinsch4fren, bezeichnen die Autoren ein Netz-
werk von Förderadminishationen, öffentlichen Interessengruppen, wissen-
schaftlichen und industiellen Repräsentanten, das sich um ein von der Politik
initiiertes Förderprogramm bildet. Im Förderprogamm kann dabei ein spezi-
fisches Zielwie die Krebsbekämpfung im Zentnrm stehen. Oft ist es aber ein
breites Spektrum von Forschwrgsthemen in einem bestimmten Wissensgebiet
wie zum Beispiel der Gesundheitsforschung. Van den Daele u.a. sehen Hybrid-
gemeinschaften als den >institutionalisierten Dialogvon staatlicher venvalnng
und llis s ens c hart < Q97 9 : 27'5.

Die lnteraktion in solchen Systemen sei - hier kommen die Autoren zu
denselben Schlußfolgenngen wie die OECD - komplex und unüberschaubar.
Man könne nicht melu unterscheiden, wer steuert ud wer gesteuert wird.
Häufig ist es nach Meinung der Finalisierpr allerdings so, daß nicht die Politik,
sondem die V/issenschaft in solchen Gemeinschafren tonangcbend ist. Dies
liege an der geringen Innovationsfähigkeit der Politik aufgrund ihrer admini-
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strativen Operationsweise einerseits und der hohen Innovationsflihigkeit der

Wissenschaft andererseits. Die Wissenschaftler werden immer diejenigen sein,

die die neuen Entwicklungen watrmehmen und Vorschläge einbringen' Sie

besitzen die Initiative. Von daher sei der Politisierunggrad der Wissenschaft

wohl eher gering (van den Daele u.a. 1979: 17-18). Das Wissen, um selb-

ständig und hierarchisch einzugreifen oder die Definitionsmacht zu erhalten,

fehle der Politik zudem in diesem Bereich mehr als in jedem anderen. Man sei

auf die Mitwirkung der Experten in der Wissenschaft angewiesen. Häufig sei

das, was vermeintlich politische Steuerung ist, nur eine Instrumentalisientng
der Politik durch bestimmte Eliten in der Wissenschaft, die die Steuerungs-

ressourcen der Politik zu eigenen Zwecken einsetzen. Die Finalisierer verteten
einerseits eine These der Vereinnattmung der Politik durch die Steuenurgs-

adressaten in intermediären Systemen, andererseits konstatieren sie aber auch

Immunisierungstendenzen des ganzen Systems.

Clark (1983) stellt die These aui daß die >Balkanisierung< der Wissenschaft,

ihre Fragmentienurg in Disziplinen rmd rZilnfte<, sich äquivalent in der Organi-
sierung politischer Steuerung der Wissenschaft umsetzen würde (idem:

l7l-l8l). Staatliche Blirokratienwtirden sichmit ganzbestimmten Disziplinen
verbltnden und dabei eine dauerhafte Steuerungsgemeinschaft eingehen, in der

es allerdings zur Vereinnatrmung der Politik durch die professionellen Experten

kommen wlirde: rnHigher education people, segment by segment and as a who-
le, penetrate the bureaus that fund them and may confol them. When they are

succesful, their guild has coopted the govemment. The clearest cases of such

cooptation are found in national science agencies that fund reseatchn (idem:

173). Je mehr die Professionen in die Organisierung der Forschungspolitik
eindringen können, um so weniger kann der Staat,'aggressiv planen wd Steue'

rung wird praktisch unmöglich* (idem: 174). Forschungspolitik wird so zur
Professionspolitik. Aufjeden Fall sei es in Planrurgsstudien deutlich geworden,

dafJ Forschungspolitik nie etwas anderes sein könne als >negotiated planning<

und rplanned bargaining<. uPlanning's problem is that it can only deal mana-

geably with concentated sectors: the academic system is distinctly not thatn

(idem:176).
Da die Wissenschaft so fragmentiert ist, entstehen auch eine ganze Reihe

von verschiedenen rvertikalen Steuerungsgemeinschaften<, die gegeneinander

konkurrieren und sich voneinander abschließen. Die Fragmentierung der Wis-
senschaft ftihrt zur Komparünentalisierung in der Politik (idem: 177). Interme-

diäre Systeme, so läßt sich hieraus schlußfolgern, bestehen damit aus einer

ganzenReihe von Netzwerken, das jedes ftir sich ftir die Distibution staatli-

cher Gelder verantwortlich ist (OECD l99la:29';.
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Wie die Finalisierer vertitt Clark also eine deutliche Vereinnahmungsthese
in der Forschungspolitik durch die Wissenschaft. Hierarchische Planung und
regulative Steuerung kann es nicht geben. Im Mittelpunkt seht die verhandelrc
Steuerung mit inhärenter Tendenz, die >Zunftnentalität< der Wissenschaft bei
der Verteilung staatlicher Gelder zu akzeptieren (idem: 177).

3.3 Die These von der Verselbständigung und Eigendynamik
intermediäirer Systeme

Die These von der Verselbständigung intermediärer Systeme weist darauf hin,
daß es insbesondere in Implementationsverb{lnden und -netzwerken zu Ab-
grenzungseßcheinungen kommen kann, wie dies bereits die Finalisiere? turd
Clark ftir die Wissenschaftsfördenng andeuteten. Solche Erscheinturgen sind
in der Netzwerktheorie beobachtet worden. ln einigen Politildeldern hätten sich
regelrechte rEntscheidungsinseln< gebildet die weitgehend autonom vorgehen
wllrden. Die von Heclo bescluiebenen >Iron Triangles< sind hierftlr ein Beispiel
(Höclo 1978; Windhoff-Hdritier 1987:43; Berry 1989: 241). Solche ,policy
subgovernments<, die aus Bllrokraten, Politikern und Lobbygnrppen bestehen
können, haben die Neigung, sich als Interessengemeinschaft mit gleichen Z-
ielen zu verstehen und nach außen geschlossen gegen konkrurierende Ressoru-
ceninteressen vorzugehen. lnsgesamt gäbe es eine Tendenz in Netzwerken -
sowohl bei eher geschlossenen als auch bei eher offenen Netzwerken -, eine
einheitliche Sichtrveise und einheitliche Weltbilder auszuprägen, mit denen
Grenzziehungen nach außen beüieben werden (Döhler 1990; Ftlrst 1987:267;
L,ehmbruch l99l). Je regelmäßiger die Aliteure in solchen Netzwerken zu-
sammenteffen und je stabiler die Akteurskonstellation in solchen Netzwerken
ist, um so eher können gemeinsame lnterpretationsregeln, formalisierte Aus-
tauschregeln, oder, in der Begrifflichkeit von Willke: rKongre$Regelß (Will-
ke 1992: 346), entstehen, mit denen Solidarität nach außen bei durchaus fort-
währenden Konflikten nach innen, erzßvg|wird. Staatliche Akteure sind also
durchaus an solchen Implementationsnetzwerken beteiligt, sie werden aber in
einen lnteraktionszusammenhang eingebunden, dessen Ziele rmd Regeln kei-
neswegs melu durch staatliche Interessen alleine bestimmt werden, sondem
einem eigendynamischen Prozeß unterzogen sind, dessen Ergebnis nicht vor-
herzusagen ist. Es wird aber nicht wie in der These von der Vereinnahmung der
Politik davon ausgegangen, daß intermediäre Systeme zum Instrument gesell-
schaftlicher lnteressen werden. Eher handelt es sich um einen von keinem
Alteur gesteuerten interaktiven Prozeß, bei dem der Konsens >hinter dem
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Rtlcken der Akteure< entsteht. Damit ist prinzipiell die Möglichkeit gegeben,

daß die Stategien eines solchen Implementationsnetzwerkes nicht mit den
staatlichen lnteressen oder Allgemeinwohlinteressen tlbereinstimmen. Und
ebenso besteht die Möglichkeit, daß die Kosten durch die Existenz mehrerer

solcher Implementationsverbttnde fflr den Staat in die Höhe genieben werden,

weil sich die Verbtlnde wie Verteilungskoalitionen verhalten. Gleichzeitig sind
damit Status quo Politiken wahrscheinlich, weil sich Verteilungskoalitionen
gegen jeden Abbau ihrer Vorrechte und Ressotucen zur Wehr setzen werden.

Auch in der Dritte-Sekxor-Literatur wird dieser Trend bestätigt. Dritte-
Sektor-Organisationen, so faßt Seibel die Analysen zusammen (Seibel 1992:

8l), hätten die Neigung, sich vor allem gegen Steuerung und Kontolle seitens
politischer Instanzen abanschirmen. Dritte-Sektor-Organisationen neigen dazu,

rsich dem staatlichen lntegrationsanspruch zu entziehen< und das öffentliche
Interesse zu verletzen (idem: 73).lnbestimmten Fällen wtirde dies aber auch
durchaus die Funktionalität ftlr die Politik erhöhen.

In der Diskussion ltber die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft

wird weniger eine explizite Verselbständigrrngsthese etwa von den Förder-
organisationen ausgearbeitet als die Behauptung, daß sich aufder intermediären

Ebene eigendynamische Tendetaen entfalten können, die es keiner Seite er-

laubt, bewußt und planerisch Fördersysteme zu instrumentalisieren. Zwei
Ansätze beschäftigen sich mit dieser Eigendynamik: Die These vom rRand<

zwischen Politik und Wissenschaft, die von Krohn und Ktlppers vorgelegt
wird, und der akteurszentierte Institutionalismus des Max-Planck-Instituts ftlr
Gesellschaft sforschung.

Krohn und Ktlppers weisen der rGrauzone< zwischen Politik und Wissen'
schaft eine besonders große Bedeutung fflr die Wissenschaftsentrricklung zu.

Sie nennen diesen Bereich den >Rand< zn'ischen System und Umwelt, auf dem

unterschiedliche Vorstelhurgen der Alteure voneinander (sie sprechen hier von
rSelbst- und Fremdbildern<; Krohn und Kilppers 1987: 34-35) miteinander
verhandelt werden.2a Hier werde itber die Rtlckkopplung von Informationen
entschieden. Im Rand werden Wissenschaftler aktiv, um die Umwelt zu ihren

Gunsten zu gestalten. Sie mllssen dabei in Interaktion beten, beispielsweise mit
Förderadminisbationen, die ihrerseits wiederum versuchen, ilue lnteressen zu

verfeten. ,Da keines der beiden Systeme tlber den Rand alleine verftlgen kann,

,Mit dem BcgnffRand habcn wir einen sozialen Raum bezeichnet, in dem die System-

Umwelt-Beziehungcn durch Konsensbildung zn ischcn den im Rand handelnden Personen

als Randbcdinggngcn festgelcgt wcrden. Wic in biologischen Systemen von der Haut wird
in sozialcn Systcmen vom Rand rfestgcle$<, was an Umwclfreizen weitergeleitet wird."
(Krohn und Kllppcrs l9E7: 43).

24
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entwickelt dieser seine eigene Dynamik und ist in diesem Sinne autonomn
(idem: 44). Damit wird die Möglichkeit eines Immunisierungsprozesses der
Vermittlungsebene in der Forschungspolitik angesprochen.

während Zeitschriften, verlage und Fachgemeinschaften zur wissenschaftli-
chen Umwelt zählen, gehört die Auseinandersetzung der Wissenschaftler mit
der Forschungspolitik zum Rand von wissenschaft und anr außerwissenschaft-
lichen Umwelt. Hier geht es ,um Geldmittel für die Forschung und das Ausmaß
der Zweckbindung dieser Mittel. (idem: 59).

Forschungsförderprogrammen kommt eine besondere Bedeutung zu. Solche
Programme sind ,aus der Sicht der Wissenschaft Versprechungen auf die Zu-
kunft, aus der sicht der umwelt Erttartungen auf konkrete Problemlösungenn
(idem: 6l). Im >Randr werden Versprechungen und Erwartungen miteinander
austariert. um Autonomie und steuerung geht es dabei nur oberflächlich
(idem). A,ufjeden Fall werden auf diese Weise außerwissenschaftliche.Rele-
vanzlciterien in die wissenschaft aufgenommen (idem: 62). steuerungsabsich-
ten der Politik können sich dabei daraufbeschränken, das Programm aufden
Weg zu bringen, während die konkrete Ausgestaltung den Wissenschaftlern
ilberlassen bleibt.

Die Förderprogramme sind inzwischen so wichtig, daß sich Wissenschaftler
aktiv darauf konzenfrieren, diese zu beeinflussen. Auf diese weise würden die
Hybridgemeinschaften entstehen, die ttber einen längeren Zeiüaum hinweg die
Programme begleiten (idem).

Uber Förderprogramme werden rProblemsichten der Umwelt< in die Wissen-
schaft integriert (idem: 65). Iftohn und Ktlppers gehen sogar so weit zu be-
haupten, daß die tatsächlichen großen, strukturellen Veränderungen in der
Wissenschaft nur ilber solche im forschungspolitischen Rand formulierten
Erwartungen zustandekommen können (idem). Dies geschieht tiber die um-
fangreichen rStörungen<, die solche Programme entfachen. Trotzdem sei die
Steuerbarkeit der Wissenschaft reduziert Förderprogramme können Forschung
nur >tiggem< (66). Die Wissenschaftler selbst entscheiden schließlich, welche
Information sie aufrrehmen wollen. rDas Milieu der Programme ist ein sttick
gestaltete Umwelt, das ähnlich wie das Zeitschriftenwesen eine eigene Dyna-
mik entwickelt und ein bestimmtes Maß an Autonomie besita und darüberhin-
aus durch die Beteiligung von Nicht-Wissenschaftlern (Hybridgemeinschaften)
eine Randzone zu anderen Systemen bildet* (idem).

Ftlr die Arbeiten zum Forschungssystem der Bundesrepublik, die sämtlich im
oder im Umfeld des Max-PlanckJnstituts fir Gesellschafisforschung statt-
fanden (siehe nur Mayntz 1987, 199 I ; Hohn und Schimank I 990; Stucke I 993 ;
Llltzl993;Braun 1993f,1994a; Schimank 1995; Schneider 1989; Werle 1990),
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spielen die Institutionen und Organisationen eine entscheidende Rolle ftir
Steuerbarkeit und Steuerungsfätrigkeit in der Forschungspolitik. Diese Per-

spelctive ist allerdings nicht nur auf die institutionellen Bedingungen

fonchungspolitischen oder wissenschaftlichen Handelns gerichtet, wie es bei

Ben-David der Fall war, sondern konzentriert sich insbesondere auch auf die

Afueursl<onstellationen,auf die Interaktionen zwischen korporativen Akteuren

aus Wissenschaft und Politik. Forschungspolitik wird zum >Spiel< nuischen

zahlreichen korporativen Akteuren im Forschungs- und Fördersystem. Das

Ergebnis dieses spiels auf die forschungspolitische steuerung wird von den

Machtessourcen und den Stategien der Partizipanten entschieden. Es ist also

nicht ohne weiteres durch die Politik zu erzwingen, Es gilt weder von vomeher-

ein die Annafume, daß politische Steuerung machbar ist, noch daß sie nicht
gelingen kann. sie ist das Ergebnis von je nach Zeit und Land wechselnden

Akteurkonstellationen in Forschungs- und Fördersystemenz5.

In Stuckes Arbeit ilber die Institutionalisierung der Forschungspolitik in der

Bundesrepublik (Stucke 1993) wird dieser Aspekt besonders hervorgehoben:

Die Bedeutung institutioneller Faktoren einerseits, und die nicht-intendierten

Effekte des Handelns andererseits wtirden weder in funlilionalistischen noch

in rein interessengeleiteten Theorien genügend berücksichtigt (idem: 252).ln
einer Umgebung, in der eine hohe Komplexität der Akteurkonfigurationen
sowie ein relatives Machtgleichgewicht bestehen wtirde - und dies wäre in der

Bundesrepublik der Fall -, könne es keinen einzelnen Akteur mehr geben, der

intentional eine Politikfeldentwicklung steuert. Stattdessen wären koinziden-

tielle Dynamiken und nicht-intendierte Effekte des Handelns ausschlaggebnd
(idem). Entwicklungen in der Forschungspolitik können sich beschleunigen,

wenn zufttlligerweise lnteressenkonvergenzen zwischen politischen und wis-

senschaftlichen Organisationen entstehen wllrden. Einmal verfestigte Inter-

aktionsmuster dagegen, die ein bestimmtes Machtgleichgewicht ausdrtlcken,

wirken stnrkturkonservativ. Hier bestehe ein >institutionelles Behamrngsver-

mögen< (257). Unter solchen Bedingungen existiere ein bestimmter Entwick-

lungspfad, der erst einmal verfolgt wtirde und meist erst durch kontingente

exogene Ereigrisse aufgebrochen werde (siehe zu dieser These der rPfadabhän-

glgkeit( auch Hohn und Schneider l99l). Diese Prozesse mllsse man als eigen-

dynamische Prozesse verstehen.

oEine Pluralität steuerungsfähiger Akteure handelt in einem sfukturellen Kontext von

generalisierten HandlungSorientierungen, Leistungbez{lgen, Institutionen und Ressour-

öenbasen, der einerseits Anpassung verlangt, andererseits aber auch in bestimnten Maß€

denje unterschiedlichen Bedtlrfirissen der verschiedenen Akileure angepaßt werden kann

undjedenfalls durch darauf gerichtetes Handeln der Akteure immer wieder verändert wird.
(Hohn und Schimank 1990: 33).
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Trotz aller Kontingenz lassen sich aber bestimmte lnteraktionsmuster oder
spielmuster identifizieren, nach denen die Akteure miteinander umzugehen
gelemt haben. Die Beschreibung'solcher spielmuster gehört zu den Aufgaben
von studien zur wissenschaftspolitischen steuerung. Die spielmuster ent-
scheiden mit darüber, wann und unter welchen Bedingungen politische steue-
rung erfolgreich sein kann. welche Art von politischer steuenurg so gegenüber
der Wissenschaft durchgeftihrt werden kann, ist eine Funktion del institutionet-
len Entscheidungsmechanismen und der sfrukturierten Interaldionsbeziehungen
in einem Land (Mayntz und Scharpf 1990).

Es ist nicht notwendig, an dieser stelle die Thesen ausfflhrlicher danustellen.
In Erinnerung sollte behalten werden, daß die Entrvickhmg zum rKooperativen
staat< aus der sicht einer Modemisierungshlpothese im allgemeinen als eine
st e ue r ungs e rw e iterung staatlichen Handelns in komplexen Gesellschaften
betrachtet wird, dafJ aber eine Reihe von skeptischen Analysen diese These
relativieren. Als Entwicklungshlpothesen kommen ebensogut die steigerung
der Veto-Macht gesellschaftlicher Akteure, die Instnrmentalisienurg saaUictrei
Gilter und Dienstleistungen durch gesellschaftliche Kräfte, eine vercelbständi-
gung rintermediärer Gemeinschaften< und eigendynamische Entwicklungen in
Frage. ob sich die politische steuerungsfähigkeit im rKooperativen staat<
steigern laßt oder gerade eingeschränkt beziehungsweise entfremdet wird, ist
schließlich eine empirische Frage,um die es in dieser studie im wesentlichen
geht. Ich möbhte die optimistischen und skeptischen Entrvicklungshlpothesen
vorerst unwidersprochen nebeneinander stellen und als mögliche Entruick-
lungspfade bei der Interaktion zwischen gesellschaftlichen und staaflichen
Akteuren in einzelnen Politikfeldern betachrcn.

Politische in intermediören fistemen 63

Die Ansätze zeichnen also ganz untenchiedliche Bilder von den rstnrkturellen
Kopplungen< zwischen Staat und Wissenschaft.

- Die rsteuerungsoptimistischen Ansätze< gehen davon aus, daß die wissen-
schaft in die intermediären systeme eingebunden werden kann rmd politi-
sche Ziele und Kriterien tlber einen solchen rsteuerungsverbund< in das
wissenschaftssystem hineingebagen und implementiert werden können.
Kooperation und Konzertierung fflhren zu einer steuerungsenveitenrng in
der Forschungspolitik. Man muß hierbei allerdings darauf aufrnerksam
machen, daß die sozialdemokratisch orientierten Ansätze nur die übergrei-
fende und politisch zentale Ebene meinen, eine Art Experteruaf in der
allgemeine forschungspolitische Ziele entschieden werden und nicht das
Fördersystem. Zum anderen beziehen sich diese Ansätze auf die Technolo-
giepolitik. sobald wir es mit der (problemorientierten) Gnurdlagenforschung
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zu tun haben, daraufweist Shrum noch einmal ausdrtlcklich hin, verliert sich

die >administative Hegemonie< auch in Fördersystemen. Einen steuerungs-

optimistischen Ansatz gibt es also in der Literatw tlber die Steuerung der

Wissenschaft nw eingeschränkt.

- Eine zweite Gnrppe von Ansätzen meint, daß sich die Wissenschaft auf-
grund ihres lnformationsvorsprungs und ihrer rdynamischen lnnovations-

kraft< zwangsläufig in Fördersystemen durchsetzen wilrde. Zum Teil wird
dies als der auch für die Politik lohnenswerte Weg einer Gestaltung von

Fördersystemen gesehen. Der Staat sollte sich, so Ben-David ga1g deutlich,

in seiner Steuerung des intermediären Fördersystems auf prozedurale Steue-

rung beschränken und der Wissenschaft die Aufgabe tlberfiagen, die Lei-
stungen der Wissenschaft fttr die Gesellschaft zu forcieren. Nur in der

Selbitorganisation sind die >reflexiven Kräfte der Wissenschaft< zu entfal-

ten.

- Eine dritte Gnrppe von Ansätzen verweist auf den komplexen wrd undwch-
sichtigen Interaktionsprozeß zwischen einer Vielzatrl von Akteuren in För-

dersytemen, bei dem man kaum von einer Steuerung der Wissenschaft oder

einer Szientifizierung der Politik ausgehen könne, sondem von einem Pro-

zeß wechselseitiger Ber{lcksichtigung, bei dem Steuerung immer einen

Kompromiß zwischen verschiedenen Interessen darstellt. Insofern kann man

von einem eigendynamischen Steuerungsverbund sprechen, an dem die

Politik teilnimmt, den sie aber nicht hierarchisch kontrollieren kann. Wer

wen steuert, bleibt ungewiß und ist, wie die Studien des Max-Planck-ln-
stituts für Gesellschaftsforschung zeigen, von kontingenten Alteurskon-
stellationen und national-spezifischen lnstitutionen abhärngig. Den Förder-

organisationen kommt offensichtliche eine besondere, auch autonom wir'
kende Bedeutung in der strukturierung der Interaktion zu (oECD 1991a:

34).

Obwohl sich also eine Reihe von Studien - anm Teil allerdings nur beiläufig

- mit Fördersystemen der Forschung beschäftigt haben, haben die genannten

Thesen nicht mehr als heuristischen Wert. Dies belegen auch die zum Teil
widersprüchlichen Schlußfolgerungen. Ein Mangel der bisherigen Studien ist

entweder das Fehlen einer vergleichenden institutionalistischen Perspektive

oder, wenn ein solcher Vergleich vorliegt wie zum Beispiel in mehreren

OECD-Studien, der fehlende Theoriebildungsanspruch. Das Gros der

forschungspolitischen Literatur arbeitet mit wenig generalisierbaren Fallstudien

(Brickman 1981: 487). Dies gilt zum Beispiel ftlr die Arbeircn vonshrumta.,
der Finalisierungsliteratur und des Max-Planck-Instituts filr Gesellschaftsfor-

schung. Interessante Ausnahmen sind die Studien von Ben-David, die aber die

Frage nach der forschungspolitischen Steuerung nur am Rande und die For'
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schungsförderung selbst gar nicht behandeln sowie von clark, dem es nicht um
eine Darlegung der politischen steuerungsfähigkeit geht. Generalisierende
Feststellungen - dies wurde bereits erwähnt - bedtirfen aber einer vergleichen-
den Perspektive, die, vor allem wenn man von der >eigendynamischen per-
spektive intermediärer systeme< ausgeht, die unterschiede in der forschungs-
politischen steuerung der wissenschaft systematisch erfassen kann. Aus dem
Blickwinkel einer akteurstheoretischen Differenzierungstheorie gibt es zudem
nur einige Arbeiten aus dem Max-Planck-Institut ftir Gesellschaftsforschung.
spezifische vergleichende, institutionelle Arbeiten zu den Fördersystemen der
Forschung gibt es, wie in der Einleitung erwähnt, bisher gar nicht. Die hier
vorgelegte Arbeit wird versuchen, dieses Defizit durch einen systematischen
vergleich der intermediären systeme zwischen Politik und wissenschaft, ihrer
Entstehung und Funktionsweise, zu beheben.

Trotz der unterschiedlichen Einschätzungen zur Steuerungsfähigkeit von För-
dersystemen in der Literanu sind sich doch alle Ansätze urd bisherigen unter-
suchungen relativ einig, daß in der forschungspolitischen steuerung der wis-
senschaft eine regulative Politik dysfunltional ist und von den Regierungen
offensichtlich auch nicht angewandt wird. kr allen Ländem, die hier behachtet
werden, entstehen Verbund- beziehungsweise Verhandhurgssysteme mit dem
ziel, die wissenschaft in den rsteuerungsverbund( miteinzubeziehen. warum
aber entwickelt die Politik keine regulativen stategien? wanrm ist es sinnvoll,
solche intermediären systeme einzurichten? welche sbategien und Handlungs-
logiken haben bei der Gründrurg intermediärer organisationen zwischen wis-
senschaft und Politik eine Rolle gespielt?

In den nächsten beiden Kapiteln sollen diese Fragen auf zwei Arten und
weisen beantwortet werden: Erstens werde ich nach der steuerbarkeit der
wissenschaft aus einer differenzierungstheoretischen Perspellive fragen. Die
These lautet hierbei, daß Strukhr und Dynamik des Steuerungsfelds, also die
struktur und Dynamik des wissenschaftlichen Handelns, regulative Politiken
ausschließt und die Einrichtung von Fördersystemen begltnstigt. Im darauf
folgenden fflnften Kapitel werden die oben gestellten Fragen historisch-gene-
tisch beantwortet, indem untersucht wird, welche Stukturen, lnteressen und
Prozesse bei der Herausbildung von Fördersystemen eine Rolle gespielt haben.
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Die Steuerbarkeit der Wissenschaft
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DasWissenschaftssystemzähltzudenfunltionalenF'xpertensystemen.Danxrter
verstehe ich solche gesellschaftlichen Handlungssysteme, die ein bestimmtes

Wissen monopolisiert rurd in professionelle Ordnwrgszusammenhänge eingebun-

den haben6. Expertensysteme zeichnen sich durch die Bildttrgvon Professionen

aus. Sie sind ein wichtiges dieser Systeme. Professionen2T setzen sich aus einer

spezialisierten Leistungsrolle, an die Leistungsrolle gerichteten spezifischen

Envartungen, geregeltem ZugurgKontollmechanismen und besonderen Gre-

mien odei Orlaniiationen ,* Üb"twachung der ausgeilbten spezialisierten

Tätigkeit ansammen. Das Informationsmonopol tlber einen gesellschaftlich

wichtigen funktionalen Bereich, das von den Professionen vetwaltet wird, hat

sich in-einer bestimmten Instihrtionalisienurg niedergeschlagen, die häufig mit
einet ZunrtsffuWur verglichen wird. Die wichtigen und ftir die Professionen

Im Unterschied an Pokol (1990), der,professionelle lnstitutionensysteme umfassender

als die einzelnen professionellen Gemeinschaftcn verstanden wissen will und meint' daß

sich mehrere hoiessionen um einen universalen binären Code organisierenn (idern: 335)'

behalte ich die Luhmannschen binären Codes als ftlrjedes Handlungssystem typischen

Referenzpunkt bei und bin der Meinung daß sichje eigene Professionen urn einen binären

Code oryanisieren können. Es ist Pokol auch nicht recht an gebeq werm er alle ausdiffe'

renziertä teilsysteme nur aufdie ,Ebene der Professionellen Instihrtionensysteme' ein-

engen will (ideÄ). Im Sportqntem oder in der Wirtschaft ist kein Wissen monopolisiert

unä aas MiiiUrsystem iit nicirt Uber eine Profession geordnet. Bxp€rtensJsteme yi-e das

Gesundheitsweien, das Recht, die Religion und die Wissenschaft sind aus rgelehrten

Korporationen< entstanden, bilden also gleichsam rlehrstände<, die ein ganzes Wissens-

gebiet monopolisiert haben (Stichweh 1992: 38). Der Zutritt und Abgang in solchen

Systemen istichwierigerals inanderen Systemen. Derwichtigste landlygsakt insolchen

Systemen ist der der rbebhrung<, in dem 'allgemeine 
professionelle Wissens- und Norm'

bästände aufkonkrete Fälle appliziert werden (Gotsch 1987:38).

Stichweh definiert Profession äß *eine Bemßgruppe., die 'in ihrem beruflichen Handeln

die Anwendungsprobleme der fltr ein Funktionssystem konstitutiven Wissensbestände

venralter und d'ies in nentwedermonopolistischer oderdominanter-das heißt den Einsatz

der anderen in diesem Funktionsbereich tätigen Berufe steuernder oder dirigierender -
Weise tut. (Stichweh 1992:40).
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relativ vergleichbaren Merkmale dieser Stnrkturen sind etwa die Selbstkontolle
der Bereitstellung ihrer spezialisierten Leistungen ftir ein Publikum ilber ein
rKollegium<; die hohen Zutrittsschwellen zur Profession; die Seleltions- und
Rekrutierungsmacht; die starke Integration neuer Mitglieder llber Einflußnahme
auf die Sozialisation; die hierdurch bedingte Entwicklung einer gemeinsarnen
Rolleninterpretation und gemeinsamer Wefiorstellungen und die Entrricklung
einer gemeinsamen Sprache, die von Außenstehenden oft als rGeheimsprache<
empfunden wird (siehe Goode 1972). Professionen wie die Wissenschaft haben,
deutlicher als Benrfe, erkennbare Grenzen gegenllber der Außenwelt gezogen
(Hartnarur 1972). Sie haben schließlich ein höheres Prestige als andere Berufe
und, damit verbunden, einen hohen Status und höhere Einkommen. Gerade
hieraus resultiert die Autonomie vonextemen Zumutungen (Lipsetund Schwarz
1972). Professionen haben Auftahmerituale, KonEollmechanismen und Sank-
tionsmöglichkeiten entwickelt, die zu unhintergehbaren Handlungsbedingungen
der Wissenschaftler geworden sind. Die formalisierten Verfahren und speziellen
Gremien zur inrcmen Regulierung des Wissenschaftshandelns sind Bestandteile
der Selbstegulierung der Wissenschaft. Die Politik muß sich demnach mit ei-
nem gesellschaftlichen Bereich auseinandersetzen, der im laufe seiner Geschich-
te imstande war, ein hohes Maß an solchen organisierten Selbstkoordinations-
mechanismen herauszubilden.

Das wissenschaftliche Handeln selbst läßt sich dabei mit einem Markt ver-
gleichen (Tullock 1966; Scherhorn 1969; Ghiselin 1987). Wissenschaftler sind
einander gleichgestellte Anbieter von Wissenseinheiten auf einem Markl von
Nachfragem. Auf dem Wissenschaffsmarkt werden allerdings keine physischen
Güter, sondern verbale und schriftliche Informationen ausgetauscht. Der Wert
der Ware Information, der in Form vonAnerkcnnungfrb den Wissenschaftler
ausgedrtickt wir{ wird jdoch nicht ilber Preise, sondern ltber die Originalitat
des wissenschaftlichen Beifags bestimmt @olänyi 1962:5).

Wie auf dem Markt auc[ so entsteht nach Polftryi in der Wissenschaft Kor-
hrrera,die als innovativerund produktiver Koordinationsmechanismus wirkt.
Alle Wissenschaftler seien gezwungen, ihre Informationen anzubieten und -
in Form von Publikationen - abzusetzen. Das Verbreitungsmedium - die 7*it-
schriften und Verlage - sowie die knappe Auftnerksamkeit fflr neue lnformatio-
nen sorgt fftr die Konkunenz anischen den Anbietem. Wie es dem Untemehmer
um die Vermehnrng seines Kapitals gehen muß, will er in der Konkurrerz beste-
henkönnen, so muß sich derwissenschaftliche Untemehmerum die Vermetrnurg
*rner Reputation, die Kumulierurg der Anerkennug bemlthen2t. Das Wissen

2E Auch Luhmann erkennt dic besonderp Bedeutung der Rcputation und bcwertet sic ncbcn
dcm binären Code rwalu/unwalu< als rZweitcodierung< bczichungswcisc rNcbcncode<
der Wrhrfteit (Luhmun 1990: 247'1. Sie ist eine 'Vereinfachung dcsscn, was man zur
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schaftssystem funktioniertbeim Reputationserwerb insofem anders als die llbri-
gen Expertensysteme, als wissenschaftliche Reputation eirz;igund allein von
der Scientific Community vergebnwird und nicht, wie beim Rechtsanwalt oder
beim Arzt, der Klient beziehungsweise Patient die Anerkennung ftir die profes-
sionellen kistungen ausdrückt. Dies macht den besonderen selbsteferentiellen
Charakter des Wissenschaftssystems aus.

Bourdieu aus einer man<istisch inspirierten Perspektive, Latour und Woolgar
aus einer kontextualistischen Sichtweise (vergleiche Knon-Cetina 1982) und
späterKohler(1989), Rip (1994) und Braun (1993e) habenReputation als einen
Investitions- beziehungsu,eise Reputatiorubeßlm{der Wissenschaft konstuiert,
der die Wissenschaft mit der Politik und Anwendersystemen verbindet.

Bourdieu (1975) benachtet Wissenschaft als Konkurrcnz,kampf um soziales
Kapital, das sich beliebig in anderes Kapital umsetzen läßt etrua in mehr finan-
zielle Ressourcena. Wissenschaftler sind wie Spieler auf einem Spielfeld. Ge-
spielt wird um wissenschaftliche Reputation, das >soziale Kapital< in den Aus-
einanderseEungen der Wissenschaftler um Definitionsmacht, Geltungsvermögen
und die Chance auf Ressourcen. Soziales Kapital laßt sich - und das ist der
zentale Punkt - in ökonomisches Kapital umsetzen. Wie in der Wirtschaft auch
kann dieses enrorbene Kapital dann dazu venvendet werden, weitere Investitio-
nen (in der Form von Forschungsprojekten) zu tätigen und die etworbene De-
finitionsmacht auszudehnen. So erhalten wir schließlich einen ständigen ln-
vestititionskreislauf, dem sich die Wissenschaftler zwangsläufig einfflgen mtls-
sen, wollen sie Karriere machen. Und wie auf dem Markt bestimmt die Menge
an sozialem Kapital die >Marktmacht<, die man im nächsten Spiel besitzt, die
möglichen Süategien, die einem zur Verftlgung stehen, usw. Die Positionen der
Spieler, die davon abhängigen Strategien und die Machwerteilung auf dem
wissenschaftlichen Spielfeld bestimmen die Dynamik des gesamten Wissen-
schaftsbeniebes.

Latour und Woolgar (1979) legen den Akzent auf die verschiedenen Trans-
formationsstadien des Investitionsprozesses. Jede Referenz an bestimmte Nor-
men oder bestimmte Basismotive, die die Wissenschaftler haben könnten, whd

Kennhis nehmen muß,o (idem: 249), ein ,selbsreferentiellcr Vorgang der Kondensierung
von Autne*samkeit (idem: 251). Reputation ist eine Auswahl dess€n, ,was mit hoher
Wahrscheinlichkeit melu Beachtung verdient als andcres* (idem: 245). Der Reputations-
code erlaubt ein schnelleres Prozessiercn von Ereigrissen innerhalb des Wissenschafts-
systems s€lbst und bild€t gleichzcitig eine Zugangsmöglichkeit fflr externe Beobachter,
die auf die Leistung€n des Wissenschaftssystem zugreifen wollen.
oScientific authority is thus a particular kind of capital, which can be accumulated trans-
mitted, and even reconverted into other kinds ofcapital under certain conditiells. (Bour-
dicu 1975:25).
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abgelehnt (idem: 207). Im Gegenteil, die Autoren betonen noch einmal ausdrttck
lich, daß die einzige Annatrme, die man bei der Reproduktion von wissenschaft
machen mllsse, der wunsch des wissenschaftlers wärc, die bestehende Tätigkeit
unter den bestnöglichen Bedingurgen fortzufllhren (siehe hierzu auch Kohler
1989: 165)30. Wissenschaft ist ein Prozeß mit einer ihnlichen Eigendynamik,
wie sie der Markt besita: ständig finden Transaktionen statt, um Bed{lrfirisse

Abb. 1 Der Reputationskrcislauf nach Latour und Woolgar
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zu befriedigen. um welche Bedürfrrisse es sich konkret handelt, ist unwichtig.
wesentlicher ist es zu erkennen, daß der Investitionskreislauf unabhängig vom
willen einzelner in Iftaft bleiben wird und damit ein strukturmoment der Re-
produktion von Wissenschaft darstellt3r.

3l

Latour und woolgar formulieren es so: ,...there is no ultimate objective to scientific
investnent other than the continual redemployment ofaccumulated resourcesn (1929:
198).
Siehc aber an einer ganz anderen Sichtrveise den Beiüag von Storcr (1923), der Reputa-
tion zum Zweck an sich, also zum Gnrndbedllrfiris des wissenschaftlers erhebt. storer
unterstellt, daß Wissenschaftler Personen mit dem Drang nach DAnerkenriltru lfuer ßreati-
vüdrr. sind (idem: 60). Dieses Grundbedtlrftris konstituiert das besonderp Gut des Wissen-
schafumarkes,nfrrilichdie kompetente Reahion.Im untenchied zu anderen heativen
Personen wie dem Kllnstler oder dem Musiker sucht der wissenschaftler nicht nach ir-
gendeincr Bestätigung scincr krcativen kistung bei einem Laienpublikum, sondem nach
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Der Kreislauf verläuft bei Latour rmd Woolgar folgendermaßen: Der Foncher

investiert am Anfang Zeit, materielle Ressowcen und Arbeitskraft und erarbeitet

ein bestimmtes wissenschaftliches Resultat, das er zu publizieren versucht. Fär

diese Publikation erhält der Wissenschaftler Anerkennung vom Expertenpubli-
kum, die sich dann in Glaubwürdigkeit (die Autoren sprechen von rcredibility<)

beziehungsweise Reputation als Symbol ftir seine Leistung transformieren llißt.

Ausgestattet mit dieser Glaubwürdigkeit (oder Reputation), kann er zusätzliche

(finanzielle) Ressourcen erwerben, die er daraufhin - denn wie beim

Wirtschaftslaeislauf auf kann der Kreislauf nicht urterbrochen werden, weil man

sonst der Konkurrenz nicht gewachsen wäre - wieder in bestimmte lnvestitionen

verwandelt und in die zuktinftige Forschung ein{ließen läßt. Analog zur Wirt-
schaft kommt es dann auch darauf an, daß der Wissenschaftler seinen Reputa-

tionskreislauf so schnell wie möglich ürchläuft. Erfolg ist ftir den Wissenschaft-

ler nur in dem Maße gegeben, wie "the extent to which it (the investment) facili-
tated the rapid conversion ofcredibility and the scientist's progression through

the cycleo (Latour und Woolgar 1979:207)'
Bei diesen Autoren wird Reputation also nicht nur zum rZahlungsmittel<

innerhalb des Wissenschaftssystems, sondem auch eine konvertible Währung,

mit der man andere (materielle) Güter als nur Informationen erhalten kann.

Reputation wird zum allgemeinen, das Wissenschaft ssystem übergreifenden

Zahlungsmittel, das allerdings ilber zwei voneinander zu unterscheidende Arten

des wissenschaftlichen Handelns erworben wird: Zum einen über das For-

schungshandeln, mit dem man die Anerkennung der Scientific Community

gewinnen kann und zum anderen tiber das Akquisitionshandeln, mit dem die

Wissenschaftler versuchen, materielle Ressourcen ftir ihre Forschung zu

gewinnen (siehe ähnlich auch Krohn und Kilppers 1987). Reputation bildet so

äie Schnittstelle zwischen intemer Operationsweise des Wissenschaftssystems

und Außenwelt. Über das Akquisitionshandeln der Wissenschaftler erhdten

Geldgeber Zugang anm Forschungshandeln der Wissenschaftler und damit zu

den Differenzminierungsprogßmmen der Wissenschaft .

Anhand dieses Zahlungsmittels Reputation ltißt sich so, wenn man es gegen

Zalrlungsmittel anderer Systeme, wie das Geld in der Wirßchaf oder die politi-
sche Macht im politischen System,absetzt, am besten demonstrieren, wie sich

Expertensysteme, und hier insbesondere die Wissenschaftn von anderen Teil-

,yrt"*"n durch eigene Koordinationsmechanismen unterscheiden und zu wel-

ciren KonsequenzEn dies ftir die politische Steuerung der Wissenschaft ftihrt.

In der Übersicht I lehne ich mich an Gedanken von James S. Coleman (1970)

an, der in Anlehnung an Patsons' Kommunikationsmedien die Zatrlungsmittel

einer Bestätigung durch komPetente Leute, das heißt durch Experten'
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Geld und politische Macht miteinander verglichen hat. Ich ergänze seine Gedan-
ken um das Zahlungsmittel Reputation.

(l) Reichweite: Die Reichweite von politischer Macht und Reputation ist
weniger universell als die des Geldes. Der Wähler verftigt genau ilber eine Stim-
me, mit der er seine politische Macht demonstieren kann. Der Ressortninister
kann Entscheidungen in seinem Ressort relativ unabhfuigig treffen, nicht aber
in anderen Ressorts. Der Wissenschaftler wird in einer Disziplin ausgebildet,
spezialisiert sich und wird daraufhin in einem meist stark eingegrenzten Wis-
sensbereich und in einem kleinen disziplintirem Netzwerk bekannt. Offensicht-
lich verleiht ihm das keinerlei Macht in anderen wissenschaftlichen Bereichen.
Autoritativ wird er nur in dem Fachgebiet urteilen dürfen, in dem er bereits
Anerkennung kumulien hat. Hinzu kommt, dall der Wissenschaftler selten voll-
ständige Autorität in diesem Wissensbereich erlangen kann, weil er Reputation
häufig mit anderen Wissenschaftlem teilen muß. In der Politik ist Macht peri-
odisch (wieder) zu erobem und kann dann ftir eine festgelegte Zeit ausgeübt
werden. ln der Wissenschaft findet ein ständiger Kampf um die Definitions-
vorherrschaft in einem Wissensgebiet statt. Reputation, die in der Wissenschaft
erworben wird, kann gewinnbringend auch nw im Wissenschaffssystem einge-
setzt werden. Sie ist also bereichsbeschränkt.

Nur in bestimmten Fällen kann sie als Symbol verwendet werden, um den
Einstieg in andere Teilsysteme zu finden, nie aber, um dort Karriere zu machen
(wie etwa der Wissenschaftler, der in die Politik gehen will und dort aufgrund
seiner Sachkenntnisse über ein Thema als rSpezialist< willkommen ist).

Die politische Steuerung der Wissenschaft ist mit einer Vielzalrl von Experten
in zahllosen, eingegrenzten disziplinären Spezialgebieten konfrontiert die schon
aufgnurd ihrer Spezialisierung einWissensmonopol gegenüber der Politik be-
sitzen. Zwar erschwert die Fragmentierung der Wissenschaft in Disziplinen,
Subdisziplinen und Forschergemeinschaften sowie der Kampf um Reputation
solidarisches und koordiniertes Handeln der Wissenschaftler gegenüber der
Politik, ebenso schwierig ist es aber ftir die Politilq flächendeckend im Wissen-
schaftssystemeinzugreifen. Politische Steuerungmuß sichdieser intemenOrga-
nisationsstuktur der Wissenschaft zumindest zum Teil anpassen. Politische
Steuerungsprogamme erfolgen so kompartnentalisiert, also auf die einzelnen
Wissensbereiche zugeschnitten. Dies begrenzt, angesichts der Art der gesell-
schaftlichen und politischen Probleme, die häufig nicht der Wissensstuktur der
Wissenschaft entsprcchen, die kistungsfähigkeit des Steuerungsinstrumentari'
ums.
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Der politische Steuermann ist auf}erdem durch die Bindung der wissenschaft-
lichen Reputation an die originalität des wissenschaftlichen Beinags in seiner
Anziehungskraft auf Wissenschaftler eingeschränkt: Solange Wissenschaftler
ihre Kaniere mit derwissenschaftlichenReputation verbindenund hierinvestie-
ren wollen, wird die Politik es schwer haben, die Aufrnerksamkeit auf ihre Pro-
blemgebiete zu lenken, solange es dort wenig Aussichten auf Reputation gibt.
Die Reputation bildet eine Tötiglrcitsgrerae staatlicher Steuenng. Entscheidend
ist die Einschätzung des wissenschaftlers tlber den Erfolg einer solchen Investi-
tion: wenn er meint, daß er sich einen rMehrwert< durch frilhzeitige krvestitio-
nen in einem neuen Problemgebiet verschaffen kann, wird er bereit sein, das
Risiko auf sich zu nehmen, wrd mit den politischen Förderem koopederen. seine
Einschätzung wird dabei aber davon abhängig sein, ob er meint, daß sich dieses
Gebiet als reputationstächtig im sinne der wissenschaft herausstellen könnte.
Reputation wirkt hier wie die Renabilität im wirtschaffssystem: wenn sich das
Risiko nicht lohnt, also sich nicht in Einheiten des Zalrlungsmittels Reputation
ausdrücken läßt, wird das Gebiet brachliegen. Es geht dem Wissenschaftler
demnach und das ist der Unterschied zum Wirtschaftssystem - nicht um das
Geld, das die Politik zu Verftlgung stellt, sondem um seine Reputationsmög-
lichkeiten. Die Politik kann sich infolgedessen nicht nur auf den standpunkt des
fordemden Geldgebers zurilckziehen. Sie muß einerseis darauf achten, daß sie
bei der Selektion von neuen Forschungsgebieten nicht zu weit vom Erkenntnis-
interesse der bestehenden Disziplinen abstrahiert und sich von vomehercin das
Interesse der wissenschaftler sichert. sie muß andererseits genngende und dau-
erhafte Ressourcen zur Verfflgung stellen, damit sich wissenschaftler das Risiko
leisten können, in solche neuen und von der ^gclentific Communiry noch nicht
akzeptierten Gebiete zu investieren. Politische Steuerung, die eneichen will,
neueproblemorientierte Fonchungsgebiete auftubauen, muß deswegen gesicher-
te Reputationsmöglichkeiten schaffen.

@ Mafeinheit: Von weiteichender Bedeutung filr politische Steuerungs-
möglichkeiten ist auch der >vorkapitalistische Charakter< der Wissenschaft (Hag-
süom 1965). In der Wirtschaft ist Geld eine Maßeinheit, die sich beliebig zerle-
gen läßt und bei der es jederzeit möglich ist, den Tauschwert, das heißt die An-
zahl der möglichen Gtiter, die man flir das Geld kaufen kann, zu ermitteln. We-
derdie Politik noch die Wissenschaft, noch professionelle Systeme im Allgemei-
nen besitzen ein solches quantifizierbares Zatrlungsmittel. Der Tauschwert von
Reputation läßt sich schwer quantifizieren. Bei einem Kapital weiß ich, warur
ich eine Million Mark eneicht habe, bei Reputation weiß ich nie genau, ,für
wieviel Reputation ich mir was leisten kannn. Mit dieser unsicherheit mitssen
wissenschaftler leben. vielleicht ist sie sogar ein freibendes Motiv fftr die stän-
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dige Erneuerung des Reputationskreislaufs. Nur tiber Angebote, Artikel zu
schreiben, die Möglichkeif höhere wissenschaftliche Positionen zu erklimmen,
oderdie Ehre, als Gutachterbestellt zuwerden, erfllhrt der Wissenschaftler, was

sein aktueller >Marktrvert( ist. Dies erinnert dann in der Tat, wie Coleman dies

auch fttr das politische System festhalt (Coleman 1970), an eine >barter-econo-

my<,eineTauschökonomie, bei der sich der Wert eines Produktes nicht berech-

nen leßtund dann mitaquivalenten Werten anderer Produkte getauschtwird wie
in der kapitalistischen Ökonomie. Auch der Preis der Reputation wird über die
Nachfrage vermittelt, kann aber nicht in einer rdritten vermittelnden Einheit<

wie dem Geld ausgedrückt werden. Reputation ist interpretationsbedtirftig, das

heißt sie drtlckt sich in vielen Handlungen aut, die als Wertschätzung der Lri-
stungen des Wissenschaftlers interpretiert werden können. Über diese Hand-
lungen wird Reputation sichtbar und öffentlich und erzeugt wieder Anschluß-
handlungen. Dies ist aber offensichtlich etwas anderes als eine Geldsumme zur

Verftigung zu habeq bei der ein jeder weiß, wiwiel es ist und was ich mir davon

kaufen kann. Die Unbestimmtheit und die fehlende Möglichkeit, Reputation
einzuklagen" bestimmen die kognitiven und sozialen Handlungen der Wissen-
schaftler.

Diese Unsicherheit bezüglich des Wertes der Reputation überhägt sich auf
die politische Steuerung. Da kein allgemein zugänglicher und quantifizierbarer
Maßstab zur Beurteilung des Wissenschaftlers vorliegt, ist es auch nicht mög-
lich, die besten Wissenschaftler nach objektiven Kriterien gezielt auszusuchen

rmdanzusprechen. Politische SteuerungbedarfhierftirjeweilsderUnterstätzung
der Wissenschaft und muß sich mit ihr ins Einvemehmen setzen. Da Reputation

in der Wissenschaft aber nicht an Erfolgen in der Problemlösung orientiert ist,

weiß die Politik dann avar, daß sie einen guten Grundlagenforscher angeworben

hat, aber nicht, ob dieser auch ftir problemorientierte Forschung geeignet ist
(siehe zu den Unterscheidungen von Grundlagenforschung, anwendungsorien-

tierter Forschung und angewandter Forschung die Erläuterungen im Anhang).
Wenn sie sich aber nicht auf die wissenschaftliche Reputation bei der Auswahl
ihrer Forscher ftir Förderprogranrme verläßt, gerät sie in Gefahr, nur mittel-
mäßige oder schlechte Forscher zu erreichen, die nicht die erwllnschten Ergeb-

nisse in der Forschung erbringen werden. Dieses Problem relativiert siclS wenn
man einmal einen Stamm von Forschern aufgebaut hat, die problemorientiert

arbeiten und als Informanten ftir die Selektion neuer Forscher dienen können.

Nicht-Quantifizierbarkeit drückt sich also in Unsicherheit tiber den Wert des

Zalrlungsmittels Reputation aus und a 'ingt die Politik dazu, bei der Selektion
von geeigneten Forschem aufdie Informationen aus der Wissenschaftzureagie-
ren. Sie benötigt dementsprechend direkte Kontakte mit Wissenschaftlem, die

diese Informationen zur Verftlgung stellen. Aber selbst dann ergibt sich ein
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Selektionsproblem, da das Reputationskriterium häufig nicht an Anwendungs-
leistungen, sondem an der rWahrheit< ausgerichtet ist.

(3) Übertragbarkeif: Expertensysteme unterscheiden sich von Wirtschaft und
Politik durch die Bindung des Zahlungsmittels an die Person. Bei Geld ist es
tunmittelbar einsichtig, daß die persönliche Bindung keine Rolle spielt. In der
Politik ist es nicht die Person, die ausschlaggebend ftlr politische Macht ist,
sondem das Amt, das jemand einnimmf2. Wenn ein Politiker das Amt verläßt,
nimmt ein anderer seine Position ein, ohne daf| die politische Macht des Amtes
verlorengehen wilrde33. Der Wissenschaftler dagegen muß persönlich daftlr
sorgerl daß seine Anerkennung zunimmt Der Reputationserwerb ist eine lebens-
lange Aufgabe. Zwat läßt sich Wissen tlbertragen, kaum aber Reputation. Es
ist die Kumulation des Wissens in der Person des Wissenschaftlers, die ein-
malige Qualität besita und die die Grundlage seiner Reputation ist. Weder die
kognitive Komponente des Wissenschaftlers (sein Wissen) noch die soziale
Komponente (die Reputation) sind replizierbar.

Trotzdem können sowohl Politiker wie Wissenschaftler ihr Zahlungsmittel
zumindest teilweise (temporär) delegieren: der wissenschaftliche Assistent emtet
zum Beispiel einen Vertauensvorschuß in der Disziplin, weil er fflr einen be-
kannten Professor arbeitel und der Verteter einer wissenschaftlichen >Schule<
emtet bereits einen Vertauensvorschuß auf Gnurd der kistungen anderer Wis-
senschaftler. Insofem kann Reputation ihren rSchatten< vorauswerfeq ohne daß
sie zum Eigentum anderer Wissenschaftler gemacht werden kann. Die Reputa-
tion eines großen Namens erleichtert den eigenen Werdegang, ohne von der
Aufgabe zu entlasten, sich selbst einen Namen zu machen. In diesem Sinne
bleibt Reputation schließlich bei der Person, die sie sich verdient hat. Im Prinzip
gibt es also keine loslösung und keine Entlastung fftr den Wissenschaftler von
seinen Leistrmgsverpflichtungen: Wenn man Reputation einmal hat, besita man
Pflichten und Verpflichtungen. Reputation ist nicht nur Opportunität, sondem
auch last.

Ftlr die Politik ist die Bindung von Wissen und Reputation an Personen und
die geringe Überfagbarkeitvon weiteichender Bedeutung ftlr ihre Steuenurgs-

32 lhbci sollte deutlich sei4 daß Reputation arch fllrdcn Politikereine wichtige Rolle dabei
spiclcn kann, ob er schließlich cin Amt erhllt oder nicht. Sie ist aber immer nur Mittcl,
um das eigentlichc Zahlungsmittcl politischc Machtan Grtaltcn, rdhr€nd sie in professio-
ncllcn Tcilsystcmcn das Zahlungsmincl sclbst ist.

33 Colcman macht klar, daß gerade eine der Folgcn von Modernisienmg und Rationalisienrng
darin besteht daß die Person dcs Amtsinhabers und dic politischc Macht voneinander
gcü€nnt werdcn (Colcman I 970: I 079). Der modeme Politiker bcsitzt cin Amt rmd diescs
Amt verlciht Macht. Wenn er geht, vcrlicrt das Amt nicht soinc Mach! wohl abcr ver-
schwindet Rcputation, wenn dcr Inhabcr ausscheidct.
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möglichkeiten. Sie muß in Personen investieren, will sie ein bestimmtes For-
schungsgebiet aufbauen, und ist davon abhängig, daß diese Personen in dem
Forschungsgebiettätigbleiben. DasAusscheideneinesbekanntenWissenschaft-
lers kann zur Auflöswrg des gesamten Forschungsbereiches ftihren, da nw seine

Reputation ein Anreiz ftlr andere Wissenschaftler bot. Jede Investition bedeutet
eine langfristige Verpflichtrurg mit der Unsicherheit ilber die Interessen der
Wissensihaftler, die sich bereit erklären mitzuarbeiten. Da Übertagbarkeit nicht
möglichist, bleibtimFalle des Ausscheidens eines Wissenschaftlers als einziger
Ausweg der Politik, neue Wissenschaftler hineinzuziehen, die dann aber erst
wieder das nötige Wissen kumulieren milssen usw. Je besser die Politik in der
Lage ist, Institutionen zu schaffen, die die Wissenschaftler langfristig binden
können, um so besser kann dieser Unsicherheitsfaktor reduziert werden. Steue-

rung der Wissenschaft heißt also, ftihig zu sein, gute Wissenschaftler zu binden.
Dazu gehört die Bereitstellung gentigender finanzieller Ressourcen, langfristiger
Karriereaussichten und einer stimulierenden Umgebung, i.e. die institutionali-
sierte Möglichkeit der >kompetenten Reaktion<.

(4) Akkumulierbarlreit: Reputation ist wie Geld akkumulierbar, ja sie muß
sogar akkumuliert werden, weil man sonst gar nicht von Reputation sprechen
kann. Nur in der politischen Rolle muß das Zahlungsmittel rechtzeitig ausge-
geben werden3a. Im Marktsystem und im Expertensystem kann Anerkennung
gehortet werden. Reputation kann bei Brachliegen ebenso abnehmen wie Geld,
das im Sparstumpf steckt urd durch die lnflation an Wert verliert. Reputation
muß nicht zeitgebunden ausgegeben werden, aber sie darfauch nicht ungenutzt
liegengelassen werden. Dies ist allerdings in rmserem Zusammenhang zental:
Wenn Reputation personengebunden ist und immer wieder, ob aus Unsicherheit
oder durch Abnutzungserscheinungen, an Wert verlieren kann, sind die Aktetre
in Professionen gehalten, tiber eigene Ansüengungen an der ständigen Emeue-
rung und - durch die potentielle Konkurrenz um Anerkennung - auch Erweite-
rung an arbeiten. Die Unsicherheit tiber den Wert und das Verblassen des Zah-
lungsmittels teiben den Wissenschaftler immer wieder an, seinen Reputations-

kreislauf zu durchlaufen.
F{tr die politische Steuerung bedeutet die Existenz dieses Reputationskreis-

laufes dielntscheidende Schnittstelle zur Wissenschaft: Über den Kreislauf
werden zwei unterschiedliche Kommunikationsasammenhänge und dement-

sprechend völlig unterschiedlich strategische Handlungsweisen des Wissen-
schaftlers miteinander verknlipft. Der Einfluß für den politischen Geldgeber

34 Der Politiker, der nicht handelt, sondern beijeder Entscheidung aufden nächsten Morgen
wartet, wird sein Amt verlieren. Er muß Handlungsfähigkeit demonstrieren, das heißt
politische Macht auch ausllben.
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entsteht durch die fehlende Differenzierung dieser beiden grurdlegenden Hand-
lungsarten: Es ist der einzelne Forscher, der zumeist ffrr seine finanziellen For-
schungsressourcen sorgen muß und gleichzeitig die Forschung durchffthrt. Nur
durch diese verknüpfung im Reputationskreislauf entsteht der potentielle Ein-
fluß der Politik auf die wissenschaft.lndem die vergabe von Mittern an be-
stimmk Auflagen ftlr das Forschurgshandeln gebunden werden und der Forscher
direkt derjenige ist, der dieser Auflage zustimmen muß, besteht eine relativ gute
chance, die Adressaten über Finanztrilfeprogramme auch tatsächlich an errei-
chen. Eine zweite Möglichkeit, den Reputationskreislaufzu steuenrngsavecken
zu nutzen, besteht darin, die Forschungseinrichtungen, in denen die Forscher
arbeiteru selbst tiber Finanzhilfeprogmmme an beeinflusen rurd den konditioni+
renden Einfluß dieser Einrichtungen als Geldgeber und organisatoren auf das
Forschungshandeln als doppelt indirekte steuerung< (schimank 1992) zt ver
wenden. Die Politik kann, so Ben-David, tlber Geld in Forschungsgebiete in-
vestieren und so Wissenschaftler auf ihre Seite ziehen; sie kann die institutionel-
len Bedingungen überAnreize und den Abbau von bürolaatisch-zennalistischer
Regulierung schaffen, die ein wissenschaftliches untemehmertum fördern und
sie kann opportunitätsstrukturen schaffen, die einer Kooperation in der For-
schung zufäglich sind (Ben-David 1968).

Die Möglichkeit der Beeinflussung ttber selektive finanzielle Anreize, also
üW das Fimruhilfeinstrument (Hucke 1983), - entweder in Form einer direhen
Fördenurg von wissenschaftlem @rojekütlrderung) oder in Form einer institu-
tionellen Förderung - ist damit gegeben, auch wenn der Reputationskreislauf
die Tätigkeitsgrenze politischer steuerung bildet. wenn der wissenschaftler
Kosten und Nutzen abwägf wird er dies selten nach finanziellen Gesichtspunk-
ten turL sondem in erster Linie die finanzieller Hilfen auf seine
Position in der wissenschaft, auf seine Reputation, in den Mittelpunkt stellen.
Geld kam Reputation nicht verdrängen,llber die Bereitstellung von Reputations-
chancen kann die Politik aber mit Geld Einfluß auf das Forschrurgshandeln
austlben.

(5) Alzeptaruftihigkcit: Die Akzeptanz von Geld berutrt auf dem Vertrauen,
daß sein Besitz auch in zul<unft dazu berechtigt, Gitter zu erwerben. politische
Macht ist legitim, wenn seitens der Adressaten Bereitschaft besteht, den politi-
schen Anweisrurgen Folge zu leisten. Dies ist dann möglich, wenn die Adressa-
ten meinen, daß derjenige, der die politische Macht besitzt, in ihrem lnteresse
Entscheidungen durchffthrt. Reputation findet Akzeptanz, wenn auf seiten der
Adressaten das vertauen besteht, daß der Reputationsinhaber ein kumuliertes
Wissen besitzt, da* er in ganz bestimmte 6istungen fflr den wisse'schaftlichen
Erkenntrisprozeß umsetzen wird. Auch hier handelt es sich also um einen ver-
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trauensvorschuß, den man ihm gibt. Diese Akzeptanz ist auf den eingegrenaen

Bereich bezogen, in dem sich der Wissenschaftler Reputation verdient hat. Die
Norm des rcrganisierten Skeptizismus< (Merton 1973) sorgt allerdings in der

Wissenschaft daftir, daß die Akzeptanz der Fachautorität selten unhinterfragt
stehen bleibt. Der ständige Zvteifelam Erkannten führt dazu" daß die Al<?ßplanz-

fähigkeit von Reputation in der Wissenschaft ein zeitlich begrenztes Phänomen

ist, während die universelle Alvnptamdes Geldes bei entsprechender Institutio-
nensAbilität sich seltenverändert. Reputation ist kein Ruhepolster, aufdem sich

Wissenschaftler ausruhen dilrfen.
Trotzdem kann die professionelle Autorität ftir Entlastungsinöglichkeiten

sorgen: Der Nimbus des renommierten Wissenschaftlers enzrl.tgl lü+z.eptanz

seiner wissenschaftlichen Meinung, ohne dafl sie jedes Mal hinterfragl wird. Jede

seiner Außerungen ftillt ins Gewicht und wird gehört. Professionelle Autorität
wirkt so zwar nicht tiber den Befehl, sie ist aber durchaus Bestandteil der Hen-
schaft der wissensclwftlichen Elite, also der Meinungsftihrerschaft im Wissen-

schaftssystem.
Es ist diese professionelle Autorität, die sich die Politik annuEe machen kann.

Wenn sie es versteht, Kontakt zu diesen Eliten mit ihrer Meinungsftlhrerschaft
zu gewinnen, besitzt sie Multiplikatoren, die ftir die Übermiulung politischer
Steuerungssigrale an die Forscher von grolJer Bedeutung sind. Als >Status-Rich-

ter< der Profession Wissenschaft sind diese Eliten die Instanz, die politische

Signale in rworkable rules< ftir das Forschungshandeln libersetzen und gleich-

zeitig konnollieren kann (Keller 1963:95; Braun 19930. Entscheidend wird
dann allerdingS, aufwelche Weise und urter welchen Bedingungen diese wissen-

schaftliche Elite in politische Steuerungszusammenhärnge eingebunden werden

kann. Daß es zu Verflechtungen kommen kann, scheint gesichert und plausibel:

Merton hat deutlich gemacht, dafJ der Wissenschaftler als Person nicht nur

aus seiner Wissenschaftlerrolle, sondem aus vielen Rollen besteht, die ihn mit
der gesellschaftlichen Umgebung verknllpfen (Merton I 973). Aufdieser Grund-
lage ist anzunehmen, daß der partei-ideologisch gleichgesinnte Wissenschaftler

vom Sinn politischer Steuerungsabsichten der Regienurgspartei ilberzeugt wer-

den kann. Die Verschaffirng machWoller Positionen in Organisationen des Wis-

senschaftssystems durch politische Fürsprache sichert die Dankbarkeit rud
Offenheit des Wissenschaftlers ftir politische Anliegen. Im gleichen Sinn kann

eine Politik, die zugunsten bestimmter wissenschaftlicher Eliten geftlhrt wird,
zu relativ dauerhaften Btindnissen zwischen politischen Akteuren und diesen

Eliten beitagen. Die Rekrutienrng von Sachverständigen in Beratungsgremien

bedeutet einen direkten Zugang anm ansonsten abgeschotteten Expertenwissen.

Die Elitentheorie hat seitjeher auf solche relativ festen und dauerhaften Verbin-
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dungen zwischen politischen Eliten und Eliten in andercn Teilrystemen aufrnerk-
sam gemacht (Mills 1956; Keller 1963).

Reputation ist also nicht nur durch den Kreislauf, sondern auch durch die
soziale Stellung derjenigen, die viel Reputation angehäuft haberU ein Zugangs-
bereich ftir politische Steuerung. unter welchen Bedingungen die Abstimmung
zwischen politischen und wissenschaftlichen Eliten allerdings stattfindet, wird
im intermedituen System entschieden (siehe weiter unten).

(6) Rechtliche Normierung: wälrend sich die Tauschprozesse in politik und
wirtschaft durch eine hohe rechtliche Normierung auszeichneq fehlt eine solche
in der wissenschaft fast völlig. wie Reputation vergeben wird und auf welchen
Gnrndlagen, ist in keinem rGesetzbuch< festgelegt, sondem hat sich informell
als institutionelle Geschichte herausgebildet. Dies ist der Gnrnd dafflr, daß es
in der Wissenschaft anderc, informelle Mechanismen der Verpflichtung geben
muß, die zu einer Einhaltung bestimmter Grurdregeln ffthren. F{lr die politik
bedeutet dieser rrechtslose Raum wissenschaftlichen Handelns< fehlende Mög-
lichkeiteru mit regulativer Politik, also einer Politik der Ge- und Verbote, vor-
zugehen. Informelle Koordinationsmechanismen an stelle von Befehl und Ent-
scheidung lassen sich nicht regulieren. Der Politik fehlt so ein wichtiges In-
stnrment ztu Steuerung der Wissenschaffs.

(7) Leistungsrolle - Komplementörrolle: Das Wissenschaftssystem hat die
Besonderheit, in seinem Kernbereich, der (problemorientierten) Gnurdlagenfor-
schwrg, nicht auf ein Laienpublikum angewiesen zu sein wie die Arzteschaft
oder die Rechtsanwälte (Stichweh 1988b, 1992; Braun 19930. Gerade diese
Eigenschaft erzeugl die Möglichkeit zu operationaler schließung und die
schwierigkeitender Politit Einfluß zunehmen. Deruntemehmer wid fortr ,äh-
rend durch seinen rSchatten<, den Konsumenten, begleitet; der Politiker muß
sich in regelmäßigen Abständen zru wahl stellen. Der Grundlagenforscher kann
es theoretisch sein Leben lang aushalrcrl nur mit seinesgleichen an verkehren,
solange man ihm die notwendigen Ressourcen fflr die Forschung zur verftrgung
stellt. Dies hat Folgekosten für die politische steuerung. Finanzielle Ameize
mllssen umso lukrativer gestaltet werdeq je stärker der Forscher in einer relativ
gesicherten und gut ausgestatteten Anstellung verkehrt. Nur dann läßt er sich
tlbeneden, sich gelegentlich an Anwenderintemessen zu orientiercn. umgekehrt

35 Es ist klar, daß dic Politik prohibitiv einschreitcn k8nn, um negativo Folgckostcn wissen-
schaftlichen Handelns an verhindern. Dics ist aber nicht dic Stcucrung, um dic cs hicr
gcht nftnlich llbcr Kontextsteuerung Einftuß auf das wisscnschaftlichc Handeln an cr-
langcn.
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werden die Steuerungsmöglichkeiten verbessetrt, wenn der Forscher auf Akquisi-

tion angewiesen ist.

Diese Darstellung der Reputation als Zahlungsmittel des Wissenschaftssystems

macht verständlich, warum die politische Steuerung der Wissenschaft tlber An-
reiznechanismen, hauptsächlich tiber Finaruhilfeprogramrae, verfahren muß.

Eine direkte RegUlienrng von Verhaltensabläufen kommt aufgrund der geringen

rechtlichen Normientng und der informellen Interaktionsverhältnisse kaum in
Frage. Die Monopolisierung und gleichzeitige Fragmentierung des Wissens, das

in Disziplinen organisiert und an Personen gebunden ist, erschwertjede regulati-

ve Steuerung. Ohne die Zustimmung und Kooperation der Wissenschaftler ist

erfolgreiche Forschungspolitik kaum zu erwarten. Die forschwrgspolitische

SteuerungderWissenschaftverwendetalsodistributive PolicieszVersuchtwird,

unter Vermeidung von Zwang, das individuelle Verhalten einer Adressaten-

guppe mit finanziellen Anreizen zu beeinflussen (Lowi 1972). Nutznießer sol-

öherAnreize können im Prinzip alle Mitglieder des Steuerungsfeldes sein.

Selbstverständlich besitzen disfibutive Policies in Form von Finanzhilfepro-
gr1n11nen nicht nur rMotivationskomponenten<, sondem auch )Regulierungs-

[omponenten< (Scharpf 1983). Die Politik hat die Möglichkeit, ihre Bedingun-

gen ftir die Vergabe der Gelder zu benennen. Der wesentliche Teil der For-

ichrurgsftirdenurg tlber solche lnstumente besteht dann darin, die richtige Mix-
tur von Motivations- und Regulierungskomponente zu verwenden. Wie diese

Mixtur auszusehen hat, ist länderspezifisch und zeitabhängig. Wesentlich hierftir

sind die Finanzierungssysteme der Wissenschaft, der damit zusammenhängende

Akquisitionsbedarf der Wissenschaftler und das Kosten-Nutzenverhältnis der

Akquisition bezogen auf den Reputationskreislauf.
Intermediäre Systeme können aus dieser Perspektive als Reflex aufdie einge-

schränkten Steuerungsmöglichkeiten staatlichen Handelns verstanden werden.

Drei Grtinde sind maßgeblich dafür, die Forschungsförderung llber finanzielle

Anreize ilber intermediäre Systeme zu organisieren: Das Informationsdefizit
(l), die Akzeptanzfiihigkeit (2) und das Erfolgsrisiko (3).

(1) Finanzielle Anreizprogramme sind angesichts der Fragmentierung und

i{onopolisierung des Wissensbestands und derWissensgenerierung, derprofes-

sionellen Organisation des Wissenschaftssystems und der wissenschaftsintemen

Vergabe vonReputation nicht sinnvoll ohne direhen Anschluß an die Differenz-

minimierungsprogramme der Wissenschaft durchzufflhren. Dies ist aber nur,

wie die Diskusiiott ubet das Zlttungsmittel Reputation zeigt, tiber diey'eiwillige

Kooperation wissenschaftlicher Eliten in Steuerungszusammenhängen zu er-

reichen. Freiwilligkeit bedeutet, institutionalisierte Tauschbedingungen an schaf-
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fen, in denen [ristung und Gegenleistung zwischen gleichberechtigten Tausch-
parhem gebten wird, und sie impliziert die Anerkennung der Tätigkeitsgren-
zen, die durch den Reputationskreislauf der Wissenschaft gezogen sind, dwch
die politische Seite.

Solche institutionalisierten Tauschbedingungen, in denen Motivations- und
Reguliemgskomponenten des Finandrilfeinstnrments austariert werden, sind
sinnvollerweise außerhalb des politisch-adminisüativen systems zu erichten,
weil die Informationen aus der wissenschaft aufgnurd der ständigen Erneuenurg
des Wissens und der damit verbundenen Umgruppierurg von Forschurgsein-
heiten rurd -disziplinen immer wieder neu abgerufen werden müssen. Wissen-
schaftler, die dauerhaft in den staatlichen Organisationszusammenhang einge-
bunden werden, verlierenjedoch den Ansclrluß an die schnellebigen veränderun-
gen in der wissenschaft. Hirzu kommt, daf} sie in disziplinären zrsammenhän-
gen groß geworden sind, die in kurzer Zeit schon wieder obsolet geworden sein
können. Mit anderen worten, die inteme Dynamik der wissenschaft verhindert
die Instrumentalisierung von Wissenschaftlem im staatlichen Zusammenhang,
um politische steuerungsziele durchzusetzen. Intermediäre systeme beziehungs-
weise Fördersysteme sind institutionalisierte Formeq die es ermöglichen sollerq
die wissenschaftler flexibel in staatliche steuerungszusammenhänge einzubin-
den. Sie sollen erlauben, ad hoc neue Informationen aus der Wissenschaft ab-
zurufen oder Akzeptanz fllr staatliche Steuerungsziele zu generieren.

@ Ohne das Vertrauen der Wissenschaft in die lauteren Absichrcn des Finanz-
gebers, die Tätigkeitsgrenzen der Wissenschaft nicht zu tlberschreiten, wird die
Politik es schwerhaben, Teilnehmer an Planung und Durchffltrung ihrer Förder-
programme zu finden. Intermediäre Systeme 6ilden in dieser Beziehung nicht
nur eine Schamierfunktion, die der Informationsgenerienurg dienf, sie vermitteln
ebenso tlber ihre relative Distanz zumpolitischen System, tlber ihre Pufferfunk-
tioq das MafJan Glaubwtlrdigkeitrurd KooperationsbereitschaftmitderWissen-
schaft, das ein solches Vefirauen in politisch geftirderte Programme herstellen
kann @raun 1993a).

(3) staatliche steuenurg der wissenschafr verlangt die Investitition von öffent-
lichen Geldem für zuktlnftige Leistungen in Form von Forschungsergebnissen.
Forschrurgsförderung ist insofem ein riskantes Untemehmen, weil in höchstem
Maße unsicher bleibt, ob das gegebene Versprechen an staatlicher Problemlö-
sung mitzuarbeiten eingehalten werden kann. Kein Forscher vermag sicher
anzugeben, ob und wann er sein Versprechen einlösen wird. IntermediUre Syste-
me lassen sich hier - wie es die rDriue-sektor-Forschung< verschiedentlich fflr
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intermediäre Organisationen dargestellt hat - auch als Puffer ftir Enttäuschungen

und Entlastung von Verantwortung der Politik interpretieren.
Intermediäre Systeme - so läßt sich zusammenfassen - sind Ris ilaverualnng*
systeme mit Schamier- und Pufferfunktionen, die darauf spezialisiert sind, neue

und wechselnde Informationen zuverlässig abzuberufen, Atzeptarn ftlr politi-
sche Steuerungsintentionen bei den Adressaten henustellen und das Risiko ftir
das Fehlschlagen staatlicher Investititionen in die Wissenschaft zu minimieren.

Aus einer Steuerungsperspektive macht der Einsatz von intermeditiren Syste-

men in der Forschungsförderung also Simr. Dies bedeutet aber keineswegs, daß,

erstens, solche Systeme als politische Steuerungserweiterung entstanden sind
noctu daß sie beliebig ftir politische Steuerungszwecke eingesetzt werden kön-
nen. Eine differenzierungstheoretische Perspektive kann verdeutlichen, daß

Fördersysteme eine eigenständige Handlungslogik besitzen, die einseitige In-
strumentalisierung weitgehend ausschließt:

Greift man auf Luhmanns binäre Codierung von Kommunikationsakten in
Teilsystemen zurtick, so läßt sich der Code des Fördersystems, auf den sich jede

Kommunikation unter den Akteuren bezieht, am besten analog zum Wirtschafts-

system als >Tahlen - Nicht-Zahlen< umschreiben. In der Forschungsfrrderung
wird Geld auf der Grundlage von Entscheidungen vergeben. Der Unterschied
zum Wirtschaftssystem besteht aber darin, daß das Handlungsprogramm, mit
dessen Hilfe die konkreten Entscheidungen getoffen werden und das die Um-
weltoffenheit des Fördersystems garantiert, nicht, wie in der Wirtschaft, auf
Profit b€ruht, sondem direkt an Erwartungen aus der Politik an die Wissenschaft

und an kistungsversprechen der Wissenschaft gegenilber derPolitik anschließen

muß. Das Besondere an Fördersystemen ist, daß sie zwar eine ähnliche Funktion
wie die Banken im Wirtschaftssystem erftillen, nämlich Einlagen und Zalrlungs-

versprechen entgegenzunehmen (Baecker l99l), daß sie diese Funktion aber

nicht innerhalb des Wirtschaflssystems, sndenzwischenTeilsystemen austlbeir.

Fördersysteme sind keine funktional differenzierten Teilsysteme, sondem Kop;r-
lungssysteme, deren Aufgabe darin besteht, die Leistungsfättigkeit von Teil-
systemen für die Gesellschaft zu steigem. Sie wirken damit explizit der Indeperr
denz von Teilsystemen entgegen und sind ein Mechanismus, der erklären kann,

warum Teilsysteme ihre Leistungen an der Gesellschaft ausrichten lernen.

Das Besondere von Fördersystemen ist, daß sie aufgrund ihrer Eigenschaft
als Kopplungssysteme an den Handlungssinn zweier funktionaler Teilsysteme
angeschlossen sind. Diese I mbiguitöt der Handlungsprogrammatik ist das we-

sentliche Bestimmungsmerkmal von Fördersystemen.
Förderorganisationen mtissen sich also Gedanken darüber machen, wie sie

an die kistungserwartungen des politischen Systems ankntlpfen, die finanzielle

Einlagen überhaupt erst bewirken. Die Erwartungpn des politischen Systems
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an die wissenschaft bestehen in der Forderung nach gesellschartficher Relevara
wissensclafilicher Forschung. Förderorganisationen müssen sich bei der Ent-
wicklung ihrer Förderprogramme und den Zahlungen an solchen Relevanzorien-
tierungen des politischen systems orientieren. Auf der anderen seite mtissen
die Förderorganisationen in der Lage sein, an die Forschungsprogramme der
wissenschaft anzukntipfen, die ihrerseits wieder an den code der wissenschaft,
rwahr-unwahr< gekoppelt sind. Dies heißt aber nichts anderes, als daß Zalrlungen
im Einklang mit der intemen operationsweise wissenschaftlicher Forschung
erfolgen mtlssen. Die dem wissenschaffssystem immanenten Selektionsverfah-
ren anr Reputationsgewinnung sollen zum entscheidenden Auswahlkriterium
werden. wenn man also Zahlungen nach dem Merkmal wissensclafilicher eua-
ftTdt vomimmt, muß auf die >Retlexionsgeschichte der wissensclufi<(Lubmann
1977) rckuniert werden, muß Rtlcksicht auf den kitlnrizont der wßsensclwfi
genommen werden und muß es dem Forscher möglich sein, zu publizier€n und
hierilberReputationnte*terben Die wissenschaftliche eualitätals selektions-
kriterium von Zahhurgen im Fördersystem ist ein Schutznrechanismus des wis-
senschaffssystems gegentiber den Relevanzforderungen extemer Geldgeber.

Aus einer akteurstheoretischen Perspektive heißt Ambiguität erstens, dafJ
widersteitende Interpretationen tlber die >Richtigkeit< des Förderaktes auftreten,
undzweitens, daß diese Interpretationen aller Walrscheinlichkeitnachanuntier-
schiedliche Akteursgruppen gebunden sind. wenn die Vertreter beider program-
me Zugang zum Fördersystemhabeq bedeutet diesunvermeidlich eine ständige
Auseinandersetzung um die vorhenschaft der Programme. Es ist diese Ausein-
andersetzung die im wesentlichen die Dynamik der Forschungsfördenurg be-
stimmt und die verdeutlichf daß die politische Steuerungsfähigkeit in solchen
intermediären systemen von den Ergebnissen dieser Auseinandersetanng ab-
hängt.
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Die Evolution von Fördersystemen der Forschung

Die bisher erörterten Ansätze, die sich mit Fördersystemen beschärftigt haben,

konnten aufdie Frage, wanrm eigentlich Förderorganisationen beziehungsweise

Fördersysteme zwischen Staat und Wissenschaft entstehen, keine empirisch
befriedigende Antwort geben. Aus einer flrnktionalistischen Sichtweise sind
intermediäre Systeme funktional adäquate Antworten auf die Steuerungsproble'

me des rKooperativen Staates<. Empirische Belege hierfflr werden aber nicht
erbracht. Es zähltzudenAufgabendieses Kapitels, diemodemisierungsttreoreti-
sche Hypothese zur Evolution von Fördersystemen empirisch zu llberprllfen und
antrand einer akteurstheoretischen Differenzierungsperspektive und mit Hilfe
einer auf Akteure und Institutionen gerichteten Prozeßanalyse zu ermitteln, ob

Fördersystemetatsächlichals SteuerungserweitermgderPolitikentstandensind.
Funktionalistische Hlpothesen lassen sich allerdings empirisch nicht in der

Form ttberprtlfen, in der sie aufgestellt werden. Als frrnktional adäquat läßt sich

alles interpretieren, was relativ dauerhaft von Bestand ist. Ich möchte deswegen

diese Hlpothese akteurstheoretisch reformulieren und danach fragen, ob sich
Fördersysteme als nachvollziehbare rationale Antrrorten politischer Akteure auf
politische Problemlagen herausbilderl also politisch ganollte Institutionalisie-
rungen sind, oder ob es sich nicht vielmehr um wissenschaftliche kritiativen oder

Anwenderinitiativen handelt,un gesellsclwfilich gewollte Institutionalisierun-
gen.Läßt sich nachweisen, daß die Politik ilber Fördersysteme versucht, ihre

Steuerungskapazitäten zu erweitem, oder handelt es sich hier eher um einen
Vereinnahmungsprozeß politisch verwalteter Ressourcen duch wissenschaftli-
che Interessen?-t lur im ersten Fall könnte mantatsächlichvoneinerModemisie-
nurgsstategi e als bewufte Antwort modemer Staaten auf komplexe Probleme

sprechen, während im zweiten Fall die Enichtung von Fördersystemen zwar

funktionale Ergebnisse erbringen kann, aber keine bewußte Antwort politischer

Akteure vorliegt. Solche unterschiedlichen Entstehurgsgrltnde dilrften entschei-

dend dafflr sein, wie die institutionalisierten Fördersysteme im weiteren Verlauf
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funktionieren und mit welchem >institutionellem Gedächtris( sie ausgestattet
sind.

FunktionalistischeAnsätze, die,wie diedeutsche systemtheorie, Akteureund
organisationen vemachlässigt, sind zudem mgeeigne! um die nationalen unter-
schiede in der organisatorischen Ausprägung und den Akteurskonstellationen
der Fördersysteme zu erkennen. sie neigen dazu, die Gemeinsamkeiten von
Phänomenen zu stark zu gewichten und die unterschiede zu vemachlässigen.
Die akteursorientierte Differenzienmgsttreorie will Gemeinsanrkeircn und Unter-
schiede zwischen den vier Ländem empirisch erfassen, um zu (beschränkt)
verallgemeinerungsftlhigen Aussagen über die Entstehung von Fördenystemen
und die politische Steuerungsfrihigkeit in diesen Systemen zu kommen.

Die politische Steuerungsfähigkeit kann, dies ist in politisch-institutionalisti-
schen vergleichenden Analysen ausreichend dargelegt worden, von national-
spezifischen institutionellen Gegebenheiten und Alteurskonstellationen abhän-
gen. Es geht in der hier vorliegenden Arbeit nie nur darum, festzustellen, ob
politische steuerungsfllhigkeit vorliegt oder nicht, sondern vor allem danrm zu
erfahren, wann und unter welchen historischen, institutionellen und strategi-
schen Bedingungen politische Steuerungstlihigkcit möglich ist.

Die historische Analyse der Herausbildung von Fördersystemen soll demnach
einerseirc überprtifen, ob Fördersysteme tatsächlich aufpolitischen wunsch urd
mit politischem Gestaltungswillen gegrilndet wurden, und andererseits den
historisch gewachsenen und national unterschiedlichen Gebildecharakter von
Fördersystemen herausarbeiten. ln beiden Fällen steht die Akteursperspektive
im Zentum: Gefragt wird, welche Akteursinteressen und institutionellen Gege-
benheiten zurEvolution der Fördersysteme beigebagen und den Gebildechamk-
ter geprägt haben. lassen sich unterschiedliche rcrganisatorische Anangements<
zwischen Politik und wissenschaft in Fördersystemen erkennen und wie lassen
sich diese erklären?

Das Kapitel beginnt aus einer entrvicklrxrgsgeschichtlichen wd malaosozialen
Perspektive die allgemeinen Grtlnde für das lnteresse von wissenschaft und
Politik an staatlicher Finanzierung von Forschung damulegen (5.1), bevor in
historisch systematisierender Absicht die institutionelle Entwicklung staatlicher
Forschungsfö,rderung in jedem Land beschrieben wird (5.2). Hieran schließen
sich avei vergleichende Abschnitte an: Im ersten Abschnitt (5.3) wird versuchq
eine Antwort aufdie Frage zu finden, ob die Forschungs- und Fördereinrichtun-
gen, die staatlich finanziert werden, staatlich oder gescllschaftlich gewollte
Insitutionen sind. Im Mittelprurkt stehen hierbei die Akteursinteressen und die
Al:teurskonstellationen, die jeweils zu der Gr{rndung solcher Institutionen bei-
gehagen haben. Im aveiten Abschnitt (5.4) wird spezifisch der organisatorische
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Gebildecharakter von Fördersystemen angesprochen: Die zentrale Fragestellung

lautet: Warum werden Dritte-sektor-Organisationen mit der Aufgabe staatlicher

Forschungsfürderung betrautund welchen Einfluß besitzen die Regierungen und

Ministerien in den vier Ländern auf diese Dritte-Sektor-Organisationen?
Die Untenuchwrgsperiode verläuft dabei von den Anfringen der Institutionali-

sierung forschungspolitischer Maßnahmen etwa ab Ende des 19. Jahrhunderts

bis 1939. Mit dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges kann die erste Phase der

Herausbildung von Förder- und Forschungssystemen als abgeschlossen betach-
tet werden. Die grundlegenden Strukturen und Organisationen sind bis dahin
entstanden. In Deutschland wird dieZeitdes Dritten Reiches nicht weiter in die
Untersuchung einbezogen. Zwar kam es hier zu weitreichenden Umgestaltungen

in der Organisation der Fördersysteme. Nach dem Zweiten Weltkrieg spielten
diese Veränderungen aber praktisch keine Rolle mehf6. Die Neugründungen
der Forschungs- und Förderorganisationen basierten ausnahmslos auf den in-
stitutionellen Vorbildern der Weimarer Zeit.

Das empirische Untersuchungsfeld Fördersystem muß hier allerdings im
weiteren Sinne als bisher verstanden werden: In die Diskussion einbezogen

werden nicht nur reine Förderorganisationen, die staatliche Mittel an die Wissen-

schaft weitergeben, sondem sämtliche von der öffentlichen Hand finanzierten,
außeruniversitären Forschungseimichtungen. Die Herausbildung von staatlich
finanzierten Förderorganisationen und außeruniversitären, staatlich finanzierten
Forschungseinrichtungen war unmittelbar aneinander gekoppelt und karur nicht
getrennt voneinander gesehen werden. Der Grund hierftir ist, daß bis heute viele
Institutionen im Fördersystem >organisatorische Koexistenzen< (Braun und
Schimank 1992) sind, indem sie einerseits als Forschungseinrichtungen im
Wissenschaftssystemtätig, und andererseits als intermedi?ire Förderorganisatio-

nen ftir die Finanzierung der Forschung verantwortlich sind. Reine Förderorgani-

sationen sind bis 1939 sogar der Ausnahmefall. Insofern macht es Sinn, die
Herausbildung vonFördersystemen als Konnex von organisatorischer Birurendif-

ferenzierung des Wissenschaffssystems und der Ausdifferenzierung eines För-

dersystems zu behandeln.

36 Aus einer differenzierungstheoretischen Perspektive wäre allerdings eine gesonderte

Studie zu dieser Periode wllnschenswert, weil hier der Staat als totalitärer Staat in interme-

diäre Systeme eingreift. Die Frage ist inwiefem sich rdezentrale Kontextsteuerung( unter

solchen politischen Regimebedingungen behaupten kann oder aber verändert wird. Dies

ist aber äine ganz andere Art der Analyse und eine andere Art der Fragestellung wie sie

hier vorgelegt wird. In dieser Arbeit wird die forschungspolitische Steuerung der Wissen-

schaft unter den Handlungsbedingungen demokratischer und funktional differenzierter

Gesellschaft behandelt.
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5.1 Ausgangsbedingungen: Daswissenschaftliche
und politische Interesse an staatlicher Finanzierung
der Forschung

Das Interesse an einer Grtindung von öffentlich finanzierten Forschungsein-
richtungen, Förderorganisationen und -verfahren bestand im wesentlichen bei
Gelehrten, die die wissenschaftliche Rolle, also die forschende Tätigkeit von
sonstigen verpflichtrurgenabkoppelnwollten. Es handelte sichhierbei um einen
Prozeß, will mm Mm webers Termtnologie venvenden (weber l 9gg: 5 I l-sl4),
bei dem Gelehrte, die bisher im ideellen sinne rfür die wissenschaft< lebten,
danach zu steben begannen, nun auch im materiellen sinne >von der wissen-
schaft< zu leben. Dieser Prozeß setzte etwa Anfang des 19. Jahrhunderts zu-
sammen mit der Entwicklung einer erfahrungsorientierten Naturwissenschaft
ein. Ansätze zu einer Ausdifferenzierung der Forschungstätigkeit hatte es s'elbst-
verstäindlich schon eher gegeben (stichweh 1988a; Luhmann 1990): Etwa in
der Rolle des Gelegenheitsforschers, wie er häufig in England oder in den usA
um 1800 zu finden war; in der Person des meist in Franlaeich tätigen adligen
Forschers, der sich, mit eigenen Ressourcen ausgestattet, in sein Frivatlabor
zuri,ickzog oder in Form einer >situativen Rollendifferenzierung<37 der Gelehrten
an den universitäten. Diese forschten meist zuhause und seltener an den uni-
versitäten oder in anderen Ausbildungsinstitutionen.

Dies reichte aber nicht dazu aus, eine wissenschafu- beziehungsweise eine
Forschergemeinschaft zu errichten, die sich mit einer eigenen sinnörientierung,
handlungsprägenden Normen und Konfrollen, sozialisierungsmechanismen und
yoralfem mit eigenen Karrierepfaden eine dauerhafte Existenzgnurdlage in einer
funktional differenzierten Gesellschaft hätte verschaffen können. kurz, die

37 unta,r situativer Dlferemierungwird hier die Möglichkeit bestimmter personengruppen
v_erstanden, regelmäßig neben ihrer sonstigen Tätigkeit, die Forschungstätigkeii auszu-
llben, ohne daß diese bereits anr Rolle herangeuachsen wäre. Von einer naunaifteremu-
rzng spreche ich dann, wenn sich ein von Personen verselbständigter Erwartungszusam-
mgnhang in bezug aufdie Austtbung der Forschungstätigkeit Ctabtiert hat lbtichweh
1988b: 54). Meist ist dies bereits mit bestimmten organisatorischen UntentüEungsleistun-
gen-fllr die Tätigkeit verbunden, zum Beispiel in Form einer Befreiung von Jonstigen
Aufgaben, llber die Bereitstellung von Infrastuktur usw. von einer r.v?iatryez Roltendife-

ist die Rede, wenn die Rolle selbst nicht als einzige Tätigkeit ausgettbt wiid,
sondern in Kombination mit anderen Tätigkeiten erfolg. Diö zur Verfirgung stehende
Zeit muß also auf mehrere Funktionen verteilt werden. Genau diese FoÄ ist bis heute
typisch fllr die univenitfre wissenschaft geblicben. um 18fi) dominierte allerdings ein-
doutig die Lehr- und Ausbildungstätigkeit an den universitäten und mußte sich die For-
schung erst noch einen festen Platz als eigene Rolle erobem.
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Möglichkeit rvon der Forschung< zu leben, war Anfang des 19. Jahrhunderts

höchst selten gegeben (Stichweh 1988a; Stichweh 1991).

Die EntwiJklungen, die dann die Ausdifferenzierung der Forscherrolle im

19. Jahrhundert fOrderten, waren einerseits die bemerkenswerten naturwissen-

schaftlichen und technologischen Erkenntnisse, und andererseits die wachsende

Nachfrage nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und Produkten infolge der

Industialisienrng. Zu einem Duchbruch in der öffentlichen Anerkennung der

Wissenschaft kam es durch die Möglichkeiten, die die Bakteriologie bei der

Bekämpfung von Krankheiten seit Pasle urs wrd Kochs Entdeckungen um 1 870

zur Verftigung stellte. Die spektakulären Funde, die die Entwicklung erst der

ZellttreoriJ unä der physiologischen Chemie, dann der Theorie der Krankheits-

erreger sowie der Weiterentwicklung des Mikroskops bei de_r Bekämpfung von

cholera" Typhus, Tollwut usw. möglich gemacht hatten, ließen das öffentliche

unO potitijctre Interesse an den Anwendungsmöglichkeiten del Wissenschaft

*".hs.n. Pasteur schaffie es, in Frankreich eine vorilbergehene Periode wissen-

schaftlicher Begeisterung zu entfachen (Paul 1985). Neue Disziplinen entstan-

den, die häufig zwischen den taditionellen Gnurdlagendisziplinen, r*ie Chemie

odei Physik, urd den Anwendungsgebieten angesiedelt waren (wie zum--Beiqpiel

Ai" pfwiiUische oder organisctre ötretnie oder die Zellularpathologie)3t. Dieser

Trend, der vom taditio-nellen Universalismr.rs in der Gelehrtenrepublik wegftitu-

te undzu einer erfalrungswissenschaftlich orientierten Vertiefung und Speziali-

sierung des Wissens flitrte, dtlrfte wohl der wichtigste Anstoß ftir die Suche

nach einem eigenen >home of scientists< gewesen sein.

Mit der disziplinären Spezialisierung und den steigenden Möglichkeiten der

Wissenschaft, Problemfeläer zu bearbeiten, stieg der Ressourcenbedarf für die

Forschung exponential an. Hinzu kam ein ständig wachsender Bedarf an In-

strumenten flir die naturwissenschaftliche Forschung, die oft zu teuer waren,

als dafJ sie noch ftlr den Gelegenheitsforscher erschwinglich gewesen wären3e.

38 Neben die klassischen Grundlagendisziplinen wie chemie, Physik, Biologie oder,Ma'

thematik üat eine Reihe von Teildisziplinen, die bereits bestimmte Anwendungsgebiete

im Auge hatten und sowohl mitGrundlagenfonchrurgwie mit angerrandten Forschungs-

methoäen verfutuen, um dieses Anwendunggebiet zu erforschen (die gesamten biomedi-

iinisctren Disziplinen wie Pathologie, Mikrobiologie oder Physiologig s9w-ie ihr.e.Teil'

disziplinen lasien sich hierzu zähien). Ein Beispiel hierfflr ist etwa die Mikrobiologie'

in der die Entdeckung von Bakterien, die Erkenntnisse tlber deren Eindringen und die

vermehrung in mensihlichen Körpem zu einer grundfätzlich neuen Theorie der Ent'

stehung 
"oi 

Inf"ktion.kankheiten fllhrte, mit deren Hilfe systematisch nach Erregern

bestimöterKrankfreitenundlmmunstofrenarihrerBekämpfirnggeforschtwerdenkonnte'
Sie konzentrierte sich also auf die problemorientierte Grundlagenforschung, die fllr den

Transfer von Grundlagenwissen in die Anwendung Sorge tragen sollq 
-

Die Kosten fttr die Fors-chung begannen insgesamt ab I 850 arannehmen (Macleod 1976:

FN 6, 162).
39
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Die Organisationsform des Iabors begann sich so in dernaturwissenschaftlichen
Forschung durchzusetzen. Zahlreiche und teure lnstumente zwangen aber auch
dazu, solche Labors mit zusätzlichem Personal, etwa technischen Assistenten,
zu besetzen, also insgesamt die Koordinationsleistungen zu erhöhen und die
Konzentation von Ressourcen zu verbessemao. Die Forschung wurde insgesamt
kapitalintensiver.

Die Spezialisierung in der Forschung, die neuen wissenschaftlichen Entdek-
kungsmöglichkeiten, die wachsende Zahl von begeisterten Forschem und die
steigenden Kosten ftir die Forschung zwangen dazu, sich genügende und gesi-
cherte Ressourcen zu verschaffen. Die Politische ölanomie der llrissenschaft
(Kohler 1982: 4) wurde das zentrale Thema ftir die Ausdifferenzierung der For-
schertätigkeit. Das rAkquisitionshandeln< wurde so in der zweiten Hälfte des
vorigen Jaluhunderts zum zentralen Bestandteil des Wissenschaftlerdaseins. Man
drängte danach, dauerhafte Ankopplungsmöglichkeiten bei allen möglichen
Finanzgebern zu erreichen.

Die Ausgangslage der Wissenschaftler war hierbei in den einzelnen Ländem
unterschiedlich. Die Ausdifferenzierung einer Forschenolle, zumindest in Form
einer situativen Differenzierung, war in größerem Maßstab lediglich an den
Universitäten in Deutschland gelungen. In den drei anderen Ländern waren die
Forscher stärker von privater Finanzierung abhängig oder sie mußten bereit sein,
in anwendungsorientierten Einrichtungen (zum Beispiel in staatlichen Ressort-
forschungseinrichtturgen oder in Frankre ichin den Grandes Ecoles) n, arbeiten.
Hier war der Bedarf an neuen organisatorischen Strukturen ftir die problem-
orientierte Grundlagenforschung besonders groß. Aber auch in Deutschland
bedeutete die Anstellung der Wissenschaftler an den Universitäten keine Garan-
tie daftir, dafJ sie inzufriedenstellenderWeise ihre Forschung durchftihrenkonn-
ten. Die Struktur der deutschen Universitäten machte es zum Beispiel gerade
neueren disziplinären Spezialisierungen, die sich durch die rapide fortschreiten-
den naturwissenschaftlichen Entdeckungen in immer schnellerem Tempo heraus-
bildeten, schwer, sich als gleichwertige Partner mit den Mutterdisziplinen zu
etablieren (Ben-David l97l). In vielen Fällen wurde ihnen der finanzielle Rttck-
halt an den Universitliten verwehrt, so daß diese rQuasi-Disziplinen< Süukturen
außerhalb der Universitäten suchen mußten. Keine der Universitäten, ob in
Deutschland oder anderswo, schien ftir diese Eigendynamik der Naturwissen-

Auch die Routinefonchung in der Physik wurde ab 1870 immer teurer. Neue Disziplinen
entstanden wie die Solarphysik oder die Metereologie, die nicht mehr in den normalen
universitären Labors untergebracht werden konnten. Hierdurch waren nicht nur immer
neuere und teurere lnstrumente erforderlich, r!u1 gpater number ofstaffs, more expensive
materials, skilled assistance, new laboratories, and provision for full-time collaborative
efforts over sustained periodsn (Macleod 1976: ll7).

40



90 Kapitel 5

schaften gertistet an sein. Nirgendwo konnte sich bis Ende des 19. Jatrhunderts
ein in gesonderten Institutionen organisierter Forscherbenr/herausbilden, also
eine Tätigkeit, in der sich Akteure eirrzig und allein um die Erzielung von
grundlagen- und problembezogenen Erkenntnissen bemühten. Dies bildete die
Ausgangslage ftlr die Versuche vieler Forscher, in Kontakt mit den Kultusbtiro-
kratien ihrer Länder zu treten und um staatliche Unterstützung ftir gesonderte

Forschungs- und Fördereinrichtungen zu bitten.

Was bewegte die Regierungen dazu, sich an der Finanzierung der Forschung
zu beteiligen?

Die Motive staatlicher Politik, sich in der Forschungsftirderung zu engagieren,

lassen sich in systematisierender Absicht folgendermaßen zusammenfassen:

(l) Das wohl älteste Motiv staatlicher Instanzen, die wissenschaftliche For-
schung zu unterstätzen, ist das des Machterhalts oder der Machtexpansion.
Dabei kann man einerseits eine defensive Strategie unterscheiden, die das nc-
tionale Prestige über die Förderung von Universitäten oder bestimmten For-
schungseinrichtungen erhöhen will. Die wissenschaftliche Forschung ohne spezi-

fischeAnwendungsorientierungdienthierderDemonstrationkulturellerÜberle-
genheit. Der Machterhalt kann aber andererseits gezielt wrd offensiv im Sinne
einer Ordnungs- und Sicherheitspolitik nach innen turd außen über die Förderung
der Forschung angestrebt werden. Zu diesem Bereich zählen vor allem die mi-
litartechnologischen Anstrengungen, üer a'uch geaelte Projekte, mit denen die
kulturelle oder technologische Überlegenheit demonstiert werden kann. Gerade

Kriege bildeten oft den Motor staatlichen Engagements in der Forschungsftr-
derung. Im Bürgerkrieg in den USA (zum Beispiel der Bau von Panzerschiffen),
im deutsch-französischen IGieg (1870/71) und vor allem im Ersten Weltkrieg
(Gas; U-Boote; Flugzeuge; Krankheitsbekämpfung) konnte die Wissenschaft
erfolgreich und besonders aufsehenerregend direkte Ntitzlichkeit aufverschiede-
nen Gebieten der militärtechnologischen Entwicklung demonstrieren und damit
politisches und militärisches lnteresse wecken.

(2) Die Bereitstellungvon Infrastruktur durch den Staat bildet den zweiten
großen Bereich, in dem Investitionen in die Forschung nützlich erschienen.

Beispiele sind hier die Forschung zur Etablierung von Verkehrsnetzen (Eisen-

bahn, Wasserwege), zum Abbau von Bodenschätznn zur Entrruicklung von Kom-
munikationssystemen oder zum Ausbaumetereologischer Erkenntnisse, die zum
Nutzen des Landbaus, des Militärs oder der Gesundheit eingesetzt wurden. Die
Forschungsfürderung auf diesem Gebiet läßt sich etwa ab 1830 und verstärkt
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ab Mitte der sechziger Jahre des vorigen Jatrhunderts ansetzen und bleibt ein
durchgängiges Thema der Forschungspolitik.

(3) Die staatliche Wirtschafrs- und Innovationsrt)rderung, die in der Phase der
Industrialisierung immer wichtiger wurde, bildet den dritten goßen Bereich
forschungspolitischer Investitionen. Hier gilt, es zwei Unterbereiche zu unter-
scheiden: Einmal übemimmt der Staat die lnvestitionskosten der Wirtschaft und
frrdert die Rahmenbedingungen, unter denen die eigene Wirtschaft am mächtig-
sten werden kann. Zum anderen übemimmt er Gemeinkosten in Form der Regu-
lierung und Standardisierung von Produklen, Meßzahlen usw. Die Gemeinkosten
in der Wirtschaftsftirderung wurden in den meisten Ltindern ab Mitte des 19.
Jahrhunderts verst?irld über die Gründung von staatlichen Forschungsanstalten
übemommen. Die Förderung der Wirtschaftsforschung erfolgte selu viel später,
etwa in den zwanziger und dreißiger Jahren des 20. Jatrhunderts. In Deutsohland
übernahm der Staat allerdings Koordinationsfunktionen beim Aufbau einer
industriellen Forschung.

(4) Bei der Vorsorgefunhion stehen nicht wirtschafts-, sondem sozialpolitische
Aufgaben des Staates im Zentum. Die stetige Zunahme der Bevölkerung, die
wachsende Arbeitsteilung zwischen Stadt und L^and und die abnehmende Land-
bevölkenrng im 19. Jahrhundert ftihrten zu Emähnrngsproblemen und der Auf-
gabe, die Produktivität der L,andwirtschaft zu steigern. Die bessere Ausnutzung
des Bodens und vor allem die Bekämpfung von Schädlingen waren zentrale
Probleme, denen sich die landwirtschaftliche, chemische und biologische For-
schung widmen konnte. Durch Verstädterurg, Verschmutzung, Vitaminmangel
usw. infolge der Indusfrialisierung wurden alle Industieländer von Seuchen und
Infektionskrankheiten, insbesondere Cholera, Tuberkulose und Typhus, über-
schwemmt. Die Impßtoffennvicklung in der biomedizinischen Forschung und
die Vermeidung solcher Krankheiten liber hygienische Maßnahmen mit Hilfe
der Public Health Forschung veranlaßten die Regienngen ab etwa 1870, staatli-
che Gelder ftir die Forschung zur Verftigung zu stellen.

Forschung wurde so im Laufe des vorigen Jahrhunderts als ein kollektiv
nlitzliches Gut anerkannt, das als Mittel staatlicher Politikanr Erreichung politi-
scher Ziele eingesetzt werden konnte.

Man kann bei der Herausbildung des staatlichen Engagements in der For-
schungsförderung deutlich eine Korrelation mit den insgesamt wachsenden
Staatsaufgaben feststellen. Je mehr Regelungsbereiche der Staat übemahm, je
mehr er also zum leistungsstaat wurde, um so vielfältiger wurden die Motive,
die wissenschaftliche Forschung anr Unterstützung deseigenen Handelns ein-
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ansetzen oder zumindest daftir zu sorgen, daß die Anwendersysteme Gebrauch
von den Leistungen der Wissenschaft machen konnten.

Dieser kursorische Uberblick zeigt, dafJ es auf beiden Seiten, auf der wissen-
schaftlichen wie der politischert Interesse an einer wachsenden Rolle des Saates
bei der Finanzierung der Forschungstätigkeit gab. In der Wissenschaft war es

der Ressourcenbedarf, der bisher entweder nicht genügend durch private Geld-
geber gedeckt werden konnte oder, wie in Deutschland, durch institutionelle
Restiktionen an den Universitäten gegenüber der Ausdifferenzierung von neuen

Disziplinen und Subdisziplinen hervorgerufen wurde. Das politische Interesse
an einer gesonderten Forscherrolle konnte aber nur deswegen geweckt werden,
weil die meisten Staaten im Laufe des 19. Jatuhundert mit Folgeproblemen der
schnellen Industialisierung konfrontiert waren und die Wissenschaft durch ihre
spektakulären Erfolge ein geeignetes staatliches Insfrument zu sein schien, mit
dem die Regierungen diese Probleme bewältigen konnten. Angebot und Nach-
frage verbanden sich hier gtinstig miteinander. Wie aber kam es genau zu der
Enichtung von Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen? Welche
strategischen lnteressen spielten hierbei eine Rolle?

5.2 Die national-spezifischenEntwicklungsmuster
in der Institutionalisierung staatlicher Forschungsfldrderung

Es lassen sich vier Typen von staatlich finanzierten Einrichtungen in der for-
schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft unterscheiden (siehe zu einer
ähnlichen Unterteilung auch OECD l99la:24 im Anhang Übersicht 8 und die
Übersicht 9):

(l) In der ersten Gruppe befinden sich reine Forschungseinrichtungen, die ihr
Forschungswissen in erster Linie ftir staatliche Regulierungsaufgaben einsetzen

und dementsprechend wenig Zeit ftir (problemorientierte) Grundlagenforschung

besitzen. Hier findet Forschung auf ,politischen Beschluß mit satzungsmäßig

umschriebenen Aufgabenn statt (Lundgreen u.a. 1986: 20).

(2) Auch die Organisationen in der zweiten Gruppe sind reine Forschungsein-

richtungen. Sie werden staatlich finanziert, weil sie zu Lösung genereller Pro-
bleme der Politik beitragen sollen (wie zum Beispiel die Tuberkulose). Regulie-
rungsaufgaben können in kleinerem Umfang hinzutreten. Beispiele ftir solche

Gründungen reiner Forschungseinrichtungen mit dem ausschließlichen Ziel,
wissenschaftliche Erkenntnisse filr bestimmte Probleme zu erzielen, waren in
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Deutschland das Institutfür Infehionsbankheiten (Robert-Koch-Institut) tnd,
einzelne Kaiser-llilhelrn-Institute, während man das Kaiserliehe Gesundheits-
amt oder die Physilalisch-Technische-Reichsanstalt zur ersten Gruppe zählen
muß. Tatsächlich sind die Grenzlinien zwischen beiden Gruppen aber oft ver-
wischt, so daß man besser von einem Kontinuum reiner Forschungseinrichtun-
gen ausgeht, das zwischen Dienstleistung/Regulierung auf der einen Seite und
problemorientierterGrundlagenforschung/angewandterForschungaufderande-
ren Seite verläuft.

(3) Eine dritte Gruppe besita eine doppelte Funktion. Einerseits übemehmen
die Forschungseinrichtungen genau wie die Organisationen der zweiten Gruppe
problemorientierte Forschungsprojekte. Andererseits haben sie die Aufgabe,
auch daftlr zu sorgen, dafJ außerhalb des eigenen organisatorischen Zusammen-
hangs wissenschaftliche Entdeckungen in den entsprechenden Problemgebieten
über finanzielle AnreizmafJnahmen stimuliert werden. Sie forschen und fördern
also gleichzeitig (rForschungs- cum Fördereinrichtungen<).

(4) In der vierten Gruppe befinden sich Organisationen, die sich nur mit der
Verteilung staatlicher GelderzurUnterstützung derproblemorientierten Grund-
lagenforschung beschäftigen und selbernicht forschen, also Organisationen, die
man gemeinhin als Förderorganisationen bezeichnet. Beispiele hierfttr sind die
französische C ais s e Audffi ed wrd die deutsche Notgemeins chaft.

Im Mittelpunkt der folgenden Analyse stehen die Organisationen, die zumindest
als einen Aufgabenbestandteil staatliche Gelder fttr die Forschung nach außen
verteilen. Die reinen Forschungseinrichtungen werden in der Beschreibung dann
berücksichtigt, wenn ihre lnstitutionalisierung die generellen nationalen Ent-
wicklungspfade und Alteursinteressen im staatlichen Engagement in der For-
schungsförderung verdeutlichen kann.

Der Prozeß der Institutionalisierung der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft erfolgte bis 1939 in mehreren Phasen, in denen jeweils andere
Tlpen von Förder- und Forschungseiruichtungen entstanden.

Die öffentliche Finanzierung der Universittiten spielte in Deutschland und
Frankreich bereits zu Anfang des 19. Jahrhunderts eine Rolle. Hinzu kamen in
allen Ländem Ausgaben ftlr sogenannte >Hilfsinstitute< (Observatorien, Museen,
Bibliotheken). Seit etwa 1830 ftlhrten viele Länder Expeditionen durch, auf
denen Vermessungen vorgenommen, Verkehrswege erschlossen und metereolo-
gische Erkenntrisse und mineralogische Frurde gesammelt wurden. [n der zwei-
ten Hälfte des vorigen Jalrhunderts setzte eine neue Phase der forschungspoliti-
schen Steuerung der Wissenschaft ein, in der die Staaten Wissenschaftler invon
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den Ministerienverwalteten Forschungseinrichtungen anstellten, um staatliche
Tätigkeiten wissenschaftlich zu unterstützen. Gegen Ende des vorigen Jahr-
hunderts begannen gleichzeitig zwei Entwicklungen: Zum einen wurden mit
staatlicher Unterstützung au/Seruniversitöre, nicht-staatliche Forschungsein-
richtungen gegrändet, die meist ftir eine ganz bestimmte problemorientierte
Forschung zuständig waren. Gleichzeitig übematrmen diese Einrichtungen, arm
Teil aber auch gesonderte Institutionen, die Aufgabe, staatliche Gelder extramu-
ral, also an Wissenschaftler in den Universitäten oder sonstigen Forschungsein-
richtungen, zu vergeben. Die Herausbildung dieser lnstitutionen dauerte bis zum
Zweiten Weltkrieg und fand auf unterschiedlichen nationalen Enwicklungs-
pfaden statt (siehe Übersicht l0 im Anhang; zu den Abkürzungen siehe das

Glossar).
Wodurch unterscheiden sich die Entwicklungsmuster in der staatlichen Fi-

nanzierung der Forschung und ihrer Förderung?

5.2.1 England

England ztilltztt den Ländern, in denen der Staat langeZeit nicht bereit war,
sich forschungspolitisch zu engagieren. Selbst im Fall der Universitäten war man
zurückhaltender als aufdem Kontinent geblieben und bestand aufihrer Eigen-
finanzierung. Dies entsprach allerdings einem grundlegenden Konsens mit der
Gelehrtenrepublik zu Anfang des 19. Jahrhundert, die es ihrerseits ablehnte,
staatliche Finanzierung zu erhalten und damit möglicherweise ihre professionel-

len Autonomierechte zu verlieren. Diese gegenseitige Zurückhaltung läßt sich
aus der gesellschaftlich akzeptierten ldee eines Liberalisrnas erklä?en, dem-
zufolge der Staat zwar nicht teilnahmlos, aber möglichst nur zur Stärkung der
Selbstorganisationskräfte der Gesellschaft eingreifen sollte (Berdatrl 1959l.23;
Taylor 1972).Das Laissez-faire des englischen Staates, der zudem noch mit
einem rigiden Finanzkonservatismus kombiniert wurde, beherrschte das staatli-
che Handeln in der Forschungsförderung praktisch bis zum Ersten Weltkrieg,
wurde allerdings graduell und pragmatisch im Zuge der lndusnialisierung und
der Wissenschaftsentwicklung aufgeweichtar.

Wenn der englische Staat in der Forschung aktiv wurde, geschah dies prirzi-
piell unter dem Gesichtspunkt derNützlichkeit seines Engagements. Wie in den

anderen europäischen Llindem auch - nur in den USA fand diese Entwicklung

Die graduelle Übemahme der Vorsorgefunktion manifestierte sich nicht nur in dem wach-

senden forschungspolitischen Engagement, sondern auch in der Übemahme allgemeiner
sozialpolitischer Verannrortgng ab l9l l, dem Zeitpunkt der Einftlhrung der Sozialversi-

cherung (vergleiche Schmidt 1988).

J

4l
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erst ab etwa 1840 satt - waren schon seit dem 18. Jalrhundert Museen vnd
Bibliothekenals orte wissenschaftlicher Ausbildung, aber auch als Forschungs-
infrasüukhr gegründet worden. Es existierte ein astonomisches Zentnrm (das
Royal Observatory in Greenwich, gegrilndet 1675) und es fanden wiederholt
umfangreiche wissenschafiliche Expeditionenstzlt.Eine kontinuierliche staatli-
che unterstützung war damit allerdings nur in Ausnahmesituationen geschaffen
(Pfetsch 1974: 77). Die z,ahl der stellen ftir wissenschaftler blieb also äußerst
gering (Macleod l97l: 180).

um 1850 begarur sich eine neue Phase der Forschungsftirderung durchzuset-
zen, in der der Staat nun für eine Reihe von Aufgaben wissenschaftler anstellte
(Gummett l99l: l4). Mit der Gründung der >Local Boards of Health< 1848 und
dem >Medical Department< des Priuy Counctl (185S-1870; siehe Macleod
1976:120) stieg der Bedarf an Medizinem und Chemikernaz. Die Royal Navy
hatte bereits länger wissenschaftler in den Dienst genornmen und begarur pro-
jektgelder, zum Beispiel an die Society ofApothecaries zu vergeben, um ganz
bestimmte Medikamente zum schutz der Gesundheit ihrer soldaten erforschen
zu lassen (Macleod l97l: 181). Immer mehr Ministerien entdeckten im Laufe
der Zeit die Anwendungsmöglichkeiten der Wissenschaft.

Tatsächlich aber war im 19. Jatrhundert die Projeffirderungder ausgaben-
intensivste Bereich in der staatlichen Forschungsfinanzierung, obwohl die Sum-
men hierftir insgesamt sehr gering bliebena3.

42 Der Priuy council war unprllnglich im 13. Jahrhundert aus der curia Regis als ständige
Beratergruppe des Königs enshnden@runner 1979: I I l). Ab dem 16. Jahrhundertwurde
diese Aufgabe ehrenamtlich erftlllt.Der Priuy cozzcl zählt bis heute nicht anm Kabinet!
hat aber eine angesehene stellung und ltbemahm bis zum zweiten weltkrieg häufig die
Veranhrortung ftlr bestimmte neue Abteilungen, die noch nicht als eigenständige De-
partmenß anefl<affitwaren. Ftlr die Institutionalisienrng der forschungspolitischen-Steue-
rung der Wissenschaft ist er von eminenter Bedeutung geweser! da er als Schutdrerr fflr
die neuen organisationen, insbesondere die Research councils, gegenüber Ressortinter-
essen aufuat (MacLeod und Andrews 1970:34).
Zu den Aktivitäten zählten die Einrichtung vereinzelter Regius-clnirs. die preisvergabe

fflr wissenschaftliche Projekte (Macleod l97l : I 16), die Eimichtung etures Granß-in-aid,
der der Royal Srclery zur Verfllgung gestellt wurde und ab 1876 llber ein Government
Fund Committee vergeben wurde (idem: 215). Außerdem engagierte sich der Staat ab
Ende des 19. Jahrhundert immer mehr in der Finanzierung der Universitäten und damit
der universitären Porschung. Höhepunkt dieser Entwicklung ist die Grllndung des Unl-
versily Grants Comninee {JGC) (1919), das sich mit den finanziellen Bedllrftissen der
universitären Ausbildung auseinandersetzen, die bisher häufig getrennten Ausgabenposten
fflr die Universitäten konzentieren und die Regierung bci der Vergabe der nötigen Fi-
nanzierung beraten sollte. Das Universlty Grants Commiltee ist bis heute, allerdings in
veränderter Form, die staatlich€ Förderinstanz au Finaruierung der Universitäten geblie-
ben.

43
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Zu Anfang des neuen Jahrhunderts begann sich außerdem ein neuer Typus

einer außeruniversitären und staatlich finanzierten Forschungsorganisation (cum

Förderorganisation) herauszubilden, der nach dem deutschen Vorbild der

Plrysitralisch-Technischen Reichsanstalt (s.u.) konstruiert worden war. Dieser

Typus stellte eine neue Qualität des staatlichen Engagements fflr die Forschung

dar: Der Staat begann sich in allen Ländem stärker um die winschaftlichen
Interessen durch die Förderung der technologischen Forschung zu kümmem und

die Indushie war bereit, auf den vom Staat in Gang gesetzten Technologiezug

aufzuspringen. Die Wissenschaftler nahmen die Chance watr, um sich eine neue

und generös finanzierte institutionelle Basis zu verschaffen, die allerdings

Grundlagenfonchwrg und angewandte Forschung miteinander verknüpfen sollte.

Als erste solche lnstitution entstand das National Physical Laboratory NPL)
im Jahre 1902 (Alter 1982:159-169; Sutherland 1966). Das National Physical

Laboratory war allerdings eine reine Forschungseinrichtung.

Der Durchbruch in der lnstitutionalisierung von Organisationen, die sich

zentral mit der gezielten Forschungsförderwrg und Forschung in Problemgebie-

ten beschäftigten, kam mit der ftlr große Unnrhe sorgenden Tuberkulose, die

um I 900 epidemische Ausmaf3e angenommen hatte. 1901 war eine aus Wissen-

schaftlem aunmmengestellte, staatliche Untersuchungskommission zur Frage

der Übertagbarkeit von Tuberkulose gebildet worden, die nach ltlurzer Zeit
feststellen mußte, daß hierftir eigene Forschung notwendig sein würde. Man

erhielt öffentliche Gelder, um die entsprechende Forschung in die Wege zu

leiten, eine Tradition, die bereits durch das Medical Committee des Privy Coun'

cil und danach dr.gch den 1871 ge$ündeten Local Government Board, dem

Vorläufer des Gesundheitsministeriums, in die Wege geleitet worden war.

Der Durchbruch zu einer geregelten, vom Staat finanzierten Förderung der

Gesundheitsforschung, die nicht nur als Teil einer Ressortforschungspolitik

betrachtet werden konnte, geschah aber erst über den National Insurance Act
von 1911 (Berdahl 1959: 55; Landsborough-Thomson 1987: Kap. 3; Booth

1987:240).In diesem Gesetz, in dem die Verpflichtung des Staates, fir die

Gesundheit seiner Bürger Sorge zu tragen, aufgenommen worden war, wurde

eine besondere Regehurg zur Finanzierung von Sanatorien aufgenommen. Da

es sich hier meist um Tuberkulose-sanatorien handelte, überließ man dem zu-

ständigen8oarddie Entscheidung darüber, ob dieses Geld (ein Penny pro Versi-

cherten) ftlr die Pflege oder aber für die Tuberkulose-Forschung eingesetzt wer-

den sollte.
Die Grllndung eines Research Committee selbst aber war auf die Einsetzung

eines Departmental Committee onTuberculosrs im Jatre l9l2 zurückzuftihren,

das vornschatzamt die Aufgabe erhalten hatte, allgemein ttber eine Politik zur

Bekämpfung der Tuberkulose nachzudenken (Landsborough-Thomson 1 987:
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l5). Diese Kommission empfahl 1913, die Gesundheitsforschung nicht melu
allein den Stiftungen zu ilberlassen, sondem das Geld aus dem National Insuran-
ce Actfr)r die Tuberkuloseforschung einzusetzen. Dabei klang schon in diesem
Bericht an, daß die Organisation, die die Gelder fftr die Forschung verwalten
sollte, schließlich nicht allein aufdie Tuberkuloseforschung spezialisiert zu sein
brauchte, sondern ruhig so organisiert werden sollte, daß auch andere
Forschungsbereiche in der Gesundheitsforschung abgedeckt werden konnten.
l9l3 wurde schließlich das Medical Research Committee gegründet (Bryder
1989; Landsborough-Thomson 1987; Alter 1982: 192-198),das nach dem E-
rsten weltkri egin den Medical Research council (1920) überging. Det Medical
Research council war eine hauptsächlich von wissenschaftlem venvaltete
Forschungs- cum Förderorganisation, die ein eigenes Forschungsinstitut, das
National Institute of Medical Research, verwaltete, sogenannte Research Ilnits
an den universitäten einsetzte und auch Forschungsprojekte universitärer wis-
senschaftler förderte.

Die zweite große Institutionalisierung im Fördersystem fand mit der Gritndung
des auf die industrielle Forschung ausgerichteten Department of Industrial and
scientiJic Research (DSIR) l9l5 statt. Auch das DSIR verband Forschungsför-
derung und Forschung in einer organisation, obwohl es urspritnglich stärker als
Instanz zur Verbesserung des Ausbildungssystems gedacht war (Alter 1982:
222-232; Varcoe 1974; Melville 1962; Himsworth 1970: l0Gl l2). Die Uni-
versitäten, die, so erkannte man jetzt, das wesentliche Potential besafJen, das
ftir die industrielle Forschung in Frage kam, sollten über das DSIR stimuliert
werden, mehr auf die Industrie zuzugehen und mit ihr zu kooperieren. Die ei-
gentlich nachrangige Aufgabe des DSIR, die Stimulierung der industriellen
Forschung über die in$amurale Forschung und extramurale Forschungsförde-
nrng, gewann schließlich bei der Grilndung die Oberhand (Melville 1962;Yar-
coe 1974:78){. Während das National Physical Laboratory vo\der Wissen-
schaft eingefordert worden war, hatte sich die englische Regierung mit der Griln-
dung des DSIR im Jahre l9l5 zum ersten Mal eindeutig zu der Verpflichtung
bekannt, die Steuerung der Wissenschaft selbst aktiv in die Hand zu nehmen.

44 In dem Regienurgsreport>Schemefor the organisation and development ofscientilic and
Industial Research<, der die Grtlndung des DSIR vorbereitete, wurde dies folgenderma-
ßen akzentuiert: ,There is a strong consensus ofopinion among persons engaged both
in science and in industry that a special need exists at the present time for new machinery
and for additional state assistance in order to promote and organise scientific research
with a view especially to its application to üade and indusry. (zitiert in: Melville 1962:
23).
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Von Anfang an sah sich das DSIR aber auch als Förderer der gesamten Wissen-

schaft, insbisondere auch der Grundlagenforschung (Melville 1962: 28)as.

Dieses Bekenntnis zur staatlich organisierten Forschungsftirderung verlief
allerdings nicht ohne Konflikte. Bisher hatte das Schatzministerium jede in-
stitutionelle staatliche Gri.indung in der Forschung abgelehnt (Macleod und

Andrews 1970:37). Nur aufgrund der besonderen Kriegssituation war eine

solche tiefgreifende Wende in der liberalen Haltung der englischen Regierung

möglich. Die Veränderung ist umso wichtiger, als die relevanten Al:teure von
Anfang an deutlich gemacht hatten, daß eine solche institutionelle Konstuktion
nur Sinn mache, wenn sie dauerhaft angelegt sei (Macleod und Andrews 1970:

3H35;Melville 1962:24). Forschung, so das Argument, ließe sich nur erfolg-
reich stimulieren, wenn man eine erfahrene Administration habe, die über zu-

mindestmittelfristig gesicherte Gelderverfrige. Das DSIRwurde so die wichtig-
ste Forschungskoordinationsstelle im englischen politischen System bis 1965

(Varcoe 1974:22) dem Zeitpunkt, als es durch ein eigenes Technologieministe-
rium und ein Scientific Research Council ersetzt wurde.

Mit der Enichtung von (Jniversity Grants Committee, National Physicol
Laboratory, Department of Scientific and Industrial Research vnd Medical
Research Councilhatte der Staat seine Verantwortung ftir die Finanzierung der

Wissenschaftsentwicklung öffentlich anerkannt und gleichzeitig erkannt, daß

Forschung sowohl administratives Handlungswissen wie Problemlösungen für
gravierende nationale Probleme bereitstellen konnte. Die Institutionen, die zu

diesem Zweck geschaffen worden waren, waren entweder eine reine Forschungs-

einrichtung wie das National Physical Laboratory, organisatorische Koexi-
stenznn(Department of Scientific and Industrial Researchwd Medical Research

Council,später (1931) der Agricultural Research Council, ARC) oder eine reine

Fördereinrichtung wie das University Grants Committee. Bis 1965 äinderte sich

an dieser institutionellen Ausgestaltung der staatlichen Finanzierung der For-

schungstätigkeit praktisch nichts mehr.

43 Der DSIR sollte oto conduct research into large-scale problems affecting the welfare of
the community as a whole, to promote research in industry and to stimulate the output

oftrained scientific and technological manpowern (Varcoe 1974 20).
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5.2.2 Deutschland

Im unterschied zum liberalen staat Englands haben wir es in Deutschland- und
hierbei handelt es sich vor allem um den größten Flächenstaat Preußen - mit
einer absolutistischen staatsfadition zu tun, in der sich eine patemalistische und
aktive Intervention herausbildete. Dem aufgeklärten Fürsten stand eine heu
ergebene, gut geschulte und aktive Bürokratie zur seite. Es entsprach dem pater-
nalistischen Denken, den staat als organische Einheit zu betrachten und ihm
ein über den partikularen gesellschaftlichen Interessen stehendes Gemeinwohl-
vertretungsrecht zuzuerkennen. Das Bild eines staates, der es nicht nur als
Recht, sondern geradezu als sittliche Pflicht betrachtete, die gesellschaftliche
Entwicklung zu steuern, war von großem Einfluß auf das Wechselspiel von
politischen und gesellschaftlichen Kräften und damit auch auf die wissenschaftli-
che Entwicklung in Deutschland. Es waren die politischen Kräfte, die sich des
>industiellen Nachzüglers< Deutschland annahmen und spätestens seit der Grün-
dung des Deutschen Reiches eine aktive Politik der Wirtschaftsftirderung und
Infrastruktwentwicklung betrieben. Die gesellschaftliche und wirtschaftliche
Modemisierung, der Übergang von einer agrarisch-ständestaatlichen Gesellschaft
hin zu einer modemen Indushiegesellschaft, fand in Deutschland unter der schüt-
zenden Hand des Staates statt (Wagner 1990).

Für die Evolution staatlich finanzierter Forschung bedeutete dies dreierlei:

- Die Kultusbürokratien des Bundesstaates kümmerten sich engagierter und
früher um die Forschung und ihre Leistungen als dies der englische Staat
getan hatte.

- Man verstand Wissenschaffspolitik als ein notrrendiges staatliches Eingreifen
zum Wohle der Wissenschaft, weil die fragmentierte Wissenschaftdies allei-
ne nicht verwirklichen konnte (Stichweh 1988a: 83). In diesem Anspruch war
bereits das Spannungsverhältnis von staatlich definierterNotwendigkeit staat-
licher steuenrng zum wohle des Ganzen und wissenschaftlicher Freiheit
angelegt.

- Die ftir England wichtige philanthropische Untersfiltzung der Wissenschaft
erhielt in Deutschland aufgrund der aktiven und paternalistischen Rolle des
Staates wenig Entfaltungsmöglichkeiten. Dies änderte sich teilweise mit
Initiativen aus der Untemehmerschaft gegen Ende des vorigen Jalrhunderts.
Die Wissenschaft war damit von vorneherein auf die staatliche Unterstützung
angewiesen.

Interessant ist noch ein anderes Spannungsgefflge, das fflr die Institutionalisie-
rung der Wissenschaft in Deutschland von Bedeutung war: fui sich stand, sicher-
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lich in PreufJen, eine relativ schwach organisierte Zivilgesellschaft einem starken
qnd gut organisierten Staat gegenilber @yson 1980). Ein starkes Btirgertum hatte

sich bekanntlich in Deutschland lange Zeit nicht herausbilden können. Wenn
es zur Organisierung von Interessen in der Gesellschaft kam, geschah dies meist
mit Hilfe oder zumindest mit Autorisienurg des Staates. Auf diese Weise ennvik-
kelte sich neben dem hoheitlichen Regulierungsapparat des Staates aufvielen
Ebenen eine ge nossenschaftliche Selbswerwaltung (vergleiche etwa Lundgeen
u.a. 1986; von Gierke 1868) in Form öffentlich-rechtlicher Körperschaften, die
zum Teil staatlich-hoheitliche Funktionen wahrnahmen (zum Beispiel die
Industrie- und Handelskammem). Der Staat tlberließ es damit nicht wie in Eng-

land den gesellschaftlichen Kräften, sich selbst zu organisieren, sondem initiierte

selbst häufig eine solche Organisierung, mit dementsprechenden Einfluß auf
die institutionelle Gestalnrng. Auf der anderen Seite beanspruchte er aber auch

nicht die hoheitliche Regulierung aller gesellschaftlichen Bereiche. Der deutsche

>Patemalismus( bestand in der Aufforderung des Staates zur korporativen Selbst-

organisation der gesellschaftlichen Gruppen in funktionalen Teilbereichen.
Innerhalb dieser funktionalen Teilbereiche konnten die Korporationen nach

eigenen Regeln für die Verwalttrng öffentlicher Güter unter Außicht des Staates

sorgen. Für den Staat war damit eine Entlastung verbunden bei gleichzeitiger

Absicherung gegenüber dysfunktionalen Entwicklungen durch seine Kontroll-
macht. Selbstverwaltung hieß, die gesellschaftlichen Kräfte in die Pflicht ftir
öffentliche Leistungen zu nehmen, ein Anspruch, der sich so in England nicht
finden ließ46.

Der Dualismus von Regulierungsanspruch und korporatistischer Selbstver-

waltung war das Wesensmerkmal in der Beziehung von Staat und Gesellschaft

im Deutschland des 19. Jatuhunderts. Im Zuge der Industrialisierung ließ sich

dieses Modell in vielen Bereichen zwar nicht mehr aufrechterhalten, fftr die

Organisierung der Wissenschaft behielt es aber große Bedeutung (Feldman 1987:

2s7-258).

Drei Institutionalisierungsperioden lassen sich in der Forschungsförderung in
Deutschland bis I 93 3 unterscheiden:

46 ,ln Deutschland entwickelten sich im 19. Jahrhundert prinzipiell komplementäre, glln-

stigere Voraussetzungen (als in Frankreich) fllr eine Kooperation zwischen Staat und

intirmediären Institutionen. Dort, wo die Interessen des nach der soziologischen Zu-

sammensetarng seiner Fllhrungsschicht noch feudalen Staatsapparates als Motor ökono'
mischer Modimisierung und die Interessen des Bürgertums zusammenfielen, wie im

Bereich des Erziehungswesen und des Handels, kam es im frtlhen 19. Jahrhundert zur

Kooperation von Staat und Assoziationenn (Seibel 1990: 120)'
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(l) Nach den Napoleonischen Kriegen wurde der Aufbau der Universitäten
und die wissenschaftspflege als eine der wenigen Möglichkeiten betachtet,
nationales Prestige zurückzuerobem (Feldman 1987 : 260). Die Wissenschaft
sollte der Botschafter Deutschlands in der welt sein und den hegemonialen
Anspruch Deutschlands verkörpema' . Zusätzlichzu den grundlegenden Refor-
menvon Humboldts wurde so in einem rhistorischen Kompromiß< zwischen
Wissenschaft und Staat (Ben-David l97l) anden Universitäten ein >home of
scientists< errichtet, das explizit nicht aus staatlichen Ntitzlichkeitserwägungen
heraus konsfruiert worden war, sondern ort der freien Entfaltung von Forschung
und Lehre sein sollte (Ben-David l97l: Kap.7). Auf diese Weise wurde
Deutschland der erste staat, in dem die Förderung der Forschung staatlicherseits
aktiv und umfassend in die Hand genommen wurde. Eine andere Konsequenz
dieser rdefensiven Machtpolitik< war eine besonders enge verbindung von wis-
senschaft und politischer Kultusbtirokratie.

(2) Etwa ab I 870 begann der Staat, oder besser das Reich und die Bundesstaa-
ten, insbesondere Preußen, die Modemisierung der lndustie aktiv voranzutei-
ben. Die wissenschaft wurde jetzt als nützliches Insnument der Modemisierung
betrachtet (Burchardt 1990: 83).

(3) Nach dem Ersten Weltkrieg setzt ein ähnlicher Effekt wie hundert Jahre
vorher ein: Deutschland sah sich nur durch die besonders aktive Förderung der
Wissenschaft in der Lage, den eigenen Großmachtanspruch zu verdeutlichen
und ftirderte dementsprechend umfangreich Bildung und Wissenschaft.

In allen Perioden also kam die deutsche wissenschaft in den Genuß einer aktiven
Förderung durch den Staat. Nirgendwo sonst haffe es die Wissenschaftsgemein-
schaft so leicht, sich an den staatlichen Geldgeber anzukoppeln wie hier.

Wie in den anderen Ländem auch hatten sich die einzelnen deutschen Länder
auch schon bei der gelegentlichen Grrtindung von rHilfsinstituten der Wissen-
schaft<, also von Bibliotheken, Museen und Observatorien engagiert. Und wie
tiberall bildeten die militärisch orientierten Forschungsausgaben lange Zeit -
ab etwa 1880 begannen die ökonomisch orientierten Ausgaben zu überwiegen
(Pfetsch 1974:63) - das umfangreichste finanzielle staatliche Engagement in
der Forschungsförderung. Mit der Einleitung der Modemisierungsphase, die im
wesentlichen mit der Reichsgründung zusammenfiel, begarur sich dann die Zahl
sogenannter staats- bwz. Versuchsanstalten zu vervielfachen (siehe ausftlhrlich
Lundgreen u.a. 1986). Diese Staatsanstalten, die in oder an Behörden angeglie-

47 I 807 war dies im >Königswort von Memek (vom Brocke 1990a: 27) explizit formuliert
worden.
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derte Forschungseiffichtungen, also Ressortforschungsinstitute waren, entspra-

chen zu Anfang ganz dem Ziel, Regulierungsfunktionen des Staates zu erleich-

tern und später dann der Wirtschaft bestimmte Gemeinkosten abzunehmen.

Schon ab etwa lS70 fand man praktisch auf allen politisch relevanten Gebieten

wie Landwirtschaft, Gesundheit, Erschließung von Land usw. solche forschen-

den Staatsanstalten. Dabei sorgte die ftiderale Ordnung ftir eine Multiplizierung
solcher lnstitutionen im Reichsgebiet. Aller Wahrscheinlichkeit nach übertraf
dieZahlder deutschen staatlichen Ressortforschungsaktivitäten die englischen

bei weitem (siehe hier die Aufzählung der wissenschaftlichen Institutionen von

Reich und L?indern in Pfetsch 1974:91-102).
Die Einrichturg von Ressortforschungseinrichtungen war der zweite große

Schritt staatlichen Engagements inder Forschungsftirderung nach den Universi-

täten. Der nächste Schritt, die Enichtung einer außeruniversitären, problem-

orientierten Forschung und ihre Förderung, wurde durch drei Kräfte getragen:

(l) Die Chemiker und die Physiker als der Kern der modemen naturwissen-

schaftlichen Forschung begannen ab etwa 1870 zu signalisieren, daß sie die

Universitäten ftir keinen geeigrreten Platz ftir ihre Art der Forschung mehr hiel-

ten und verlangten deswegen nach außeruniversitären Institutionen der For-

schung. Der Grund war, daß die Universitäten zwal ftir die individuelle und in
kleinerem Ratrmen stattfindende nattrwissenschaftliche Forschung gut ausge-

stattet warcn, es aber für die teure Geräteforschung kaum lnfrastruktur gab. Die

Ltinder, die ftir die Finanzierung der Universitäten verantwortlich waren, hatten

meist nicht genügend Ressourcen oder wollten diese nicht einsetzen. Mit der

Gründung des Reichs sahen diese Wissenschaftlergruppen eine Möglichkeit,
ihre Schwierigkeiten zu überwinden. Es mangelte aber nicht nru an den Ressour-

cen, um solche >Großforschung< durchftihren zu können. Die Humboldtsche

Konstruktion der Einheit von Forschung und Lehre, die organisatorische Koexi-
stenz von Bildung und Wissenschaft an den Universitäten, begann als Fessel

dieser Forschungsaveige zu wirken, weil sie der zunehmenden Spezialisierung

und den wachsenden Informationsbedürfrrissen nicht genilgend Rechnung trug
(vom Brocke 1990a: 23). Diese Situation verschärfte sich durch die exponential

steigenden Studentenzahlen ab l87l (vom Brocke 1990a: 22). Schließlich ent-

sprach auch die Hochschulstruktur selbst nach Meinung vieler naturwissen-

schaftlicher Forscher, aber auch vieler Kultusbtirokratien, nicht mehr den Be-

di.irfrrissen modemer naturwissenschaftlicher Forschung. Die Ordinarien waren

htiufig durch die Lehrbelastung zu sehr in Anspruch genommen' während die
jüngeren Forscher innerhalb des Lehrstuhlsystems nicht genügend Ressourcen

ftir die Forschung besaßen (vom Brocke 1990a: 23; siehe auch Ben-David 1971).

Die Forscher begannen also nach neuen Möglichkeiten der Ankopplung zu
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suchen, die, wenn möglich, keine hybriden Organisationskonstruktionen sein
sollten, sondem reine und problemorientierte Grundlagenforschung möglich
machen sollten.

Eine andere Gruppe von wissenschaftlem hatte ebenfalls mit Nachteilen der
universitären Organisation zu tun. vor allem neuere Forschungsrichtungen wie
zum Beispiel die physiologische Chemie oder die experimentelle Physik, die
sich gleichberechtigte Positionen in der universitften Status- und Ressourcenver-
teilung erobern wollten, mußten nur allzuoft erfatren, daß die bestehenden Dis-
ziplinen nicht bereit waren, eine Ausdifferenzierung zuzulassen und Ressourcen
untereinander neu zu verteilen. ln Deutschland hatten es diese neuen Disziplinen
schwerer als in den anderen Ländem, sich gegen die bereits etablierten Diszipli-
nen an den Universitäten durchzusetzen (Ben-David lg7l).

(2) Die Indusnie, insbesondere die pharmazeutische Indusfrie, begann bereits
ab 1870 eigene Indusnielabors ftir die angewandte Forschung einzurichten.
Häufig waren es ehemalige universitäre Wissenschaftler, wie etwa Behring, die
bei der Grtindung indusfrieller untemehmen erfolgreich waren und gleichzeitig
durch ihren wissenschaftlichen Hintergrund bereit waren, die wissenschaft als
neue Ressource in der wirtschaftlichen Konkurreru zu nutzen (Lenoir I 988).

(3) Vor allem die preußische Kultusbtlrokratie unter der Leitung Althoffs hatte
schnell erkannt, daIJ die bestehende organisation des wissenschaftssystem zu
keiner Flankierung staatlicher Modemisierurgspolitik taugte (stichweh l988a:
83; vom Brocke 1988, 1993a: 89; Feldman 1987:260-262). Die konservative
Haltung der wissenschaftlichen Korporationen an den Universitäten und ibre
fehlende Anwendungsorientierung veranlaßte die Kultusministerien immer
wieder, neuere Entwicklungen in der wissenschaft aus der warte eines rhöheren
Interesses der Wissenschaft< heraus durch eine autoritäre und gegen die uni-
versitär etablierten Disziplinen gerichtete Berufungspolitik zu kompensieren.
Auf diese weise konnte bestimmten Anwendungsgebieten verschiedentlich
Impulse gegeben werden. Die Gleichstellung der Technischen Hochschulen mit
den universitäten durch den preußischen Kultusminister Althoffpaßt ebenfalls
in dieses Bild einer staatlichen, auf Modernisierung ausgerichteten
Wissenschaftspolitik.

Auch das Interesse des Parlaments an der Wissenschaft begann sich in den
achtziger Jahren zu regen, wie die zahlreicheren Parlamentsdebatten über dieses
Thema belegen. Hauptinitiator und politischer Interessenvertreter blieben aber
die Kultusbtirokratien, insbesondere die preußische Kultusbürokratie, die al-
lerdings in dem Kronprinzen und späteren Kaiser wilhelm einen wertvollen
Verbilndeten fanden.
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Mit dieser Interessenkonvergenz von Aldeuren aus drei Teilsystemen begarur

die Enichtung eines neuen, außertmiversitären organisatorischen Bereiches für
die Forschung.

Von exemplarischer Bedeutung flir die Institutionalisierung der außeruni-

versitären staatlich finanzierten Forschung in der Periode bis 1914 sind das

Institut fi)r Infeldionslvankheiten, das Paul-Ehrlieh-Institut (siehe zu diesem

Institut: Bäumler 1984; Liebenau 1990; Weindling 1992), die Physikalisch-
Technische Reichsanstalt vnd die Kaiser-ll/ilhelm-GesellschaJt $WG). In allen
Fällen handelt es sich um reine Forschungseinrichturgen mit tiberwiegend pro'
blemorientierten Aufgaben. Eine spezialisierte Förderorganisation entstand erst

nach dem Ersten Weltkrieg. Forschungs- cum Fördereinrichtungen kennt
Deutschland im Unterschiedntden anderen drei Ländem bis heute nicht.

Von großer Bedeutung war die Gründung der Physikalisch-Technischen
Reichsanstalr (PTR) im Jatre 1887 (Pfetsch 1974;von Weiher 1990; Cahan

1992; Lundgreen u.a. 1986: 3f38; Hohn und Schimank 1990). Sie umfaßte in
einer Organisation das, was das Robert-KochJnstitut vnd das Kaiserliche Ge-

sundheitsamr in einer losen Kooperation behieben: grundlagenorientierte und
angewandte Forschung. Ein >technisch-mechanisches Forschungsinstitut< sollte
hierbei direkt an die Grundlagenentwicklung in der Physik angekoppelt werden

(Pfetsch 197 4: 123; Lundgreen u.a. I 986: 34).

Die PTR markiert den Beginn der aktiven (industriell orientierten)
Forschungspolitik des Staates und die Einbindung der Wissenschaft in eine jetzt

offensiver werdende Großmachtpolitik. Wieviele Hindernisse gerade auch in
der Politik überwunden werden mußten, zeigt allerdings die lange Initialisie-
rungsperiode von l5 Jatuen.

Die Motive der Industrie, ein solches Anliegen zu untersttitzen, waren klar
und wurden vom Mitinitiator Siemens am besten verteten (Cahan 1981): Man
erkannte, dafJ die technologische Entwicklung in hohem MafJe von der Grundla-
genforschung in der Physik abhängig war und diese in dem benötigten Umfang

an den Universitäten nicht geleistet werden konnte @fetsch 1974 ll4, FN l4).
Der Fortschritt in der Indusfrie und rdas nationale Prestige im Konkurrenz.kampf
der Völker< verlangten geradent ein staatliches Engagement ftlr ein solches

Institutas. Dies wurde von Helmholtz, dem Vertreter der experimentellen Physik,

voll und garz unterstützt (Rouban 1988: 99). Man hatte erkannt, dafJ die Bildung

Der Kemsatz Siemens hieran lautete: oDie naturwissenschaftliche Fonchung bildet immer

den sicheren Boden des technischen Fortscluitts, und die Industrie eines Landes wird
niemals eine intemational leitende Stelle erwerben und sich erhalten können, wenn dassel-

be nicht gleichzeitig an der Spitze des naturwissenschaftlichen Fortschritts steht. Dieses

herbeizufllhren, ist das wirksamste Mittel zur Hebung der Indusgie. (Lundgreen u.a. 1986:

36-37).

48
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eines solchen Instituts die Möglichkeit bedeutete, die sich gerade erst entwik-
kelnde experimentelle Physik, die im schatten der theoretischen Physik stand,
zu emanzipieren (Hohn und Schimank 1990:67). Es sollte hier allerdings noch
beachtet werden, daß sich die Protagonistenjener Zeit, insbesondere siemens,
einer sprache und symbolik bedienten, die den Großmachtinteressen des neuen
Kaiseneiches entgegenkamen. Die PTR wurde gegenüber der politik nicht zu-
letzt auch als Institution verkauft, die Deutschland eine vormachtstellung in der
technischen Entwicklung erobem könne (Lundgreen u.a. 1986: 38)ae.

Die mächtige Koalition von Industrie, staatlicher wissenschaft, Militärs und
Kronprinz konnte sich durchsetzen, so daß schließlich die PTR am 6.8.1887
etabliert wurde. Der saat tlbernahm zu großen Teilen die Finanzierung, erlegte
der PTR aber auf ihre Leistungen an die Kunden zu verkaufen und einen Teil
der Einnalmen über das Selbstkostenprinzip zu decken.

Die Kaiser-wilhelm-Gesellschafi (KW G) entstand ebenfalls als tipartiter
Verbund von Industrie, wissenschaft und Kultusbitrokratie (vom Brocke 1990a:
6547: Hohn und Schimank 1990). Sie war von der chemischen Industie sogar
als Pendant zw PTR gedacht, ihre Institutionalisierung erfolgte dann aber in
größerer Distanz zum politischen system als bei der PTR (Burchardt 1990). Mit
der Gründung der KWG erlangte die außeruniversittire Forschung den gleichen
Selbstverwaltungsstatus, wie ihn die Universitäten bereits besafJen.

Auch bei der Gründung der KWG gab die lnteressenkonvergenz industieller
Kreise (in diesem Fall der chemischen Indusfrie) und bestimmter wissenschaft-
lerkreise den Ausschlag. Das Problem waren auch hier die fehlenden Möglich-
keiten für eine moderne naturwissenschaftliche Forschung, die sowohl in den
Augen der chemischen lndusfie - die einen eigenen verein chemische Reicls-
anstalt zur Einwerbung von Mitteln gegründet hatte - wie in den Augen vieler
chemiker nur ilber eine zentale Forschungseinrichtung nach vorbild der PTR
behoben werden konnte. und in gleicher weise erwartete die Indusfrie einen
ähnlichen konkunenzfördernden Effekt, wie ihn die elekhotechnische und fein-
mechanische Industrie mit Hilfe der PTR bereits realisiert haffe (von weiher
1990). Die wissenschaft erhoffie sich die Möglichkeit, die problemorientierte
Grundlagenforschung außerhalb der universitäten, und damit befreit von der
Lehre, konzentrieren zu können. Der Unterschied zur Situation der PTR lag
sicherlich in der wachsenden Bereitschaft der Industie, jeEt an der Finanzierung
der Forschung - und das schloß die anwendungsorientierte Forschung mit ein
- teilzunehmen.

49 So wies Siemens daraufhin, daß Frankeich bereits damit beschäftigt sei, aus Staatsmitteln
ein rwissenschaftlichesArb€its-Laboratoriumr auftubauen, ebensowie Rußland. Deutsch-
land dllrfe hier nicht zudlckbleiben, wolle es nicht den Konkurrenzkampf der Völker
verlieren (von Weiher 1990: 57-58).
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In der Weimarer Republik kam es dann zuzu'tei wichtigen Veränderungen

in der deutschen Institutionalisierungsgeschichte der Forschungsfürderung: Das

Reich wurde, erstens, jetzt, durch die Anderungen im föderalistischen Aufbau
zum aktiven Mitspieler in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft.

Im Kaiserreich hatten die Bundesstaaten die Finanzmacht behalten. Dem Reich

wax so nur wenig Spielraum in der Wahmehmung nationalstaatlicher Förder-
interessen geblieben. Im wesentlichen hatte die preußische Kultusbürokratie die

Entwicklungen in der Forschungsförderung vorangetrieben. In der Weimarer
Zeit änderten sich diese füderalen Dynamiken, weil nun das Reich die wesentli-
chen Steuereinkommen besaß und auf die Bundesstaaten verteilen konnte. Al-
lerdings fehlten dem Reich die expliziten kulturpolitischen Kompetenzen, um
die Forschungsfdrderung zu verwalten. Dies war der Anlaß ftir das Reichsinnen-

ministerium, sich über den rGoldenen Zügel< langsam, aber allmählich Einfluß
in diesem Politikfeld zu verschaffen (vom Brocke 1990b; Witt 1990). Erst in
der Weimarer Republik beginnt sich also durch die selbständigere Rolle des

Reiches die Figuration des rftideralistischen Dreiecks< in der Wissenschafts-

politik herauszubilden, nämlich das Spiel zwischen Ländem, Reich und selbst-

verwalteten Wissenschafuorganisationen, das nach dem Zweiten Weltkrieg so

typisch ff,ir die Bundesrepublik werden sollte, dann aber wiederum eine andere

Dynamik erhielt (siehe Kapitel 6). Zvnzweiten begann sich, aufgrund der an-

haltenden Finanzschwierigkeiten nach dem Kriege, die auch durch die an sich
spendenbereite Wirtschaft infolge der Hyperinflation nicht ausgeglichen werden

konnten (vom Brocke I 990b: 234), das Schwergewicht der Finanzierung lang-

sam von der lndustrie aufden Staat zu verschieben5o, wodurch dem Reich eine

ständig wachsende Bedeutung ftir die Forschungsfinanzierung zukam. Innerhalb

der staatlichen Finanzierung konnte das Reich bereits 1925 die meisten Zah-
lungen vorweisen (vom Brocke 1990b: 286).

Nach dem Ersten Weltkieg befand sich Deutschland in einer älurlichen Situa-

tion wie nach den Napoleonischen Kriegen: Die Großmachtinteressen und die
Vormachtstellung in Europa und der Welt waren vorerst verloren. Hinzu kamen

l9l8 nicht nur grundlegende Regimeveränderungen (der Aufbau einer Repu-

blik), sondem auch schwerwiegende Finanzierungsprobleme aufgrund der 7*t-
störungen und Reparationsleistungen. Die Wissenschaft war einerseits ideell
gestärk1 aus dem Ersten Weltkrieg hervorgegangen. Tro? der Niederlage hatten

unter anderem die Kaiser-WilhelmJnstitute die Fähiekeit demonstiert innerhalb

kurzer Zeit militärisch nützliche Erfindungen hervorzubringen (die unter ande-

rem im Gaskrieg resultierten; die Grundlagen waren in Fritz Habers Kaiser-

l93l finanziert Preußen/,ZYo,das Reich 40,2% und die Indusfie 23,9o/o des frnanziellen

Aufl<ommens der KWG. 21,2o/ostammen aus eigenen Einnahmen (vom Brocke 1990b:

286).
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l(ilhelm-Institut geleglworden). Dies war allerdings auch der Grund, dafJ die
deutsche wissenschaft nach dem Ersten weltkrieg von ausländischen wissen-
schaftlern boykottiert wurde. Innerhalb Deutschlands hatte das Ansehen der
wissenschaft hierdurch aber keinen Schaden gelitten. Man setzte weiter auf die
rdefensive Machtpolitik< tiber wissenschaftliche Forschung. In diesem sinne
waren auch die neuen sozialdemokratisch geftihrten Regierungen bereit, die
Wissenschaft im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu unterstiltzen. Vielen sozialde-
mokratischen Politikern war zudem klar, daß sie sich erst einmal der Zustim-
mung der traditionell kaiserfreundlich gestimmten deutschen tntellektuellen
vergewissem mußten, um hinreichende Legitimität ftir die neue politische ord-
nung erlangen zu können. schließlich sollte tiber die wissenschaft auch der
notwendige wiederaufbau vorangetrieben werden (Ringer 1987; vom Brocke
1990b:283).

Allerdings waren die Forschungsmöglichkeiten in erheblichem Maße zerstört
und mangelte es vor allem auch an den universitäten an Mitteln, diese Notlage
zu äberwinden. In dieser situation waren es die Akademien der wissenschafiin,
die, mit Beifall der universitäten, vom Reichstag einen Fonds zur Finanzierung
einer Notgemeinschart der wisseruchafi zum wiederaufbau der Forschung vom
staat forderten und nach einigen Diskussionen auch erhielten (stamm lgll:27).
Die staatliche Finanzierung war anfänglich befristet gewesen, wurde dann aber,
auch nachdem die allgemeine Notlage nicht metr bestand, rurbefristet verlängert.
Die Notgemeinschafi übernahm seither die Funktion einer Forschungsfoide-
rungsorganisation der universitären wissenschaft im Auftag des Reichsinnen-
ministeriums.

Bis 1933 kam es zu keinen weiteren bedeutenden institutionellen Neuerungen.
Auch in Deutschland war das Institutionalisierungspotential bereits Anfangder
zwanziger Jatre ausgeschöpft. Nach dem Kriege knllpfte man wieder an diese
in der weimarer Republik verfestigte institutionelle Konstruktion des Förder-
systems an.

5.2.3 Frankreich

Zwei Faktoren prägten die organisatorische Audifferenzierung der wissenschaft
und die Institutionalisierung des Fördersystems in Frankreich: Erstens: Die
universitäten bildeten, wie in England, im 19. Jalrhundert keine stätte, an der
experimentelle natuwissenschaftliche Forschung in größerem Maßstab hätte
erfolgen können. Diese situation veränderte sich sogar im 20. Jalutrwrdert kaum.
während die wissenschaft in England schließlich mit Hilfe des staates die
univenität zu ihrer bevoranghn organisation machen konnte, war die französi-
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sche Forschergemeinschaft darauf angewiesen, alternative Institutional i sierungs-

möglichkeiten zu finden. Zweitens: Stärker als in Preußen und den anderen

deutschen Ländern hatte sich erst tiber den Absolutismus und dann über die
napoleonischen Reformen ein Etatismus dwchsetzen können. Der Staat bildete,

wie im Patemalismus Deutschlands auch, den Dreh- und Angelpunkt der gesell-

schaftlichen Entwicklung. Die typische Struktur des paternalistischen Staates

aber, nämlich die Einheit von staatlicher Normierung und körperschaftlicher
Selbstverwaltung, fehlte im etatistischen Staat. Der code pönal erschwerte die

Bildung von freien Assoziationen, Die >Zwischengliederung< zwischen Staat

und Individuum hatte in Frankreich so keine Tradition. Typisch ftlr den Etatis-

mus ist die Durchdringung der gesamten Gesellschaft mit politischen Regeln

und Normen, die >politische Verwalturg< auch gesellschaftlicher Bereichesr'

Die politische Adminisnation hatte - und das ist bis heute so geblieben - auf
diese Weise eine starke Machtposition gegenüber den gesellschaftlichen Grup-
pen (Lehmbruch l99l:l44;Suleiman 1987a). Sie bildete zudem das Machtzen-

tnrm der Politik. Damit war auch nicht die Assoziation untereinander, die kollek-

tive Organisation, tlpisch fttr gesellschaftliche Akteure, um Einfluß auf die

Politik zu gewinnen, sondem - wie Ben-David ftir die Wissenschaft znigl Q97l)
- die >vertilrale Kooperation administrativer Eliten und eirzelner llissenschafi-
/er<. Unabhängige wissenschaftliche Organisationen von Bedeutung konnten

sich in Frankreich gerade nicht entrvickeln (Fox 1973).

Hinzu kam ein anderes Moment, das die Wissenschaft imZuge ihrer Aus-

differenzierung völlig vom staatlichen Handeln abhängig machte. Die Dichte

und Intensität staatlicher Regulierungen und eine taditionelle merkantilistische
Wirtschaftsp olitik (Colbertismus) hatten große Gruppen der Gesellschaft wie
Landwirte und Unternehmer von jeher vom Protektionismus des Staates abhän-

gig gemacht. Dies hatte zwei wichtige Konsequenzen: Zum einen tat sich die

französische Industrie schwerer als die deutsche und englische, innovativ zu

modemisieren. Es fehlte langeT-eitan einer bedeutenden Großindustrie, die es

finanziell vermochte und dnrch die Konkunenz auf dem Weltmarkt auch ge-

zwungen gewesen wäre, ihren Produktionsprozeß über technologische Entwick-

lungen rentabler zu gestalten. Die Wissenschaft konnte damit viel weniger als

in Deutschland auf die Unterstützung der Indusfie rechnen, um sich einerseits

alternative Finanzierungsquellen zu sichem, und andererseits inFörderorganisa-

tionen ein Gegengewicht zum staatlichen Interventionismus zu haben. Zum

anderen erstickte der Etatismus nicht nur die freie Assoziationsbildung allge-

mein, sondern speziell vor allem die Gritndung von Stiftungen und das Auf-
kommen privater Mäzene der Wissenschaft. Während es in Deutschland, wo

5l Das, was man ,pantouflage< nennt (van Waarden 1993): Die staatliche Bilrokratie besetzt

Schaltstell€n der Macht auch außerhalb des politischen Systems.
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der staatliche Paternalismus ebenfalls die Bildung von Stiftingen behinderte,
aber um 1900 durch die wachsende Finanzlaaft der Indusnie doch ar Grtlndung
einiger bedeutender indusnienaher Stiftungen kam, die unter anderem die Fi-
nanzierwrg der KWG möglich machten, fehlte den französischen Wissenschaft-
lem auch diese dritte Mögliclrkeit der Ankopplung an ein alternatives Finanzie-
rungssystem. Als der Druck in der Wissenschaft, die privaten rurd gelegentlichen
öffentlichen Labors zu verlassen und die Ressourcen in größeren Organisations-
zusammenhängen zu korzentieren, um 1870 wuchs, blieb praktisch allein die
staatliche Bilrokratie und die Politik als Geldgeber.

Ein weiteres Problem bei den Akquisitionsversuchen der Wissenschaft war
die bereits bestehende starke organisatorische Differenzierung wissenschaftli-
chenHandelns inUniversitÄten,Grandes EcolesvndeinigenVorzeigeinstitutio-
nen der Forschung wie das Colläge de France wddas Mueum d'Hßtoire Natu-
rel/e. Insgesamt gab es damit avar eine große Zahl von Institutionen, in denen
die Gelehrtenrepublik verankert war, die natwwissenschaftliche Grurdl4genfor-
schrurg fand aber nur an wenigen Instihrtionen geeigrete Infrastuktur vor. Durch
eine Verschiebrurg des wissenschaftlichen Der*ens von einer eher naturwissen-
schaftlichen Einstellung zu einermelumetaphysischen Tradition verschlechter-
ten sich die natr:rwissenschaftlichen Forschungsbedingrrngen seit 1830 zudem
wieder @en-David I 97 I : 92; siehe auch Fox I 973 ; Picard 1990: 22). Mit dieser
versäulten Wissenschaftslandschaft bestand eine große Zahl von korporativen
Akteuren mit Interesse an der Akquisition staatlicher Ressouren. Hier ein neues
System von Forschungseinrichtungen aufzubauen, mußte von vorneherein auf
großen Widerstand stoßen.

So interventionistisch sich der französische Staat vor allem in der Wirtschafts-
politik zeigte, so wenig versuchte er im 19. Jaluhurdert eine aktive forschungs-
politische Steuerung der Wissenschaft einzuleiten (siehe als Übersicht ltber die
gesamte Entrvicklung Picard l99l). Der Tenor der staatlichen Haltung schien,
ganz im Gegensatz zum Verhalten der deutschen Kultusbtlrokratie, eher auf
Indifferenz zu beruhen. Wie in den anderen Ländem auch war man sporadisch
aktiv geworden, wenn es um die Finanzierung ntltzlicher Hilßinstitutionen ftir
die Wissenschaft ging. Man hatte engagiert Ausbildrurgs- und Forschungsstätten
injenen Bereichen geschaffen, die fflr die wirtschaftliche Entwicklung des [an-
des von zenfaler Bedeutung waren (wie das Bureau des Longitudes; Bureau
des Mines oder die Ecole Polytechnique; Shinn 1989). Ressortforschungsein-
richtungen existierten also ebenso wie in Deutschland oder in England, auch
wenn die Zahl der deutschen Einrichtungen wohl nicht eneicht wurde. Und, wie
tlberall, boten vor allem die Hilfsinstitutionen, die ja meist bereits im 18. Jatr-
hundert entstanden waren, auch gute Möglichkeiten, Grundlagenforschung zu
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beteiben. Dies kann aber nicht darüber hinwegttiuschen, daß die naturwissen-
schaftliche Grundlagenforschung im I 9. Jahrhundert eklatant vemachlässigt
wurde. Bis etwa 1830 kannFranlaeich durchaus als die ftihrende Wissenschafts-
nation in der problemorientierten und angewandten Forschung in der Welt be-
trachtet werden @en-David l97l). ln der medizinischen Forschung und in den
Arbeiten der Ecole Polytechnique konnten wichtige wissenschaftliche Grundla-
gen erarbeitet werden. Geschützte Forschungsstätten ftir die reine Grundlagen-
forschung wurden aber nicht geschaffen, und auch die Situation der bisherigen
Paradeinstitute verschlechterte sich, wie beschrieben, ab etwa 1830 deutlich.

Die Wissenschaft konnte es offensichtlich weder mit Aufrufen an die Regie-

rung noch mit Selbstorganisation schaffen, sich eine feste Grundlage zur Aus-
differenzierung in Frankreich zu verschaffen. Was fehlte, war die Handreichung
der Politik selbst. Um 1900 begann sich, zumindest unter einigen Abgeordneten,

ein Wandel gegenüber der Forschungsförderung zu vollziehen. Die Gründe, die
hierbei wohl eine Rolle gespielt haben, waren, wie in den anderen L?indern auch,

in der Suche nach nationalem Fortschritt, Großmachtposition in der Welt und

in der KonkunerJiz zu anderen Nationalstaaten zu suchen. Auch in Frankreich
hatte man - sicherlich nachdem Pasteur seine bahnbrechenden Erfindungen in
der organischen Chemie und Milaobiologie, die sowohl ftir die in Frankreich
starke Textilindustie wie ftir das öffentliche Gesundheitswesen einen Meilen-
stein in der Entrricklung bedeuteten - die Emrngenschaften der problemorien-
tierten Grundlagenforschung zu schäuen gelernt. Es waren vor allem aufgeklärte

Politiker wie der Abgeordnete Jean-Honord Audiffred, die sich in diesem Zu-
sammenhang ftir eine Beendigung der Finanzmisere der Wissenschaft stark
machten. Aber auch in der Bildungsadministration fanden diese Gedanken in-
zwischen Unterstützung. Verschiedene Industiekreise begannen nun zudem auf
die Abgeordneten einzuwirken, die Wissenschaft grundsätzlicher zu unterstützen
(Picard 1990:24-25). Damit begann sich ab Anfang des Jatrhunderts auch in
Frankreich, wenn auch noch bescheiden, die wichtige Sogwirkung der Anwen-
dersysteme zu entfalten und die Politik in bezug auf eine generösere Forschungs-

frrderung unter Druck zu setzen.

Diese Lobby erreichte es l90l im Parlament, einen Gesetzentwurf zur Gritn-
dung einer rFörderkasse< ftir die Wissenschaft (Caisse de Recherches ScientiJi-

ques;allgemeinCaisse Audifredgenannt) durchzusetzen. Die Aufgabenstellung

war ähnlich umfangreich und prätentiös wie die der Kaiser-Wilhelm-Gesellschafi

einige Jahre später: Sie sollte die gesamte Wissenschaft mit genügenden finan-

ziellenRessourcen versehen und Sorge fagen, daß niemand, der emsthaft for-
schen wollte, aus Geldmangel mit der Forschung aufhören müsse (Paul 1990:

7l l). Dieses Zielwar weder auf die Grundlagenforschung noch etwa auf die

angewandte Forschung konzentriert, sondem beabsichtigte tatsächlich, alle
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Zweige der Naturwissenschaften und alle Fonchungsphasen zu fürdem. Tatsäch-
lich aber ließ sich diese Absicht nicht realisieren. was der caisse fehlte, waren
ausreichende Finanzmittel. Die Caisse konnte danrm das verlangen der wissen-
schaft nach einer eigenständigen organisatorischen Basis nicht befriedigen. Es
bedurfte erst weiterer Initiativen und einer gtinstigeren konjunl:turellen Lage,
bevor sich dies realisieren ließ.

Das Interesse der Politik war aber nicht nur gegenüber der Grundlagenfor-
schung gering. Außer im Falle einzelner Ressortforschungslabors hatte es im
19. Jatrhundert bis auf eine Ausnahme keine Initiativen gegeben, die Anwen-
dung der Forschung konkret zu fürdern. Die Ausnahme fand in dem Bereich
statt, der traditionell zu den wichtigsten Funl:tionsbereichen der Politik zählte,
nämlich in der militlirischen Forschung. 1887 war es zur Gründung einer com-
mission d'Examen des Inventions intöressant de l'Armöe gekommen, deren
Aufgabe es war, mit Hilfe von Wissenschaftlem die Erfindungen von Wissen-
schaftlern und lngenieuren auf ilre Brauchbarkeit ftir die militärische Nutzung
zu präfen (Picard 1990:27).In der a}nrellen Nocituation des Ersten weltlaieges
wurde auf diese Institution zurückgegriffen, um die Untersttitzung der milittiri-
schen Forschung voranzuüeiben und insgesamt eine Mobilisierung der Wissen-
schaft im Krieg zu erreichen. Die Iniatioren waren dieses Mal nicht die Militärs,
sondem der Bildungsminister. Ursprünglich als Direction des Inventions in-
nerhalb des Bildungsministeriums angesiedelt, wurde sie 1916 dem Kriegs-
ministerium unterstellt. Interessant ist diese Institution, weil sie schließlich dazu
ftihrte, daß auch nach dem Kriege dasZiel,die Forschung insgesamt zu koordi-
nieren und dabei vor allem die industrienahe Forschung zu fördem, fortlebte.
Schon kurz vor und wtihrend des Krieges war es nt zytei wichtigen Untersu-
chungsberichten gekommen (die beiden Rapports Le Chantelier von l9l4 und
1916), die auf ähnliche weise eine einheitliche Forschungsadministration zur
Koordination der gesamten Forschung forderten (Rouban 1988: 86). Bei der
Arbeit der Direction des Inventions war es außerdem deutlich geworden, daß
der Zustand der industiellen labon in Franlaeich katastophal war. Es existierte
ein fragmentiertes Nebeneinander von anwendungsorientierten Forschungs-
labors, d"s es zu koordinieren galt. Dies ftihrte nobh während des Krieges zur
Grttndung einer außerparlamentarischen Komission, die sich Gedanken über
die Institutionalisierung einer einheitlichen und koordinierenden Förderinstitu-
tion machen sollte. Das Ergebnis war die Gründung des Oflice National de Ia
Recherche Scientifique et des.Inventions (ONRSI) l9l9 (die endgüttige Satzung
wurde vom Senat erst1922 genehmigt; Deheuvels 1990:41; Paul 1985: 323),
das der Nachfolger des frilheren Dlre ction des Inventions wurde (Picard 1990:
44). Die Caisse wurde in das ONRSI integriert, so daß weiterhin über diese
Institution extramurale Forschungsförderung benieben wurde.
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An ONRSI sind mehrere Punlcte bemerkenswert, die typische Handlungs-
muster der französischen Forschungspolitik vor dem Zweiten Weltkrieg exem-
plifizieren: Ebenso wie bei der Caisse Audffiedvermochte es die Wissenschaft
nicht, sich autonome Entscheidungsräume innerhalb dieser Institution zu ver-
schaffen. Das Projekt war der Idee verpflichtet, Produzenten (die Wissenschaft),
Anwender und Politik (Abgeordnete, Regierung, Bilrokratie) zusamrnenwirken
zu lassen. Der Staat hatte dabei als die initiierende und Aufsicht fflhrende Instanz
aufzuteten. So wwde ein nationaler Rat geschaffen, dem der Bildrmgsminister,
der die tutelle, die Schirmherrschaft, libernahm, vorsaß und dem ansonsten
Parlamentarier, Wissenschaffsorganisationen, Fachgesellschaften, Ministerien,
indusbielle und landwirtschaftliche Verteter und Gewerkschaftsgnrppen ange-

hörten, kurz, alle organisieden Interessengruppen, die in irgendeiner Weise ein
Interesse an technologischer Forschung haben könnten. Auch in der von Breton
geleiteten wissenschaftlichen Direktion hatten Anwender wie die Militärs Sitz
und Stimme. Der Sinn und Zweck eines solchen Gremiums wie des nationalen
Rats war es, nach dem Beispiel der im Krieg bereits erfolgreich erprobten Mobi-
lisiernng, zu einem Zusammenschluß aller Kräfte zu kommen, die fflr den rei-
bungslosen Transfer von wissenschaftlichen Erkenntnissen in die industrielle
Anwendung sorgen sollte.

Der Staat wollte auch weiterhin nicht von seiner Ftlhrungsrolle in der For-
schungspolitik Abstand nehmen. Dies zeigte sich immer wieder damn, dafJ die
neuen Förderinstitutionen grundsätzlich unter die Schirmhenschaft des Bil-
dungsministers fielen, aber auch an dem bemerkenswerten Beispiel, dafJ es der
Bildungsminister ablehnte, die Industie anstatt des Staates fflr das ONRSI zah-
len zu lassen, weil dies eine Schmälenurg seiner Machtposition bedeutet hätte.

Auch mit dem ONRSI gelang es der Wissenschaftnicht, eine neue organisatori-
sche Basis zu finden, die der (problemorientierten) Grundlagenforschung genil-
gend Entfaltungsmöglichkeiten versprochen hätte. Zu einem Durchbruch in der
saatlichen Forschungsförderwrg kam es erst in den dreißiger Jahren, als meluere
Faktoren zusammenfafen: Allgemein waren die dreißiger Jahre ein Jatrzehnt,
in dem die französische Politiker annehmend einen neuen Krieg mit Deutschland
befürchteten. Die Forschwrg sollte helfen, sich hiergegen abzusichem. Wissen-

schaftliche, politische und administative Kreise fanden sich aus unterschiedli-
chen Grilnden zudem in dem Gedanken zusammen, dafJ eine geplante, umfassen-

de und institutionalisierte Koordination in der Forschungspolitik der richtige
Weg wären um erfolgreich fllr industielle und militärtechnologische Anwendun-
gen an sorgen. In der Wissenschaft bildete sich eine Gruppe um den Physiker
Perrin, die sich einem rationalen Humanismus in der Nachfolge von Le Man
verpflichtet flihlten (Picard 1990: 35; Gilpin 1968, 1975). Diese ideologische
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Snömnng konnte sich vor allem an der Grande Ecole Normalienne Supörieure,
der Eliteausbildungsinstitution ftlr die Akademiker (khrer, Professoren), aber
auch fth Teile der politischen Elite, durchsetzen. Penin und seine Mitsheiter
schlossen sich Anfang der dreißiger Jatre in einer Union Rationaliste zusam-
men. Diese Union Rationaliste wwde die teibende Kraft einer neuen Wissen-
schaftslobby, die durch gltickliche Umstände gleichgesinnte Politiker an ihre
Seite bringen und damit die gesamte Forschnngslandschaft dauerhaft umgestal-
ten konnte (Shinn 1989: 660, 677480\.

Zwei Gedanken wurden von diesen Intellektuellen propagiert: Zum einen
unterstich man die Bedeutung einer interdisziplinären Forschung, die es über-
haupt erst möglich machte, eine problemorientierte Grundlagenforschung durch-
zuftihren und damit sowohl wissenschaftliche Erkenntnisse an ezielen wie diese
sinnvoll zur Lösung gesellschaftlicher Probleme einzusetzen. Damit hatte sie
sowohl die Brtlcke zur Gnurdlagenforschung geschlagen als sich auch der Unter-
sttltzung vieler Politiker versichert, die die Problemorientierung begrüßten. Zum
anderen entsprach es der Denkweise des rationalen Humanismus, Forschung
zu planen. Der Hintergrund fftr diese Planungsgedanken war allerdings wohl
eher die Erkennüris, daß sich die französische Forschergemeinschaft, insbeson-
dere in der Physik und Chemie, bisher im Gegensatz zu ihren deutschen Kolle-
gen keine zusammenhängende institutionelle Basis hatte schaffen können. Nichts
schien wichtiger, als endlich eine zentrale Förder- und Forschungsinstanz zu
haben, die die fragmentierte Forschungslandschaft vereinen und in der Politik
ein sichtbares Aushängeschild ftlr die Akquisition von öffentlichen Ressowcen
sein konnte. Als Vorbilder dienten Penin die Kaiser-llilhelm-GesellschartwÄ
die Notgemeinschaft in Deutschland. Wichtig war es also, zwei Dinge zu er-
reichen: Die neue Institution sollte außerhalb der Universitäten angesiedelt wer-
den, um den konservativen Akademikem und der Verdrängungskonkurrenz
dwch die Lehre entzogen zu sein und der Staat sollte sich dauerhaft und generös
verpflichten, eine solche Institution zu finanzieren.

Vor allem republikanisch-linke Politikerkreise (Leon Blum) schlossen sich
diesen Gedanken an @icard 1990: 48). Gleichzeitig ergriffen auch die admini-
strativen Kreise planerische Vorstellungen (Rosanvallon I 990: 23 6-238).

Es gab drei Ebenen, aufdenen dann in den dreißiger Jahren, dem Höhepunkt
der Institutionalisierungen in Frankreich, neue Institutionalisierungen stattfan-
den: auf der Ebene der exframuralen Forschungsförderung, der Institutionalisie-
rwrg der angewandten Forschung und der Koordination der Fonchungspolitik.
Alle drei Ebenen wurden schließlich imCentre National de la Recherche Scien-
tiJique (CNRS) ansammengeschaltet.

1935 entstand die Caisse Nationale de la Recherche Scientifique (La CNRS).
Sie war der Zusammenschluß in der Forschungsförden:ng von drei verschiede-
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nen Förderinstitutionen: Da war zum einen die vorher beim ONRSI unterge-

brachte Caisse Audifred.Zum anderen waren bereits 1930 aufgrund einer politi-
sche Initiative zwei Rentenkassen ftir Forscher entstanden (Caßses Nationales
des Lettres et des Sciences) (Piganiol und Villecourt 1963). Diese rein sozial-
politische Maßnahme auf dem Wissenschaftsgebiet wurde durch eine Initiative
der Gnrppe um Perrin ergänzl die es sich zur Aufgabe gestellt hatte, einen Servr-

ce National de la Recherche ScientifiquemitHilfe staatlicher Gelder zu gründen

(Picard 1990: 38). Dieser,Service sollte endlich das nachholen, was die Caisse

AudifredamONRsl die ganzen Jahre versäumt hatte, nämlich aufumfassende

Weise fttr die Finanzierung der Grundlagenforschung zu sorgen. Es gelang, den

Service informell mit der Rentenkasse aßammenzuschalten und hieraus 1934

die Caisse Nationale des Sciences (CNS) zu machen. Inkw,znt Z,eitkonnte diese

Caisse mehr Geld vom Staat einwerben als das ONRSI.
Das organisatorische Nebeneinander verschiedener Förderkassen hatte in der

um sich greifenden Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre keinen Bestand. 1934

hatte die Wirtschaftskrise in Franlaeich ihren Höhepunkt erreicht und sowohl
aus dem Parlament wie aus der Bürokratie kam die Forderung aus Kosten- und

Effizienzgründen finanziell unabhängige Forschungsorganisationen wieder der

direkten Kuratel der Ministerien zu unterstellen. Auch die Forschungsförderung

wurde auf Sparmaßnahmen hin evaluiert. Aufgrund dieser Untersuchung ent-
stand schließlich die ZusammenlegUng der Förderkassen unter einem organisato-

rischen Dach, die Caisse Nationale de la Recherche Scientilique (die CNRS)'
Der Impetus hin zu einer nationalen, zentalen Förderorganisation kam also anm

Teil aus fi skalisch-administrativen Erwägungen heraus.

Die CNRS sollte die bestehenden Aufgaben der bisherigen Kassen forffiihrerl
also Stipendien an Forscher vergeben, sich um die Gründung und den Bestand

von Laboratorien kilmmenr" in denen die angestellten Forscher beschäftigt wa-

ren, Aufuäge durchftlhren und die Rentenkasse verwalten (Picard und Pradoura

1988: 26). Die finanzielle Leitung hatte nun ein verwaltungsrat mit 46 Mit-
gliedern unter Vorsitz von Perrin übemomme& obwohl man weiterhin auf die

Mittelvergabe durch das Bildungsministerium angewiesen blieb. Dieser Schritt

deutet darauf hfuL dafJ sich die Wissenschaftler totz aller Sparmaßnahmen dieser

Zeit doch einen weiteren Freiraum ftir die Forschungsftirderung verschaffen

konnten.
Unter der RegierwryBlum(1936) erhielt Penin als Abteilungsleiter ftir Wis-

senschaftsfragen die Möglichkeit, seine Vorstellungen weiter voranzuteiben.

Es gelang ihm , den Service als Bestandteil in der administativen Hierarchie des

Biläungsministeriums einzuffthren, mit der Aufgabe, das Forschungsbudget des

Bildungsministers voranbereiten (Picard 1990: 41). Damit waren die zenhalen

Bestanäteile der Wissenschaftskonzeption Perrins verwirklicht: Es gab eine
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zentale koordinierende Instanz, eine Förderorganisation zur Mittelverteilung
und Anstellung von Wissenschaftlem und eine administrative Abteilung, die
das Forschungsbudget des Ministeriums beeinflussen konnte. Zwar waren alle
diese Institutionen eng an das politisch-administrative System angelehnt und
unterlagen damit der politischen Dynamik, man hatte es aber geschaffi, institu-
tionelle Hemmschwellen in die Konstuktion einzubauen wie die wissenschaftli-
chen Räte in der CNRS sowie den Verwaltungsrat.

1938, als der Krieg mit Deutschland bereits abzusehen war, gelang es Perrin,
der für nur einen Monat mit der Regierung Blum wieder Leiter der Abteilung
ftir die Wissenschaft werden konnte (sous-secrötariat),das ONRSI aufzulösen
und eine neue Institution, das Centre National de la Recherche Scientifique
Appliquöe (CNRSA) zu gründen. Diese Institution stand gatuimZeichen der
Mobilisierung der Wissenschaft und sollte nach dem Vorbild des englischen
Department of Scientific and Industrial Research erfolgreicher als bisher die
Industrie und die Wissenschaft miteinander verkoppeln.

Dem CNRSA wurde eine Koordinationsinstanz zur Seite gestellt, das Haut
Comitö de Coordirwtion de la Recherche Scientifique et Technique @icard 1990:
63), das vor allem die Fragmentierurg der Forschungsansfrengungen innerhalb
des politischen Systems beenden sollte. Die Ministerien natrmen hierin ebenso
teil wie Indushielle und Wissenschaftlet'2. Unter diesem Komitee gelang es anm
ersten Mal tatsächlich, einem nationalen Forschungsplan nalrezukommen, ohne
daß dieser schließlich im Krieg ausgeftihrt werden konnte (Picard l99l:261).

Kurz nach Kriegsausbruch kam es darur zu dem Zusammenschluß des
CNRSA und der CNRS ntm Centre National de la Recherche Scientifiqze (das
CNRS), das auchnachdem Kriege weiterbestandundbis heute eine dergrößten
Forschungs- und Förderorganisationen der Welt bildet53.

52 ,Les 23 membres qui le composent sont nommds pour representer l/ la Prdsidence du
Conseil et tous les ministöres techniques . . . ainsi que la rccherche militaire ... 2l la ctofii-
munautd scientifique .. . ct 3/ I'industie dlecfique frangaise. (Picard und Pradoura 1988:
33).

53 Die Aufgaben waren: rd'assurer dcs allocations aux chercheurs et de r6mundrer les aides
techniques . .. d'dtudier la cr€ation ou I'extension de laboratoires et 6ventucllcment d'y
participer . . .; coordonner I'activitö des laboratoires du pays.. Mit dieser Koordination
sollte das wissenschaftliche Potential des Landes besser gcnutrt wctdcn. Zusätzlich sollten
Fonchungsarüeiten im lnteressc der Öffentlichkeit durchgefllhrt werden (Picard 1990:
se)
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5.2.4 Vereinigte Staaten

Die Ausdifferenzierung der Wissenschaft in den USA fand auf einer ganz ande-

ren Grundlage statt als in den europäischen Ländern. Die Vereinigten Staaten

waren im 19. Jatuhundert eine Nation, die sich noch im Prozeß der Loslösung
von ihren europäischen Ahnherren, der Integration ihres staatlichen Gebildes

und der Erschließung des Landes befanden. Die traditionell henschenden

Schichten in Europq Adel und Klerus, spielten in der auf demokratisch-ega-

litären Ideen aufbauenden Gesellschaft keine Rolle. Beide Faktoren, der Prozeß

des>nation-building< und die fehlende Klassendifferenzierung, sorgten daftlr,
daß der Austausch zwischen Politik und Wissenschaft sehr viel offener und

häufiger war als in Europa. ln einer Gesellschaft, die sich vor besonders große

praktische Probleme gestellt sieht, um den materiellen Wohlstand des Gemein-

wesens sicherzustellen, erhält eine Wissenschaft, die sich mit dem >reinen Er'
kenntrisprozeß< beschärftigt, wenig Chancen. Unter solchen Bedingungen läßt

sich ein Wissenschaftssystem, in dem lediglich nach dem Code rwaln - unwahr<

verfahren wird, nicht verwirklichen. Die USA sind ein gutes Beispiel fttr die
offensichtlichen Varianzen, die in der Abschottung von Teilsystemen gegenüber

ihrer Umwelt bestehen können. Der kundige Beobachter Frankreichs und der

Vereinigten Staaten in jener Zeit, Alexis de Tocqueville, verfiat die These, daß

sich nur in einer Klassengesellschaft eine rreine Wissenschaft< halten ließ, weil
es eine henschende Schicht gäbe, die, mit materiellem Wohlstand versehen,

Geld und Muße besitzt, um entweder selbst zu forschen oder aber als Mäzen
von Grundlagenwissenschaftlem aufzuteten. In einer demokratischen Gesell-

schaft wie den USA aber, in der ein jeder danrm kämpfen muß, sich materiell
zu reproduzieren, in der permanent nach Mitteln und Wegen gesucht wird, zu
Reichtum zu gelangen, werde eine anwendungsorientierte Wissenschaft belohnt

(Miller 1970:123)sa.Die Wissenschaftler, die sich in der ersten Hälfte des vori-
gen Jahrhunderts um Finanzierungsmöglichkeiten bemilhten, mußten sich auf
diese die ganze Gesellschaft durchziehende utilitaristische Haltung gegentiber

der Wissenschaft einstellen (Weingart 1970: 30; Smith 1994: 34-36).
In den meisten Fällen war es zudem so, daß die Wissenschaftler selbst sich

diese Ntttzlichkeitsorientierung zu eigen machten und weniger an grundsätzli-

chen Kontemplationen, sondern praktischen Lösungen interessiert waren. Die
nötigen Gnlrdlagenerkenntnisse envarb man aus Europa, wo die rreine Wissen-

,Toute m€thode nouvelle qui mÖne par un chemin plus court ä la richesse, toute machine

qui abröge le travail, tout instrument qui diminue les frais de la production, toute d€cou-

verte qui facilite les plaisin et les augmente, semble le plus magnifrque effort de

I'intelligence humaine. C'est principalement par ce cötd que les peuples dömocratiques

s'attachent aux sciences, les comprennent et les honorentn (de Tocqueville 1961, II: 67).

54
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schaftr aufgrund der finanziellen Freiräume, die ein wohlgestellter Adel oder
aber, wie in Deutschland, ein wohlwollender und auf kulturelle Vorhenschaft
zielender Staat, zur Verftigung stellten, organisatorische Stützpunkte finden
konnte. ln den USA gab es solche Stlltzpunkte ftlr die wenigen Gnrndlagenfor-
scher bis 1840 kaum. Die fehlende wissenschaftliche Tradition hatte zudem
keine korporativen Organisationen (Ausnahme: die American Academy of Arts
and Sciences, die 1787 gegrilndet wurde), keine Akademien oder grof3en Mssen-
schaftsorganisationen hervorgebracht. Klassische rHilfsinstitute<, in denen, wie
in Europ4 relativ freie Grundlagenforschung betrieben werden konnte, fehlten
ebenfalls (erst 1842 wurde das Marineobservatorium geschaffen; Miller 1970:
28). universitäten begannen sich erst Mitte des 19. Jatuhundert zu entwickeln.
Als demnach das Interesse an der natruwissenschaftlichen Grundlagenforschurg
um 1840 auch in den usA zu enrrachen begann, gab es praktisch keine Ankopp-
lungsmöglichkeiten an Institutionen, die zumindest in Ansätzen eine Abkopp-
lung von dominanten anderen Funktionen oder von der Anwendung erlaubt
hätten (Miller 1970: 124Ä25).

Die demokratisch-egalitäre Kultru hatte aber zumindest einen Vorteil für die
Wissenschaftler in den USA: Das offene politische System der USA machte es
leicht, auf einzelne Abgeordnete zuzugehen und auf diese weise Gesetzesvor-
schläge zur lnstitutionalisierung im congress einzubringen. Man hatte sich
hierbei allerdings damit auseinanderzusetzen, dafj der congress, anders als in
einem Parteiensystem oder inpolitischen systemen mit einer starken Exekutive,
sehr nützlichkeitsorientiert war und die meisten Vorschläge dementsprechend
utilitaristisch eingefärbt sein mußten. Die Grtlndung staatlich finanzierter Crrund-
lagenforschungsinstitutionen blieb bis nach dem Zweiten weltkrieg imcongress
verpönt.

Filr die (problemorientierten) Grundlagenforscher, deren Zahl ab etwa lB70
ständig wuchs, blieb bis etwa 1900, als sich die Universitäten gentigend For-
schungsinfrastruktur leisten konnten und bereit waren, auch die Grundlagenfor-
schung zu fördem, oft nur die Möglichkeit, sich innerhalb der anwendungs-
orientierten staatlichen Forschung selbst Freiräume zu schaffen. Die Ausdiffe-
renzierung der wissenschaft fand so in den usA in an'ei Bereichen statfi Einmal
im Rahmen staatlicher Forschung und zum anderen gegen Ende des Jahrhun-
derts, also sehr viel später als in Deutschland, an den Universitäten. Im Unter-
schied zu Europa konnte sich die Gnrndlagenforschung aber durchaus auch in
der staatlichen Forschung entwickeln und verlor so nie den Anschluß an gesell-
schaftliche Probleme. Im staatlichen Bereich war dies druch die Anwendungs-
interessen der Politik selbstverständlich. An den universitäten blieb - unter
anderem durch die Konkunenz zu den anderen Ausbildungsinstitutionen wie
c ol le ge s und P r ofe s s ional school s - ernedirekte Anbindung an Anwenderinter-
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essen bstehen @en-David 1971: Kap. 8). Damit ergab sich ein fundamentaler

Unterschied im Binnendifferenzierungsprozeß des Wissenschaffssystems zu den

anderen Ländem: Während die problemorientierte Forschung in den europäi-

schen Ländem darauf angewiesen war, sich mit skatlicher Hilfe in außeruni-

versitären Einrichhrngen zu etablieren, weil die Universitäten die Grundlagenfor-

schung dominierten, der Staat und die lndusnie aber stark anwendungsorientiert

forschteno konnte sie in den USA in die Universitäten und in die staatliche For-

schung integriert werden. Ein gesondertes außeruniversitäres Forschungssystem

war demnach nicht nötig5s.

Die Institutionalisierung der staatlichen Forschungsfinanzierung wax weiterhin

durch die füderalistische Sfruktur und die Verwissenschaftlichung der staatlichen

Verwaltung geprägt.
Die Bundesstaaten besaßen die alleinigen Kompetenzen in der Wissenschafts-

politik. Sie waren diejenigen, die die Colleges und Universitliten finanzierten.

Charakteristisch ist ftir die USA bis heute die Vielzatrl von unterschiedlichsten

privat und staatlich finanzierten Ausbildgngsinstitutionen geblieben, wobei der

private Bereich mindestens die Hälfte aller Institutionen finanziert. Die Bundes-

iegierung selbst besaß anflinglich nur die Kompetenzen, ftlr die allgemeine

Wohlfatrt des Landes und seiner Bürger an sorgen und auf den Gebieten tätig
21l werden, auf denen eine einheitliche Vorgehensweise geboten schien. Hierzu

zählte lange Zeit nicht die Forschungsförderung. Die Bundesländer und der

Congress sahen verfassungsrechtliche Bedenken, um den >welfare clause<, det

in der Verfassung eine solche Option offen ließ, datringehend zu erweitem.

Die Ankopplungsmöglichkeiten ftir Forscher an Finanzgeber waren so lange

Zeit aufprivate Mäzene und die Bundesstaaten beschränkt. Es gab zwei Mecha-

nismen, die diesen eingegrenzten Handlungsspielraum der Forscher durchbra-

chen halfen: die Einführung eines leistungsorientierten administrativen Systems

(l) und die Eigendynamik von frühen Bundeseinrichtungen der Forschung (2).

(l) Im Gegensatz zu Europa fand der Aufbau einer staatseigenen Bundesbüro-

kratie sehr spät und unter Bedingungen eines demokratischen Regimes statt. Ein

Gegensatz wie er zum Beispiel in den absolutistischen Staaten zwischen einer

dem König fieu ergebenen Administration und den aufstebenden Klassen auf-

tatn konnte in den USA nicht entstehen, da die Bürokratie nie als Herrschafts-

apparat einer verselbständigten Schicht verstanden wurde, sondern als Dienst-

läiitungsorgan ftir die Gesellschaft. Von Anfang bemühte man sich darum, eine

zentalistische Ordnung, die dwch eine starke Bürokratie aufrechterhalten wurde,

55 Das bedeutet nicht, daß es keine außeruniversitären ForschungBeinrichtungen gab. Diese

wurden aber fast immer von Stiftungen gegrllndet und damit privat finanziert.
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schon in der verfassung und dann beim Aufbau der neuen Bürolaatie arvermei-
den.

Die Rekrutierung von administrativem Personal erfolgte bis 1883, als der
Pendleton Act verabschiedet wurde, nach dem sogenannten spoils system, dqs
heißt aufgrund von Kooptation, Interessenbeziehungen, Komrption usw. Es gab
keine bestimmten schichten, die auf diese weise in die Btirokratie gelangen
konnten. Gesellschaftliche offenheit war- sieht man davon ab, daß Bildungs-
btirgertum und finanziell zahlungskräftige Kreise sicherlich bessere chancen
hatten - garantiert. Der Nachteil dieses systems war offensichtlich, daß hiermit
genau das Element nicht in die Bürokratie hineingetagen wurde, das wesentlich
ftir die Funktionserftillung war, n?imlich sachverstand und politische unabhtin-
gigkeit. In Deutschland, Frankreich und England wurde hierauf größter wert
gelegt. In Deutschland hatte im 19. Jaluhundert fast ausschließlich das Bildungs-
btirgertum und der Adel Zutitt zur Bilrokratie, in Frankreich hatte man eigene
Elitenschulen zur Ausbildung der Administation entwickelt, in England erftill-
rcn axfordwd cambridge eine ähnliche Funktion. In allen drei Ltuidem fehlte
die offentreit zur Gesellschaft hin, was sich vor allem an der mangelnden Mobi-
lität zwischen staatlicher Bürokratie und anderen gesellschaftlichen Funktionen
bemerkbar machte. In England bildete die staatliche Adminishation eine elitäre,
auf sich selbst bezogene schicht, in die Rollenträger aus anderen Berufen nicht
hineinkommen konnten. In Frankreich bildeten die Grandes Ecoles die schwer
zu überwindende Schwelle und gleichzeitige sozialisierungsinstanz, die der
staatlichen Administration ebenfalls eine große Geschlossenheit verlieh. und
in Deutschland war das selbstverständnis stark an der vorstellung eines un-
abhängigen und am Gemeinwohl orientierten staates orientiert, der sich der
Gesellschaft gegenübergestellt sah.

In den usA war diese offenheit gegeben. Die Adminishation setzte sich aus
den verschiedensten schichten zusammen. Der Beruf des staatlichen Administa-
tors wurde zudemnieals eigene Kariereleiterverstanden, so dall häufige wech-
sel der Bilrolcraten avischen privater und staatlicher Sphäre üblich waren und
sind. Ein wichtiger Grund hierftir bestand in dem geringen gesellschaftlichen
Status der staatlichen Bllrokratie in den USA (I*hmbruch l99l: l4Z).

Die wissenschaft konnte allerdings mit dem spoils system nicht zufrieden
sein, da hierdurch zu oft Personen in ftthrende Positionen der Adminishation
gelanglen, denen es an der nötigen sachkompetenz zum Einsatz und zur unter-
stätzung der wissenschaft fehlte. Mit dem Pendletonlcf wurde dies verändert.
In diesem Beamtendienstgesetz wurde das spoils system vor allem ftrr die
wissenschaftlich+echnischenadminisüativenBereicheaufeinmeritsystem,also
auf ein system der Rekrutienrng nach bestimmkn Vorkenntnissen und kistun-
gen umgestellt (Price 1954: 22-25). Damit war der weg frei ftir eine Bese&ung
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vieler adminisüativer Positionen durch die Wissenschaftler selbst. Die Forscher

wwden also in den USA mit einer Administation konfrontiert, die ihnen nicht
als soziale Schicht mit eigenen Interessen gegentlberstand, sondern mit der sie

Sozialisierungserfalrungen,persönlicheBekanntschaftenundmitunterähnliche
Interessen verband. Dies war ein wesentlicher Faktor ftir die Expansion der

Wissenschaft in beinahe alle Teilbereiche der Gesellschaft. Die Wissenschaft
besaß also Stiltzpunkte im adminisfativen System, die sie zur Ankopplung an

die Politik nutzen konnte. Gleichzeitig sorgte die Mobilität zwischen wissen-
schaftlichen Institutionen in der Gesellschaft und den adminisfiativen Positionen

ftir einen Erfa$rungsaustausch zwischen beiden Sphären, der ein Schisma, wie
es teilweise in den anderen Ländem zwischen Bitrokratie und Wissenschaft zu
finden war, nicht auffreten ließ. Weniger als in den anderen Ländem verstanden

sich die amerikanischen Wissenschaftler als eigenes Teilsystem, das selbstrefe-

rentiell zu funktionieren habe (Price 1954: 26).
Der Gegenspielerder Wissenschaft war in denUSA weder die Administation

noch die Regierung, die sich nur selten als aktiver Spieler in der Forschungs-

politik sehen ließ, sondem der Congtess. Dieser war aber in sich viel zu sehr

gespalten, als daß er eine kohärente forschungspolitische Steuerung der Wissen-

schaft aus den eigenen Reihen heraus hätte formulieren können. Er reagierte auf
Forderungen gesellschaftlicher und wissenschaftlicher lnteressengruppen oder

auf Verwaltungsinitiativen, wurde aber selber kaum aktiv. Genau dies machte

den Definitionsspielraum der Wissenschaft im amerikanischen System aus. Viele
Initiativen scheiterten allerdings an dernotorisch sparsamen und utilitaristischen
Haltung des Congress.

(2) Die GründungbundeseigenerForschungseinrichtungenfandmitEntstehen
des Landwirtschaftsministeriums und den land-grant colleges statt (1862; Du-
pree I 986: 149-1 50), spätestens aber nach dem Bericht der Allison-Kommission
im Jahre 1886 (Dupree 1986: 215-230; Price 1954: 16). Die Bundesstaaten

wehrten sich bis zum Btlrgerlrieg erfolgreich gegen den Aufbau einer eigenen

Forschungsorganisation des Bundes. Ihre eigenen Anstrengungen auf diesem

Gebiet blieben dagegen bescheiden. Trotzdem gelang es, ilber den Bund eine

Reihe von,snrueys finanzieren zu lassen, wissenschaftliche Expeditionen und

Untersuchungen, die meist direkt mit der Erschließung des Landes zu tun hatten

und in denen viele Forscher, auch Grundlagenwissenschaftler, Platz fanden

@eispiele sind hier der frilhe Coast Survey, der Geological Sumey, der Geodetic

Surveyvdder Forest Service; Dupree 1965; Miller 1970:137). Obwohl solche

Surveys zeitlich besclränkt finanziert werden sollten, wurden sie praktisch nie

aufgelöst und bildeten die organisatorische Grundlage für die spätere
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Forschungsorganisation des Bundes56. Im Prinzip entstanden so erst Surveys
ohne besondere Anbindung an ein bestimmtes Ressortministerium (der Coast
Survey war anmBeispiel im Schatzamt angesiedelt), die fortgeftihrt wurden und
mit der Enstehung der verschiedenen Ressortforschungsministerien schließlich
als Forschungsabteilungen,als Scientifc Bureaus, integriert wurden. Sie ilber-
nalrmen damit im Laufe der Znitganz ähnliche Ressortforschungsaufgaben wie
die europäischen Institute auch (Weingart 1970 26). Der anfangs relativ freie
organisatorische Status, die fehlende zentalistische Bilrokratie und der Mangel
an Sachverstand in den späteren Ressortninisterien, gab den Surveys und Scl'en-
tiJic Bureaus aber ein hohes MafJ an freier Entfaltung. Der einzige wirkliche
Gegenspieler blieb der Cozgress, der von Zeit ntTnit, insbesondere in Perioden
knappen Geldes, die Demonshation derNützlichkeit und stärkere Konüollen
verlangte. Ansonsten aber - rurd das scheint mir ein einzigartiges Charakteristi-
kum der USA zu sein - waren die staatlichen Ressortforschungseinrichtungen
in der [.age, ihre Forschung mit wenig politischer Einmischung und nach eigenen
Kriterien dwchzuft,lhren. Die Dienstleistungsaufgaben blieben gering. Die For-
schungsabteilungen wurden teilweise semi-autonome Einrichtungen in den
Departments selbst, mit eigenenPolitikstategienund eigenen Kanälen im Cor-
grer,r, um ihren Haushalt durchzusetzen (Dupree 1965: 159-160). Eine Abkopp
lung von kurzfristigen politischen Interessen konnte es nur geben, wenn man
sich nicht vom guten Willen der eigenen Departmentleitung abhfingig machte

- diese mußte zu viele lnteressen verheten -, sondem selbst dafür sorgte, die
ftlr die Mittelverteihurg zuständigen ilppropriations Committees<imCongress
ilber eine Koalition mit gesellschaftlichen Interessengruppen zu beeinflussen.
Auch dies zeigt einen weiteren Mechanismus der Vemetzung von staatlicher
Forschung und Gesellschaft in den USA: Mit Hilfe von Inbbygruppen schafte
man es zwar, dauerhaft eigene Ressourcen zu erhalten, man mußte aber dement-
sprechend diesen Interessengruppen, wenn es sich nicht um rein wissenschaftli-
che Organisationen handelte, die eigene Nützlichkeit glaubhaft demonstrieren.

Das beste Beispiel ftir die wissenschaftsorientierte Haltung der,Snrveys ist
der Coast Survey, der vor dem Btlrgerkrieg nicht nur die größte Forschungsein-
richtung des Bundes war, sondern - dies hing allerdings meist von den Auf-
fassungen der zuständigen Direktoren ab - gleichzeitig sehr wissenschaftlich
eingestellt war und die Grurdlagenforschung in größerem Rahmen finanzierte.
hr ähnlicher Weise tat der Geological &trvey nach dem Btlrgerkrieg auf @upree
1986). Auch die Scientific Bureaus des Landwirtschaftsministeriums, die die

56 Die großc Bedeutmg dieser >predominant agencies< fflr die gesamte Wissenschaffsent-
wicklung in dcn USA des 19. Jatuhundert wird von Dupree hervorgehoben (1965:
26+265r. >Predomirwnt agetrciesr sind Förderorganisationen, die die wissenschaftliche
Enwicklung in ihrem Problembereich besonders beeinflußt haben.
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ersten Abteilungen waren, die tatsächlich als Ressortforschungsabteilungen
gegründet wurden, um unter anderem Dienstleistungen ftir das landwirtschaftli-
che Klientel zu verrichten, wurden zu eigenen Machtzenten, die sich im Laufe
der Zeit auch formal immer meh,r Rechte erkäimpften, um Grundlagenforschung
dr:rchzuftihren (Rosenberg 1976,1979; Weingart 1970:27; Dupree 1965: Kap.
8,265-266).

Als staatliche Einrichtungen konnten sich die Forschungsabteilungen des

Staates selbstverständlich nicht ihrer zweckbestimmten Aufgabe, zu deren Lö-
sung sie gegründet worden waren, entziehen. Das ständige Dilemma der pro-
blemorientierten Forschung, die Tendenz, sich einerseits auf den Erwerb von
Grundlagenerkenntnissenzurückzuziehen,andererseitsaberGrundlagenerkennt-
nisse praktisch werden zu lassen, war in den Sumeys wrd Bnreazs institutionali-
siert. Die fubeit der Scientific Bureaus des Landwirtschaffsministeriums bietet
hierftir ein gutes Beispiel, das zudem die Grundstruktur der amerikanischen
staatlichen Mission-Agencies, also der aufgabenbezogenen Bundesforschungs-
einrichtungen, bis heute charakterisiert: Sie waren gegründet worden, um kon-
kete Probleme der amerikanischen Farmer wie Pflanzenkrankheiter; rückgehen-
de Erbiäge usw. wissenschaftlich zu analysieren und lösungen anzubieten. Gera-
de in der Landwirtschaft wurde die Bundesregrerung besonders akxiv, weil die
USA lange ZeiteinAgrarstaat blieben und die Farmer im Gegensatz zw Indu-
strie nicht das nötige Kapital besaßen, um sich selbst Forschungszenhen auf-
zubauen oder den Organisationsgrad hatten, um die notwendige Forschung zu
organisieren (Price 1954; Weingart 1970: 24). Der Aufbau der staatlichen Agrar-
forschung war das Produkt der Forderungen aus der Bauernschaft.

Gerade die problemorientierte Forschung ließ es aber nicht nt,inktrzer Znit
Anwendungen durchzuftihren, sondern verlangte danach, interdisziplinär mit
langfristigerAbsicherung und ohne konkrete Zweckbindung an den Problemen
zu arbeiten. Solange die Universitäten nicht selbst eine ähnliche problemorien-
tierte Forschung anboten - und das dauerte bis zum Ende des Jahrhunderts -
war die Bundesregierung die einzige Institution, eine solche Forschung zu in-
stitutionalisieren. Die Forschungsabteilungen im Landwirtschaftsministerium
schaffien es also, eine ähnliche Position zu erwerben, wie sie das Robert-Koch-
Institut in Deutschland einnehmen konnte: Man war staatlich finanziert, aber
in der Fühnrng der Abteilung relativ unabhängig und erhielt ein globales Budget,
das man zur Problemlösung einsetzen konnte. Zusätzlich wurde man in die Lage
versetzt, eigenes wissenschaftliches Personal anzustellen, bei dem man sich
große Mühe gab, Loyalitäten gegenüber der eigenen Forschungabteilung zu
erwecken. Dies geschatr mitunter über solch vordergründige Symbole wie das

Tragen von eigenen Uniformen beim Gesundheitsministeium (Public Health
Service) und im Forstministerium (Forest Semice).
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Mit der globalen Finanzierung und dem eigenen Personal hatte man, a$am-
men mit der relativen Autonomie innerhalb der Departmerzts, Möglichkeiten,
nicht nw anwendungsorientierte, sondern auch grundlagenorientierte Forschung
zu finanzieren. Wtlhrend dies in allen Forschungsabteilungen sicherlich fortwäh-
rend geschah, gelang es beim Landwirtschaftsministerium zum ersten Mal, beim
Congress offrziell ftir die Grundlagenforschung Gelder zur Verftigung gestellt
zu bekommen(Adams Act 1906).1914 wurden viele der Forscher, die in den
Iand-grant colleges arbeiteten und zum Unterbau der Forschungsadministation
zählten, von der Verpflichtung, Lehre zu geben, befreit. Während sich bis dahin
Grundlagenforscher und eher anwendungsorientierte Forscher in denselben
Abteilungen auftrielten, begann nun selbst eine organisatorische Ausdifferenzie-
nung von Grundlagensektionen in den staatlichen Forschungsabteilungen (Rosen-
berg 1979).

Die Bundesforschungseinrichtungen, dies läßt sich resilmierend festhalten,
wurden in den USA im 19. Jatrhundert zu Trägem der Ausdifferenzierung der
Wissenschaft, bevor die Universitäten gegen Ende des Jatrhunderts diese Rolle
äbernahmen (Price 1954: 2l; Weingart 1970:28; Ben-David l97l: Kap. 8;
Dupree 1965:270; Geiger 1985). Bis heute bleiben die Mission-Agencies abet
reelle Altemativen der Forschung für problemorientierte Grundlagenforscher
(Weinberg 1968b: 83). Aufgund ihrer Tradition, die sie nicht nur, wie die m-
eisten europäischen Ressortforschungseinrichtungen, für Dienstleistungen und
angewandte Forschung verwendeten, sondem i,iber eigene Investitionen und
ebenso über Aufoäge an universitäre Institute auch für die Grundlagenforschung
aufbrachten, konnten sie aufverschiedenen Gebieten auch einen wissenschaftlich
hervorragenden Ruf erwerben. Die fehlende Berilhrungsangst zwischen uni-
versitären und staatlichen Wissenschaftlem und die Mobilität zwischen beiden
Bereichen förderte diesen Ruf ebenso wie das Fortbestehen einer solchen Grund-
lagenorientierung.

5.3 Akteurskonstellationen bei der Gründung von staatlich
finanzierten Forschungs- und Förderorganisationen

Inwiefem läßt sich die Entstehung der Förder- und Forschungsorganisationen
nun als ein rgewolltes< Produkt politischer oder gesellschaftlicher Akteure dar-
stellen? Llßt sie sich auch aus einer akteurstheoretischen Perspektive als eine
Steuerungserweircrung der Politik verstehen?
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In der folgenden Liste wurden die im Zeitaum von 1870 bis 1939 gegründe-

tenForschungs- und Förderinstitutionen danach geordnet vonwelcherAkteurs-
gruppe (Staat, Wissenschaft oder Wirtschaft) sie initiiert wr.uden und ob die
Initiative im wesentlichen alleine von dieser Akteursgruppe ausging oder ein
Verbund mit einer anderen Akteursgruppe eingegangen wurde. Auf diese Weise
kann man erkennen, welche der Institutionen >politisch, wissenschaftlich oder
wirtschaftlich< gewollt waren:

Initiativen der Wirtschaft :

Verschiedene staatliche Einrichtungen in Deutschland, zum Beispiel die
landwirtschaftlichen Ressortforschungsanstalten; ähnlich das Department of
Agriculture und seine Scientitic Bureaus in den USA; vermutlich auch das

Institut des Recherches Agronomiques in Frankreich und der Agrarian Re-

search Council in England;
Initativen der Wissenschaft :

> Gr ant s Jn-Ard< in England ; N ational P hys ic al Lab or atory (lIK); Not gemein-

schalt (D); Institut Pasteur (F); Serttice National in der CNS (F); CSRS (F);

UGC (UK); Smithsonian Institution (USA); National Academy of Sciences

(USA); National Research Councrl (USA); Science Advisory Board (JSA);
Initiativen der Wissenschaft im Verbund mit dem Staat:

Medical Research Committee (JK); Ecole Pratique des Hautes Etudes (F);

ffice National de la Recherche Scientifque et des lwentions (savants-turned

politicians; aber auch Anwender beteiligt und Militärs) (F); La CNRS (F);

Iß CNRS (F); CNRSA (sovants-turned-politicians; Militärs) (F); National
Planning Board(USA);

lnitiativen der Wissenschaft im Verbund mit der Wirtschaft:
Kai s er -l(ilhelm-G e s eII s chafi (mit Kultusadministration) (D) ;

Initativen des Staates:
Verschiedene Ressortforschungseinrichturgen in Deutschland, zum Beispiel
Institutf)r Wasser-, Boden- und Luftlrygiene; Department of Scientific and
Industrial Research (lJK); Direction des Inventiozs (F); Caisse des Rechet-
ches Scientifiqzes (als Rentenkasse;F); Caisse Nationale des Sciences (F);

Bureauof Mines (USA); Hygienic Laboratory (wiss. Administratorenund
Mediziner) (USA); ONHS (F); Ofice National de I'Hygiäne Social et ä la
Santö Publique (F);

Initativen des Staates im Verbund mit der Wissenschaft:
Medical Research Committee (UK); Ecole Pratique des Hautes Etudes (F);

Ofice National de la Recherehe Scientifique et Des Inventions (swants-tur-
ned politicians; aber auch Anwender beteiligt und Militärs) (F); La CNRS
(F), Le CNRS (F); CNRSA (savants-turned-politicians; Militärs) (F); Na-

tional Planning Board NS A') ;
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Initativen des Staates im Verbund mit der Wirtschaft:
National Bureau of Standards (USA).

Es gab - dies läßt sich aus der Liste ablesen - Initiativen von allen drei Akteurs-
gruppen, wobei ich mich im folgenden vor allem auf die wissenschaftlichen und
staatlichen Initiativen beschränken werden. Wirtschaftliche lnitiativen blieben
meist auf den Agrarbereich beschränkt. Die Industrie hatte es häufig gar nicht
nötig, selbst aktiv zu werden. Aufgrund ihrer Finanzkraft bildete sie ohnedies
dasZielvon Wissenschaftlem, die eine Finarzierung ihrer Projekte suchten, oder
auch des Staates, der sich imZuge der Modernisierung immer mehr ftir die
Regulierung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und ftir die Innovations-
ftirderung zustä'ndig erklärte. Das Entstehen etwa des Department of ScientiJic
andlndustrial Research(DsR) inEngland, desOfice National de la Recherche
Scientifique et des Inventiozs (ONRSI) in Frankreich,der Kaiser-Wilhelm-Ge-
sellschafi oder derPftysilwlisch-Technischen Reicltsanstalt in Deutschland ist
nicht ohne den Einbezug derkrdustie als möglichem GeldgeberoderNuEnießer
zu erklilren. Die Industie spielt also eine wichtige Rolle in der Institutionalisie-
rung der staatlichen Forschungsftirdenmg, aber weniger als lnitiator denn als
Adressat der Bemtihungen anderer Akteure.

Staatlich finanzierte Forschungs- und Fördereinrichtungen entstanden also
offensichtlich nicht allein aufgrund eines >Rationalisierungsprozesses< staatlicher
Handlungsfähigkeit. Was unterscheidet diese Initiativen voneinander?

5.3.1 Wissenschaftliche Initiativen

Die Wissenschaft bildete die üeibende Kraft hinter den meisten Institutionalisie-
rungen in der Forschungspolitik. In vielen Fällen war dabei die Interaktion und
Kooperation mit staatlichen Stellen aber eng. Dies ist ein Muster, das wir bei
den staatlich induzierten frindungen wiederfinden werden. Auch wenn die
Initiative von einer Seite ausging, entwickelte sich schnell eine neue Dynamik,
in der sich Initiative und Gegeninitiative abwechselten, so daß das Endergebnis,
die Grilndung der Einrichtung, das Resultat eines interdependenten und schwer
zu durchschauenden Akteurshandelns wurde.

Wenn die Wissenschaft die Initiative übematrm, resultierten hieraus nur äu-
ßerst selten staatliche Forschungseinrichtr:ngen mit Regulierungsaufgaben. Die
Wissenschaft bemtlhte sich darum, koordinierende Institutionen in der
Forschungspolitik einzurichtensT, den Staat in die exftamurale Förderung der

57 Wie den National Advisory Boardfor Aeronautics [NABA], den National Research
Council [NRC], den Science Advisory Board, die Smithsonian Institutlbr in den USA
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Forschung hinefuvuziehenst, aber auchproblemorientierte Forschungseinrichtun-
gen mit staatlicher Unterstützung zu errichtense.

Tatsächlich ist es aber falsch, von der Wissenschaft zu sprechen. Bei den
meisten lnstitutionalisierwrgen handelt es sich um die Initiative einer bestimmten
Disziplin oder Forschungsrichtung@. Drei Disziplinen gehören bis 1939 zu den

mächtigsten und erfolgreichsten lnitiatoren: Die biomedizinische Forschung (vor
allem Bakteriologen und Milaobiologen), die Chemie und die Physik. Alle drei
Disziplinen revolutionierten im 19. Jatrhundert ihre Erkennürisbasen und konn-
ten ihre Nützlichkeit auf immer neuen Anwendungsgebieten demonsftieren. Ftir
die biomedizinische Forschung bedeuteten Pasteurs und Kochs Entdeckungen
den Durchbruch in der gesellschaftlichen Anerkennung. Das Institutf)r Infek-
tionslvanlrheiten, dx Paul-EhrlichJnstitut, der Medical Research Council, die
auf die Public Health Forschung spezialisierte Caisse Audffied: das National
Institute of Health und das.l/afional Cancer Institute zeugen hiervon. Die Che-
mie hatte seit Liebigs Anwendungen in derAgrarforschung und Pasteurs Versu-
chenbei der Fermentation, aberauch aufvielen anderen Gebieten ihre Tauglich-
keit bewiesen. Tatsächlich freibende Kraft waren die Chemiker aber nur in selte-

nen Fällen wie bei der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaftwdals Teilnehmer an der
Union Rationaliste. Chemiker verbthdeten sich in den meisten Fällen mit Bio-
medizinem und wendeten ihre Erkenntnisse auf die biomedizinische Forschung
an. Die Physiker schließlich konnten vor allem Ende des vorigen Jahrhunderts
dominant werden und Einfluß auf die Entwicklung der Physilralisch-Technischen
Reichsanstalt,des National Physical Laboratory, der >Grants-In-Aid< und der
gesarnten Institutionalisierung der Forschungsförderung der dreißiger Jalre in
Frankreich ausilben. Unmittelbm nach dem zweiten Weltkrieg hatten sie prak-
tisch ein Monopol in der lnstitutionalisierung der Forschungsförderung.

Es wäre aber genauso falsch, die von der Wissenschaft initiierten Grilndungen
als Kampfverschiedener Disziplinen um die Ankopplung an das Finanzienrngs-
system Politik zu behachten. Tatsächlich waren es jeweils Physiker, Chemiker,

oder in Frankreich den Conseil Supörieur de la Recherche Scientifique [CSRS].
58 Die deutsche i{orgemeinschafi:, in England tlber die Einrichtung von>Grants-ln-Aid<t'nd

dem University Granß Council NGC}, der Senice National n der französischen Caisse

Nationale des Scrences [CNS]; die amerikanische National Academy o/Screzces [NAS]
und das /Valiozal Cancer Institute [NCl].

59 Wie das deutsche Robert-Koch-htstilut, die Physilcalisch-Technßche Reichsanstalt vrd
die Kaiser-Wilhelm-GesellschS; da englische National Pltysical Laboratory; das ameri-
kanische ly'ational Institute of Health [NIH] und das National Cancer Institute fllCll.

60 In anderen Fällen konnte es sich aber auch um die Initiative tlbergreifender Wissenschaft-

lergruppen handeln wie im Fall der Notgemeinschaft, der Smithsonian Institution, der

National Academy of Sciences und dem University Grants Council.
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Biologen oder Bakteriologen, also individuelle Aheure, die die Initativen er-
gntren. sie verkörperten nur in den seltensten Fällen eine kollektive Bewegung.
Daß es meist wissenschaftler aus den drei Forschungsgebieten waren, lag an
dem Problemdruck, der auf ihren Disziplinen lastete (eine besonders teure For-
schung und besonders vielversprechende Entdeckungsmöglichkeiten) und der
Bereircchaft der Politik und der Öffentlichkeit, auf solche Forderungen zu reagie-
ren, weil diese Disziplinen ihre Nützlichkeit bereits unter Beweis gestellt hatten.
Mit anderen Worten, ftir die Politik ging es sehr wohl um die physik usw. als
kollektive Disziplin. Die Politik wollte sich die Erkenntnisse der Disziplinen
zl'Jnuuß machen. Die Initiative kam aber von einzelnen wissenschaftlem, die
ftir die Politik gleichsam das kollektive wissen der Disziplin verkörperten. Dies
ging selbstverständlich nur, wenn sie selbst mit einer hohen Reputation in der
entsprechenden Disziplin ausgestattet waren. und dies war durchgängrg der Falt.
Es handelte sich also bei den individuellen Akteuren um Mitglieder derjeweili-
gen disziplinären Eliten.

Auf der anderen seite war es allerdings auch nicht so, daß die Initiatoren ftir
sich persönlich sondervorteile durch die Gründung dieser Förder- und
Forschungsorganisationen herausschlagen wollten. Die organisationen sollten
dazu dienen, ein kollektives Gut herzustellen, das allen Akteuren der entspre-
chenden Disziplin oder aber ftir ein (interdisziplinäres) Forschungsgebiet zur
Verftlgung gestellt werden sollte.

Die wissenschaftler, die hier also als Initiatoren aufuaten, tibematrmen eine
ganz bestimmte Rolle in der Entwicklung der Forschungspolitik, die man am
besten mit dem Begriffdes >wissenschafilichen Lobbyisten< oder, in Anknüpfung
an schumpeter, mit rwsseraschafrlichen unternehmern< beschreiben kann. sie
stellten sich, ohne hierftir ein Mandat zu besitzen, die Aufgabe, über rAkquisi-
tionshandeln<, das heißt über aktives Lobbying in der Politik, zur Reproduklion
und zum Fortschritt bestimmter wissenschaftlicher sektoren beizutragen. Eine
solche Aufgabe und ein derartiges Interesse fiel ihnen oft aufgrund ihrer sonder-
stellung im Wissenschaffssystem, ihrer Elitenposition, zu. Die Reputation, die
sie genossen, verschafte ihnen nicht nur in der Wissenschaft eine Machposi-
tion, sondem ermöglichte gleichsam von selbst den Zugang zu den schaltstellen
der Macht im politischen system. Ihre herausragende stellung in der wissen-
schaft machte es ftir die Politik glaubwtirdig, daß sie in der Lage waren, solche
Institutionen mit Erfolg zu leiten. weil sie ein hohes Ansehen genossen, wurden
sie zum Teil von ihren Kollegen dazu gedrängt, die Kontakte im politischen
system ftir die wissenschaft zu nutzen. Herausragende wissenschaftler wurden
so zum Teil, ohne dafJ sie es selbst eigentlich wollten, in die Rolle eines solchen
Lobbyisten hineingedrängt. wir werden gleich sehen, dalJ diesen wissenschaftli-
chen Lobbyisten im politischen System oft >smtants-turned-politiciazs<, also



r28 Kapitel 5

aus der Wissenschaft stammende Politiker und >sayants -turned-administrators<

gegenüberstanden. Die rneisten Institutionalisierungen, zumindest im Stadium
der Konzeptentwicklung, fand zwischen diesen beiden Eliten statt'

Deutschland: Robert Koch hatte sich als Einzelperson um die Einrichtung eines

Instituts bemüht. Die Physilcalisch-Technische Reichsanstalr war die Initiative
namhafter preußischer Wissenschaftler, hierunter vor allem Foerster und Helm-
holtz als Physiker, und von Siemens, den man ebenso wie die anderen Wissen-

schaftler als wissenschaftlichen Lobbyisten und nicht als industiellen Lobbyisten
sehen muß. Die preußischen Wissenschaftler stammten oft aus dem Meßwesen

und staatlichen Anstalten. Die Notgemeinschafi wr die Initiative von einerseits

korporativen Akteuren der Wissenschaft, vor allem der Preufischen Akademie
der Wissenscharten, andererseits von einem Wissenschaftler der KWG, Fritz
Haber, und einem wissenschaftlichen Adminisfator im Ruhestand Schmidt-Ott.
Der Erfolg der Initiative beruhte aber auf der Zusammenschaltung von individuel-
len und korporativen Initiativen. Nur so konnte demonsfiert werden, daß hier eine

Institution ftir die gesamte Wissenschaft entstehen sollte. Die Kaiser-l{ilhelm-
Gesellschafi ging aufeine Vielzahl wissenschaftlicher Initiativen zurtick: Auf das

- Bemtihen der Berliner Universität, zusätzliche Räume in Datrlem zu erhalten; auf
die Initativen des Paläontologen Jaekel, des Chemikers Fischer, des Physikers

Nemst und schließlich des Theologen Hamack. wichtig war hier aber ebenso die

Rolle der Wissenschaftsadministatoren, zum Beispiel in der Person von Althoff.
USl.' Das National Advisory Committee for Aeronautics war die Initative

verschiedener Seketäre der Smithsonian Institution, die aber auch vom Präsiden-

ten aufgegriffen und entscheidend beeinflußt wurde. Das National Institute of
Health entstand aufgrund privater und staatlicher Initiativen: Einmal untemahm

der Chemiker Herty mit UnterstüEung einer chemischen Stiftung einen Anlaut
ein pharmazeutisches Institut zu grilnden (Harden 1986; Parascandola 1983)' zum

anderen gab es Domäneninteressen des Public Health Semice (PHS) im Staats-

apparat, die eigenen Koordinations-und Forschungskompetenzen auszuweiten
(Harden 1986). Beim ilational Cancer Institute war es ein klinischer Forscher,

der die UnterstilEung eines Abgeordneten gewinnen konnte, und eine ganze Kam-
pagne in der Öffenttichkeit, die von Wissenschaftlem, Medizinem, Interessen-

guppen und Stiftungen getragen wurde. Der amerikanische National Research

Council wurde von der Nafional Academy of Sciences gegrllndet, ebenso wie der

Science Advisory Board.Die Smithsonian Institution entstmd in der Auseinander-

setzung verschiedener Wissenschaftlergruppen, die im Congtess um die Akzep-

tanz ihrer lnteressen rangen. Ausschlaggebend waren hier, wie auch bei der Grtln-
dungder National Academy of Sciences, eine Gruppe von Wissenschaftlern um

Dallas Bache, mit dem Namen >scientific lazzaroni< (Miller 1970: 8).

England: Die >Grants-In-Aid< gehen auf das Bemilhen von Strange, einem

wissenschaftlich-technischen Ofüzier und d er British Associationfor the Advance-

ment of Science zurticlc, deren Ansichten in der Devonshire Commissrbn, die aus

Wissenschaftlem und Politikem arsammengeseffi war, aufgegriffen wurden. Das

National Physical Laboratory war in ähnlicher Weise das Produkt offensiver
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britischer Physiker wie Galton und Lodge sowie verschiedener wissenschafts-
organisationen wie der Royal society und der British Academy of Advanced
Science (BAAS). Auch der Un iversity Grants Council war aus einer Kombination
von öffentlichem Druck und Forderungen der Universitäten an den Staat heraus
entstanden.

Franbeich: Das Institut Pastear beruhte aufder Initiative eines Mannes, Louis
Pasteur. DerSemiceNational beiderCalbse Nationoledes Sciences,demConseil
supörieur de la Recherche scientifique wÄ der centre National de la Recherche
scientifique wurden von der einflußreichen wissenschafrlergruppe um Jean perrin,
der Union Rationaliste, gefördert.

Die Rolle von Fachgesellsclnfienvrdl(issenschafisorganisationenistdagegen
bei den G'rtlndungen relativ beschränkt geblieben. Nur in Deutschland spielten
die korporativen organisationen der wissenschaft nur bei der frtndung der
Notgemeiwchafi ..eine Rolle, obwohl dre Gesellschafi deutscher Natudbrscher
und Ärzte (GDNÄ;siehe Pfetsch 1974l als ötrentlichiceisorgan der Natunuissen-
schaftler durchaus wichtig war.

was motivierte die wissenschaftlichen Lobbyisten im einzelnen, auf die politik
zuzugehen und um unterstittzung oder Gründung einer wissenschaftlichen
Forschungs- beziehwrgsweise Fördereinrichtung zu bitten?

Je nach rypus von organisation lassen sich hier unterschiedliche Motive
benennen:

(l) Wissenschaftler taten dann an die Politik heran, um Gelder fflr
Forschungseinrichtungen zu akquirieren, wenn man, erstens, und das ist keines-
wegs banal, nicht gen{tgend Geld fflr die eigene Forschung besaß (so zum Bei-
spiel im Fall des serttice Nationalbeider Caisse Nationale des Sciences; aber
auch in einzelnen Fällen, wenn wissenschaftler staatliche versuchsanstalten
beantagten) und zweitens, wenn die Forschungseinrichtung, in der sie bisher
arbeiten mußten, reshiktiv auf die Entfaltung der eigenen Forschung einwirkte
und man sich durch eine Neugdlndug Verbessenng verqprach. Beispiele hierfftr
sind der versuch, sich der khnrerpflichtungen zu entledigen (Kaßer-wilhelm-
GeselßchaJt,Robert-KochJnstitut,htstitutPasteur),dereigenenForschwrgsein-
richtung einen ungefährdeten Platz, fem von der Dominanz stärkerer Diszipli-
nen, an verschaffen (Phystkalßch-Technische Reiclaarutal4 National lwtitute
of Health, National cancer Institute, National Physical Laboratory) oder/und
eine Forschungsinfnstuktur auftubauen, die den Anforderungen der modemen
Biomedizin, Physik und chemie entsprach, das heißt eine Konzentation von
Personal und Geräten erlaubte und eine disziplinenübergreifende Forschung
möglichmachte (National Institute of Health,Pltysilalßch-Technische Reiclts-
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anstalt, Robert-Koch-Institut; National Plrysical Laboratory, Kaiser-l{ilhelm-
Ge s e ll s chafi , I ns titut P a st eur).

(2) Wissenschaftler bemühten sich, zweitens, um Fördereinrichtungen zur

Verteilung öffentlicher Gelder, wenn die wissenschaftlichen Einrichtungen und

insbesondere die Forschungseinrichflrngen existentiell bedroht waren oder aber

sich in einer strukturell besonders rurgünstigen Position im Vergleich zum Aus-

land befanden. Der erste Fall trat bei der Gründungder Notgemeinschafi tmd

des University Grants Council ein die beide nach dem Ersten Weltkrieg gegrtin-

det wurden und ftir den Wiederaufbau der Forschungsinfiastnrktur sowie einer

produktiven Forschung zu sorgen hatten. Der zweite Fall findet sich bei den

>Gronts-In-ALd< in England und dem 'service National der Caisse Nationale des

Sciences in Frankrcich. Hier reagierten die Wissenschaftler auf krasse Ungleich-
gewichte in den Forschungsmöglichkeiten, insbesondere in der Grundlagenfor-

schung, mit anderen Ländem. Bei der Gründung dieser Institutionen spielte nicht

ein bestimmtes Problem eine Rolle, sondern eher ein allgemeines Interesse an

der Aufrechterhaltung des Wissenschaftssystems. Interessant ist, daß in allen

diesen Fällen die lnstitutionen auch dann bestehen blieben, als die allgemeine

Notlage ausgestanden war.

(3) Koordinationsorgane zwischen Staat und Wissenschaft wurden von den

Wissenschaftlem verlangt und selbst errichtet, um einerseits Einfluß auf die

Forschungspolitik nehmen zu können, andererseits aber in dem Glauben, daß

nur die Wiisenschaftsgemeinschaft selbst die richtige Instanz sei, staatliche

Gelder effrzient zu verteilen. Vor allem die amerikanische Wissenschaft hat dies

wiederholt versucht (National Advisory Committeefor Aeronautics, Smitlsonian

Institution; National Research Council, Science Advisory Board) und sich mit
der National Academy of Sciences zumindest in beratender Hinsicht auch eine

einflußreiche Position erworben. Bei der Grtindung des französischen CSRC

wurde explizit das Argument gebraucht, daß die Politik der wissenschaftlichen

Beratung bedürfe, um ihre knappen Gelder sinnvoll zu verteilen.

Die Institutionalisierung der Forschungspolitik durch wissenschaftliche Initiati-

ven ist also einerseits ein Prozeß der Ausdifferenzierung, der durch rigide institu-

tionalisierteForschungssüukturenoderüberhauptfehlendeForschungsmöglich-
keiten hervorgerufen wurde, und andererseits der Versuch, die Finanzierung des

Wissenschaftssystems bei substantiellen Geftihrdungen aufrechtzuerhalten.

Hieran schließt sich aber in einigen Fällen auch der Anspruch an, als Treuhtinder

der Politik flir die Verteilung öffentlicher Gelder aufzutreten.
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Damit bestätigt sich eine vermutung der differenzierungstheoretischen über-
legtrngenimvorigenKapitel: Intermediöre systeme inder Forschungsfi)rderung
ents tehen im wesentlichen durch systemüberschreitende Kontalde zw ischen
teilsystemischen Eliten. Allerdings war es offensichtlich nicht so, daß die mit
der hohen Reputation verbundene professionelle Autoritlit von Wissenschaftlem
ftir die Politik eine Möglichkeit war, um Zugang zum Wissenschaftssystem zu
erlangen, sondem umgekehrt, daß diese Autorität daftir sorgte, daß die Wissen-
schaftler zugang zum politischen system suchten und fanden. Dabei scheint
durchaus Parsons vermutung richtig zu sein, daß diese professionellen Eliten
eine ausgeprägte Kollektivorientierung aufiriesen. Das Lobbying ftir neue
Förder- und Forschungsorganisationen entstand in vielen Fällen aus einer Be-
sorgnistiberdieFinanzierungsproblemewissenschaftlicherSektorenoderDiszi-
plinen heraus und nicht aus egoistisch-opportunistischen Erwägungen.

5.3.2 Staatliche Initiativen

was bewegte staatliche Akteure dazu, sich in der Institutionalisierung der
Forschungsftirderung zu engagieren? Unterschieden sich hier die lnstitutionali-
sierungsmuster von den gesellschaftlich gewollten Initiativen?

Es verwundert nicht, daß ein großer Teil der vom staat initiierten und ohne
komplementäre Initiativenvon Wissenschaft oder WirtschaftunterstüEten Grün-
dungen staatliche versuchsanstalten mit umfangreichen Regulierungsaufgaben
waren. Die Gründe hierfür sind in dem bereits beschriebenen Zuwachs an Funk-
tionen des Staates, vor allem zur Regulierung von Rahmenbedingungen der
wirtschaft und zum schutz kollektiver Güter zu sehen. Das Beispiel des r.In-
stituts fi)r lil'asser-, Boden- und Lufthygiene< in Deutschland verdeutlicht dies
(Lundgreen u.a. 1986: 82): Mit der Zunahme hygienischer Probleme erwies sich
die ftir Deutschland typische ftiderale politische Stuldur als Hindemis ftir einen
effektiven Einsatz von Forschungswissen. um schnelle Erfolge erzielen zu
können, bedurfte es der Zenhalisierung von Informationen und der Koordination
der Forschungsleistungen. Die aufdezentraler Ebene gegründeten lnstitutionen
hatten zudem meist einen reinen Anwendungscharakter, während sich eine
Reichsanstalt erlauben konnte, auch problemorientierte Grundlagenforschung
zu betreiben. Mit ähnlichen Intentionen wurden zum Beispiel das Hygienic
Laboratory,der Vorläufer des National Institute of Heahh, das Bureau of Mines
in den USA und das Ofice National de l'Hygiöne Sociale, d la Santö Publique
(ONHS) in Frankreich gegrilndet. Der Umfang an Regulierungsaufgaben, die
diese Einrichtungen tlbematrmen, konnte nach Perioden variieren, so daß sie
meist zwischen dem Typus der stark ins&umentalisierten und der relativ freien
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Forschungseinrichtung schwankten. Im Gegensatz aber zum Institut fi)r Infek-
tionslvanWteitenvonKochetwablieben sie direktindie staatliche Organisation
eingebunden. Sie waren adminisfrative Einheiten verschiedener Ministerien,
also staatliche Behörden, während das RoberhKoch-Institut explizit mit einer
erheblichen Autonomie in der Forschungsarbeit und im Management ausgestattet

war.
Das Department of Scientitic and Indusnial Research, die Direction des

Inventions und die Caisse Audffied entsprechen diesem Typus von For-
schungseinrichtung nicht. Das Department of Scientific and Industrial Research

und die Caisse waren in erster Linie Fördereinrichtr:ngen mit dem spezifischen
Aufoag, bestimmte politische Problemgebiete zu bearbeiten. Die Caisse Audd-

fredhatte ndem zusätzlich den Auffrag, für die Untersttltzung der Gnndlagen-
forschung allgemein ar sorgen. Zu erklären ist diese Besonderheit durch den
politischen Initiator: Es handelte sich hier nicht um die Exekutive, die die ln-
itiative ergrrfi sondem um einen Abgeordneten aus dem Parlament, dem es nicht
um Regulierung, sondern um Schutz des Wissenschaffssystems und Problemlö-
sung in einem besonders relevanten Problembereich, nämlich der Gesundheit,
ging. Die Direction des Inventio,?r war, wie das Department of Scientific and
Industrial Research auch, ein Produkt des Ersten Weltkrieges und hatte einen
ätrnlichen Aufuag, nämlich die gesamte Forschung zum Nutzen militärischer
Technologie zu koordinieren und teilweise selbst Forschung durchzuftihren. Sie

war aber zeitweise direkt der militärischen Oberhoheit unterstellt und ging später

im Oflice National de la Recherche ScientiJique et des Inventions auf.
In dem Bereich, in dem sich politische und wissenschaftliche Initiativen mit-

einander verzatmten, lassen sich am häufigsten Förder- cum Forschungsein-

richtungen furden(Medical Research Council; Ofice National de la Recherche

Scientifque et des Inventioru;laCaisse Nationale de la Recherche Scientifique;
le Centre National de la Recherche Scientifique).Dw Department of ScientiJic

and Industrial ResearchzÄhlthier ebenfalls dazu. Die Ecole Pratiquebildetene
Ausnahme, da sie sich hauptsächlich aufdie Postgraduiertenausbildung konzen-
tierte. Der National Plonning BoardndenUSA sollte während des New Deal
zu einer wichtigen Planungs- und Koordinationsinstanz der Politik werden.

Obwohl - dies läßt sich aber nicht zahlenmäßig festmachen - der Typus der

staatlichen Anstalt mit unterschiedlichen Freiräumen in der Gruppe der staatlich

initiierten Forschungseinrichtungen sicherlich am häufigsten vorkam, sind doch
auch Einrichtungen aus den drei anderen Typen von Einrichtungen vertreten.

Auch in diesem Fall wäre es falsch, von der Politik an sprechen, die die Initiative
ergfiff, um Forschungs- und Fördereinrichtungen zu enichten. Es lassen sich
zumindestdre i Gruppenpolitiseher Aldezre unterscheiden: Die Ressorfrniniste-
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rien, Abgeordnete und Wissenschaffsadministatoren, die meist im Bildungs-
ministerium angesiedelt waren.

( I ) Die Ressortministerienhattenein einleuchtendes Motiv, sich fflr die Gr{ln-
dung und Finanzierwrg von Forschungseinrichtungen einzusetzen: Sie dienten
dazu, die Sachkompeterz des eigenen Handelns an vergrößem, technisch kom-
plizierte Regulienurgsfunktionen zu tlbernehmen und die Wtlnsche der eigenen
Klientel zu befriedigen (Hohn und Schimank 1990; Braun und Schimank 1992).
RessorüninisterienverwendetenForschungseinrichtungen, um sich zu entlasten
und gleichzeitig effizienter zu verfahren. Die Wissenschaft wude hier zur Res-
source der Politik.

(2) Initiativen einzelner Abgeordneter waren seltener. In den USA waren sie
deswegen häufiger zu finden, weil das Gesetzgebugsverfalren die initiierenden
Akteure dazlnwang, einzelne Abgeordnete zu suchen, die eine entsprechende
>Bill< in den Congress einbringen konnten. Aus sich heraus sind solche Abge-
ordnete eigentlich nur im Fall des National Cancer Instiute tätig geworden.
Ansonsten standen jeweils wissenschaftliche Initiativen dahinter. Bei den staat-
lichinitiierten Forschurgseimichtungen in den anderen Ländem finden wirnur
einen Fall, in dem ein Abgeordneter relativ selbständig einen Vorschlag im
Parlament einbrachte, nämlich bei der Gr{lndung der Caisse Audifred.Esist
hiernicht an entscheiden, inwiefemdieserAbgeordnetc selbstvon Wissenschaft-
lem angestoßen wrude, dies zu tun. Gnurdsätzlich läßt sich aber vermuten - und
in den anderen Fällen läßt sich das beweisen -, daß die wissenschaftsfreundli-
chen Abgeordneten in Kontakt an Wissenschaftlerheisen standen oder selbst
Wissenschaftler waren. Dies läßt sich an anderen Beispielen verfolgen: Das
Oftce National de Ia Recherche Scientifique et des lrwentions wurde llber eine
interministerielle Kommission, die aufDnrck des sozialistischen Abgeordneten
Breton zustandekam, gebildet rurd daraufhin unter die Leitung Bretons selbst
gestellt. Lr ähnlicher Weise unterstlltzten der Abgeordnete Heniot im Fall des
Semice Natiorul und der Abgeordnete de Morzie denConseil Supörieur de la
Recherche Scientifique. Auch in Deutschland waren in den zvtanziger Jahren
bestimmte Parlamentarier fflr die Gr{lndungszeitder Notgemeinschafi und anr
Unterstlltzung der Kalser-Wilhelm-Gesellsclafi wichtig (wie der Abgeordnete
Schreiber; vom Brocke 1990b: 288-291).

Die Motive der Abgeordneten variierten. Im konkreten Fall der Caisse spiel-
ten wissenschaffsfrerurdliche Motive ebenso eine Rolle wie das Bewußtsein,
das sich die Politik emsthaft um den Schutz kollektiver Gllter wie der Gesund-
heit zu Hhnmern habe. Der Bezug auf das Wählerklientel spielte in den USA
die wichtigste Rolle. Versuche von Wissenschaftlenr, bei Abgeordneten Gehör
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zu finden, konnten nur dann Erfolg haben, wenn die Nützlichkeit der lnstitutio-
nenbildung für die Lösung konkreter gesellschaftlicher Probleme glaubwürdig
vertreten werden konnte.

(3) Die weitaus wichtigste Rolle spielen aber aus der Wissenschaft stammende

Administratoren im Bildungsministerium, die ein Eigeninteresse an der Wissen-

schaftsentwicklung hatten wd Politiker, die selbst llissenschaftler waren
(> S av ant s -tur ne d-p o I it i ci ans <).

Die Grtlndung des Department of Scientific and Industrial Research während des

Krieges war eine Initiative des Bildungsministeriums, des Board of Education.
Die wichtigsten Akteure waren hierder Wissenschaftler Addison als parlamentari-

scher Staatsseketär, der auch in den Kommissionen zur Bildung des Medical
Research Council bereits eine wichtige Rolle innegehabt hatte (Addison war
Professor der Anatomie), und die Konzeptionen von Heath, einem angestellten

Wissenschaftler im Bildungsministerium. Mit der Unterstiltzung wissenschafts-

freundlicher Politiker, wie Schatrkanzler Lloyd George, Lordkanzler Haldane und

Bildungsminister Pease, gelang es ihnen, ihr Konzept einer anwendungsnahen

Forschungsförderung im gesamten Kabinett durchzuselzen. Ihr lnteresse bestand

in der Verknilpfung von Wissenschaft und Indushie. Das Medical Research Coun-

cil entstand in enger Zusammenarbeit von Medizinem, medizinischen Forschem
und wissenschaflsnahen politischen Akteuren. Die Direction des Inventions war

das Produkt des Etziehungsministers Paul Painldve, der schon vorher mit sechs

anderen Parlamentariern an den Evaluationen der >Commßsion Supörieure< teil'
genommen hatte. Painldve gehörte zu einer Reihe von republikanischen Abge-
ordneten, die in der Ecole Normalienne goß geworden waren und hierüber enge

Beziehungen zu dort ausgebildeten Wissenschaftlem wie Jean Penin unterhielten.

Frankreich ist insgesamtein Beispiel daftir, wie sich eine wissenschaflsfreundliche

Clique von Abgeordneten, zum Teil aus Wissenschaftlem bestehend, die ver-

schiedentlich an Positionen in der Exekutive kamen, um die lnstitutionalisierung
der Forschungsförderung bemtihten. Die herausragenden Beispiele hierftlr sind
einmal Jules Breton, der, selbst kein Wissenschaftler, an die Spiee erstder Direc-
tion des Inventiow,dann des Oflice National de la Recherche Scientifique et des

Inventions gelangte und dort bis 1938 die Führung innehatte. Das andere Beispiel
ist der Wissenschaftler Jean Penin selbst der über den sozialistischen Ministerprä-
sidenten L6on Blum zweimal in die Regierung aufgenommen wurde und dort
entscheidende Schritte zur späteren Grtindung des Centre National de la Recher-

che Scientifiqae einleitete, einmal die Einrichtungdes Service Central als Ab-
teilung im Bildungsministerium, zum anderen die Gründung des Centre National
de la Recherche Appliquöe (CNRSA). Ein frühes Beispiel wissenschaftlichen
Engagements zeigte bereits der Bildungsminister Duruy, der den Aufbau der Ecole

Pratique I 868 einleitete.
Wissenschaffsadministratoren oder >scvanfs-turned-politicranst spielten aber

auch bei den anderen Gründungen eine Rolle. Dies ist am besten bei der Bildung
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der Kaiser-wilhelm-Gesellschafi zu sehen, bei der Althoff(dies gilt bei ihm aber
auch für die Gründung des Instin*fi)r Infeldionslvanüteiten), Schmidt-Ott und
Krüssjeweils aktiv an derKonzeptentwicklung mitwirkten undteilweise durchaus
eigene Vorstellungen tlber die Institutionalisierung hatten. Ahnlich war es bei der
Notgemeinschafi, wo wiederum Schmidt-Ott, dieses Mal ohne Aml und im
Reichsinnenministerium Becker wichtige Rollen zur Förderung der Notgemein-
schafi llbemahmen. Sicherlich, die Motive waren hier unterschiedlich: Im ersten
Fall sah sich die Administration als Modemisierer und versuchte, durch neue
strukturen der Forschung neue Impulse zu geben; im zweiten Fall war schmidt-
ott längst ein aktiver Akteur der wissenschaftsgemeinschaft geworden und war
ein Mitglied der Akademie der Wissenschaften, wie im übrigen viele andere deut-
sche Wissenschafoadministratoren auch; im dritten Fall standen eher Ressortinter-
essen dahinter, weil sich das Reichsinnenministerium {lber die Untersttitzung der
Notgemeinschaf eine Kompetenzerweiterung gegenltber den Kultusministerien
versprach.

Die Wissenschaftsadministratoren bildeten in vielen Fällen den Schlilssel zur
Institutionenbildung in der Forschungs- und Förderpolitik. Zu erklären ist dies
mit einem Eigeninteresse an der wissenschaftlichen Entwicklung. Die Bildungs-
ministerien waren langeznit die federfilhrende lnstanz im politischen system
ftlr das höhere Ausbildungswesen, aber auch filr die Entwicklung der Forschung.
In einem Land wie Preußen, in dem sich der staat als Patemalist und Moderni-
sierer verstand, gehörte es zu den Aufgaben einer solchen Adminisfration, aktiv
in die Entwicklungen einzugreifen Der Board of Education in England, der erst
1900 eingerichtet wurde, war dagegen in seinen Kompetenzen lange Zeit
eingeschränkt: Erstens war seine Zuständigkeit auf England und Wales
beschränkt, zweitens fehlte ihm der Zugang zu den universitäten, die einerseits
privat verwaltet wurden und andererseits Zuschilsse ilber das Schatzministerium
erhielten. Erst im Ersten weltkrieg ergriffdas Bildungsministerium die Initiati-
ve, um eigene Vorstellungen ftir eine Reorganisation der Ausbildung an den
universitäten und eine sammlung aller wissenschaftlighen Krärfte im Krieg
einzuleiten. kr Franloeich war das Erziehungsministerium in der Forschung avar
nur in einem Fall selbst aktiv geworderl nämlich bei der Grllndrurg der Direction
des Inventions, ansonsten $raren die Administation und die Erziehungsminister
aber an jeder institutionellen Gründung b€teiligt. Der Erziehungsminister tiber-
nahm jeweils die schirmhenschaft ttber die gegründeten Institutionen. In den
usA gestattete die föderalistische struktur kein Bundesbildungsministerium.
Eine rein aufdie Förderung des Ausbildungswesen spezialisierte Administration
gab es hier also nicht.

Das Interesse der Bildungsministerien an einem gut funktionierenden Aus-
bildungssystem in der wissenschaft wurde aber nicht nur durch ein Eigeninter-
esse genährt, sondern ebenfalls durch die Anwesenheit großer Gruppen von
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Wissenschaftlem, die in den Bildungsministerien, aber keineswegs nur dort, als

Referenten und Leiter angestellt waren. In den europäischen Ländern läßt sich

nachweisen, daß gerade in den Kultusministerien vielfach Administratoren
eingestellt wurden, die selbst an den Universitäten tätig gewesen waren oder

aber hohe Affinitäten mit dem Wissenschaffssystem besafien. Es ist an vermuten,

aber anhand der zur Verftigung stehenden Literatur nicht zu beweisen, dafJ hier-
durch vertikale Kontakte mit wissenschaftlichen Gruppierungen anm Alltag
gehörten und die Wissenschaft als Lobbygnrppe in diesen Ministerien Zugang
hatte. Die >savants-turned-administrators< bildeten aller Watrscheinlichkeit
nach eine der wichtigsten Schniustellen zvvischen dem politischen System und

dem Wissenschaftssystem. Die Initiativen, die in der bildungspolitischen Ad-
ministration entstanden, dürften von daher meist das Produkt voneflektierter
Auseinandersetzungen mit wissenschaftlichen Adressaten gewesen sein.

Eine ähnliche rWahlverwandschaft< läßt sich in den USA auch in anderen

Ministerien nachweisen, zumindest überall dort, wo Forschung administriert
wurde (s.o.). Das >merit-sysfez< verschafte der Wissenschaft einen hervonagen-

den Zugang zu den wissenschaftlich-technischen Positionen im Staatsapparat.

Die im Unterschied zu Europa hohe Mobilität zwischen diesen Funktionen und

wissenschaftlichen Positionen verstärkte die Affrnitäten zwischenbeiden Berei-

chen noch mehr als im Fall der Bildungsministerien in Europa.

>Savants-turned-politicians< lassen sich in Frankreich und England im Unter-
schied zu Deutschland oder den USA sehr häufig finden. Zweifellos gab es auch

imCongress frühere Wissenschaftler: Offensichtlich eroberten sich diese aber

nie eine ähnliche Machposition als kollektive Vertetung der Wissenschaft wie
in Frankreich rurd England. In Frankreich und England kamen Wissenschaftler

immer wieder in einflußreiche Positionen im politischen System oder fanden,

wie im Fall England, immer wieder wissenschaftsfreundliche Politiker vor. Man
mußdiesenWissenschaftler-PolitikernkeinelnteressenidentitätmitderWissen'
schaft unterstellen, zumindest aber fand sich bei ihnen eine erhöhte Aufrnerk-
samkeit ft.ir die Probleme der Wissenschaft und ein Wohlwollen gegenüber den

Forderungen der Wissenschaftler. In Frankreich sorgte eine ideologisch-politi
sche Bindung zwischen der Union Rationaliste und den sozialistischen Politi-
kem, die meist zusammen auf der Ecole Normalien ausgebildet worden waren,

ftir die Interessenkonvergenz zwischen Teilen der politischen Elite und Teilen

der wissenschaftlichen Elite. Da die Sozialisten gerade in den dreißiger Jaluen,

wenn auch nur kurz, die Regierungsgewalt innehatten, flihrte diese ideologische

Gemeinschaft auch zu den weiteichenden organisatorischen Veränderungen

und insgesamt zu einem stärkeren Engagement des Staates in der Forschungs-

politik.
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Es lassen sich also unterschiedliche Motive bei der Herausbildung der staatlich
initiierten Forschungs- und Förderorganisationen finden:

- Politisch-egoistische lnteressen von Ministerien, die ttberwiegend zu der
Gründung von Ressortforschungseinrichtungen führten.

- Wissenschaftsfreundliche Motive, die den Finanzierungsaufivand der For-
schung im Wissenschaftssystem allgemein befriedigen sollten (Caisse Audif-
fred; Ecole Pratique; Caisse Nationale des Sciences;Le Centre National de
la Recherche ScientiJique; Notgemeinschaft; University Grants Council)

- Forschungspolitische Maßnatrmen zur Belebung vemachlässigter und poli-
tisch brisanterForschungsbereiche(Medical ResearchCouncil;Caisse Audif-
fred; Robert Koch- Institut)

- Die Absicht, Wissenschaft und Industie miteinander zu vemetzen (Depart-
ment of Scientific and Industrial Research, Direction des Inventions; Office
National de la Recherche Scientifque et des Inventionsi Centre National de
la Re cherche Scientifique Appliquö e)

- Militärpolitische Erwägungen, die vor allem in den folgenden Fällen offen-
sichtlich sind: Direction des Inventions, Centre National de la Recherche
Sc ientifque Appliquöe, Physilulßch-Technische Reiclsanstalt

5.3.3 Interessenauseinandersetzungen und Akteurskonstellationen

Sowohl im Fall der rgesellschaftlich gewollten Institutionen< wie der >politisch
gewollrcn Institutionen< deutet sich aq daß beim Grilndungsprozeß unterschied-
liche politische und wissenschafrliche Kräfte, zum Teil auch fuiwenderinter-
essen, aufeinander tafen und die spätere Etablierung der Efuuichtung tiber Inrcr-
essenauseinandercetzungen erfolgte. Die wichtigsten Akteure, die als Initiatoren
auffraten, sind identifiziert. Wer aber waren die wichtigsten Gegenspieler und
{iberwelchelftäfteverhältnissekonntensichdielnitiatorenjeweilsdurchse?erf?
Dies ist eine Frage an die Aldeurslonstellationen in jener Periode.

Wir mtlssen bei der Betachtung der Akteurskonstellationen, die im Fall der
Institutionalisierung der Forschungsförderurg eine RoUg spielten, zwischen zwei
Szenarien urterscheiden:

(l) Das Szenario, bei dem staatliche Forschungseinrichtungen meist in Form
von nachgeordneten staatlichen Behörden, also zur unmittelbaren Staatsver-
waltung zählend, als Dienstleistungseinrichtungen des Staates gegründet wurden.
Bei diesen Einrichtungen standen meist die Regulierungsaufgaben im Mittel-
punkt. Initiiert wurden sie von Ressortninisterien oder Anwendem, in kleinerer
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Zahl auch von Wissenschaftlem selbst. Das Ressorbninisterium war innerhalb
des politischen Systems aber die Instanz, die eine solche Grtindung im eigenen
Hoheitsbereich gegenüber der Regierung und vor allem dem Finanzminister
begründen mußte. Das Parlament spielte bei den Gründungen kaum eine Rolle
- eine Ausnahme bildet hier die USA, wo jede staatliche Einrichturg durch
einen>organic act< des Congress in das Haushaltsbudget aufgenommen werden
mußte-, da die Grtindung schließlichohne einen Gesetzesaktvollzogen werden
konnte. Das Finanzministerium, mit seiner in allen Ländem giiltigen damaligen
Politik, jeder Institutionalisierung möglichstrestiktiv gegentiberanstehen, Dau-
erverpflichtungen abzulehnenund private Finanzierungen voranziehen, war nicht
nur in diesem, sondem auch in dem anderen Szenario der Hauptgegenspieler
der wissenschaft lichen Interessen.

@ Das zweite Szenario lilßt sich bei allen übrigen Gründungen von
Forschungs- und Fördereinrichtungen nachweisen. Die Initiativen stammten hier
aus der Wissenschaft (einzelne Wissenschaftler, Gruppen von Wissenschaftlem
wie die >Union Rationaliste< in Frankreich , die >scientific lazzaroni< in den USA
oder die Schellberg-Gruppe in Deutschland, korporative Organisationen der
Wissenschaft wie die National Academy of Sciences in den USA und die Uni-
versitäten oder Akademien der Wissenschaft in Deutschland), von Akteuren im
Bildungsministerium oder von einzelnen Abgeordneten. Von wem die Initiative
schließlich auch ausging, der harte Kern der >Wissenschafisloääy< wurde dwch
das Dreieck >Wissenschaftler< (als exteme Lobbfisten), rBildungsministerium<
(als Teil der Exekutive und tlpisches >clientele department<), sowie unterstüt-
zenden rcinzelnen Abgeordneten im Parlament< gebildet. Dieses Dreieck brauch-
te nicht bei jeder Institutionalisierung zusammenzuwirken. Ohne die Unterstüt-
zung oder die lnitiative des Bildungsministeriums beziehungsweise einzelner
Abgeordneter fanden Grilndungen von wissenschaftlichen Einrichtungen aber
aufjeden Fall nicht stau (siehe hierzu Abbildung 6 im Anhang). Zwischen diesen
Akteursgruppen bestand eine hohe Interessenaffinität. Im Fall des Bildungs-
ministeriums ist dies nicht schwer zu erklären. Drei Komponenten kamen hier
ansammen:

Die Bildungsministerien (i.e. die Kultusministerien der Länder, zusätzlich
das Reichsinnenministerium wtihrend der Weimarer Republik in Deutschland;
der Board of Educatron in England, die Instruction Publique in Frankreich; in
den USA gab es auf Bundesebene ja kein solches Ministerium) waren vor dem
Zweiten Weltlcrieg in Europa die Behörden, die ftir die Entrvicklung der Wissen-
schaft insgesamt zuständig waren. Mit dieser Aufgabe betraut, waren sie die
angewiesene lnstanz, solange es kein eigenes Forschungsministerium gab, auch
die Forderungen der Wissenschaftler nach Forschungseimichtungen zu behan-
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deln. Der Status und die Stärke ihrer Position im Konkunenzkampfder Ministe-
rien um knappe Ressourcen hing in erster Linie von dem erfolgreichen Manage-
ment des höheren Ausbildungswesens ab. Je drängender allerdings die Probleme
wurden, die in irgendeiner Weise mit Forschungsleistungen ar tun hatten (also
technologischer Rückstand; Krankheiten; Verteidigung), und je deutlicher wur-
de, daß Forschung ein wichtiges Instrument zw Lösung dieser Probleme sein
konnte, um so wichtiger wurde auch die Demonstration der Fähigkei! Forschung
zu organisieren und zu kanalisieren. Die Forschungsftirderung bildete so einen
wichtiger werdenden Bestandteil der Funktionserftillung von Bildungsministe-
rien. Die Leistungsftihigkeit der Forschung wurde allmählich zum Eigeninter-
esse. Sie konnte aber nur mit Unterstützung bestimmter Teile der Wissenschaft
selbst gesteigert werden. Aus diesem Eigeninteresse und der Abhängigkeit von
wissenschaftlichen lnitiativen entwickelten sich die engen Beziehungen zwi-
schen Akteuren in Bildungsministerien und Gruppen von Wissenschaftlem.

Die neuen Forschungseinrichtungen wurden außerdem zu Sttitzpunkten der
Bildungsministerien im Domänenkampf der Ressorts. Sie erhöhten die Spann-
weite des Kompetenzspielraumes undkonntenals sichtbaresZeichen dereigenen
Bedeutung im politischen System benutzt werden, als Instnrment zur Erweite-
rung der eigenen Domäne. Dabei spielte es keine Rolle, ob das Bildungsministe-
rium faktisch als weisungsgebende Behörde in solchen Einrichtungen auffreten
konnte oder aber nur ein Mitwirkungsrecht besaß. Entscheidend war die Zustän-
digkeit ftlr ein wachsendes Imperium an bildungspolitischen und wissenschaftli-
chen Einrichtungen, die den eigenen Forderungen im politischen System an
Gewicht verliehen. Ein sehr deutliches Beispiel für ein solches Verhalten im
Sinne eines Domänenkampfes bildete die Politik des Reichsministeriums des
Inneren während der Weimarer 7ßit,dasüber die Finanzierung der Notgemein-
scft4ffvenuchte, die eigene Zuständigkeit und Kompet€nz in der Bildrmgspolitik
gegentlber den Kultusministerien der Länder zu stärken (vom Brocke 1990b;
Ziercld 1968). Einen ähnlichen Domänenkampf ftlhrte auch die Instruction
Publique,rvälvenddes Ersten Weltkrieges gegentlber den Mlitärs. Das Bildungs-
ministerium hatte hier aktiv in die Förderprozedur der Militärs eingegriffen, um
die Forschung schneller und effizienter koordinieren zu können. Die Militärrs
waren im weiteren Verlauf aber nicht bereit, diese Rolle zu akzeptieren. Die
Direction des Inventions wurde schließlich in ein Kriegsministerium inkorpo-
riert.

Die schleichende Funktionsenveiterung der Bildungsministerien durch die
Einbeziehung der Forschungsförderung und die hiermit verbundene Chance der
Domänenerweitenurg erklären die Interessenaffinität mit den Wissenschaftlem
nur rein insüumentell. Die Untersttltzung der Forderungen von Wissenschaftlem
geschatr hier als >specific suppor( (Easton 1975), unter Einbezug der konkreten
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Vorteile, die eine solche Unterst{ltzung fllr die eigene Position im politischen
System mit sich brachte. Eine nicht zu unterschätzende affektive und ideologi-
sche Komponente kam hinzu, die ganz im Sinne von Eastons >dffise suppott<
mit der Sozialisierung und normativen Integration zu tun hatte. In allen drei
europäischen Ländem waren die wichtigsten Wissenschaft sadministratoren
entweder selbst ehemalige Wissenschaftler, die in den Beruf des Politikers oder
Adminisfrators gewechselt waren oder aber sie waten, wie zum Teil in Deutsch-
land, in hohem Maße aus dem Bildungsbtirgertum rekrutiert mit persönlicher
Sympathie ftir die Wissenschaft (von Krockow 1990:70). Der Universitätsab-
schluß schafte allgemein, ähnlich wie der Abschluß innerhalb einer der heraus-

ragenden Grandes Ecoles in Frankreich, eine soziale Homogenität zwischen
Alteuren in unterschiedlichen Teilsystemen und ermöglichte so nicht nur den
wissenschaftlichen Akteuren, sondern auch anderen Alteuren zum Beispiel aus

der Wirtschaft, einen leichten Zugangzur staatlichen Bltrokratie6r. Die gleiche

soziale Herkunft und die gleichen Erfatrurgen im Eintiben wissenschaftlicher
Riten und ldeale förderte das Verständnis der Wissenschaftsadminisftatoren ftlr
die Sorgen der Wissenschaft. Auf diese Weise konnten außerdem rimplizite
Theorien< tlber die Wissenschaftssteuerung und das Frurktionieren der Wissen-
schaft aus der Wissenschaft selbst in das politische System hineingetagen wer-
den62. Die Affinität alischen wissenschaftlichen Interessen und denen der Wis-
senschaftsadministatoren sowie die sich abzeichnende Organisierung der
Forschungspolitik mtlssen so zumindest zu einem Teil, dessen Bedeutung hier
nurgeschätztwerdenkann, durch solche sozialen Faktoren der Gruppenidentität

erklärt werden.
Dies bedeutet aber keineswegs, daf3 die Wissenschaft schließlich die

forschungspolitische Administation kolonisiert hat. Das Handeln der Bildungs-
administatoren mußte sich in erster Instanz an den Funltionserfordernissen
innerhalb des politischen Systems orientieren. Die vielfältigen Kontakte und
Netzwerke, die so entstanden, erlaubten aber zumindest eine äbnliche Situations-

6l So schreibt Paulsen (zifiert in Ringer 1987: 4l): ,Die Gesamtheit der akademisch Ge-

bildeten stellt in Deutschland eine Art geistiger Aristokatie dar . .. Sie bilden in ih'rer

Gesamtheit eine Art Amtsadel, wie sie denn auch alle an der Staatsregierung und Staats'

verwaltung beteiligt sind ... Im ganzen bilden die Inhaber dieser Berufe eine homogene
gesellschaftliche Schicht; sie erkennen sich, eben aufGrund der akademischen Bildung,
als sozial Gleichstehende an*.

Mit dem Begriffder rimpliziten Theorie< von Hofinann (1993), der in ähnlicher Bedeu'
tung auch als ryolicy paradign< von Hall (1989) oder als rDogmatologie< von Busch

(1995) verwendet wird, wird auf llbergreifende Problemdeutungs' und Problemlösungs-

musterhingewiesen, die in einem bestimmten Politikfeld von allen Beteiligten mehroder

weniger anerkannt werden. Sie wirken also sinnstiftend und damit handlungsanleitend.

62
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interpretation. Und diese Interpretation erleichterte es Wissenschaftlem, ilue
Ideen in der Bildungsadministation hoffähig zu machen.

Während Domäneninteressen und soziale Affnitäten ftlr gtlnstige Vorausset-
anngen zur Institutionalisienurg von Forschungs- und Fördereinrichtungen in
der Bildwrgsadministation sorgten und die Bildungsministerien m >clientele
departments< wurden, beruhte die Untentiltzung einzelner Abgeordneter, tber
auch einzelner Regierungsmitglieder auf unterschiedlichen und wechselnden
Voraussetzungen. Auch hier spielten häufig Kontakte zur Wissenschaft und
ähnliche Sozialisierungsprozesse eine Rolle. In Frankreich zum Beispiel bildete
dabei häufig die gleiche Ausbildung in der Ecole Normale Supärieure sowie
dort dominierende republikanische politische Ziele und liberale Wissenschafts-
ideale eine Rolle. Die Wissenschaftler verstanden es, solche Netzwerke aus den
Ausbildungszeiten zu nutzen und Regienurgsmitglieder oder Abgeordnete geÄelt
anzusprechen. In England waren es immer wieder ehemalige Wissenschaftler
als Abgeordnete oder aber Regierungsmitglieder, die bereit waren, Vorschläge
der Wissenschaftler auftugreifen und im politischen Prozeß an fördem (wie Iord
Haldane, Lord Astor oder Iord Rayleigh). In Deutschland spielte insgesamt die
Abstammung vieler Abgeordneter aus dem akademischen Establishment eine
fördemde Rolle. Zu dieser prinzipiellen Affinität vieler Abgeordneter zur Wis-
senschaft konnten aber auch niltzlichkeitsorientierte lnteressen teten wie der
Wunsch, drängende politische Probleme - vor allem was den Schutz kollektiver
Gttterwie der Gesundheitanging-tlber die Forschungsförderurg zu lösen @ei-
spiele: Caisse Audffied; Robert-Koch-Institut).In den meisten Fällen ging die
Initiative aber nicht von den Abgeordneten, sondem von den Wissenschaftlern
aus, die sich der Untersttltzung im Parlament zu vergewissern suchten, um ihre
Position im Institutionalisierungsproznß zu stärken. Obwohl es durchaus zu
relativ dauerhaften Netzwerken zwischen Wissenschaftlern, Förder- und For-
schungseinrichtungen einerseits und einzelnen Politikem andererseits kommen
konnte (Beispiele: Schreiber in der Weimarer Republik; Audiffred, Painlevd,
Breton in Frankreich, Lord Haldane in England), waren die Unterstlltzungs-
leistungen von Politikern und Abgeordneten fluktuierender und weniger bestän-

dig als die relativ stabilen Beziehungen zrvischen Wissenschaft und Bildwrgs-
administation. Dies lag zum Teil daran, daß Abgeordnete in vielen Fällen wie-
der aus der Regienurg oder dem Parlament ausschieden. Es spielten aber auch
korüunktuelle l.agen eine Rolle. Je dringlicher bestimmte Probleme watren, um
so leichter ließ sich die Untersttltzung der Abgeordneten gewinnen. Diese Unter-
stiltzung nahm aber ab, wenn die Probleme gelöst waren. lnsgesamt zählten
Abgeordnete und regierende Politikeraber immer wieder zu demNetzrverk, das

sich die Wissenschaftler sehraktiv im politischen System auftubauenversuchtpn
(siehe Abbildung 6 im Anhang).
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Zu diesem Kerndreieck eines forschungspolitischen Netzwerkes in der Griln-
dungsphase tratenje nach Land und Zeit gelegentlichzusützliche unterstützende
Aheure hinzu:

(l) Das Staatsoberhaupt spielte in drei Fällen eine Rolle, nämlich bei der
Grtindungder Physilalßch-TechnischenReichsanstaltundderKar'ser-Wilhelm-
Gesellschafi , als Wissenschaftler und Wissenschaftsadministration aktiv ver-
suchten, den Kaiser oder den Kronprinzen zu bewegen, das Parlament und die
Öffentlichkeit zu ihren Gunsten umanstimmen, und im Fall der Gründung des

National Advisory Committeefor Aeronautics, bei der der Präsident schließlich
selbst die Initiative ergriffund eine Untersuchrurgskommission einrichtete (Price
1965a: 221). Außerhalb des politischen Systems spielten die Anwender, das
Militär und die Öffentlichkeit gelegentlich eine unterstützende Rolle.

(2) Die Industrie - dies wurde bereits diskutiert - war in die Institutionalisie-
rung einer ganzen Reihe von Forschungs- und Fördereinrichtungen miteinbezo-
gen. Nur selten handelte es sich dabei um eigene lnitiativen63. Entweder trat die
Wissenschaft direkt an Kreise der Industrie herann oder es waren politische
Akteure, die auf eine Mitwirkung industrieller Kreise drängten65. Im Vorder-
grund standen bei diesen Versuchen, die Industrie zu unterstützenden Akteuren
zu machen, finanzpolitische Erwägungen - die Industrie sollte in die Finanzie-
rung der Forschung miteinbezogen werden - und Effrzienzerwägungen. Da es

in den hier aufgezählten Fällen meist um industienatre Forschung gehen sollte,
erschien die aktive Kooperation der lndustie eine zenfrale Voraussetzung, um
die Ergebnisse der Wissenschaft in das Wirtschaftssystem zu transferieren. Die
Bereitschaft der Industrie, an solchen lnstitutsgründungen mitzuwirken, beruhte
auf unterschiedlichen Motiven: Im Fall der Physikalisch-Technischen Reichs-
anstalt zum Beispiel versprach man sich wichtige Produktionsvorteile durch
eine solche Forschungseinrichtung, die fftr die Standardisierung sorgen sollte.
Bei der Grändung der Kaiser-llilhelm-Gesellscftal vermischten sich Motive
wie die Treue zum Kaiseneich und die Ideologie des Mäzenatentums, das um
1900 auch in Deutschland an Bedeutung gewann. Die Anwendungsorientierung
einer solchen Einrichtung war ftir die Teilnahme der Industrie an den französi-

63 Wie beim Bureau of Standards oder zum Teil bei der Gründung der Physikalisch-
Tec hnisc hen Reichsanstalt,

64 Wie bei der Grllndung des Vereins Chemßche Reichsanstah und später bei der Werbung
von Geldem ffIr die Kaiser-lhlhelm-Gesellschafi; ebenso bei der Grllndung der Not-
gemeinschaft.

65 So zum Beispiel in Frankeich bei der Grllndung der Caisse Audffied,des Ofiice National
de la Recherche Scientifique et des lwentions, des Centre National de la Recherche
ScientiJique Appliquöe wd des Centre National de la Recherche Scientifique.
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schen Einrichtungen eine conditio sine qua non. Sie wurde schließlich auch in
der WeimarerZeit zur Voraussetzung ftlr industrielles Engagement wie der Fall
der Notgemeinsclnfi zeigt. Diese war schließlich nicht imstande, sich, wie be-
absichtigt, über industrielle Gelder zu finanzieren. Die Industriellen hielten sich
ztuäck, weil die Notgemeinschafi zu sehr aufdie Gnrndlagenforschung gerichtet
war.

(3) Das Militar (beziehungsweise die Verteidigungs- oder Kriegsministerien),
das sich in allen Ländem eigene Forschungseinrichtungen im Sinne von Ressort-
forschungseinrichtungenaufbaute, üatzumindest indrei Fällenals unterstützen-
der Akteur auf: Im Fall der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt war sie
direkter Interessent an einer verbesserten Vermessungsforschung, da die landes-
hiangulation und sonstige Vermessungsleistungen unter die Schirmhenschaft
der Militärs gestellt waren. Bei der Einrichtung der Commission des lrwentions
1887 beriefen die Militärs als erste Instanz in Frankreich Wissenschaftler in die
Forschungsfrrdenrng. Bei der Gründung des Ofrice National de Ia Recherche
Scientifique et des Irwentions wollten die Militärs die vorteilhaften Erfahrungen,
die sie mit der unter eigener Regie verwalteten Direction des hwentlbnr wäluend
des Ersten Weltkrieges gemacht hatten, auch in Friedenszeiten weiter nutzen.
Nw im Fall der Physikalisch-Technischen Reiclsanstalt waren es die Wissen-
schaftler selbst, die auf die Militärs zugingen.

(4) Schließlich spielte auch die Öfentlichkeit gelegentlich eine institutionen-
fördemde Rolle. So konnte die Wissenschaft gewinnbringend über Zeitungs-
kampagnen Druck auf die Politik im Fall der Gründung des Ofice National de

la Recherche Scientifique et des hwentions, des National Cancer Institute vnd
der tGrants-In-lid< ausüben. trn Fall des University Grants Council txfterstll%-
ten öffentliche Artikel die Fordenrngen der Universitäten nach mehr staaflicher
Unterstiltzung.
Diese unterstützenden Akteure im Randbereich der fonchungspolitischen Netz-
werke können als vereinzelte Akteursgnrppe oder aber gebilndelt, wie arm Bei-
spiel im Fall des Ofice National de la Recherche Scientifique et des Inventions
hinzutreten. Sicher ist aufjeden Fall, daß es meist die Wissenschaftler selbst
waren, die sich aktiv danrm bemtlhten, solche untersttitzenden Akteure als zu-
sätzliche Ressource im Institutionalisierungskampf im politischen System zu
reknrtieren. In allen diesen Fällen mußte die Wissenschaft dabei glaubhaft ma-
chen, daß sie über die Grtlndung von neuen Forschungs- rmd Fördereinrichtrm-
gen die jeweils spezifischen lnteressen der Akteure zu befriedigen vermochte.
So mußte dem Kaiserplausibel gemachtwerden, daß es bei der Gründung der
Physilralßch-Technischen Reiclwanstalt und der Kaiser-Wilhelm-Gesellschort
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um die Ehre des Vaterlandes und die Sicherung der Konkunenzbedingungen
Deutschlands grng; die Öffentlichkeit konnte nur dann gewonnen werden, wenn
man entweder schnelle Problemlösungen ftir Krankheiten versprach oder aber

deutlich machen konnte, dafJ die Existenz der Wissenschaft selbst auf dem Spiel
stand; derlndustie wie auch den Militärsmußtentechnologiepolitische Emeue-
rungen versprochen werden.

In beinahe allen Fällen kann gezeigt werden, daß mindestens eine dieser
unterstlltzenden Akterusgruppen zu der Kemgruppe des Netzwerkes hinzutrat.
Die Gruppen wechselten aber von Fall zu Fall, so daß hier nur von einer losen
Kopplung gesprochen werden kann (siehe die Abbildung 6 im Anhang).

Diese Netzwerke dienten jeweils dazu, die Forderungen der Wissenschaftler
nach Forschungs- und Fördereinrichturgen gegen die beiden Hauptgegenspieler
im politischen System, das Parlament und das Finanzrninisterium, durchzuset-
zen.

Das Parlament brauchte nicht in allen Fällen bei der Institutionalisierung
hinzugezogen zu werden. So erfolgten die Gründungen in England meist über
einen Venvaltungsakt und eine Royal Charter, die vom Priry Council vergeben
wurde. In den USA, Frankreich rurd Deutschland dagegen mußten die wichtige-
ren Gdlndungen wegen ihrer haushaltspolitischen Konsequenzen vom Parlament
akzeptiert werden.

Das Parlament verhielt sich im Verlauf der verschiedenen krstitutionalisierun-
gen in allen Ländem ambivalent. Es gab, dies wurde bereits gezeigl, immer
wieder Abgeordnete, die sich der Forderungen der Wissenschaftler annahmen
und versuchten, sie in Gesetzesakte umanwandeln. Dabei handelte es sich aber

nur um einzelne Abgeordnete, die nicht die Gesamthalttmg der Parlamente wi-
derspiegelten. Allen Parlamenten wird etwa ab 1900 eine Wissenschaffsfreund-
lichkeit bescheinigt. Hieran hatten vor allem die Erfolge in der Gesundheitsfor-
schung beigetagen. Im konkreten Fall zeigte sich aber immer wieder eine Zu-
rtlckhaltung vieler Parlamentarier gegenllber institutionellen Festschreibungen,

die im wesentlichen den Argumenten des Finanzministers und dem allgemein
henschenden fiskalischen Konservatismus folgten: Man scheute sich davor, neue

finanzielle Verpflichtungen ftlr die Wissenschaft einzugehen (Physilmlisch-
Technische Reiclsanstalt,Kaiser-Wilhelm-Gesellschafi,Notgemeinschafr).Das
Parlament trat auch, dies zeigt der Fall Frankreich sehr deutlich, sehr reform-
freudig aui wenn es um notwendige Einsparungen im öffentlichen Haushalt
ging. Die Zusammenlegrrng verschiedener Einrichtungen nr Caisse Nationale
de Ia Recherche ScientiJique imJahr 1935 demonstiert dies. Gespeist wurde
diese Zurtickhaltung aber teilweise, dies spielte zum Beispiel bei der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschafi ene Rolle, auch durch eine allgemein liberale Grundhal-
tung gegentiber staatlichen Engagement in der Gesellschaft. Angenommen wur-
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de, dafJ sich die Wissenschaft in erster Instanz llber private Quellen finanzieren
sollte. Wenn es der Staat war, der die Finanzierung libernehmen sollte, dann
mußte auch garantiert sein, und darauf pochte da Congress in den USA immer
wieder, daß es eine wirksame, öffentliche Konholle in den neuen Einrichtrurgen
gab (Snitltsonian Institution, National Advisory Committeefor Aeronautics).
Schließlich spielten sowohl in Deutschland wie in den USA die föderalistischen
Elemente eine restiktive Rolle: In den USA begann der Congress erct Ende der
sechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts die Wohlfatrtsklausel der amerika-
nischen Verfassung so zu interpretieren, daß hierzu auch die Forschungsför-
derung gehörte. Bis dahin mußte die Förderung in den Bundesländern stattfin-
den. In Deutschland wehrten sich die Länder und Abgeordnete im Parlament
dagegen, dem Reich Förderkompetenzen abzutreten.

Die Institutionalisierung war so in den meisten Fällen nicht aufzutralten. Sie
verzögerte sich aber teilweise oder wurde mit finanziellen beziehungsweise
organisatorischen Auflagen versehen, die häufig nicht im Interesse der initiieren-
den Wissenschaftler lagen @eispiele fflr solche Verzögerurgen zeigen sich bei
der P hysilralisch-Te chnischen Reiclaanstalt, der Kais er-llrilhelm-Gesellschafi ,
der Notgemeinschaft, der Smithsonian Institution, dem National lnstitute of
Health und dem National Advisory Committeefor Aeronautics).

Wissenschaftsfreundliche Initiativen konnten aber auch problemlos durch
das Parlament angenommen werden, wie bei der Grtindung des Bureau of Mines
und des Bureau of Standard in den USA oder bei der Gritndung des Caisse
Nationale des Sciences,desConseil Supörieur de la Recherche Scientifiquewd,
des Ofice National de la Recherche Scientifique et des Inventions in Frankreich.

Die Haltung des Parlaments variierte also zwischen Affinität und Konflikt,
wobei die Konflikthaltung tlberwog. Dies war auch der Grund dafflr, daß die
Wissenschaftler sich zusätzlicher unterst{itzender Akteure versichem mußten,
um die Volksvertreter in ihrem Sinne zu beeinflussen.

Das Finaraministerium schließlichmuß als der große Gegenspieler der Wis-
senschaft in der Grtlndungsphase bis 1939 gelten. Dies zeigt sich besonders
nachddtcklich beider l(aiser-ltilhelm-Gesellschafi,der Natioral Physical l-abo-
ratory, der >Grants-in-Aid<, des Medical Research Council, der Caßse Audffied,
der Caisse Nationale de la Recherche Scientifique, dem Centre National de la
Recherche Scientifique und der.f{otgemeinschart. kr allen diesen Fällen konnte
das Finanzministerium die Gründung schließlich nicht verhindem. Es tug aber
wesentlich zur Veruögerung bei der Institutionalisierung und zur (geringen)
Ressourcenausstattung der neuen Institutionen bei.

Es tafen hier zwei grurdverschiedene Handlungslogiken aufeinander: Auf-
grurd seiner Funktion mußten die Finanzministerien auf hansparente und kon-
follierbare Ausgabeverfirhren von öffentlichen Institutionen achten und, wenn
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irgend möglich, auf die Zusüindigkeit des öffentlich-administativen Rechts ftir
die neuen Institutionen pochen. Hinzu kam das Interesse an einer allgemeinen
Ausgabenzurückhaltung, die bis 1900 in den Ländern durch einen Fiskalkon-
servatismus unterstützt wurde. Neue krstitutionen, die irgendwo in der Grauzone
zwischen Staat und Gesellschaft lagen, mußten genauso in diese politisch-ad-
ministrative Logik gepreßt werden wie staatliche Behörden. Die Forschungs-
und Fördereinrichtungenversuchtendagegengerade, solche Korsetts zuvermei-
den. Das administrative Recht wurde meistens als hinderlich ftir die freie Enfal-
tung der Forschung und ftir die Flexibilität der neuen Organisationen im unsiche-
ren Handlungsfeld der Wissenschaft gesehen. Versprechen auf bestimmte Lei-
stungen konnte man nicht machen, so daß die üblichen Forderungen nach sicht-
baren Leistungen und Transparenz als störend empfunden werden mußten. Die
geringen Finanzmittel halfen angesichts des in vielen Iändem hohen Nachholbe-

darfs wenig, um sich dauerhaft zu etablieren. Die häufige temporäre Finanzie-
rung wirkte störend für eine Forschung, die wie im Fall der (problemorientierten)

Grundlagenforschung, mittel- bis langfristig angelegt war.
In England konnte das Finanzrninisterium bis zum Ende des Krieges darauf

beharren, daß Forschungs- und Fördereinrichtungen nur tempor?ir und dazu
relativ bescheiden finaruiert wurden. Man wollte erst den Nachweis von wissen-

schaftlichen Leistungen haben, bevor man sich endgültig engagieren wollte. Im
Fall der Kaiser-Wilhelm-Gesellschafi nDentscldrand war es das Finanzministeri-
um, das wiederholt forderte, dre Kaiser-llilhelm-Gesellschaf direkt einem Mini-
sterium zu unterstellen. In Franlreich konnte erst unter den Ausnahmebedingun-
gen der dreißiger Jatre die starke Zurdckhaltung des Finanzministeriums bei
der Finanzierung der Forschung aufgebrochen werden. In den USA wiesen die
parlamentarischen >Appropriation Committees<, die ftir die Zuwendungen an

die Wissenschaft verantwortlich waren, ein ähnliches Verhalten auf wie die
europäischen Finanzministerien. In den zwanziger Jahren tat das Ofice of Bud-
get des Präsidenten in ähnlicher Weise hervorund zeigte sich äußerst zurtickhal-
tend gegenüber den Forderungen der Wissenschaft nach staatlicher Unterstüt-
zung (Dupree 1965).

Die Akteurskonstellationen in der Grändungsperiode der Forschungspolitik
lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

- Für die Wissenschaftler, die zusammen mit den Bildungsministerien ftir die
meisten Initiativen verantwortlich waren, galt es, die allgemeine Zurückhal-
tung von Finanzministerium und Parlament gegen eine dauerhafte und groß-

ztigige Finanzierung zu äbenrinden. Zwar waxen viele Parlamente ab 1900

wissenschaftsfreundlich gesinnt, die geringe Bedeutung der Wissenschaft aber

und die allgemeine Zurilcltraltung der Regierungen, sich auch auf die Regu-
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lierung dieses Gebietes einzulassen, machten es schwer, diese Sympathien
zugunsten der Wissenschaft zu gebrauchen.

- Wollte man sich gegenliber diesen konffiren Kräften durchsetzen, brauchte
die Wissenschaft Verbtlndete. Diese fanden sich auf vielen Ebenen. Kern-
verbündete wurden die Bildungsministerien und einzelne Politiker in Regie-
rung und Parlarnent. Dieses Kemdreieck eines Netzwerkes zur Institutionali-
sierung der Forschungspolitik war durch eine hohe Interessenaffinität ausge-
zeichnet und konnte teilweise relativ dauerhaft die tnstitutionalisierungsphase
begleiten. Zu diesem Kemdreieck taten wechselnde unterstützende Akteure
hinzu, die von der Wissenschaft durch aLctives Lobbying rekrutiert worden
waren. Teilweise konnten die situativen Netzwerke melrere Akteursgnrppen
umfassen.

- Der Druck, die Forschung zu institutionalisieren, war an groß angesichg der
wachsenden gesellschaftlichen Probleme, als daß sich die Finanzministerien
hiergegen dauerhaft hätten wehren können. Sie prägten aber den Zeipunkt
der Institutionalisierung und die Finanzausstattung sowie teilweise die Orga-
nisationsform der neuen Institutionen.

Die Institutionalisierung der Forschungsfiirderung in der (problemorientierten)
Grundlagenforschung ist so ein Beispielfi)r eine imwesentlichenwissenschafi-
lich gewollte strulourelle Kopplung zwischen Staat und Gesellsclaf . Außer im
Fall der Ressortforschungseinrichtungen waren es Wissenschaftler innerhalb
und außerhalb des Staatsapparates, die sich aktiv um die Grtindung von
Forschungs- und Fördereinrichtungen bemühten. In den meisten Fällen hatten
sie Erfolg: Die Domäneninteressen der Bildungsministerien und die sozialen
Affrnitäten mit den Wissenschaftsadminisfratoren erleichterten den Zugang zum
politischen System und das tobbying. Dazu kam die Fnihigkeit der Wissenschaft-
ler, sich im Bedarfsfall untersttltzender Akteure im politischen System zu verge-
wissem, die Druck auf die Blockadestellen Finanzministerium und Parlament
ausüben konnten. Eine solche Unterstiltzung ist aber nur zu erklären, wenn man
erkennt, dafJ die Wissenschaft insgesamt seit dem Ende des vorigen Jatrhwrderts
an Verfrauen in der Bevölkerung und der Politik gewonnen hatte. Eine bahn-
brechende Rolle spielten dabei sicherlich die Gesundheitsforschung und die
erfolgreiche Bekämpfung vieler hrfektionskrankheiten, eines der schlimmsten
Übel inlener 7*it.Die Gewichte hatten sich also zugunsten der Wissenschaft
verschoben. Hinzu kam der ständig wachsende Konkurrenzdruck von außen,
der die Industie avang, an Innovationen zu arbeiten und hierfür wissenschaftli-
che UnterstüEung zu erbitten. Die vor dem ersten Weltkrieg sttuidig drohende
Kriegsgefahr üug weiterhin zu dem Problemdruck bei, der - und das ist der
entscheidende Punkt - in den Augen der Politiker gerade durch wissenschaftli-
che Forschung verringert werden konnte. Durch ihre bisherigen Erfolge hatte
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sich die Wissenschaft als spezialisiertes Teilsystem angeboten, auf unterschied-
lichste Problemlagen zu reagieren. Die Grtlndung von staatlich finanzierten
Forschungs- und Fördereinrichtungen nach 1900 sind ein Beleg fttr die allgemei-
ne Anerkennung der Wissenschaft als generalisierter Problemlöser.

Insofem verbanden sich hier einerseits der Angebotsdruck der Wissenschaft
und andererseits die gesellschaftliche Nachfrage. Beide Prozesse zusammen
ermöglichten die Etablienmg neuer Finanzienurgssysteme und neuer Organisa-
tionsformen im Wissenschaffssystem. Neben die Universitäten als der bisherige
Ortder Gnurdlagenforschungtatenjetzt eine Reihe von außeruniversitären und
staatlich finanzierten Instanzen, die zudem einen Vorteil gegenliber den Uni-
versitäten besafJen: Sie waren nicht mehr auf ein Huckepackverfahren tlber die
Lehre angewiesen, sondem wurden entweder aufgnmd ihrer reinen Forschungs-
tätigkeit und/oder ihrer Fördertätigkeit finanziert. Das zweite bemerkenswerte
Element war, dafi diese Einrichtungen keineswegs nur angewandte Forschung
oder Förderung benieben, sondern in den meisten Fällen fftr die problemorien-
tierte Grundlagenforschung zuständig waren, in manchen Fällen sogar ftlr die
reine Grundlagenforschung. Damit hatten die Universitäten anm Teil Konkur-
renz erhalten, weil sie nun gegen Institutionen anteten mußten, die mehr Zeit
ftlr die Forschung zw Verftlgung stellen konnten. Andererseits profitierten sie
von dieser Entrvicklung, weil ein Teil der Forschungsförderung auch an ihre
Wissenschaftler floß.

Trotzdem wäre es falsch, die Modemisierungshlpothese, die Herausbildwrg
intermediärer Systeme sei eine politisch rationale Antwort zur eigenen Steue-
rungserweiterung,adactant legen. Zweifellos war die Herausbildung staatlich
finanzierter Forschungs- und Förderorganisationen auch das Resultat einer kom-
plexer werdenden Staatstätigkeit Die Aufgabenbereiche und damit die Problem-
lagen hatten seit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in allen vier Län-
dem angenommen. Damit geriet die Legitimitat des Staates stärker und vor allem
auf mehreren Flanken gleichzeitig unter Druck. lnsofem war die Grtindung von
staatlich finanzierten Einrichtungen zum Teil durchaus auch eine rationale Ant-
wort der Politik. Man war sich bewußt, daß die Wissenschaft eine Ressource
zur Lösung von staatlichen Steuerungsproblemen sein konntetr. Insofern hafen

66 Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft hatte aber noch einen anderen
positiven Effekt, wie Palladino (1990) aufzeigt: Da sich viele Staaten Anfangs des 20.
Jh. immer noch schwer taten mit der Übemahme immer neuer Staatsfunktionen und vor
allem offene Staatsintervention bei denmeistenkonservativen Regierungsputeien vermie-
den werden sollte, bildete diese At der Steuerung, die indireh und llber den Konsens
der Beteili4en erfol$e, einen akzeptablen Interventionsmodus, der wenig politisierbar
war und llber den andem gelegentlich auch andere Klientelinteresscn befriedigt werden
konnten (Bauern, Industie).
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wissenschaftliche Initiativen immer melu auf offene ohren in der politik; zum
Teil gingen die Initiativen, vor allern" wenn es sich um die Entwickhurg militär-
technologischer Gilter handelte, von politischen Akteuren selbst aus. Diese
rationale Haltung bescluänkte sich aber oft auf einige wenige Akteure, die sich
im politischerr system erst Mehrheiten suchen mußten, um dementsprechende
Institutionalisierungen einzuleiten. In vielen FäIlen, dies wurde demonsfriert,
waren sich Teile der wissenschaftlichen und politischen Eliten also einig llber
die Notwendigkeit, solche lnstitutionen zu grtinden. sie mußten dies aberlegen
andere politische Interessenund konkunierende Finanzierungsinteressen dutch-
setzen. Zwischen den wissenschaftlichen und den wissenschaftsfreundlichen
politischen Eliten bestand aber oft eine lnteressenkonvergerz, ja eigentlich sogar
eing krteressengemeinschaft: Aus unterschiedlichen Handlungslogiken heraus
(bei den wissenschaftler, um sich einen lukrativen Finanzplaü zu sichem, bei
den Wissenschaffsadministatoren, um politische Ziele zu erftlllen und die eigene
Macht im politischen system zu stärken) hatten beide einen vorteil von der
Gründung solcher Institutionen.

Es war aber sicherlich nicht so, dafJ die Herausbildung staatlich finanzierter
organisationen in der Forschung und ihrer Förderung ein einseitig hoheitlicher
Akt waren, mit dem die Politik planvoll auf bestimmte problemlägen reagiert
hätte. Es karnen meltere Elemente zusarnmen, wie der Druck der wissensc[aft,
politische Problemlagen, eine sich emanzipierende Bildungsadministation und
das wachsende Ansehen der wissenschaft insgesamt, die gemeinsam zu einer
hßtorßch gtlnstigen Konjunlaur fflr die Herausbildung solcher Fördersysteme
beitugen. welche organisationen injedem Land konlsret entstanden, war eine
Frage an die spezifischen staatstraditionen und Machwerhältnisse. ln allen
Ländern entstanden aber etwa zwischen 1890 und 1939 die Kerne der heutigen
Fördersysteme und der heutigen Binnendifferenzierung der wissenschaffssyJte-
me. Daß diese neuen &rstitutionen meist wissenschaftlich >gewollt< waren, be-
deutete keineswegs, daß sie politisch dysfiurktional waren: Druchsetzen konnten
sich diese Institutionen nur, weil sie eine Mehrheit im politischen system oder
zumindest die unterstützung des politischen Machtzentnrms erobern konnten.
Dies bedeutete aber immer auch, daß die politische Funktionslogik in die In-
stitutionen und ihre zielsetzungen mit ehfloß. Mit anderen worter\ die wissen-
schaftlichen Initiativen mußten ansclrlußfätrig an die politische Venrertungslogik
sein. Wer immer also die Initiative ergriffen hatte, die schließlich etablierten
Institutionen waren immer vermiftelte Institutionen Kompromißgebilde, in die
politische urd wissenschaftliche Interessen einflossen und bei dönen, je näher
sie an die Technologiepolitik angelehnt waren, auch wirtschaftliche Interessen
hinzutraten.
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Der >Kooperative Staat< in der forschungspolitischen steuerung der wissen-

schaft war aßo weder das Ergebnis eines hoheitlichen Aktes noch rKonzertierte

Aktion< oder rMarkt<. Er entstand über wechselnde Netzwerke von Wissen-

schaftlerinitiativen und politischen Akteuren, denen es in historisch günstigen

Augenblicken gelang, die nötigen Mehrheiten im politischen system ftir eine

tnsiitutionalisierung zu finden. Begünstigend wirkte dabei die allgemeine Groß-

wetterlage seitAnfang dieses Jahrhunderts, in derdie Wissenschafteinenzuneh-

mend anerkannteren Platz in der Gesellschaft einnahm.

5.4 Nationale Institutionalisierungsmuster in der organisation
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft vor
dem Zweiten Weltkrieg

Was bedeutet es nun ftir den Gebildecharakter von Fördersystemen, wenn die

Forschungs- und Förderorganisationen als institutioneller Kompromiß zwischen

politischen und wissenschaftlichen Akteuren entstanden? Handelte es sich nun

um eher staatliche, intermediäre oder gesellschaftliche Organisationen, die auf

diese Weise entstanden, und welchen Einfluß sicherte sich die Politik, eigene

Steuerungsziele über solche Organisationen zu gewährleisten?

5.4.1 Eine Systematisierung der >verselbständigten

Verwaltungseinheiten<

Bei den staatlich finarzierten Forschungs- und Fördereinrichtungen, die bis 1939

entstanden, handelte es sich ausnahmslos um organisatorisch gesonderte Ein'
heiten, also Organisationen, diemindestens teinenGrad< derVerselbständigung

g"g"niib.r dem staatlichen Herrschaftsapparat aufuiesen6?'

67 wagener (1976) definiert 'verselbständigte Erfllllung öffentlicher Außaben* nls odie

OurinfUmung v-on Teilen der öffentlichen Aufgaben in Organisationseinheiten '..., die

von den Haufteinheiten der öffentlichen Verrvaltung (Bund' Länder und Kommunalver-

waltungen) ., , abgeseta sindn (idem: 33). Dies manifestiert sich in einem gewissen ,Maß

an OrgänisationJ, Finan"-, Weisungs- oder Entscheidungsselbständigkeit .,.. Verselb-

standi[re Venvaltrmgsträger sind alsonicht die Bturdesministerien, die Länderministerien,

die Kriisverwatflrngen una die Gemeindeverwaltungen; sie sind die Haupteinheiten, die

um sich Typen versilbs6ndigler Aufgabenerfftllung versammelt haben, wie die Fixsterne

itre Satetilien" (idem: 33-34). Die Virselbständigung läßt sich nun in rGraden< ausdrük-

ken: 'EineAbschwächungdesBandeszwischendemEntscheidungs-undVerantwortungs-
zentrum einer Haupteinleit der öftentlichen Verwaltung und der Durchfllhrung einer
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Das Kriterium der Rechtsföhigkeit entscheidet darüber, ob die Institutionen
zur unmittelbaren Staatsverwaltung zählen oder nicht. Die Forschungs- und
Fördereinrichtungen, die organisatorisch ausdifferenziert wurden, aber keine
eigene Rechtsftihigkeit besitzen, zählen ny unmittelbaren Staatsvervvaltung.
Diese Organisationen waren in allen ländem direkt an das Haushalts- und Perso-
nalrecht des Staates angebunden und unterstanden atm Teil der direkten Wei-
sungsmacht von Ressortninisterien. Es handelt sich hierbei im allgemeinen um
die Ressortforschungseinrichtungenmitüberwiegenden Regulierungsaufgaben,
die sich in allen Ltindem finden lassen. Es gab aber auch eine Reihe von staatli-
chen Forschungseinrichtungen, die, obwohl man sie als Ressortforschungsein-
richtungen betrachten kann, höhere Grade der Verselbständigung aufiviesen,
weil sie zwar keine rechtlich geschiltzte Selbständigkeit, wohl aber eine relative,
faktische Selbständigkeit an Entscheidungskompetenz besaßen. Auf die be-
sondere Position der,Scientific Bureaas in den USA wurde bereits hingewiesen.
Eine tihnliche Verselbständigung rII. Grades< besaßen auch die beiden französi-
schen Einrichtngenlnstitut des Recherches Agronomiques unddas Ofice Na-
tional de I'Hygiöne Sociale, d la Santö Publique. Noch unabhängiger waren
bestimmte andere staatlich finanzierte Forschungs- und Fördereinrichtungen.
In den meisten Fällen war der Grund hierftlr in den abnehmenden Dienstlei-
stungsfunktionen ft,ir ein Ressort zu sehen und der stärkeren Betonung einer
problemorientierten Gnurdlagenforschung oderihrerFörderung beziehrurgsweise
Unterstätzung (Department ofScientific and Indusnial Research, Robert-Bosch-
Institut, National Cancer Institute, Physikalßch-Technische Reichsanstalt, rHilfs-
institute(). Diese Einrichtungen besaßen nicht nur eine organisatorische Selb-
standigkeit und eine relative, faktische Entscheidungshoheit, sondem sie verlie-
hen zusätzlich auch Einfluß an die Betoffenen, also Wissenschaftler und An-
wender, durch lnteressenvertretung in den Entscheidungsorganen( (Wagener
1976: 4l). Die Entscheidungen in diesen Einrichhrngen wurden also zum Ergeb-
nis eines Verhandlungssystems. Die Politik besaß damit keine hierarchische
Entscheidungsmacht mehr.

öffentlichen Aufgabe ist bcreits dann gegeben, wenn einc Haupteinheit einen eigenen
Verwaltungsunteöau hat und die Aufgaben zwar durch organisatorisch, aber nicht recht-
lich selbständige Unüereinheiten erfrlllt werden. Es ergibt sich dann (auch bei vollem
WeisungBrecht der llbergeordneten Behörde) ein gewisser Einflußknick der Haupteinheit
gegen{lber der Untereinheit bei der Durchfflhrung der öffentlichen Aufgabe. Man kann
dann von einer Erfltllung der öffentlichen Aufgabe in der Form der Venelbständigung
I. Grade sprcchep (idem: 40). Der Autor fllhrt dann eine Liste von sechs Elementen der
Verselbständigung auf, die kumuliert zu einer immer größeren Verselbständigung der
Untereinheiten fllhren (idem: 4l).
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In der Abbildung 2 wurden diese Grade der Verselbständigung gegentiber

staatlicher Regulierungsmacht durch die drei Gruppen rI., II., III. Grades< wie-
dergegeben.

Die Gnrppe von Einrichtturgen der unmittelbaren Staatsvenvaltung mit einem
höheren Grad der Verselbständigung (organisatorische Selbständigkeit; relative,
faktische Entscheidungshoheit; Einflußgewahnrng fflr Beboffene) unterscheidet
sich, was ilue Aufgabenstellung und fuibindung an den staatlichen Henschafts-
apparat betift, allerdings kaum mehr von vielen öffentlich-rechtlichen Institu-
tionen. Die Inkorporation in die unmittelbare Staatsvenryalhrng ist eher durch
kontingente oder national-spezifische Faktoren zu erklären, wie zum Beispiel
durchdas Fehlen einerquasi-staatlichen Grtlndungstadition in den USA im Fall
des National Cancer Institute oder durch die Kriegssituation im Fall des De-
partment of ScientiJic and Industrial Research.

Die quasi-staatlichen Einrichtungen unterscheiden sich durch ihre Rechts-
fähigkeit von den bisherigen Organisationen. Die zum Teil bestehende fbktische
Entscheidungshoheit der staatlichen Einrichtungen ist in diesen Organisationen
rechtlich geschtlEt. Die Beteiligung von Adrcssaten der Forschungs- und Förder-
tätigkeit an den Entscheidungsgremien ist grundsätzlich gegeben. Es lassen sich
zwei Gruppen von Organisationen unterscheiden, die sich wieder durch einen
unterschiedlichenVerselbständigrrngsgrad auszeichnen. Die französischen Orga-
nisationen und die deutschen Universitäten, die ich hier der Vollständigkeit
halber aufgenommen habe, weisen die gleichen Merkmale wie die staatlichen
Einrichtungen III. Grades auf mit der Ausnahme, daß ihre relative Entschei-
dungsfreiheit auch rechtlich abgesichert ist. In den englischen Organisationen
und öffentlichen amerikanischen Universitäten ist die Rolle des Staates in den
Entscheidungsorganen dagegen bewufJt reduziert worden (siehe unten), so daß

hier wissenschaftliche Interessen, Anwenderinteressen und Eigeninteressen der
Organisationen den Ton angeben können.

Die mittelbare Staatsverwaltungteilt sich in einerseits quasi-staatliche Orga-
nisationen, die zwarnicht immervom Staat initiiert waren, aberunter staatlicher
Trägerschaft standen und eine öffentlich-rechtliche Rechtsform hatten, und

andererseits/ast-staatliche Institutionen, die von der Wissenschaft initiiert und
privatechtlich gegrilndet wurden, aber von öffentlicher Finanzienurg abhängig
waren beziehungsweise wurden. Diese Abhängigkeit von der öffentlichen Fi-
nanzierung unterscheidet sie von anderen priva$echtlichen Institutionen, die
rein privat finanziert werden. Auch hier können zwei Gruppen unterschieden
werden: Je höher der staatliche Finanzierungsanteil liegt, um so höher ist auch

der, wenn auch formalrechtlich eingeschränkte, Einlluß der Politik. Ein gutes

Beispiel fftr hohe Finanzierungsabhängigkeit und dementsprechend stärkeren
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Einfluß der Politik war die Notgemeinschart, die als eingetragener Verein von
den Wissenschaftsorganisationen gegründet worden war, in der aber staatliche

Akteure von Anfang an Sitz und Stimme in den Gremien hatten. Die Entschei-

dungen in diesen Institutionen blieben wie bei den englischen quasi-staatlichen

Institutionen in erster Linie eine Angelegenheit der Wissenschaft und der Grtin-
dungsmitglieder. Was den Verselbsttindigungsgrad betrifft, kann man diese

Organisationen also durchaus mit den englischen quasi-staatlichen Einrichtungen
gleichsetzen. Es ist aber keineswegs unerheblich, ob solche Einrichtungen pri-
vatrechtlich oder öffentlich-rechtlich gegründet wurden. Dies zeigte sich nach

dem Zweiten Weltkrieg, als die englischen Organisationen zunehmend in die
forschungspolitischen Absichten der Regierung hineingezogen wurden und an

Verselbständigungsgraden einbtißten, während die fast-staatlichen Einrichtun-
gen, bis auf das National Plrysical Laboratory das 1918 in das Department of
ScientiJic and Industrial Research eingegliedert wurde, ihren Autonomiegrad
erhalten konnten.

Praktisch autonom verwaltet sind die hier aufgeftihrten beiden Einrichtungen
Institut Pasteur und National Academy of Sciences, trotz einiger öffentlicher
Zuschüsse. Sie wurden von der Politik aber eher als >beliehene Unternehmer<

betrachtet, die fast mit den nicht-staatlichen Einrichtungen gleichzusetzen sind.

Das Spektrum an >verselbständigten Verwaltungseinheiten<, das vor dem

ZweitenWeltlaieg entstand, ist also breit. Als allgemeine Regel läIJt sich festhal-

ten, da[J, je mehr sich die staatlich finanzierten Forschungs- und Fördereinrich-

tungen auf (problemorientierte) Grundlagenforschung konzentrierten und je
weniger sie dadurch Dienstleistungen zu verrichten hatten, der Verselbständi-
gungsgrad gegenüber den staatlichen >Haupteinheiten< zunahm. Es scheint aber

klare national-spezifische Verselbständigungsgrade und Institutionalisierungs-
muster zu geben. Worin bestehen diese Unterschiede und wie lassen sie sich

erklären?

5 .4.2 Nationale Institutionalisierungsmuster

Die Unterschiede im Profil derintermediären Organisationen derForschung und

Forschungsftirderung lassen sich wie folgt umschreiben:

- In England schließlich findet sich ein Mix von staatlichen Ressortforschungs-

einrichtungen, quasi-staatlichen und nicht-staatlichen Forschungs- und För-
derorganisationen;

- in Frankreich sind die staatlichen Organisationen weniger zahlreich und wur-
den die meisten lnstitutionen im quasi-staatlichen Bereich institutionalisiert;
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- in Deutschland ist der nicht-staatliche Bereich relativ unbedeutend geblieben
und verteilen sich die Institutionen aufden staatlichen und fast-staatlichen
Sektor;

- die USA sind fast dualistisch organisiert. Einem staatlichen Forschungs- und
Förderbereich steht ein ebenfalls bedeutender privater und nicht-staatlichern
Organisationsbereich gegenüber.

5.4.2.1 England

In England sind in allen vier Bereichen Forschungs- oder Fördereinrichtungen
zu finden. Es gab eine lange Tradition des Mäzenatentums und von Stiftungs-
gründungen, die vor allem im Bereich der Gesundheitsforschung ftlr die Grün-
dung zahlreicher Fonchungseinrichtungen sorgte. Das Schwergewicht der In-
stitutionalisierung lag aber bei den quasi-staatlichen Institutionen und in der
unmittelbaren Staatsverwalhrng. Die letztere spielt vor allem deswegen eine so
große Rolle, weil das Department of Scientific and Industrial Research seit
seiner Gründung eine so wichtige koordinierende und monopolartige Position
inderenglischenVerwaltwrgeinzunehmenbegannundpraktischallebisherigen
Forschungsanstalten unter seine Obhut brachte.

Trotz der Institutionalisierung mit unterschiedlichen Graden der rVerselb-
ständigung< (ob nun das Nationol Physical Laboratory im fast-staatlichen Be-
reich, des Medical Research Council, University Grants Council vnd Agrarian
Research Council'wrquasi-staatlichen Bereich oder des Depttment of Scientific
and Industrial Research in der unmittelbaren Staatsverwalflmg) findet man in
allen Organisationen ein ähnliches Modell zur Regulierung der Beziehung zwi-
schen Organisation und staatlichem Finanzgeber. Das Distaramodell ist das
Organisationsprinzip derforschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft im
intermediären System vor und lange nach dem Zweiten Weltkrieg gewesen
(siehe auch Alter 1982: 278). Was beinhaltet dieses Modell?

Schon in einem Bericht der Devonshire Royal Commissroz von 1879 - diese
wissenschaftliche Untersuchungskommission zw lage der Wissenschaft leitete
den Umschwung in der Haltung des Staates von einer liberalen, enthaltenden
forschungspolitischen Steuerung zu einer graduellen Übemahme von Finanzie-
rungsverantwortung ein (Macleod 197 l: 202-207; Alter 1982: 7 6; Cardwell
ß57:8f127) - plädierte man einerseits dafttr, ein zentales Wissenschaffs-
ministerium einzurichten, das andererseiS aber nicht durch die staatliche Btlro-
kratie geleitet werden sollte, sondem durch einen wissenschaftlichen Beirat.
Dieser Gedanke, daß die Lristungsbürokratie in der staatlich finanzierten For-

68 Nicht-Staatlich meint also vor allem die Finanzierung über Stiftungen und privatc Mäzene .
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schung und ihrer Förderung nicht von Regierungsinstitutionen durchgeftihrt,
sondem an die Adressaten selbst in Treutrand tibergeben werden sollte, charakte-

risierte seitdem praktisch die Gr{lndung jeder lnstitution. Die tlbergreifende
>implizite Theorie< des Distanzmodells bestand eindeutig in einer grundsätzli
chen Anerkennung der Überlegenheit wissenschaftlicher Selbstorganisation
gegenilber staatlicher Reglementierung. Damit diese rimplizite Theorie< virulent
werdenkonnte, mußten sich allerdings zwei Interessen tiberlagem: Die Wissen-
schaft legte großen Wert darauf, staatliche Gelder zu erhalten, weil sie kaum
Forschungsgelegenheiten an den englischen Universitäten besafJ. Gleichzeitig
verteidigte sie ihre lange Tradition hoher Autonomie von staatlicher Beeinflus-
sung. Staatlicherseits dominierte nach wie vor die liberale Attitüde eine rlaissez-
faire<-Politik, in der höchstens Rahmensetzung erlaubt war. Das Distanzrnodell
bildete hier den idealen Kompromiß zwischen dieser defensiven Haltung der
Wissenschaft und der Zurückhaltung.des Staates. Solange sich die Finanzie-
rungssrunmen in Grenzen hielten, war es auch parlamentarisch relativ leicht,
solche neuen, staatlich finanzierten Institutionen durchzusetzen.

Als Beispiel ftlr die organisatorische Ausprägung des Distanzmodells möchte
ich das staatlich initiierte Department of ScientiJic and Industrial Research
auswählen (vergleiche Melville 1962:27; Varcoe 1974:76). Wie durchgängig
man sich an dieses Modell hielt, läßt sich aber gerade an dieser Organisation
in der unmittelbaren Staatsverwaltung besonders gut zeigen. Gleichzeitig wird
deutlich, daß das Merkmal einer Dritte-Sektor-Organisation zwischen Markt
und Staat nicht von der formalen Einbindung in die staatliche Verwaltung ab-
hängt.

Ausdräcklich versicherte man bei der Gründungdes Department of Scientific
and Industrial Research (DSIR), dafJ die Organisation in iluen Entscheidungen
frei sein mtlsse, ,unconholled by passing adminishative conveniences or expe-
diencesu, und rein nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten entscheiden solle
(Melville 1962:27). Um die Aufgabe einer Stimulierung der indushiellen For-
schurg itber Forschungsförderung durchfllhren zu können, wude es als wichtig
angesehen, daß die Politik keine Ansprüche auf bestimmte Dienstleistungen
haben sollte und nicht ständig der Zwang gegeben sein dtlrfe, die Anwendung
der Forschung zu präsentieren. M.a,W., ein T1pus, wie er in der Ressortfor-
schung existierte, wurde als kontaproduktiv fflr diese gestellte Aufgabe gesehen.

Als Organisationssüuktur wählte man einerseits ein politisches Aufsichtsorgan,
das >Committee of the Privy Council for ScientiJic and Industrial Research<

(Melville 1962:25), tlberließ die Leitung aber einem bis auf den Vorsitzenden
aus Wissenschaftlem zusammengesetzten Advisory Council (Macleod und
tuidrews 1970: 3941; Hutchinson 1970). Dieser mußte seine Aktivitäten gegen-

äber dem Komitee vertreten, tatsächlich aber regierte dieser Council faktisch
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fast uneingeschränkt (Melville 1962:27). Das Komitee wiederum war für die
Vernetung im politischen System und die Sicherung und Verteilung der Res-
sourcen zuständig. In dieser dualen Konstuktion standen sich also wissenschaft-
liches Know-How (>power of the mind<) und finanzielle Macht (>power of the
purse<) direktgegenüber und mußten miteinander in Einklang gebracht werden.

Der Privy Council als Sitz im politischen System bot sich nicht nur an, weil
das eigentlich zuständige Board of Education im Gegensatz nxn Priuy Council
nur die Verwaltungshoheit ftir England und Wales besaß, sondern vor allem,
weil der Privy Council sich schon wiederholte Male (Gesundheit, Bildung) als
organisatorische rZiehmuttex neuer Departments der Leistungsverwaltung er-
wiesen hatte, die ihren rWaisenkindern< ein hohes Maß an Unabhängigkeit
gewährte. Diese Eigenschaft lag an der unangefochtenen Position im politischen
Entscheidungsprozeß. Der Priuy Council galt als neuhal im Streit der Depart-
ments wftereinander und hatte ein hohes Ansehen, das er auch gegenüber dem
mächtigen Schatzamt erfolgreich einsetzen konnte. Gegrtindet wurde das DSIR
l9l 5 dann auch aufgrund eines Order of Council, also ohne gesonderte Ge-
setzesgrundlage, um jeden Konflikt mit anderen Interessen zu vermeiden (Var-
coe 197 4: 20). Erst I 9 I 6 wurde es in ein Departmenf verwandelt mit Anspruch
aufeineneigenen Civil Service, eineneigenenadministativenUnterbau, dasich
das Board of Education, das bisher administative Hilfestellung gegeben hatte,
überfordert ftihlte. Am Anfang setr klein, besalS man schon nach wenigen Jahren
100 Mitarbeiter. Damit war zum ersten Mal im politisch-adminisfrativen System
eine Struktur geschaffen, in der staatliche Hoheitsrechte ansanunen mit gesell-
schaftlichen Akteuren vergeben wurden.

Einer der wesentlichen Grtlnde ftir die Wahl des Distanzmodells war die Art
der Tätigkeit gewesen, die vom DSIR im Unterschied zu den herkömmlichen
Ressort-forschungseinrichturgen ausgeilbt wurde. Das DSIR sollte keine Dienst-
leistnngen ftir den Staat venichten, sondem als Förderungsverwaltungtätig sein,
das heißt die Wissenschaft und Indusfrie dazu verleiten, gemeinsam an der Inno-
vation von Technologien zu arbeiten. Eine solche Fördertätigkeit erschien nur
dann effizient, wenn sie rein wissenschaftsgesteuert war. Diese überzeugung
machte es leicht, ein solches Distanzmodell zu enichten.

In einem anderen Fall, bei der Grtlndrurg des Medical Research Council
(1920), wurde das Distanzmodell mit einer ganz ähnlichen Begründung einge-
ftihrt:

Die Grundlagen ftir die Organisationsstuktur des MRC waren schon beim
Vorläufer, dem Medical ResearchCommittee,gelegtworden. Trotzdivergieren-
der Meinungen setzte sich auch hier ein Distanzmodell durch (Himsworth 1970:
100-104). Ein Untersuchungskomitee hatte vorgeschlagen - und dies entsprach
der Konsnnkti on des National Pltysical Laboratory - einerseits ein ausftihrendes
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Medical Research Committee zu gründen, das nur aus Wissenschaftlem zu-
sarnmengestellt war und die Alltagsgeschäfte ftihren sollte, andererseits einen
Advisory Council zu schaffen, der nach Proportionalitätsgesichtspunkten mit
politischen, wissenschaftlichen und Anwendervertretem besetzt werden sollte.
Tatsäcilich nahmen schließlich avei Parlamentsverfreter, ein Veterinäir und 37

Mediziner daran teil. Die Aufgabe des Beirates war es, den jährlichen Bericht
des Committee zu begutachten und ihn zu beraten. Dem Advisory Council war
nur ein kurzes Leben beschieden. Direkt nach Kriegsanfang wurde er nicht mehr
einberufen und 1920 aufgelöst. Das Committee hatte das Budget vorzubereiten,
die Verteilung der Gelder an Forscher zu übemehmen und insgesamt die Koordi-
nation der Forschung zu leiten.

Daß man das Medical Research Committee nach dem Krieg nicht einfach
weiterbestehen ließ, lag vor allem an der ftindung des Gesundheitsministeri-
ums, das gleichzeitig die Krankenversicherungen und die Verantwortung ftir
das Medical Research Committee übernehmen sollte. Hiergegen wandte sich

dasCommittee, das nicht nu seine bisherige Freiheit, sondem auch seinen Kom-
petenzbereich behalten wollte. Das neue Gesundheitsministerium war nämlich
nur ff,ir England und Wales zuständig, nicht aber ftir Schottland und lrland.
Untersttitzung erhielt das Co mmittee drrcheine Regierungskommission (Halda-
ne Committee; Report >Machinery ofGovernment<), die 1917 zurBegutachtung
des Funktionierens der politischen Administation eingesetzt worden war. Dieses

Komitee beschäftigte sich auch mit der Institutionalisierung der Forschungs-
politik im politisch-administrativen System und faßte zum ersten Mal sehr deut-
lich die Prinzipien des Distanzmodells zusammen. Man betachtete das bisherige
Modell des DSIR als die richtige Grundlage, um auch das Verhältnis von Ge-

sundheitsministerium und neuem Medical Research Councll zu gestalten, das

heißt man gab schließlich nicht der Ressortkompetenz Vorrang, sondem plädier-
te explizit daff,ir, die Forschungsftrderung des Staates in Organisationen ein-
zulagem, die nicht irgendeinem bestimmten Ressort zugewiesen waren. Denn
ein Ressortministerium würde

be constantly tempted to endeavour in various ways to secure that the conclusions

reached by organised work under any scientific body, such as the Medical Re-

search Committee, which was substantially under his conhol, should not suggest

that his administrative policy might require alteration. The more active the ad-

minishation of his Department the greater this danger becomes. It is essential that

such a situation should not be allowed to arise, for it is the first object of scientific
research of all kinds to make new discoveries, and these discoveries are bound
to correct the conclusions based upon the knowledge which was previously availa-
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ble, and, therefore, in the long run to make it right to alter adminishative policy
(zitiert in Landsborough-Thomson I 987: 39)6e.

Die Besetzung des council selbst wurde genauso wie vorher vorgenommen, das
heißt es waren durchgehend wissenschaftler, die die wissenschaftliche und
administrative Leitung übemahmen. Das Komitee des privy council spielte
eigentlich keine besonders große Rolle in der Arbeit des MRC. Grundsätzlich
war man sich in der englischen Politik einig - dies hatte der Report des Machine-
ry of Government Committee nocheinmal zum Ausdruck gebracht -, daß die
Regierung die Arbeit der Forschungs- und Förderorganisationen nicht zu kon-
trollieren und vor allem auch nicht inhaltlich zu beeinflussen habe, sondem nur
süikt auf die effiziente verwendung der Gelder achten solle. Beim priuy Council
kam hinzu, daIJ dieser nur äußerst selten zusammentraf und der Lord president
im Grunde genommen alleine die Funktion der schaltstelle zum parlament
übemommen hatte (Landsborough-Thomson 1987: 49-50). Ihm kam damit eine
Koordinationsfunktion ftlr die gesamte Forschungsftirderung zu, da er dies so-
wohl ftir das DSIR wie ftir den MRC tat.Der Lord President besaIJ aber weder
die Zeitressourcen noch den willen, sich ausftihrlich mit der Arbeit der Förder-
organisationen zu beschäftigen. Formale Kompetenzen gab es einerseits bei der
vergabe der Fördergelder an den MRC und andererseits bei der Ernennung der
Mitglieder des MRC. Allerdings konnte das Komitee des Priuy council (das
im tibrigen wie beim DSIR aus den staatssekretären für hland und Schottland,
dem Gesundheitsminister und dem [,ord President bestand) eine Emennung nicht
ohne die Mitsprache der Royal SocietywÄdes MRC selbst vornehmen.

Die Politik inEnglandwtihlte aus eigenemAnfieb eine distanzierte position,
die es ihr erlaubte, Aufsicht und Finanzkonfrollen durchzuführen, aber nicht,
in die Themensetzung und Auswahlverfahren einzugreifen, wenn es sich um
eine Fördenrngsverwaltung handelte beziehungsweise problemorientierte Grund-
lagenforschung involviert war. selbst im Fall des DSIR" das ja zur eigenen Ad-
ministration mit relativ unabhlingigem status im politischen system wurde,
wurde die selbstverwaltung der wissenschaft und die Distanz zu den Ressort-

69 ,The essential point of Haldane's Report . . . was ist emphasis upon the need in modem
govemment for access to what it called rintelligence and research<, distinguishing howe-
ver, between resesrch that was needed for the specific purposes ofa particular deparünent
and research that was for the general use ofall departments. The former, said Haldane,
should continue to be done under the supervision ofthe departnent in question. The latter,
however, was best not supervised by an adminisrative departnent precisely because it
was ofuse !o more than one deparünent and needed somehow to be related to all potential
beneficiaries in a flexible wayr (Gummett l99l: 16). Damit hatte Haldane aber nicht
implizie4 daß grundsätzlich alle FonchungdeI. Research councils frei sein sollte, wie
man anschließcnd interpretierte, sondern nur die Fonchung, die im Zusammenhang mit
der Arbeit mehrercr Ministericn sand (idem).
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ministerien beibehalten. AußichSministerium war bis 1965 meist der neutrale

Priuy Council der keinerlei Eigeninteressen in der Forschungspolitik besafJ. Dies

gab den Förder- und Forschungsinstitutionen trotz ihrer Nähe zur Staatsver-

waltung eine besonders hohe Autonomie, die von Wissenschaftlern genutzt

werden konnte.
Das Distanzmodell beruhte in England auf dem Willen, Forschung von Btiro-

kratie freizuhalten rurd Forschungsleistungen über spontane Wissenschaftspro-

zesse und Selbstverwaltung zu optimieren'

5.4.2.2 Franlreich

In Fran}reich fallt die hohe Bedeutung der quasi-staatlichen Einrichtungen in
der Wissenschaft auf. Hierzu zählen nicht nur die Universitäten und Teile der

Grandes Ecoles, sondern auch alle staatlich finanzierten, außeruniversitären

Forschungs- und Fördereinrichtungen, wenn sie nicht explizit einem anwen-

dungsorientierten Ressortministerium unterstellt waren (wie im Fall des IRA
und des oNHs). Fast-staatliche Einrichtungen gab es kaum. Eine berühmte

Ausnahme ist das Institut Pasfezr. Nicht-staatliche Forschungs- oder Förderein-

richtungen waren durch die fehlende Kultur des Mäzenatentums kaum existent.

Der Etatismus in Frankreich erlaubte es nicht, wie in England, öffentlich-
rechtliche Institutionen sich selbst zu überlassen oder sie lediglich zu ilberwa-

chen. Von Anfang an versuchte man, die quasi-staatlichen lnstitutionen zwar

nicht zu reglementieren - dies wurde auch in Frankreich nie versucht -, wohl

aber sie direkter und verbindlicher in die staatliche Verwaltung miteinzubezie-

hen als dies in England der Fall war. Die Grtindung dieser Institutionen gab dem

Bildungsministerium als dem federfülnenden Ministerium ein lnsfrument in die

Hände, die Gestalhrng der Forschung rational und koordiniert zu vollziehen.

Dies konnte auch hier nicht Bürokratisierung und hierarchische Entscheidungs-

verfahren bedeuten, die hoheitliche Ausübung von Zwang und mögliche staatli-

che Sanktionen waren jedoch immer möglich. Der Staat ging nicht auf Distanz,

umdie spontane SelbstkoordinationderWissenschaftzu stimulieren; erbetrach-

tete die Wissenschaftler nicht als seine Treuhänder, sondem blieb involviert als

teilhabender Akteur in daftir bereitgestellten Gremien. Die Selbstverwaltung

wurde der Wissenschaft schließlich zugestanden. Der Staat wolle sich nicht in

die Programmierung der Forschung einmischedo. In der Caisse Nationale des

Jacques Cavalier, der Abteilungsleiter fflr das höhere Bildungswesen um 1933, gab zum

Beiipiel bei der Grtlndung de s Conseil Supörieur de la Recherche Scientlique anProto-

koll:-oquel que soit son effort (financier), I'Etat ne croit pas devoir intervenir pour imposer

un programme ou des directives prdcises. L'orientation de la recherche, I'est aux savants

qu;il alpartient de la faire. Ce principe de libertö est ä la base de l'organisation de la

70
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Sciences, der Caisse Nationale de Ia Recherche Scientilique und dem Centre
National de Ia Recherche Scientifique konnten sich eigene Wissenschaftsgre-
mien, ja Wissenschaffsparlamente formiercn, die im wesentlichen ftr die Pro-
grammierung und Duchfflhnng der Forschung verantwortlich warcNL Im Tausch
ftir diese Freiheit der Selbstprogrammierung verlangte der Staat in Frankreich
aber Gegenleistungen in Form von Informationen und Gestaltung: Die großen
Forschungsorganisationen sollten im Auffrag des Staates, als seine Agenten,
Forschungsplanung und -entrvicklung tlbemehmen und dem Staat vorlegen.

Diese Art der Organisienrng von Forschungs- cum Fördereinrichtungen ent-
sprach dem Interesse der meisten Beteiligten, von Wissenschaftlem, Politikern
trnd vielen Administratoren (siehe Kapitel 5.2.3). Im Unterschied zu England
existierten im Frankreich der dreißiger Jahre planerische Vorstellungen llber
eine Wissenschaffspolitik, wie sie ähnlich von Bernal in dieser Zeit formuliert
wurden (Picard l99l: 260).

Zwei Institutionen charakterisieren das französische Institutionalisierungs-
muster besser als jede andere. Beide wurden von Penin forciert: Der Service
National (siehe Kapitel5.2.3), der nach dem sowjetischen Akademievorbild
konsbuiertwerden sollte, warals organisatorische Basis fflrGrundlagenforscher
gedacht. Mit der Gründung des Service war aber auch die Vorstellung Penins
verbunden, eine Institution zu schaffen, die der Wissenschaft die alleinige Auto-
rität bei der Vergabe der Stipendien des Serttice tlberhagen sollte (Picard und
Pradowa 1988:22). Gleichzeitig wollte er aber auch eine zenhale koordinieren-
de Wissenschaffsinstanz enichten, Sie sollte die Schaltsrclle ar Politik, Verbin-
dungsorgan zu den Anwendersystemen und integrierende Instanz der gesamten
Forschung, das hieß auch der staatlichen Forschung und ihrer Forschungsför-
derung, sein. Ein solcher Conseil Supörieur de Ia Recherche Scientifique (CSRS)
entstand nach einigen Widerständen 1933 (Picard 1990: 40). Im CSRS, der, wie
alle bisherigen Institutionen auch, dem Bildungsminister unterstellt wurde, der
gleichzeitig den Vorsitz tlbemahm, war die gesamte Wissenschaft nach Diszipli-
nen verteten. Die Universitäten erhielten zwei Drittel der Sitze?r.

Die Wissenschaft hatte es so geschaffi, sich nach langen Jahren und im inter-
nationalen Vergleich zu einem relativ späüen Zeitpunkt eine, wenn auch schwer-
fällige, Instanz zu errichten, in der sie die Entscheidungshoheit hatte und in der
diese Hoheit auch explizit vom Bildungsministerium und der politischen Ent-
scheidungszentale anerkannt wurde. ln den dreißiger Jaluen hatte damit der

rechcrche scientifiquc en Fnnce .,.. (zitiert in Picard 1990: 39).
7l Die Bildung von sogenannten Coruetb Supärtewswar cine auch fflr anderc Politikbcrci-

chetlpischc Institutionalisierung, umExpertisc an den Stastanbinden. Nach Rosanvallon
wirkten diese Räte wic rcprtscntrtivc Kammcm cincr korporatistischcn Regulierung
(Rosanvallon 1990: I lGl l7).
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Staat die Selbstverwaltung der Wissenschaft zugestanden. Erwartet wurde vom
CSRS nun aber auch, daß er das Versprechen einer effizienten Mittelverteilung,
Koordination und der Aufstellung eines nationalen Plans einlösen würde.

Selbswerwaltung hieß im französischen Fall, forschungspolitische Prioritäten

und Wege der Implementation anstelle des Staates und in unmittelbarer Ab-
sprache mit ihm zu entwickeln, war also Delegation der Forschungspolitik. Die
Organisation der Wissenschaft als kollektiver Akteur ließ sich demnach in
Frankreich nur über eine direkte Einbindung in die staatliche Interessensphäre

erreichen.
Als Schnittstellen zwischen wissenschaftlicher Selbstverwaltung und politi-

schen Interessen funktionierten im späteren Cenffe National de la Recherche

Scientifique,das den Höhepunkt der Zentalisierung forschungspolitischer Steue-

rung der Wissenschaft darstellte, det Conseil d'Administration in dem politische

Akleure aus mehreren Ministerien teilnahmen. Die Regulierungsmacht des

Staates war allerdings beschränkt. Die gewählte Organisationsform entsprach
noch am ehesten den deutschen Universitäten: Das Kollegialprinzip der Ent-
scheidung wurde vom Staat respektiert, die administrative Hoheit aber und das

Recht, die Höhe der finanziellen Mittel zu bestimmen, verblieb in den Händen

der Bildungsadministration. Damit konnte der Staat aber auch - und dies hat

ervielfliltig getan-hoheitlichüberEinrichtungund Auftrebung von quasi-staat-

lichen Organisationen entscheiden. Außerdem hatte der Bildungsminister die
Macht, dendirecteur des CNRS nach Belieben und ohne Zustimmung der Wis-
senschaft an emennen und zu entlassen. Richtlinienkompetenzen gab es nicht
als Weisungsbefehl, wohl aber als Forderung an die Wissenschaftler.

Die Vorteile des Modells waren ftir die Wissenschaftlerum Penin unmiuelbar

einsichtig. Man hatte nun einen eigenen Bereich, in dem endlich die Reproduk-

tion der naturwissenschaftlichen Forschung sichergeptellt werden konnte, und

man konnte als rStändevertretung< im Staat daftir sorgen, daß die staatlichen

Ressourcen in die richtigen Kanäle flossen. Für die staatliche Seite bedeutete

das sttindisch-korporatistische Modell, daß man die Wissenschaft veranlassen

konnte, sich zu organisieren und zu koordinieren und damit der immanenten

Fragmentierung der Wissenschaft abzuhelfen. Erst hierüber war ja forschungs-
politische Planung möglich, Man beschränkte sich allerdings darauf, die Proze-

duren und Regeln zu steuern, aber nicht selbst zu handeln. Forschungspolitik
sollte irgendwo zwischen Za issez-faire wdEtatismus eingeordnet werden (Ros-

anvallon 1990:265). Die Franzosen waren so um 1939 dem Bemalschen Modell
korporatistischer Forschungspolitik am nächsten gekommen.
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5.4.2.3 Deutschland

Das Spannungsverhältnis zwischen der Freiheit der ständischen Organisation
und ihrer gleichzeitigen Pflicht zur öffentlichen Verantwortung bildete auch ein
Schlüsselelement im deutschen rlnstitutionenbau<. Dieser Gedanke war in der
Konstruktion der genossenschaftlichen Selbstverwaltung festgehalten (siehe
Kapitel 5.2.2).

ln Deutschland waren solche ldeen organisatorisch am ehesten in den Uni-
versitäten wiederzufinden. Diese tragen bis heute den rgenossenschaftlichen
Charakter< in sich, indem sie einerseits als Gemeinschaft der Lehrenden und
Lernenden mit entsprechenden Freiräumen gesehen, andererseits aber als rVer-
anstaltungen des Staates< interpretiert werden, was den Staat zur Kontolle und
Aufsicht berechtigt. Die deutschen Universitäten - und darin sind sie analog zum
französischen CNRS konstruiert - sind Selbstverwaltungsorgane und gleich-
zeitig staatliche Einrichtungen (Flämig (Hg.) 1982: 134-138). Die Notgemein-
schafi wddie Kaiser-Wilhelm-Gesellschaf haben es dagegen verstanden, diesen
staatlichen Charakter weitgehend abzuwehren. Wie war das möglich? Warum
kam es in der forschungspolitischen Steuerung derWissenschaft in Deutschland
nicht zu einem ähnlichen ständisch-korporatistischen Modell, obwohl hier die
korporativen Traditionen weitaus stärker waren als im etatistischen Frankreich?

In Deutschland, vor allem im tibermächtigen Preußen, existierte eine starke
staatlich-bürokratische Tradition neben im 19. Jahrhundert erstarkenden Formen
btirgerlicher Selbstvenvaltung. Dieser Dualismus manifestierte sich auch in der
forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft. Die haditionell starke und
autoritllre staatliche Tradition drückte sich in dergroßenAnzahl von an Ressort-
ministerien angegliederten, nicht-rechtsfühigen Reichsanstalten aus, in denen
unter staatlicher Aufsicht zweckgebundene Forschung zum Nutzen der Ressort-
ministerien durchgeftihrt wurde. Aber selbst innerhalb der unmittelbaren Staats-
verwaltung entwickelten sich Ende des Jahrhunderts relativ autonome
Forschungseinrichtungen wie das Robert-Bosch-htstitut,wenn weniger die an-
wendungsorientierte, sondem eher die problemorientierte Grundlagenforschung
im Vordergrund stand. In dieser Hinsicht reagierte der Staat in Deutschland mit
einer Einschränkung der eigenen hoheitlichen Ansprüche und der Bereitschaft,
die Verantwortung aufintermedifue Organisationen unter Beteiligung von Wis-
senschaft und Anwendern an verlagern.

Unterstiltzt wurde eine solche Reduktion der Regulierungsansprttche durch
den in Deutschland seit von Humboldt als >implizite Theorie< verankerten >Kal-
turstaatsgedanlcen< (Groß l9D: 132-133), der auf idealistischen Bildwrgskon-
zeptionen und korporatistischen Traditionen beruhte. Da Wissenschaft mit Kul-
tur verbunden wurde, gestand man ihr auch ein rbesonderes Maß an Autonomie,
FreiheiL Disanz zur Zwangsgewalt des Staates< (idem: 132\ za.Der Staat habe
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die Wissenschaft aber zu schützen und zu fördem. Immer dann, wenn sich die

Forschung dem rKem des Wissenschaftssystems< näherte, also meist im Fall
der problemorientierten Grundlagenforschung, griffdiese rimplizite Theorie<

und verlangte vom Staat den Schutz rurd die SelbsWerwaltung. Flir solche Ein-

richtungen konnte sich eine relative Autonomie auch im staatlichen Bereich

durchsetzen, ohne daß dabei dem Staat die hoheitlichen Eingriffsbefugrrisse
genornmen wurden.

Die Kai s er-l(ilhelm-Ge s ells chaft (KW G)entstand als ftipartiter Verbund von

Industrie, Wissenschaft und Kultusbtirokratie (siehe Kapitel 5.2.2 und vom

Brocke 1990a). Tatsächlich war die ganze Finarzierungskonsünrktion der KWG
bis zum Ersten Weltkrieg auf die Einwerbung von Mitteln aus der Industrie

ausgerichtet, während sich der preußische Staat in die Rolle des Protektors und

komplementären Finanziers einbinden ließ. Das hieß, er ttbernahm Ausfallbtirg-

schaften, zatrlte Zuschtlsse, stellte Baugelände ftlr die Enichtung der lnstitute

zur Verftigung und ltbemam die Finanzierung der Direktorenstellen (Burchardt

1990 6446). Es waren aber großindustrielle Kreise (vor allem Krupp) und

einige Banken, die lange 7-eitals die eigentlichen Mäzene der KWG aufuaten.

Diejenigen, die bestimmte Summen stifteten, erhielten einen Sitz im Senat der

KWC.
Von Harnacklegte ineinerberllhmtenRede zur Grundlegung derKWG seine

Vorstellungen über die organisatorische Konsmrktion vor, in der er ztr besseren

Legitimierung dieser neuen außeruniversitären lnstitution die Vorstellung der

Humboldtschen rHilfsinstitute< heranzog, die an sich, wie die Bibliotheken,

daftir da sein sollten, den Universitäten infiastukturelle Einrichhurgen zur For-

schung und Lehre zu bieten (Stamm 1981: 25; vom Brocke 1990a: 70-ß)72.

Natürlich hatte von Harnack nie eine solche Hilfsfunktion ftir die lnstitute der

KWG im Sinn. Er deutete damit aber an, dafJ sich die neuen außeruniversitären

Einrichtungen zwar ohne Lehre, aber irt enger Kooperation mit den Universitäten

entwickelnsollten, um den Widentand akademischer und zum Teil auch Beden-

ken politischer Kreise zu zerstreuen.

72 In der von Harnack verfaßten kaiserlichen Botschaft zur Grttndung außeruniversitärer

Forschungsinstitute im Jahre l9l0 heißt es sehr deutlich: Humboldts 'Wissenschaftsplan
verlangt neben der Akademie der Wissenschaften und der Universität selbständige For'

schun[sinstiturc als integrierende Teile des wissenschaftlichen Gesamtorganismus' Die

GrunJung solcher Institute hat in Preußen mit der Entwicklung der Universitälen nicht

Scluitt gähalten, und diese Lllcke, namentlich in unserer natunrissenschaftlichen Aus'

rüstung;wird iniolge des gewaltigen Aufschwungs der Wissenschaften immer empfindli-

ctrer. üir teOUrfen Anstalten, diJUber den Rahmen der Hochschulen hinausgehen und,

unbeeinträchtig durch untenichtszwecke, aber in enger Flthlung mit Akadem-ie und

Universität, rcaigüctr der Forschung dienen. (zitiert in vom Brocke l990az 27 ,30).
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Die Organisationsstuktur der KWG versinnbildlicht nicht nur die Interessen-
koalition, diedieneue Einrichtung schließlichdurchsetzenkonnte, sondernzeigt
auch das abnehmende Bildungsmonopol des Staates zu jener 7*it: Zumersten
Mal kam es zu einer Organisation der Wissenschaffsförderung, in der die Kultus-
btlrokratie nicht mehr die alleinige Hoheit besafJ, sondern private und wissen-
schaftliche Interessen den Ton angaben. Trotzdem entsprach die gesamte Kon-
stnrktion weiterhin einem rationalen shategischen Kalktll des Staates: ln einer
Zeit,in der man selbst nicht gentlgend Ressourcen zur Wissenschaffsförderung
besaß und die aufkommenden Stiftungen das Bildungsmonopol des Staates
bedrohten, erschien es kltlger, eine zentrale, privat finanzierte Stiftungsgesell-
schaft unter Staatsaußicht zu haben als die amerikanische Situation, in der sich
eine Vielzahl von Stiftungen spontan und ungeordnet im Bildungssystem enga-
gierten. Es war die Konzentration des Spendenaufkommens in einer zentral
geftlhrten Gesellschaft mit - wenn auch bescheidenen - Zugriffsmöglichkeiten
des Staates, die der Kultusbttrokratie die Zustimmrurg zu der Selbstverwaltungs-
konstruktion der KWG erleichterte (vom Brocke 1990a:25).

Die KWG war in erster Linie als ein Großunternehmen zur Akquisition von
indusftiellen und privaten Spenden gedacht, die anschließend zur Behebung des
notorischen Finanzierungsdefizits der Naturwissenschaften an neu zu erichten-
de, außeruniversitäre Forschungsinstitute vergeben wurden. Die KWG war also
eine Dachorganisation zru Akquisition von Geldern, zur Verteilung von Spen-
denaufkommen urd zur Venralhurg einer Reihe natr.uwissenschaftlicher For-
schungsinstitute. Obwohl es von Harnacks oberstes Zielwar,eine möglichst
anwendungsfreie und autonome Forschungsinstitution zu schaffen, ließ sich dics
angesichts der Abhängigkeit von Geld aus Anwendersystemen kaum in reiner
Form verwirklichen. Insgesamt bestand die KWG so aus einer großen Zatrl von
naturwissenschaftlichen Instituten, die relativ unkoordiniert nach Geberlaunen
entstanden waren und an problemorientierter Grundlagenforschung, also an den
wissenschaftlichen Grundlagen neuer venvertbarer Technologien, arbeiteten.

Der Staat war in zwei Rollen in der KWG-Organisation beteiligt: Bis 1918
kam dem >Protektor< in der Rolle des Kaisers eine zenhale Rolle in der KWG
zu. Das Protektorat des Kaisers erleichterte die Zustimmung der politischen
Instanzen und legitimierte die KWG hinreichend in der Öffentlichkeit und ins-
besondere in der Industie, um mit einem hohen Spendenaufkommen rechnen
zu können. Ohne den lGiser wärp.las Vorhaben selt watrscheinlich zum Schei-
tem verurteilt gewesen. Das preußische Kultusministerium hatte Verfeter im
Senat, im Verwaltrurgsausschuß und in den Kuratorien der einzelnen Institute
und nattlrlich Entscheidungsrechte bei der Emennung der Direktoren, die ja aus
staatlichen Mitteln finanziert wurden. In den Crremien mußten sich die ministe-
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riellen Verheter allerdings ohne Stimmrecht zufriedengeben. Dieses war den
zwar:zig Senatoren aus Wirtschaft und Wissenschaft vorbehalten.

Die Institutionalisierung der KWG im Kaiseneich kann als geglücktes Manö-
ver wissenschaftlicher Kreise verstanden werden, sich - und dies scheint ein
Grundmuster der Ausdifferenzierung der Wissenschaft in Deutschland zu sein

- mit Hilfe unterschiedlicher Finanzgeber eine relativ gesicherte, autonome
Position zu verschaffen. Von Hamacks Strategie wax es explizit, sich nicht von
einer Finanzquelle abhängig zu machenn sondern so breit wie möglich zu akqui-
rieren, um den EinIluß eines dominanten Finanzgebers zu vermeiden. Diese
>divide-et-impera<-Strategie konnte, wie die Organisationsstruktur der KWG
zeigt, erfolgreich implementiert werden: Die lnterventionsmöglichkeiten der

Kultusbürokratie, die am ehesten ein Interesse an Steuerung hatte, hatte man

durch das fehlende Stimmrecht und die Dominanz der wirtschaftlichen Kräfte
im Hauptausschuß und Senat eingeschränkt. Der wissenschaftsfreundliche Kai-
ser bildete ein weiteres Schutzschild gegen den bürokratischen Zentralismus.
Der >Abhängigkeit von Clique und Kapital< (Hamack, zitiert in vom Brocke
1990a: 140), die durch die finanzielle Abhängigkeit unmittelbar gegeben war,
war man durch die Einbeziehung der Politik als Geldgeber und Vertreter des

Allgemeininteresses zuvorgekommen. Die dezenhalisierte Struktur der Institute
verstärkte die Autonomie der Forschenden noch, auch wenn in den Kuratorien
genügend gesellschaftliche Interessen vertreten waren.

Einen weiteren Schutz vor dem politischen Einfluß bot die rechtliche Form
einer Stiftung öffentlichen Rechts, die es der staatlichen Verwaltung nicht er-

laubte, weisend in die Abläufe der KWG einzugreifen.
Die schwerwiegenden Finanzprobleme nach dem Ersten Weltkrieg ftihrten

zur Grändun g der Notgemeinschaft (siehe Kapitel 5.2.2). Sie wurde I 920 als

>eingetragener Verein< gegritndet, der sich rein aus korporativen Mitgliedem
der Wissenschaft zusammensetzte, also aus den Akademien, Hochschulen, der

Gesellschaft deutscher Naturforscher undÄrzteund der Kais er-l{ilhelm-Gesell-
schaft. Sie verstand sich ausdrücklich wie die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft als
Selbstverwaltungsorganisation, in der die Wissenschaft regieren sollte. Man
wollte sich explizit vom politischen Einfluß abschotten (Feldman 1987:267).
Ihr privatrechtlicher Status und ihre Organisationsstatute sollten dies demon-

strieren. Sie war eher eine genossenschaftliche Selbstverwaltungsorganisation,

da sich hier die wissenschaftlichen Akteure selbst mit demZiel derNutzenver-
besserung zusammenschlossen.

Die Leitung übemahm ein vierköpfiges Präsidium, das wiederum vom Prä-

sidenten als Vorstand geleitet wurde. Das Präsidium füllte die Entscheidungen

über die Mittelverwendung in den nttanziger Jatren beinahe autokratisch. Eine

Ausnahmestellung hierbei hatte der Mitinitiator der lfo tgemeinschafr, der frühere



Evo lut ion von Förderwstemen der 167

Minister im Kaiseneich schmidt-ott, der als Präsident die gesamte Leitung in
seine Hände zu nehmen wußte (Feldmann 1987;ziercld 1968). Die anderen drei
Präsidiumsmitglieder waren wissenschaftler. oHauptausschuß und Fachaus-
schüsse waren nur Beratungsgremisn. (Zierold 1968: l9). Jene sollten beraten
und ausgleichen, diese in verschiedenen wissenschaftsgebietendie Anfräge von
wissenschaftlern nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten beurteilen. Im
Hauptausschuß saßen drei Vertreter des Reichstages, die anftinglich noch den
Fachausschüssen zugeordnet waren (ziercld 1968: 58). l92l kamen vier ver-
treter der Hochschulverwaltung der Länder hinzu, die ilue lnteressen durch die
Fördertätigkeitder Notgemeinschafi anihren Hochschulen berührt sahen (idem:
2516). Die Mitgliederversammlung schließlich >nimmt den Jahresbericht ent-
gegen ... Zugleich beschließt sie über Angelegenheiten, die ihr seitens des präsi-
diums zur Beschlußfassung vorgelegt werden, und hat das Recht, Anträge zu
stellen, die sich auf den Betrieb der Notgemeinschaft beziehenn ($ I I der sat-
zung).

Die NotgemeinschaJt stand allerdings unter stärkerem politischen Druck als
die Kaiser-wilhelm-Gesellschafi,gerade weil ihr Hauptfinanzgeber das prtiten-
tiöse Reichsinnenministerium war, das meinte, sich der Notgemeinschart aß
,stützpunkt einer ahiven Reichskulturpolitikn bedienen zu können (zierold,
1968: 24). oWenn sich irgendjemand über irgendeine Handlung der Notgemein-
schaft beim Reichsinnenministerium beschwerte, wurde diese immer wieder
zum Bericht aufgefordert, und das Ministerium gebtirdete sich auch sonst durch-
aus als vorgesetzte Behördeo (idem). Auch gegenilber den Ländervertetem im
Hauptausschuß verhielt sich das Reichsinnenministerium wie eine oberbehörde
(idem: 2G27). schon kurz nach der Grtindung forderte man ein vetorecht bei
finanziellen Bewilligungen, das man auch ohne großen widerstand erhielt.
Trotzdem gentigten dem Reichsinnenministerium diese formalen Möglichkeiten
nicht. Man hatte den Eindruck, daß die Notgemeinschart eigene wege beschrei-
ten wärde. Dies kommt in einem Aufsae des Reichsinnenministerc Beclrers anm
Ausdruck (rProbleme der Wissenschaftspflege<; siehe Zierold 1968: I l7): ,Die
Notgemeinschaft ist etwas ganz anderes geworderl als was sie gedacht war. statt
dem staate neue Mittel zuzuffttuen (sic!), verteilt sie Reichsmittel. Ihrer Funk-
tion nach stellt sie eine Abteilung des Reichsinnenministeriums dar ... Zu bedau-
em bleibt nur, daß dem Reich damit die Filhnrng auf dem Gebiete der Wissen-
schaftspolitik entglitt, die sich bisher in Deutschland keine staatliche Regierung
je hat abnehmen lassenn. Die Selbstverwaltung - und dies bezog die Kaiser-
Iailhelm-Gesellsclafi mit ein-, die eine,harmonische Ergänzung zur staatlichen
Verwaltungn sein sollte, wlirde entarten (idem; siehe auch vom Brocke 1990b:
339; Stamm l98l:30).
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Es kam schließlich tatsächlich zu Reformen, die die Position des Reichsinnen-

ministeriums in der Notgemeinschafi , die 1929 in Deutsche Gemeinschafr zur
Erhaltung und För derung der Fors chung (For s chungs gemeins chan umbenannt

worden war, stärken sollten. Der Innenminister erhielt jetzt das Recht, ein Drittel
der wissenschaftlichen Mitglieder des Hauptausschusses zu emennen. Die Bezie-

hungen zwischen Notgemeinschart wd Reichsinnenministerium sollten jetzt
schriftlich festgelegt werden (Zierold 1968: 124)73. Unter Protest und Verweis
auf die Selbstverwaltung willigte die Notgemeinschafi schließlich ein (idem:

128). Tatsächlich erwiesen sich diese Instrumentalisierungsversuche aber als

wenig tauglich.
Beide Organisationen hatten zwar mit staatlichen Bevormundungsversuchen

zu kämpfen, der Staat vertrat aber keinerlei planerische forschungspolitische
Vorstellungen und besaß durch die fast-staatliche Organisationsform auch keine

Zwangsmittel, um autoritär eigene Ziele durchzusetzen. Die Veränderungen der

Organisationsstatute 1929 bei der Notgemeinscfurtbedeuteten allerdings einen

erheblichen Eingriffin den Selbstvenvaltungsstatus, ohne daß sich dies auch

effektiv durchsetzen ließ.
Der Kulturstaatsgedanke, die Ambitionen eines patemalistischen Staates, die

föderalistische Stnrktur, die privatechliche Konstnrktion und die Tradition der

Selbstverwaltung erklären, warum sich die Kaiser'Wilhelm'Gesellschafi wd
die Notgemeinschart ah fast-staatlichc lnstitutionen etablieren konnten. Das

Spannungsverhältris von wissenschaftlicher Autonomie und öffentlicherVerant-
wortung war damit aber nicht gelöst. Dem Staat standen lediglich beschränktere

Möglictrkeiten als an den Universitäten zur Verfflgung, um in die administrati-
ven Abläufe der beiden Einrichtungen einzugreifen. Auch die privatrechtliche

Konsftrktion verhinderte es nicht, dies lelut der Fall der Notgemeinschaft, daß

das Reichsinnenministerium versuchte, die Notgemeinschafi ftI eigene Zwecke

zu vereinnahmen. Auf allen organisatorischen Ebenen der strukturellen Kopp'
lung von Politik und Wissenschaft läßt sich nachweisen, daß die Balance zwi-
schen Selbstverwaltung und staatlicher Außicht rurd Bevormundung in Deutsch-

land prekär blieb. Dies zeigte sich immer wieder an den Hochschulen, an ver-

schiedenen Reichsanstalten, in der Kaiser-Wilhelm-Gesellschafi wd der lVof-

gemeinschaft. Zwar hattpman einen modus vivendi duch die dualistische Kon-
stnrktion von Selbstverwaltung und staatlicher Kontolle gefunden (Schroeder-

Gudehaus 1972). Dieser geriet aber jeweils dann unter Druck, wenn politische

Aktegre meinten, sich tlber die Nutzung wissenschaftlicher Institutionen Vorteile

verschaffen zu können. lnsofern wuchs in Deutschland ein Modell der

Hierin wurde festgelegt, daß die Notgemeinschqfi der Aufsicht des Reichsinnenministers

unterlag, dieser zu allin Sitzungen einzuladen sei, al informiersn sei, Prllfungsrecht und

ein Einipruchsrccht erhalto und die Finand(onholle durchfflh,re (Zierold 1968: 13l).
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forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft heran, in dem staatliche urd
wissenschaftliche Interessenzlyar durchaus fruchtbar fttr die wissenschaftliche
Entwicklung miteinander verbunden werden konnten, in dem aber viel Milhe
aufgewandt werden mußte, damit latent vorhandene Konflikte nicht aufbrachen.
Die Dialektik von Freiheit und Notwendigkeit ist ftlr dieses Modell der genos-
senschafilichen Selbstverwaltung tlpisch. Ja" sie blieb spannungsreicher als in
Frankreich, weil sich dort die Wissenschaft eindeutiger zur Übematrme der
öffentlichen Verantwortung bekannt hatte als in Deutschland und sich wissen-
schaftliche und die politische Elite zudem relativ einig ttber die Organisation
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft waren.

5.4.2.4 Vereinigte Staaten

In den USA spielt die mittelbare Staatsverwaltung fast gar keine Rolle. Das
Fehlen einer mittelbaren Staatsverwalhrng lag an zwei Faktoren: Zum einen
dominierte in den USA, wie bereits angeschnitten, eine starke Anwendungs-
orientierung in der staatlichen Finanzierung von Forschung. Die Fördenmg der
(problemorientierten) Grundlagenforschung wollten die politischen Akteure im
Prinzip privaten Instanzen {iberlassen. Zum anderen war die staatliche Venryal-
tung im Vergleich zu den europäischen Ländem selu schwach und wurde lange
Zeiteher als Zugang gesellschaftlicher Akteure zu staatlichen Entscheidungs-
positionen gesehen denn als Vehikel staatlicher Macht. In den USA brauchten
die Wissenschaftler kaum den Zugang zur mittelbaren Staatsverwaltung zu
suchen, weil es ihnen leicht gemacht wurde, Schltisselpositionen in der Ver-
waltung selbst zu besetzen. Diese Option wurde noch durch das später eingefflhr-
te >merit systen < bei der Rehutiermg des Personals enveitert. Diese Möglictrkeit
des direkten Zugangs zu staatlichen Entscheidungspositionen wurde allerdings
durch einen resfriktiveren Ratrmen an Forschungsmöglichkeiten erkauft. Dies
lag jedoch nicht an Übergriffen rurd Weisungsbefugnissen der Ressortministe-
rien, in denen die staatlichen Forschungseinrichturgen eingelagert waren. Weil
die Wissenschaftler es verstanden, Schltlsselpositionen in Ministerien zrr er-
obem, und weil die amerikanische Bttrokratie keine Tradition der hoheitlichen
Regulierung besafJ, bildete die Zuordnung zu einem Ministerium kaum einen
Autonomieverlust. Von Bedeutung war dagegen die Befugnis des Congress, die
Haushaltsmittel zu verteilen und dabei die im >organic act< festgeschriebenen
Aufgaben der Brurdesforschungseimichtungen zu tlberprtlfen und gegebenenfalls

anzumahnen. Der Congress bildete die staatliche Konfrollinstanz. Selbstver-
ständlich war dieser nicht imsande, die Auswahlverfaluen der Fonchrurgsanstal-
ten en detail zu tlberpdlfen. Er besaß aber die Befugnis, Richtlinien vorzugeben.
In gewissem Umfang konnten die Bundesforschungseinrichhrngen selbständig
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Mittel verwalten. Administrativ waren sie aber an das Ressortministerium und
das Dienstecht angebunden. Dies erklärt die Einordnung der amerikanischen
staatlichen Forschungsanstalten in den II. Grad der Verselbsttindigung.

Die große Bedeutung der Bundesforschungseinrichtungen ist durch die lange
Zeit fehlenden Forschungsmöglichkeiten in der amerikanischen Gesellschaft
zu erklären. Die Bundesstaaten, vor allem aber der Bund, finanzierten bis gegen

Ende des vorigen Jalrhunderts die einzigen Einrichtungen, in denen die natur-
wissenschaftliche Forschung und damit auch die Grundlagenforschung unterge-
bracht werden konnte. lnsofem vermischten sich von Anfang an Interessen der
Wissenschaft an Finanzierung und lnteressen politischer Akteure an Untersttit-
zung dwch wissenschaftliche Expertise. In Deutschland bildeten die staatlichen
Anstalten dagegen langeZeit lediglich Ressortforschungseinrichtungen, die ftir
die Grundlagenforschung nicht in Frage kamen. Erst gegen Ende des 19. Jahr-
hundert begannen sich in den USA der zweite große Sektor der Forschung, die
Universitäten, und dieprivate Finanzierungheranzubildenund den Grundlagen-
forschem einen attraktiveren Standort zu versprechen. Erstjetzt trat auch die
in Deutschland gültige Trennung von Grundlagenforschung an den Universitäten
und praktische Forschung im staatlichen Bereich ein, ohne allerdings die bereits
in den Bundesforschungseinrichtungen in ökologischenNischen etablierte pro-
blemorientierte Grundlagenforschung aus dem staatlichen Bereich auszuschalten.

Dies belegt das Beispiel des Hygienic Laboratory, das auch gegen den Willen
des Congress immer wieder erfolgreiche Grundlagenforschungserkenntnisse
voranweisen hatte @osen 1965). Gerade in den problemorientierten Grundlagen-

bereichen konnten die Universitäten oft nicht genügend Unterstützung gewähren.

Daß sich auch bis 1939 keine quasi- oder fast-staatlichen Forschungs- und
Fördereinrichtungen herausbildeten, lag an zwei Faktoren:

Zum einen daran, daß der Staat, um die Kooperation von Wissenschaftlern
an seinen Prograülmen an erreichen, nicht auf solche intermediären Organisatio-
nen angewiesen war. Die hohe Mobilität zwischen staatlichem und wissenschaft-

lichem Sektor und das gute Ansehen der staatlichen Forschung verschaffien dem

Staat Zugang zu den mit Reputation ausgestatteten Forschern, die an staats-

eigenen Projekten mitwirkten und zudem in der Lage waxen, die Kooperation
ihrer Kollegen im Wissenschaftssystem zu erreichen.

Zum anderen mußte der Bund bis Anfang der dreißiger Jatre nicht als Protek-

tor des Wissenschaftssystems auftreten. Erstens hatte er keine Verantworhrng
für die Universitäten, und zum zweiten war der Umfang der privaten Finanzie-
rung ab etwa 1880 völlig ausreichend, um die Bedtirfnisse der Grundlagenfor-
schung zu befriedigen. ln den USA entstand keine Bewegung wie in Frankreich,

England und Deutschland, die den Notzustand der Wissenschaft an den Staat

herantrug.
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Damit fehlten zwei der wichtigsten initiierenden Elemente ftir den Aufbau
einer mittelbaren Staatsverwaltung in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft, ntimlich die mangelnde Expertise einer Förderungsverwaltung
und die finanzielle Notsituation in der Wissenschaft.

5.4.2.5 Vergleichende Betrachtungen

Wenn wir die vier Länder im Überblick betrachten, zeichnen sich also unter-
schiedliche Staat-Wissenschaftsbeziehungenmitunterschiedlichenorganisatori-
schen Kopplungen zwischen Staat und Wissenschaft ab:

- In England findet sich durchgängig ein>Distanz- oder Treuhönder-Modell<
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft, in dem sich der Staat
auf eine außichtführende Rolle zurückzog und der Wissenschaft und den
Anwendern die Verteilung der staatlichen Gelder überließ.

- ln Franlveich ent*ickelte sich dagegen ein >stöndisch-korporotistisches
Modell<, in dem Selbstverwaltung der Wissenschaft und staatlich-bürokrati-
sche Anbindung in einer grofJen Organisation koordiniert wurden. Frankreich
schaffte es mit diesem Modell, zumindest ftir eine garukurzeZeit bis zur
deutschen Besatzung, eine umfassende und zentrale Koordination in der
forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft zu erreichen.

- ln Deutschlandblieb die Gleichzeitigkeit von staatlichem Führungsanspruch
und wissenschaftlicher Selbstverwaltung wie in Frankreich bestehen. Sie
führte aber zu einer anderen, differenzierteren organisatorischen Kopplung.
Dabei hatte der staatliche Fühnrngsanspruch in der unmittelbaren Staatsver-
waltung Vonang (Reichsanstalten), im Fall der Universitäten bestand ein
Kräftegleichgewicht zwischen Politik und Wissenschaft und in den fast-staat-
lichen Organisationen konnte das genossenschafiliche Selbsnerwaltungs-
modell domnieren. Dieses sprach den Wissenschaftsorganisationen ein hohes
MafJ an organisatorischer Führungsautonomie zu, etablierte aber gleichzeitig
genügend Kontrollmechanismen, um die gesellschaftliche Verantwortung
dieser Organisationen einfordern zu können. Auf allen Niveaus aber traten
immer wieder instabile Gleichgewichte in der Autarierurg von wissenschaft-
lichem Autonomieanspruch und staatlichem Führungsanspruch hervor. Eine
umfassende Koordination wie in Frankreich gab es hier nicht.

- In den USI schließlich henschte eher ein >pluralistisches Modell< vor,in dem
es forschungspolitische Steuenrng der Wissenschaft durch den Staat und ohne
ihn gab, während die anderen Modelle jeweils durch Konstruktionen einer
Steuerung durch den Staat, allerdings in unterschiedlichen Abstufungen,
geprägt waren. Eine institutionalisierte Austarierung von wissenschaftlichen
und politischen lnteressen liber intermediäre Organisationen gab es nur in
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Ansätzen. Im wesentlichen erfolgte eine solche Austarierung spontan tiber
personale Mobilität zwischen politischer Wissenschaftsadminishation und
Universitäten. Dieser vertikale Austausch erfolgte nicht zentral koordiniert,
sondem bereichsspezifisch nach Problemen oder Disziplinen.

Wie lassen sich diese unterschiedlichen Entwicklungspfade in der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschaft abschließend erklären?

Aufwelche Weise die >Politische Ökonomie der Wissenschaft< jeweils institu-
tionalisiert wurde, hängt mit den national-spezifischen Institutionen, Ideen und

der Rolle des Staates in der Gesellschaft zusammen. Wir treffen in den vier
Litndem dabei auf, heroisch simplifizierend, zwei unterschiedliche Vorstellungen

und Realtypen des Verhältrisses von Staat und Gesellschaft, die mit den lnstitu-
tionalisierungsmodellen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-

schaft konespondieren:

(1) Auf dem Kontinent (Frankreich rurd Deutschland) dominierte eine Tradi-
tion der rStaatliclrkeit< (im Englischen statenessi siehe hierzu Nettl 1968), die,

untersttitzt durch die römische Rechtsnadition, den Anspruch des absolutisti-
schen Staates fortschreibt, als einheitliche und von der Gesellschaft gesonderte

Gewalt zu handeln. In beiden Ländem entwickelte sich die staatliche Bürokratie
als Henschaftsapparat der Könige und Ftirsten und hatte sich fest etabliert bevor

Indusrialisierungs- und Demokratisierungsprozesse einsetzten (Katzenstein

1978; Amentaund Skocpol 1989; Lehmbruch 1991). Dies erklärt die lange und

aktive Tradition, die diese Btlrokratien während des Modemisierungsprozesses
fruchtbar anwenden konnten. Aufgrund der schwachen Position der

Mittelschichten avancierte die Bürokratie zur Reforminstanz der Gesellschaft
schlechthin. Während sich aber in Franlaeich eine etatistische Tradition bitrolcra-

tischen Handelns durchsetzen konnte, die dazu neigte, staatliche Intervention
über die Besetzung gesellschaftlicher Schaltstellen der Macht durch administrati-

ve Eliten abzusichem Qtantouflage; siehe van Waarden 1993 : 202),enhvickelte
sich in Deutschland eher eine Tradition der >interlocking directorates<, also der

aktiven Kooperation von teilsystemischen Eliten und staatlicher Btirokratie unter

Beibehaltung der relativen Autonomie der Teilsysteme (vergleiche auch Wagner

1990: 4l). Es waren Netzwerke, die Informationen zwischen (Land)Wirtschaft

oder Wissenschaft und Politik hin- und herschalteten und dazu dienten, zu einer
gemeinsamen politischen Abstimmung zu gelangen. Die staatliche Bürokratie
trat aktiv auf, sie versuchte aber nicht, das Handeln gesellschaftlicher Akteure
dwch politisches Handeln zu ersetzen. In Deutschland blieb der Selbstverwal-
tungsgedanke stäirker als in Frankreich erhalten. In beiden Ländem wurde aber

die Gr'rindung von rKorporationen< und anderen gesellschaftlichen Zwischen-
gliedern in der Tradition des römischen Rechts als Konzession des Staates gese-
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hen (Dyson 1980). Dies erklärt, warum in Deutschland Selbswenvaltung immer
nur Freiheit im Staatvnd nicht Freiheit vom Staatheißen konnte. Am üeffend-
sten wird dies durch den Tlpus des deutschen Professors als Staatsbeamten
verkörpert. Die Freiheit der gesellschaftlichen Akteure stand immer unter dem
Diktat, dabei das vom Staat definierte Allgemeinwohl nicht nur nicht zu verlet-
zen, sondem zu ftrdern. Dies macht das Besondere der deutschen Staatlichkeit
aus: Gesellschaftliche Selbstorganisation konnte sich nur unter staatlicher Auf-
sicht und Zustimmung vollziehen.

In Frankreich war die staatliche Bürokratie weitaus zurtickhaltender, was die
Freiheit gesellschaftlicher Verbände- und Gruppenbildung betaf. Wenn sie, wie
in der Sozialversicherung, zustandekam, wurde sie eher als Dienstleistung ftir
den Staat interpretiert denn als das Recht, öffentliche Aufgaben im eigenverant-
wortlichen Rahmen zu organisieren. Unter der Regie der alles behenschenden
staatlichen Bilrokratie, die zudem durch den zenfalistischen Staatsaufbau unter-
stützt wurde, konnten sich weite Teile der Gesellschaft nie ohne Staat nach
eigenen Gesetzmäßigkeiten entwickeln, sondern immer nur in bezug auf den
Staat. In den meisten Fällen ilbernatrm die Btlrokratie ohnedies die lnitiativen.
Diese Gängelung durch und Abhängigkeitvon bürokratischem Handeln reduzier-
te die Möglichkeit und den Willen, das eigene Handeln selbst zu organisieren.
Frankreich blieb ein etatistischer und zentralistischer Staat, währcnd sich in
Deutschland ein patemalistischer und föderalistischer Staat entfaltete, in dem
zwar nichts ohne den Staat geschah, die gesellschaftlichen Akteure aber durch-
aus selbständig aufueten konnten.

Diese Selbständigkeit wurde in Deutschland im Wissenschaftsbereich durch
den Kulttustaatsgedanken abgesichert, in dem sich die bildungspolitisch-ideali-
stischen und korporativen Ideale durchsetzen konnten. Diese rldee<, die in den
Universitäten institutionell verankert wurde, schützte während der Institutionali-
sierungsphase der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft die wissen-
schaftlichen Akteure vor weitergehenden staatlichen Zumutungen. .

Die Kombination von aktiver und interventionistischer Staatsbtirokratie,
Anerkennung der Selbstverwaltung und der Freiheit gesellschaftlicher Funk-
tionsbereiche unter Akzeptanz eines staatlich definierten Gemeinwohls sowie
der Kulturstaatsgedanke erklärt, warum in Deutschland bei der Institutionalisie-
rung der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft in allen Organisatio-
nen immer wieder Selbstorganisation und staatliche Bevormundung aufeinander-
tafen. Die bis heute andauemden Konflikte zwischen Wissenschaft und Politik
und die besonders starke Betonung ihrer Autonomie durch die Wissenschaft
erklären sich durch die >Freiheit der Wissenschaft im Staat<, durch die große
Nähe zu staatlichen Instanzen hotz aller institutionellen Absicherungen. Das
genossenschaftliche Selbswerwaltungsmodell der forschungspolitischen Steue-
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rung der Wissenschaft erzeugt ein prekäres Gleichgewicht der strukturellen
Kopplung von Wissenschaft und Politik.

In Frankreich zwang der herrschende Etatismus die Wissenschaftler ebenfalls

dazu, ihre lnstitutionen in engem Miteinander zur staatlichen Bürokratie zu
etablieren. Ein Kulturstaatsgedanke oder der Gedanke der Selbstorganisation

im Sfaat spielte hier allerdings keine Rolle. Die Förder- und Forschungsein-

richtungen ließen sich hier nur als Dienstleistungsorgane des Staates legitimie-
ren. Das ständisch-korporatistische Modell, das sich schließlich entwickelte,
warviel weniger das Resultat einer staatlichen Anerkennung wissenschaftlicher

Freiheitssphären, obwohl auch dies eine Rolle spielte, als eine Mischung von
lnstrumentalisierungsgedanken einer etatistischen Bürokratie, zentralistischen
Staatsaufbau, der einen damit konespondierenden zentralistischen Aufbau von
gesellschaftlichen Organisationen förderte, sowie der Idee eines rationalen Hu-
manismus und sozialistisch-planerischer Ideale, die in wissenschaftlichen und
politischen Elitenkreisen zirkulierten. Als auslösendes Element der Institutionali-
sierung kam schließlich die große Krise derdreißigerJatre und die Kriegsgefahr

hinzu, die ebenfalls zu einer Koordination und Zentalisierung der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschaft ftihrten. ln der ständisch-korporatisti-
schen Konstuktion des Cente Nationol de la Recherche Scientifiqae konnten
die Interessen der Forscher an einer in Frankreich erstnals institutionalisierten
Selbstverwaltung und die Interessen des etatistischen Staates nach lnstumentali-
sierung der Wissenschaft und planerischer Sicherheit verbunden werden. Auch
hier konnte die Wissenschaft Freiheit also nur im Staat eilangen Und auch hier
wurde das Spannungsverhältnis von Freiheit und staatlich definierter öffentlicher
Verantwortung in eine hybride Konstnrktion gegossen. Im Unterschied zu
Deutschland behielten die staatlichen lnstanzen aber einen besseren Zugriffauf
die Förder- und Forschungseinrichtungen. Nicht die Anerkennung der Selbstver-

waltung stand hier im Mittelpunkt, sondem die Möglichkeit, die Wissenschaft

als Dienstleistungsorgan in den staatlichen Dienst zu nehmen.

(2) Die angelsächsische Entwicklung ist im Gegensatzzuder kontinentalen
Tradition durch eine starke Rolle der bürgerlichen Gesellschaft und einen schwa-

chen oder zurückhaltenden Staat gekennzeichnet (Dyson 1980). Dies ist der

Grund, warum man England und die USA als >stateless societies< kennzeichnet
(Nettl 1968; siehe auch Almond 1988 und kritisch zu diesem Begriffftir die
USA: Skowronek 1982). Eine aktive und interventionistische Bürokratie läßt

sich in beiden Ländern nicht finden. Die Demokratisierung vollzog sich hier

bevor die Indusnialisierung rurd der Aufbau einer skatlichen Btirokratie statt-

fand. Etatistische oder patemalistische Interventionsideale konnten so keinen
Fuß fassen.
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In England resultierte dies lange Zeitin einerseits äußerster Zurückhaltung
des Staates, planerisch und antizipativ ingesellschaftliche Abläufe einzugreifen.
Zwar scheute man sich nichg regulierend auf negative Folgekosten der Indusnia-
lisierung zu reagieren oder in bescheidenem Maße gesellschaftliche Entwick-
lungen zu fördern, die Philosophie eines Laissez-faire-Staates (van Waarden
1993) regierte aber das allgemeine bürokratische Handeln. Die Interventions-
intensität und Regelungsdichte blieb gering. Man verstand sich in der Bürokratie
eher als neuüales Gremium im Kampf gesellschaftlicher Interesseq als rsupervi-
sorr, wie ihn willke vorkurzem als Ideal eines zukünftigen staatlichen Handelns
einforderte (willke 1992). Die Auseinandersetzungen mit gesellschaftlichen
Akteuren standen weniger im Zeichen des staatlichen >Interesses an sich selbst<
als in dem Bemühen, sachgerechte Kompromisse zu erzielen (siehe auch Feick
und Jann 1989: 65). Die Institution da Royal Commissions,also staatlich einge-
setzter untersuchungskommissionen, ist hierftir ein gutes Beispiel. sie wurden
immer dann installiert- die Konfliklparteien partizipierten in diesen Kommissio-
nen -, wenn sich die Regierung nicht in der Lage sah, innerhalb oder außerhalb
des politischen systems eine allgemein akzeptable Entscheidung herbeizuftihren.

Auf der anderen seite bestand die wissenschaft lange Zeit auf ihrer unabhän-
gigen selbstorganisation und versuchte staatliche Interventionen abzuwehren.
Erst durch die hohen Finarzierungsbedürfirisse in der Forschung begannen Krei-
se der wissenschaft an den Staat herarzuteten und staatliche unterstützung zu
fordem. Von Anfang an war man aber darauf bedacht, eine mögliche lnstitu-
tionalisierung mit dem größtmöglichen Freiheitsraum zu realisieren.Die >Frei-
heit vom Sraar< blieb das Credo der Wissenschaft und konnte sich, frotz einiger
Konflikte unter den politischen Akteuren, auch im politischen System durch-
setzen.

Die neuen Institutionen der Wissenschaft wvden neben der bisherigen staatli-
chenBürokratieetabliert, als relativ selbständige Apparate der Selbstverwaltung
der Wissenschaft. Sicherlich war auch hier staatliche Aufsicht gegeben, aber
in einem anderen Sinne als in den kontinentalen Ländern. Staatliche Aufsicht
bedeutete in Deutschland Definition des Allgemeinwohls durch den Staat und
die staatliche Kontolle der Korporationen bezttglich ihres Gemeinwohlverhal-
tens. In Frankreich war sie lntegration der gesellschaftlichen Akteure in den
staatlichen Entscheidungsprozeß mit dem Ziel derNuEbarmachung gesellschaft-
licher Potentiale ftlr staatliche Steuerungszwecke. In England blieb sie reine
Finanzkontrolle ohne staatliche Bevormundung.

Im Treuhänder-Modell Englands existierten Staat und Wissenschaft mehr
oderweniger nebeneinander. In den usA fand eine osmose avischen staatlicher
Btirokratie und gesellschaftlichen Akteuren statt. Die liberalistische Staatshadi-
tion prägte die USA noch stärker als England. Dies hatte verschiedene Gründe:
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Zum einen konnte sich im Kampf gegen die alten Kolonialmächte das Ideal
durchsetzen, einen starken Staat, wie er in Spanien, Frankreich oder England
zu finden war, nicht anzulassen (de Tocqueville 196l). Die bärgerliche Gesell-

schaft bestimmte den Entwicklungsrhythmus der Gesellschaft und nicht die
staatlichen Instanzen. Aufklärerische Ideen hatten zum zweiten daftir gesorgt,

daß eine starke Gewaltenteilung eingeftihrt wurde, die vor allem die Exekutive
zugunsten der Legislative schwächte. Drittens verhinderte der Föderalismus
langeZniteine starke Rolle des Zentalstaates. Eine interventionistische Praxis
konnte sich so bis zum iVelv Deal nden dreißiger Jatuen nicht durchsetzen. Dies
verhinderte nicht, daß der Bundesstaat häufig als Regulierungsinstanz ftir die
Rahmenbedingungen gesellschaftlichen Handelns hervortreten mußte (Dunlavy
teez).

Der Wissenschaft trat so kein bereits etablierter Staat mit funktionierender
Bilrokratie gegentlber, sondem ein in sich fragmentierter und inkohärent funktio-
nierender, schwacher, imAufbaubefindlicherStaatsapparat. Genaudiese Struk-
tw förderte eine Entwicklung des >pressure plurah'sn< oder >captured statism<
(van Waarden 1992a" 1992b), der Infiltration der staatlichen Bärokratie durch
teilsystemische Eliten. Einerseits konnten Wissenschaftler, wenn sie es einmal
geschafft hatten, eine staatliche Finanzierung für Expeditionen oder andere

Forschungsaufgaben zu erhalten, relativ sicher sein, im fragmentierten Nebenein-
ander des Bundesstaates eine ökologische Nische gefunden zu haben, die vorerst
nicht wieder aufgelöst werden wilrde. Zum anderen gelang es im Laufe der Zeit,
die wichtigen wissenschaftlich-technischen Schaltstellen der staatlichen Macht
mit Wissenschaftlem zu besetzen und so der eigenen Klientel Vorteile an ver-
schaffen. Die Wissenschaft handelte hier so wie zahlreiche andere gesellschaftli-
che Gruppen auch. Sie war aber privilegierter als viele andere Interessengruppen
in ilnem Zugangzum politischen System, weil das >merit-systemr gerade ihre
Kompetenzen des Wissens besonders belohnte. Selbstverständlich hieß dies
nicht, daß sich nun ein unkontollierter Klientelismus zugunsten der Wissen-
schaftentfaltenkonnte. Die Besetzung der Schaltstellenverschafte einen erheb-

lichen Freiraum, Forschung nach eigenem Ermessen durchzuführen. Trotzdem
blieb die Wissenschaft Funltionsbestandteil des politischen Systems und hatte

sich den Instifutionen und Interessen dieses Systems zu unterwerfen. Es war vor
allem der Congress, dessen ständig wechselnde rlssue-Präferenzen< eine dauem-

de Bedrohung staatlicher Forschungsprogramme und -institutionen bildeten' Die
Wissenschaft mußte in den USA lernen, im Staat und als Teil des Staates fflr
ihre Interessen zu kämpfen. Dies ist das Besondere der amerikanischen Situation.

Begleitet wurde dieser Kampf allerdings von der gleichzeitig stattfindenden
gesellschaftlichen Selbstorganisation der Forschung, die in diesem Ausmaß in
keinem der anderen Länder zu finden war.
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Die Wissenschaft hatte so gleich zwei Ankopplungsstationen mit völlig
unterschiedlichen Handlungslogiken, die sie sich zunutze machen konnte. Stär-
ker noch als in England konnte sie auf privater Ebene in Freiheit vom Staat
forschen, weil lange Zeit gentigend Ressourcen zur Verftigung standen. Erst in
den dreißiger Jahren begann diese Quelle zu versiegen und der Kampf im und
als Teil des Staates zu dominieren.

Das amerikanische Modell des >captured statism< und das englische Treuhänder-
modell drückendie starke stellung derbtlrgerlichen Gesellschaftgegenüberdem
Staat in diesen Ländern aus. Das deutsche genossenschaftliche selbstverwal-
tungsmodell und das französische sttindisch-korporatistische Modell sind da-
gegen Kompromißarrangements in einer Gesellschaft mit starkem Staat. Die
Kopplungsmodelle sind das Resultat des Grades staatsinterventionistischer
Alctivitäten und der Macht der staatlichen Bürokratie einerseits sowie der Stärke
und relativen Autonomie der wissenschaft gegenüber der Politik andererseits.
sowohl in Deutschland wie in England hatte sich die wissenschaft entweder
ihren selbstverwalteten Bereich erobert @eutschland) oder aber Fremdbestim-
mungen lange Zeit erfolgreich abgewehrt (England). In Frankreich dagegen
zeigte sich eine fragmentierte und durch die lange Zeitfehlenden Forschungs-
möglichkeiten sehr schwache wissenschaftsgemeinschaft. Dies war ähnlich in
den USA, wo sich eine Forschergemeinschaft erst mit der privaten Finanzierung
der Forschung an den Universitäten gegen Ende des Jahrhunderts in größerem
Ratrmen herausbilden konnte. Faßt man diese beiden Dimensionen (Interven-
tionsfähigkeitderstaatlichenBitrokratie;stärkederwissenschaftsgemeinschaft)
zusammen, erhält man die in Übersicht 2 dargestellte Typologie von Regulie-
rungsmodi in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft vor dem
Zweiten Weltkrieg.

Die Sfrategien der Wissenschaftler, die sich um eine Institutionalisierung der
Forschung und ihrer Förderung bemllhten, so läßt sich resümieren, mußten sich
an der Stärrke der staatlichen Position ausrichten. Das dominante Interesse war
sicherlich, die Forschungs- und Förderinstitutionen in größtnöglicher Selbstver-
waltung zu institutionalisieren. Einen gewissen selbstverwaltungsstatus zu
erlangen, gelang dabei ttberall, allerdings in unterschiedlichen institutionellen
Arrangements mit unterschiedlicher Beteiligung der staatlichen Seite. Dort, wo
diegesellschaftlichenKräftegrundsätzlichinferiorgegenüberstaatlichenMacht-
ansprilchgn waren, wie in Frankreich, mußte die Wissenschaft akzeptieren, als
Dienstleistungsorgan des Staates betrachtet zu werden. Dort, wo der Staat
schwach entrvickelt war, wie in den USA, konnte sich die Wissenschaft inner-
halb des Staates wichtige Freiräume schaffen. Und dort, wo Wissenschaft und
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Übersicht 2 Regulierungsmodi zwischen Staat und Wissenschafi vor dem
Zweiten Weftkrieg

W'ssenschafisge-
meinschafr

Affiive bezieh ungswelse starke
Administntion

Passive
beziehungsweise
schwache
Administntion

Stark Genossenschaftliche
Selbstvenraltung (D)

Distanz-
beziehungs-
weise
Treuhändermodell
(UK)

Schwach Ständisch-korporatistisches
Modell(F)

Pressure Pluralism
(USA)

Staat aus unterschiedlichen Erwtigungen heraus gleichberechtigt einander gegen-

überftaten, kam es zur festen Etablierung der Selbstverwaltungsposition neben

dem Staat, wobei die staatliche TraditioninDeutschlandeininstabiles Gleichge-

wicht der Kräfteverhältnisse in solchen Selbstvenvaltungsorganisationen ftirder-
te, in England die staatliche Zuritckhaltung aber einen hohen Gestalhrngsspiel-

raum der Wissenschaft zuließ.

5.5 Resümee

In derÜbersicht 3 werden die wichtigsten Merkmalsdimensionen der stukturel-
len Kopplung zwischen Staatund Wissenschaftund die wichtigsten Unterschie-

de zwischen den Ländern zusammengefaßt.
Das Entstehen von intermediären Organisationen in der Forschungsftirderung

läßt sich in der Mehrzahl der Fälle als vom Staat sanktionierte Wissenschafts-

initiative, also als wissenschaftlich gewollte Initiative beschreiben. Die Evolu-
tion der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft war der Kampf be-

stimmter wissenschaftlicher Kreise um gesicherte institutionelle Finanzierungs-

arrangements. Der Staat setzte hierbei die Ratrmenbedingungen, unter denen

die Institutionalisierung schließlich stattfand. Es wäre aber unsinnig, die Evolu-

tion lediglich als monokausales Entwicklungsmuster zu beschreiben. Der Drang
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vieler Wissenschaftler, sich organisatorisch selbständige Basen an veßchaffen,
und die Empfänglichkeit der Regierungen, diesem Drängen schließlich nach-
zugeben, sind durchtechnologische und industielle Entrvicklungenmiteinander
verbunden.

Ohne die gesteigerten technologischen Forschungsmöglichkeiten und den
wachsenden Bedarf an wissenschaftlich+echnischen lnformationen durch die
im 19. Jatrhundert stattfindende Industialisierung wäre der wachsende Bedarf
an neuen und kostspieligen Forschungsmöglichkeiten gar nicht entstanden. Es
waren die neuen lnstumente und Erkenntrismöglichkeiten, die der Wissenschaft
ungeahnte Weiterentwicklungen und Spezialisierungen erlaubten, und es war
die gesellschaftliche Nachfrage nach solchen Erkenntrissen, die die Ausdifferen-
zierung der Wissenschaft entfachte. Die Politik gehörte hier zu den Nachfragern
nach wissenschaftlichen Leistungen, da sie immer mehr in die Position des
aktiven Wegbegleiters industriellerEntwicklunggerietund die negativen Folge-
kosten der Industrialisierung zu bewältigen hatte. Die wissenschaft war also
die treibende Kraft der lnstitutionalisierung. Sie stieß aber, je länger die Indu-
strialisierung dauerte, in politischen Kreisen auf ein offenes Ohr.

Die Bereißchaft, staatlich finanzierte Förder- und Forschungseinrichhrngen
mit selbstverwaltungskonsfiuktionen auszustatten und oft in der mittelbaren
staatsverwaltung einzulagern, wurde in politischen Kreisen durch die Einsicht
geftirdert, dafJ sich bestimmte Bereiche des politischen Handelns, nämlich die
Erstellung nicht-standardisierbarer Leistungen in der Förderungsverwaltung,
nicht tiber die üblichen lnstumente staatlicher Ordnungs- und lcistungsbilrolaa-
tie regulieren ließen. Die Methodik, die Erkenntrisweise, die Verarbeitung von
wissen und der Entscheidungsmodus der wissenschaft bildeten hier Tätigkeits-
grenzen der staatlichen Bürokratie. Der sich neu konstituierende Bereich der
Förderungsverwaltung zwütgdie Politik dazu, sich von den tiblichen hoheitli-
chen lnterventionsbildern zu lösen und auf Zustimmung und Kooperation der
Adressaten staatlicher Steuerung zu setzen. Hierftir bot sich der intermediäre
Sektor als Institutionalisierungsbereich eines Kooperationsverhältnisses zwi-
schen Wissenschaft und Politik zur Erstellung einer öffentlichen Leistung an.
Lediglich in den USA, wo der Staatsapparat selbst erlaubte, zu direlter Kommu-
nikation zwischen politischen und wissenschaftlichen Akteuren zu gelangen,
war eine solche Verortung im Dritten Sektor nicht nötig. Aber auch in den USA
fand die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft in relativ verselb-
ständigten Venvaltungsträgern, den,Szrveys vnd Scie nt ifi c Bureaus statt.

Überall setzten sich schließlich Selbstverwaltungselemente in verselbständig-
ten Verwaltungseinheiten durclq die der Wissenschaft dennötigen Freiraum zur
freien Entfaltung der Forschung sichern sollten. Die Institutionalisierung im
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Übersicht 3 Meftmalsdimensionen der Kopplung von Politik und Wssenschaft
vor 1939

Dritten Sektorkanninsofem als rationalerAlilderstaatlichenAkteure betrachtet

werden, die Erbringung nicht-standardisierbarer Leistungen efüzienter zu gestal-

ten und damit die eigenen Leistungen zu steigem. Selbstverwaltung war offen-
sichtlich ein Gebot der Klugheit.

Dies bedeutete keineswegs, daß sich eine solche Einsicht gleichsam im ra-

tionalen Diskws durchsetzen konnte. Die Wissenschaft mußte jeweils um einen

solchen Selbstverwaltungsstatus kämpfen. Nur tiber offensives Lobbying und

Koalitionsbildung mit bestirnmten politischen Eliten und unterstützenden Akteu-
ren gelang es der Wissenschaft, sowohl die Finanzierung wie den Selbstver-

waltungsstatus durchzusetzen. Die Koalition von wissenschaftlichen lobbyisten,

aufgeklärtenundwissenschaftsfreundlichenpolitischenElitenundwechselnden
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unterstützenden Akteuren erlaubte also die Institutionalisierurg der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschafr im Dritten Sektor. Hilfreich war al-
lerdings, dafJ die Förderung der Forschung tlber finanzielle Insfrumente in meist
relativ bescheidenem finanziellen Rahmen kaum zu einer Politisienng der De-
batten um die Institutionengründung fllhrte. Die Kembereiche staatlichen Han-
delns (Sicherheit nach Innen und Außen) und die prekären sozialpolitischen
Themen wurden durch die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft
nicht bertlhrt. Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft zählte zu
den >low politics<, die in weiten Kreisen lediglich als Inshument ftlr die viel
wichtigere Wirtschaftsfttrderung und -entrvicklung gesehen wurde. Dies ermög-
lichte denEliten, die um die Institutionalisierungkämpften, relativ unbeobachtet
Kompromisse zu schließen und dentiblichen Parteienkampfaus diesem Bereich
herausanhalten. Die Institutionalisierung der Forschungsfördenurg war entweder,
wie in den USA, ein evolutionärer und ungeplanter Prozeß, der inkrementell
ablief, oder aber ein Spiel zwischen Eliten, aus dem die Öffentlichkeit weit-
gehend ausgeschaltet blieb.

Die strukturelle Kopplung zwischen Wissenschaft und Politik erfolgte nicht,
wie in der Wirtschaft, in Verhandlungssystemen mit einer Vielzahl gut organi-
sierter und repräsentativer Interessenverbände, sondern innerhalb von interme-
diliren Förder- und Forschungseinrichtungen. Diese bilden bis heute die Schnitt-
stelle zwischen Politik und Wissenschaft. Sie sind damit zugleich die organisato-
rische Möglichkeit ftlr die Wissenschaft, ihre eigene Autonomie zu sichem, wie
ftir die Politik, einen ständigen Zugang znr Wissenschaft zu erhalten.

Die Beziehungen zwischen Wissenschaft und Politik sind in diesen Organisa-
tionen je nach Land turterschiedlich austariert. Dies haben die vorigen Abschnitte
gezeigl. Eindeutige Aussagen ilber Dominanzrrerhältnisse lassen sich allerdings
nicht machen. In allen Ländem sind die Beziehungen auf instabilen Gleichge-
wichten aufgebaut, weil sich wissenschaftliche Autonomie urd staatliehe Steue-
rungsanforderungen nicht dauerhaft im Gleichgewicht halten lassen. Selbst in
den USA, wo man von einem >captured statism< sprechen kann wrd die Wissen-
schaft im Staatsapparat doch eine gewichtige Position einnimmt, bildet der
Congress einen permanenten Störfaktor, der die Wissenschaft immir wieder
mit politischen Interessen konfrontiert. Und in Frankreich zeigte sich schon kurz
nach dem Kriege, wie prekär die gefundene Balance des ständisch-korporatisti-
schen Systems war. Lediglich in England blieb die einmal gefundene Balance
lange Zeit stabil, nämlich so lange, wie sich der Staat an die liberalistische Inter-
ventionstradition hielt. Nach dem Zweiten Weltkrieg endete diese Phase al-
lerdings mit der Regierungstlbemahme det Labour Party.



182 Kapitel 5

Die Darstellung der Herausbildung der politischen Forschungsförderung hat
gezeigt, dafJ hier eine Verwaltung vom Typ der >Steuerungsverwaltung< etabliert
wurde, wie sie für modeme Wohlfahrtsstaaten typisch ist. Es wurde hervor-
gehoben, daß ft,ir die politischen Bemühungen um die Forschung nicht eine
Ordnungs- oder Leistungsverwaltung, sondern eine Förderungsverwaltung ver-
antwortlich gemacht wurde, deren Tätigkeit sich weder auf die Anwendung
hoheitlich-hierarchischer Instrumente stützt noch ein standardisiertes Produkt
ftir eine fest definierte Gruppe zur Verftigung stellt. Die Förderungsverwaltung
handelt mit nicht-standardisierbaren öffentlichen Leistungen, das heißt die Lei-
stung erfolgt sachlich und zeitlich flexibel. Sie ist also an unterschiedliche Pro-
blemlagen mit wechselnden Beträgen und Zielgruppen angepaßt. Dieser Zwang
zur Flexibilität verweigert sich der üblichen adminishativen Routinisierung im
politischen System. Sie trägt Unruhe in die Politik, weil sie ihrem Wesen nach
nicht planbar und damit kalkulierbar ist. Dies erklärt die Auseinandersetzungen
zwischen Finanzministerium und Förderungsverwaltung in der Entstehungs-
phase, Auseinandersetzungen, die sich im Grunde bis heute nicht verändert
haben und bei denen es weniger, wie sonst üblich, um das Streben nach Domä-
nenexpansion der Fördenrngsverwaltung geht, die vom Finanzninisterium gezü-
gelt werden muß, als um die Nicht-Prognostizierbarkeit der Mittelanforderungen
und der Leistungserbringung. Der Code des Fördersystems rZahlen - Nicht-
Zahlen< ist, im Unterschied etwazur Sozialleistungsbürokratie, höchstdeutungs-
bedürfiig. Eine Standardisierung der Mittelvergabe ist nicht möglich. Dies macht
die Definitionsmacht der Wissenschaft in der Förderungsverwaltung aus und
erklärt, warum Teile der politischen Elite, die an einer Institutionalisierung
interessiert waren, den Wissenschaftlem selbst einen großen, unabhängigen
Entscheidungsspielraum in der Förderungsverwaltung eingeräumt haben und
man sich fast immer auf den Standpunkt zurückgezogen hat, Problemlagen
mitzudefinieren, ansonsten die Forschungsftirderung aber Wissenschaftlern zu
überlassen. Das Treuhänder-Modell ist hier am weitesten gegangen, weil es

selbst die Problemdeutungen weitgehend der Wissenschaft überlassen und so

auf Politisierung weitgehend verzichtet hat. Das ständisch-korporatistische Mo-
dell dagegen koppelte die Kriterien aus unterschiedlichen Systemen organisato-
risch enger aneinander. Die politische Förderungsverwaltung behielt sich hier
vor, jederueit ihre Problemdeutungen an das Centre National de la Recherche
Scientifique zu übermitteln. Die Organisationsformen unterschieden sich in den
Läindern, das Prinzip aber, die Bestimmung der Förderungswtirdigkeit in hohem
Maße der Wissenschaft zu tiberlassen, wurde überall akzeptiert. Dies erklärt
seither die besondere Machtposition der Wissenschaft in der Förderungsver-
waltung.
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Politische Steuerungsfiitrigkeit in der
forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft :

Entwicklungstrends und Akteurskonstellationen
nach dem Zweiten Weltkrieg

Bis zum Zweiten Weltkrieg hatten sich in allen vier Untersuchungsländern in-
stitutionalisierte Beziehungen mit eigenem Profil zwischen der Politik als Fi-
nanzgeber und der Wissenschaft als Nutznießer öffentlicher Gelder herausge-
bildet. Die teibende Kraft hinter der krstitutionalisienrng waren bestimmte Teile
der Wissenschaft gewesen, die ihren Finanzierungsbedarf für die Forschung tiber
neue Finanzquellen sicherstellen wollten. Die Rolle der Politik als eigenständiger
und initiierender Akteur blieb bis dahin relativ beschränkt. Dies änderte sich
nach dem Zweiten Weltkrieg. Ein wachsendes politisches Interesse an derNut-
zung wissenschaftlichbr Forschrmg intensivierte die Diskussion über forschungs-
politische Zielsetzungen und Priorittitenbildung. Neue politische Akteure traten
auf die Bühne, die, wie die Ressortninisterien und Forschungsministerien, die
bisherige federftthrende Rolle der Bildungsministerien in der forschungspoliti-
schen Steuerung der Wissenschaft zu verdrängen begannen. Vor allem aber
griffen die politischen Zennalen in der Gestalt von Präsidenten, Regierungscheß
und Kabinetten nun selbst in die weitere Institutionalisierung und forschungs-
politische Steuerung der Wissenschaft ein. Die wissenschaftliche Forschung
erhielt nach dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere im militär- und industrie-
technologischen Bereich, einen höheren Stellenwert in den Policies der Regie-
rungen. Damit wurde es zur entscheidenden Frage, ob und wie die Regierungen
in der Lagewaren, die ausdffireraierten, intermediören SJtsteme in eine l<ohli-
rente Forschungspolitik eiraubinden. Politische Steuerungsfätrigkeit nach dem
Zweiten Weltkrieg hieß ftir das politische System, die Fähigkeit zur Koordina-
tion der vielfältigen lnteressen in der forschungspolitischen Steuerung der Wis-
senschaft unter Beweis zu stellen. Ein Schwerpunkt muß danrm die Interessen-
auseinandersetzung und -abstimmung zwischen den intermediären Organisatio-
nen als Vermittler zwischen der Wissenschaft und den politischen Akteuren
darstellen.

Damit veränderte sich selbstverständlich auch das Kräftespiel zwischen Poli-
tik und Wissenschaft. War die Institutionalisierwrg der Fördersysteme vor dem
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Krieg mit Hilfe wissenschaftsfreundlicher Koalitionen enstanden und dement-
sprechend von ihrer Struktur her auf den rQualitäitscode< und die wissenschaftli-
che Selbstorganisation ausgerichtet, so bedrohte die auflebende rPolitisierung<
der wissenschaftlichen Forschung nach dem Kriege diese institutionellen Kom-
promisseTa. Wie die vier hier behandelten Fördersysteme auf die schleichende
Politisierung reagierten, inwiefern sie den einmal etablierten institutionellen
KompromitJ rwischen Politik und llissenschart bewahren konnten oder aber
ihre institutionelle Gestalt der neuen Aheursdynamik anpassen mufiten, bildet
eine der grundlegenden Fragen dieses Kapitels.

Das Kapitel ist in drei Abschniue unterteilt. Im ersten Teil werden die Länder
als einzelne Fallstudien unabhängig voneinander beschrieben. Ftirjedes Land
soll die spezifische Entrvicklung nachgezeichnet werden. Auf diese Weise ge-

lingt es, die tlpischen Handltmgsmuster und prägenden Variablen ftir jedes Land
herauszuarbeiten. Die ttbergreifenden Fragen, die anjedes Land gestellt werden,
lauten: Auf welche Weise kann das bestehende institutionelle Modell auch im
Zeitalter der politisierten forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft
behauptet werden? Welche Rolle haben politische Alteure in der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschaft nach dem Zweiten Weltkrieg gespielt?

Welche Akteursdynamiken prägten die AuseinanderseEtmgen im >Kooperativen

Staat<? Und inwieweit gelang es den Regienrngerq zu einer umfassenden Koordi-
nation in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft zu gelangen?

Im zweitenund dritten Abschnitt werden zusammenfassend die Entwicklungs-
tendenzen in vergleichender Darstellung aufgegriffen. Im zweiten Abschnitt
sollen die allgemeinen Entwicklungslinien der forschungspolitischen Steuerung

der Wissenschaft nach dem Kriege dargelegt werden, im dritten Abschnitt die
allgemeinen Akteursdynamiken und ihre Auswirkungen auf das politische Han-
deln in intermediären Systemen der forschungspolitischen Steuerung der Wis-
senschaft.

Politisierung soll hier nicht politische Steuerung bedeuten, sondern lediglich die erhöhte

Aufinerksarnkeit der Politik fflr Themen der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-

schaft und die damit verbundene stärkere Präsenz unterschiedlicher Akteure in diesem

Politikfeld kennzeichnen.

74
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6.1 Länderstudien

6.1.1 England

Die weitere Binnendiffereruienmg des Fördersystems und die Akteursdynami-
ken sind in England nach dem Krieg durch eine schleichende Aushöhlung des

bisherigen Treuhänder-Modells gekennzeichnet. Ich werde diesen Prozeß in vier
Perioden verfolgen: Unmittelbar nach dem Kriege; in der Zeit einer genuinen
science policy in den sechziger Jahren; in der Phase sozialer Relevanz der For-
schung Anfang der siebziger Jatue sowie in der Ä"ra Thatcher und Major.

6.L1.1 Die Zeit nach dem Krieg

Das Treuhtuider-Modell zeichnete sich, wie im vorigen Kapitel dargestelll durch
drei Charakteristiken aus:

- durch die Dominanz quasi-staatlicher Organisationen in der forschungspoliti-
schen Steuerung der Wissenschaft;

- durch eine bewufJte Positionienurg dieser Organisationen in Distanz zu den
Ressortministerien;

- durch eine stark wissenschaftliche Problemdeutung in der Forschungspolitik.

Was veränderte sichin diesen Komponenten nach demKriege? Inwelche Rich-
tung gingen die Verändenurgen? ZweiEntwicklungshends begannen sich teil-
weise schon vor dem Kriege, teilweise im Kriege herausanbilden, die von blei-
bender Bedeutung fflr die weitere Entrvicklung der Fördersysteme warcn: Einmal
der Versuch, eine zentral formulierte und koordinierte Forschungspolitik ein-
zufftluen (l ), und zum anderen ein envachendes Interesse der Ressorüninisterien
an sftategischer und angewandter Forschung (2).

(1) Obwohl planerische Ideen inderNachlaiegspolitik Hochkoqiukturhatten
(Gummett und Price 1977;Yig 1975), beanspruchte die Politik doch nie, selbst

das Heft der Forschungspolitik in die Hand zu nehmen. Die Koordination sollte
auch weiterhin von den Wissenschaftlem selbst geleistet werden. Von datrer fttg
man sich auch nicht mit der Absicht, ein rein politisch gefflhrtes Ministerium
zu enichten. Das Distanz-Modell und die hieran passenden Grundllbeneugun-
gen tlber das Verhältnis von Politik und Wissenschaft waren also nicht grundle-

gend bedroht. kr dem nach dem Kriege gegr{tndercn GrundsaEkomitee Commit-

teefor Future Scientific Policy drehten sich die Debatten lediglich danrm, wie'
viel Macht einer forschungspolitischen Instanz im politischen System gegeben

werden sollte. Gegentlber radikalen Wissenschafrlem, die eine besonders starke
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Instanz beftirworteten, standen die gemäßigten Vertreter (Ressortministerien,
Royal Society, Research Councils),die eine weniger weitgehende lnstitutionali-
sierung der Koordination wollten. Sie schlugen vor, dem Lord President die
Verantwortungftir die Forschungspolitik zu lassen. Nun sollte er aber zusätzlich
einen eigenen kleinen administrativen Stab erhalten und durch einen wissen-
schaftlichen Beirat in allen forschungspolitischen Belangen unterstützt werden.
Dies waren die ersten Zeichen einer Professionalisierung der Forschungspolitik
im englischen Regierungssystem. Der Beirat sollte aber in keiner Weise zu einer
zentralen koordinierenden Instanz werden. Weder wollte man ihm Zugriffauf
die Finanzen in der Forschungspolitik noch auf die Forschungspolitik der Res-
sortministerien gewähren.

Die Meinung der gemäßigten Wissenschaftlerfraktion, zu der auch die meisten
Politiker zählten, konnte sich schließlich durchsetzen. Es kam weder zu einer
Selbstorganisationslösung im Sinne der Research Councils,die in der zentralen
Koordination eine Gefahr für ihre Unabhängigkeit sahen, noch wurde das von
den radikalen Wissenschaftlem favorisierte zentale Wissenschaftsministerium
verwirklicht. Eingerichtet wurden zwei wissenschaftliche Beiräte - derl dvisory
Council of Scientific Policy (ACSP) und das Defense Reseorch Policy Commit-
tee (DRPC) (Vig 1968: 17). Das ASCP sollte ftir die zivile Forschung zuständig
sein und die Regierung bei der Formulierung der Forschungspolitik und der
Initiienrng neuer Forschung unterstützen. Im Prinzip beriet man aber nach wie
vor den Lord President des Privy Council.

Die Kompetenzstukturen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft blieben so unverändert (Vig 1975): Die radikalen Wissenschaftler hatten
keinerlei Einfluß auf die Vergabe der finanziellen Mittel und die Forschungs-
planung der Ressorhninisterien erhalten. Machtmittel llir die Koordination hatte
man dem Beirat nicht zur Verftigung gestellt. Vor allem hatte man ihm einen
Bereich entzogen, in den zusammen mit den Ausgaben ftir die sonstige militäri-
sche Forschung die meisten Gelder nach dem Krieg flossen, nZimlich in die
Atomforschung. Diese war kurz nach dem Krieg aufgund ihrer enormen Bedeu-
tung ftir die militärische Position des Landes aus der Kompetenzsphäre des

Department of Scientific and Industrial Research herausgenommen und dem
Ministry of Supply, einem Kriegsministerium, unterstellt worden. Auch das

DRPC selbst schafte es nicht, sich hier als wissenschaftliches Beratungsorgan
in der Atomforschung zu etablieren (Gummett 1980: 36).

Ohne eigene Machtnittel, ohne Zugriff auf die Verteilung der staatlichen
Fördergelder und abgeschnitten von den wichtigsten Förderbereichen des Staates

nach dem ZweitenWeltkrieg, verlor der Advisory Council of ScientiJic Policy
schnell an Bedeutung. Sowohl dre Research Councils wie die Ressortninisterien
ftihrten ihre relativ eigenständige Forschungspolitik fort. Der erste Versuch einer
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zentralen Koordination aller Kräfte in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft war gescheitert.

(2) Zu diesem Versagen tug auch der Widerstand der Ressortministerienbei,
die sich nach dem Kriege als neue Kraft in der Forschungspolitik profilierten.

Schon in den zwanziger Jahren begannen eine Reihe von Ressorfrninisterien,
unabhängig vom Departmert of Scientific and hätstrial Researcheigene, größe-
re Forschungseinrichtungen auftubauen und Forschung durchzuftihren, die auf
ihre spezifischen Problemlagen zugeschnitten waren. Nach dem Kriege setzte
sich die Bedeutung der Ressortforschung weiter durch und manifestierte sich
unter anderem in der Eimichtung von chief scientist dtvisions in den MinisterierL
die die Ressorforschung formulieren und koordinieren sollten (Varcoe 1974:
4748)75, in der Entwicklung eigener Kontakte zu Wissenschaft und Indushie
und in der massiven Ausweitung eigener Fonchungsprognmme. Die Ministerien
hatten damit nicht nur ihr Interesse an der Forschrmg demonstriert, sie bildeten
gleichzeitig einen Machtfaktor im politischen System, den man nicht leicht
ausschalten konnte. Die Ministerien besitzen in Großbritannien taditionell eine
starke Autonomie und Eigenständigkeit (siehe hierzu Gummett 1980:222-223'1,
was eine übergreifende, interministerielle Koordination schwierig macht. Da
diese Ministerien nicht gewillt waren, sich einer allgemeinen Koordination an-
zuschließen, konnte die geplante Zenfralisierung faktisch nicht durchgesetzt
werden.

Die Ministerien zeigten ihr Störpotential aber nicht nur im rKoordinations-
spiek, sondem auch gegen{iber dem bisherigen, auf dem Distanznodell basieren-
den arbeitsteiligen Fördersystem zwischen den Research Councils, die ftir die
Grundlagenforschung und sfategische Forschung zuständig waren, und den
Ressorts, die die angewandte Forschung venualteten. Diese Arbeitsteilung hatte
sich schon bald als k{lnstlich herausgestellt.

Da die Ressortninisterien in England nach funktionalen Gesichtspunkten
geordnet sind (also nach Bereichen wie Gesundheit, Erziehung usw.), haben sie
ein Interesse daran, alle Tätigkeiten, die in irgendeiner Form von Nutzen zur
Erfitllung der eigenen Aufgabe sin{ in ihrcm Kompeterzbereich unteranbringen.
Dazuzählte selbsWersttuidlich auchdergesamte Forschungsbereich, einschließ-
lich der stategischen Forschung. Insbesondere die Forschung wurde als Instu-

7 5 ,The main deparünents werp the Post Office (which was spending 5 millions pound a year
on research in 1964), the Agriculture and Fisheries deparünents (4.6), the Health De-
partnent the Ministies ofPower and Transport, the Home deparünents, and the Ministry
of Public Buildings and Works (3 million). (Varcoe 1974:4E). €orresponding to the
increase in expenditurc was the cr€ation oflaboratories and the cxpansion ofcxisting
q1es. (idem).
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ment anr Funktionserftlllwrg der Ministerien gesehen, weil sie nicht der institu-
tionellen Gliederung der Politik nach funktionalen Gesichtspunkten entsprach.
Das Distanznrodell wurde damals aufgestellt, um die Research Councils gegen
diese Vereinnahmungsneigungen der Ressortninisterien zu schtltzen. Schon
aufgrund snittiger Domänenkompetenz gab es also ein Spannungsverhältnis
zwischen Research Councils und Ressortministerien.

Ftir die Research Councils war unter diesen Umständen die beste Strategie,
die einmal festgelegte Kompetenz und Arbeitsteilung einzuhalten und so wenig
wie möglich in direkten Kontakt mit den Ressorts zu teten. Die Ressorts mußten
aber feststellen, dafJ wichtige Grundlagen zur Weiterentwicklung der angewand-
ten Forschrmg gerade von den Research Councils vewtaltetwurden. Sie mahnten
deswegen immer wieder die in den Statuten festgelegte Aufgabe der Research
Councils an, sich auch um die Anwendung ihrer Ergebnisse an kümmen, und
verlangten eine direk:te Abstimmung der Forschungspolitik.

Dieses Spannungsverhältris nach dem Kriege besteht im Prinzip bis heute,
da die Kompetenzbereiche in der Forschungsförderung nach wie vor ähnlich
verteilt sind. Richtig virulent wurde der Konflikt aber erst Anfang der siebziger
Jahre, als sich ein neues Leitbild in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft zu etablieren begann.

Das Distanrnodell war also auch nach dem Kriege nicht aufgekttndig worden.
Trotzdem lassen die beschriebenenEntwicklungen erste Versuche einer Revision
dieses Prinzips erkennen :

(l) Die Pläne der radikalen Wissenschaftler hatten die Autonomie der Re-
search Councils tendentiell bedroht, weil die Etablierung eines Wissenschafts-
ministeriums zur Koordination der staatlichen Forschung einen tendentiellen
Verlust der dezentalen Autonomie und Selbstbestimmung zur Folge gehabt

hätten. Die anschließende Gr{lndung desAdvisory Council of Scientific Policy
war dann an'ar weniger bedrohlich, sie zeigte aber an, daß man die Arbeit des

Department of Scientific and Industrial Research. das ja ursprilnglich innerhalb
des politischen Systems die Koordination der forschungspolitischen Steuerung
der Wissenschaft tibemehmen sollte (Varcoe 1974), ftir unzulänglich hielt.

(2) Die zweite Herausforderung für das Treuhänder-Modell bildete das wa-
chsende Engagement der Ressortninisterien in der Forschung und ihre gelegent-

lichen Versuche , die Resemch Councils stärker an ihre eigenen Ressortinteressen

anzubindef6.

76 ,By the opening years of the post-war period, it was apparent that the assumption by the

executive deparünents ofa more positive role in the organization and direction ofrpsearch
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6.1.1.2 Der ahive Staat

Zu einer größeren institutionellen Umgestaltung des Fördersystems kam es 1965,
nachdem die Labour Party 1964 ersünals seit l95l wieder an die Macht ge-
kommen war. Auslöser fflr diese Umgestaltung war eine Verschärfrrng der wirt-
schaftlichen Stnrknrkrise Großbritanniens und das darauffolgende Bestrebenn
eine Modemisierung auf der Grundlage innovativer technologischer Entwick-
lungen einzuleiten. Gleichzeitig begann du >Big Science<-Modell, also die In-
vestition in große Projekte der Atom- und Raumfatrtforschung, die nach dem
Zweiten Weltkrieg die meisten Ressoucen verschlungen hatte, an Ansehen zu
verlieren. Nicht nur, weil man einsah, dafJ der Vorsprung der USA und der So-
wjetunion auf diesen Gebieten uneinholbar war, sondem vor allem, weil die
Kosten ftir diese Forschung die finanziellen Kapazitäten des Landes überstiegen
und weil die immensen Summen, die man filr die Kemenergie ausgegeben hatte,
gleichzeitig der wissenschaftlichen Bearbeitung anderer gesellschaftlicher Pro-
bleme im Weg gestanden hatten (Vig 1975: 67). Damit setzte eine Umorientie-
nmg von der militärischen auf die zivile Forschung ein, die sich in einer Steige-
rung der Ausgaben ftir die Universitätenund, Research Councils ausdrückte.
Schließlich hatte der 196l erschienene Plgaz iol-Report der OECD auch in Eng-
land das Bewußtseingeschaffen, daß die Politikim Wissenschaftsbereich globa-
le Ziele anvisieren kann, die tlber die Gestaltung von Ratrmenbedingungen und
Anreizen verwirklicht werden können. lnsgesamt gewarxr in dieser Zeit die
Vorstellung der >indikativen Planung< nach französischem Vorbild, also die
Benennung von politischen Prioritätsgebieten, etwa in der Industriestruktur-
politik, an Bedeutung. Der aktiver werdende und selbstbewußtere Staat kenn-
zeichnet diese Periode. Zwar hegte man nicht mehr die umfassenden planeri-
schen Vorstellungen wie nach dem Kriege. Es setzte sich aber, unter anderem
ilber die Diskussionen in der OECD, der Gedanke durch, dafJ sich Politik rational
gestalten läßt, indem man anhand von sorgfältigen Analysen und unter Abwä-
gung von politischen Zielen gestaltend auffritt. Das Konzept der indikativen
Steuerung macht dies deutlich. Die Politik diktiert nicht, sie gibt aber an, in
welchen Bereichen sie ihre Mittel und Ansnengnngen in Zukunft konzentrieren
wird. Über diese rweiche Form der Steuerung< (das >Allolationsmodell politi-
scher Steuerung<; Spiegel-Rösing 1973) meinte man schließlich, das Verhalten
wissenschaftlicher Akter.ue so beeinflussen zu können, daß die politischen Ziele
erftlllt werden.

was undermining thc prewar rclationship betwecn the government user and the rresear-
ching< departm66* (Varcoe 1974: 49\. Damit ist in diesem Fall vor allem das DSIR
gemeint.
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Diese Faktoren sorgten dafür, daß es ab Ende der ftinfziger Jahre zu Bestre-
bungen kam, die Fonchungsft,rderung auf die industielle Forschung zu konzen-
trieren und dabei ein koordinierendes Zentum im politischen System zu schaf-

fen.
Den Universitäten warf man vor, weder angewandte Forschung zu betreiben

noch genügend in den Ausbau einertechnikorientierten Ausbildung zu investie-
ren. Die rResearch Councils seien nicht in der Lage, die in ihren Statuten festge-

legten Anwendungsziele zu erreichen , vnd der Advisory Council of Scientific
Policy war offensichtlich zu machtlos, um die verschiedenen Forschungstätig-
keiten der Ministerien wrd Research Councils synergetisch miteinander zu ver-
netzen und überhaupt Prioritätsgebiete zu entwickeln. Nach Meinung aller politi-
schen Akteure fehlte der richtige institutionelle Rahmen, der die Bemühungen
der Research Councils, der Ressortministerien und der Universitäten auch zu
einem erfolgreichen Abschluß bringen konnte.

Dabei konnte sich die Labour Party, die an Bernalscfte Vorstellungen der
politischen Steuerung der Wissenschaft anknüpfte, gegen die Consemative
Party,die am Distanzrnodell festtrielg schließlich durchsetzen. Die Labour Party
meinte, nicht die >Republic of Science<, sondem eine rational geftihrte, zentali-
sierte wrd durch politische Prioritliten angeleitete Forschungspolitik als Königs-
weg einschlagen zu müssen. Der >socialism in terms of scientific age< wurde
zum Slogan ftir Wilsons Wahlkampagne Anfang der sechziger Jatue.

Die Position der Labour Party,die sich nach dem Wahlsiegl964 in der Ver-
abschiedung des Science and Technologt Act von 1965 ausdrückte, führte zu
einer gröfJeren Andenng im Treuhänder-Modell: Die Förderung der industiellen
Forschung wurde aus dem Kompetenzbereich der ^Research Councils herausge-

nommen. Das Department of Scientific and Industrial Research wurde nun
aufgelöst (Varcoe 1974; siehe insgesamt für diese Periode Vig 1968: 60-103).
Ein Teil seiner Forschungsarbeit wurde an die Research Councils abgegeben,

der größte Teil fiel an das neu gegründete Minßtry ofTechnologt das sich bis
zu seiner Auflösung 1971 zu einem Superministerium mit umfassenden Kompe-

tenzen in der Koordination aller Forschungsaktivitäten auf dem industriellen
Gebiet entwickelte. Das Technologieministerium war praktisch ein Synonym
für ein Indushieministerium, das die Aufgabe einer Modemisierung der Volks-
wirtschaft zu leisten hatte. Gemäß der Labour Philosophie, alle Informationen
zu btindeln, Beratungskap azithtenzusammenzuft,ihren und die Forschungsför-
derung administrativ unter einem Dach zu vereinigen, wurden ihm praktisch
die gesamten Förderkompetenzen anderer Ministerien einverleibt. So erhielt das

Technologieministerium auch die Förderkompetenzen fttr die militärische For-
schung und die Atomforschung, die in irgendeiner Beziehung zu industriellen
Aktivitäten standen. Die Tätigkeiten des Minßtry of Supply auf diesem Gebiet
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wurden damit praktisch beendetTt. Mit dem Technologieministerium war be-
absichtigt, die in der Arbeit des DSIR verlorengegangene Verbindung von
Grundlagenforschung und angewandter Forschung wiederheranstellen. Auch
lastete man dem DSIR an, nicht selbst genügend Priorittiten entwickelt an haber\
die sich deutlich an politischen Bedürfrrissen orientierten und so handlungs-
anleitend ftir die Wissenschaft und Indushie hätten werden können.

Nunwarendiese Vorwtirfeteilweise völlig unberechtigt, weil man das DSIR
zum Beispiel mitkeinerlei Kompetenzen gegentiberdenverschiedenenRessort-
ministerien ausgestattet hatte, die es erlaubt hätten, eine solche zentrale Position
einzunehmen. Richtig sind dagegen sicherlich die Vorwürfe, die den Mangel
an Anwendungsorientierung beklagten. Beim DSIR und den Research Councils
war festzustellen, daß die Beschäftigung mit der Gnrndlagenforschung schließ-
lich die Arbeit dominierte.

Die Auflösung des DSIR hieß im übrigen nicht, daß man damit das Treuhän-
der-Modell aufgegeben hätte. Schon den Autoren des Trend-Report, in dem die
neue Politik formuliert worden war, war eindeutig die Direktive vorgegeben
worden, die Unabhängigkeit der Councils nicht zu beeintächtigen. Dies wurde
zwar nicht ganz verwirklicht, man war sich aber insgesamt bei allen Parteien
über die positive Arbeitder Research Councils,v.a. in bezug auf die Förderung
der Grundlagenforschung und die Forschung in derproblemorientierten Grundla-
genforschung, einig. Das Vertauen in dieses System zeigte sich darin, daß die
Funktionen des DSIR nicht sämtlich an das Technologieministerium abgeteten
wurderl sondem zum Teil in neu gegrtindeten Research Councils weitergeftihrt
wurdenru. Das Distanzmodell blieb auch bei der Grtlndung dieser Councils vo-
rerst erhalten, so daß ein hohes Maß an organisatorischer Unabhäingigkeit er-
reicht wurde.

77 Die National Resources Darclopment Corporationwwde eingegliedert. 1969 kamen die
Forschungsabteilungen des Department of fuonomic Afairs, des Board olTrade wd
aller verstaatlichten Industrien hinzu.

78 Der Science Research Council war dabei derjenige Council, der wohl am meisten die
bisherigen Förderaufgaben des DSIR {lbernahm. Er war fllr Asuonomie, Biologie, Chemie,
Mathematik und Computerwissenschaften, Ingenieurswissenschaften, Physilq Festkörper-
forschung und Nuklearphysik anständig und besaß avei der teuersten Forschung;sein-
richturgen: das Rutlerford High Energ laboratorywddas Doesbury Nucleo Physics
Iaboratory (Gruton 1970: 16). Übcr diesen Couttcil wwde im wesentlichen die experi-
mentelle physikalische Forschung fortgeflh$ die davormeist in militärischen Eimichtun-
gen stattgefuirden hatte.Der Natural Ewironment ReseochCozncil(NERC) setztc seine
Aktivitäten aus denen der aufgelösbn Natural Consemanq, einem nach dem Krieg ge-
gündetil Reseüch Cowril, und aus dcnen des hptnent of *ientifu and lrräßftial
Reseuchzttnnwßn Einige Jaluc späterwurdc zustltzlich der Social &ierce Research
Couu(SSRC) gebildct, so daß bei der nächsten Rcorganisation des Research Council
- Systems, 1981, insgesamt sieben solcher Coarcils existierten.
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Obwohl der Vorwurf, nicht genitgend ftir die Anwendury zu tun, an alle
Research Councils gerichtet war - ein Vorwurf im tibrigen, der seitdem nicht
mehr verstummt ist -, konnten der Medical Research Council wd der Agrarian
Research Council diesen Angdffauf das Research Council System abwehren.
Sicherlich half ihnen dabei, dafJ sie weniger stark in der öffentlichen Aufrnerk-
samkeit standen als das DSIR und von ihnen weniger deutlich eine konkrete
Problemlösung fttr ein hochbrisantes politisches Problem erwaxtet wurde. Zu
einer Auflösung dieser beiden Councils kam es also nicht, sie mußten es sich
aber gefallen lassen, dafJ sie, zusammen mit dem University Grants Council,
unter einem neuen administrativen Dach inkorporiert wurden und dabei ihre
relative finanzielle Unabhätgigkeit einbtlßten.

Die zweite große Veränderung war die Zusammenfflhrungdes Ofice of the

Science Minister (das sogenannte Hailsham-Ofice, nach dem damaligen Wissen-
schaftsminister Lord Hailsham), das 1959 als erste zentale politische Organisa-
tion von der konsewativen Regerwrg gegrlindet worden war (siehe hieran Hails-
ham I 964; Vig I 968: 50), mit dem Ministry of Education das bisher durch die
Unabhängigkeit der Universitäten und die Unterstellung des University Grants
Council wfier das Schatzamt relativ bedeutungslos geblieben war, im Depart-
ment of Education and Science (DES)". Formal gesehen erhielt dieses Ministeri-
um weitreichende Kompetenzen. Es war ab sofort für die Einbringung des

Science Vote,also des Haushaltsbudgets fttr Wissenschaftsausgaben, zuständig
und besaß damit Konnoll und Mitentscheidrurgsrechte bei der Planung der Re-
search Councils. Die Councilswaren gehalten, oto furnish the Secretary of State
with such rehms, accounts and information with respect to its property and
activities as he may from time to time require, and shall prepare programmes

and estimates of expenditwe in such form and at such times as he may requiren
(aus dem Science and Technology Act, Schedule 1, zitiert in Landsborough-
-Thomson 1987:258). Vor allem aber erhielt der Minister das Recht, den rRe-

search Councils W eisungen in bezug aufdie Verwendung der Mittel zu erteilen,
wenn er das wollte (idem, Artikel2). Mit diesen Kompetenzen ausgestattet,

sollte das DES praktisch die gesamte zivile Grundlagenforschung koordinieren.
Unterstätzt wurde das Department of Education and Science dabei von einem

Committee for Science Policy (CSP), das den Advisory Council of Scientific
Policy ablöste. Dieses fast nur aus Wissenschaftlern zusammengesetzte Komitee
hatte die Haushaltsvorschl äge der Research Councils nrbiJndeln und eine Emp-
fehlung an das DES zu geben. Es bildete damit eine wichtige Zwischenstation

79 DieBezeichnungrDepailment<undnicht rMrnlblry< sowiedieEmennrmgeines r,Secrelary

of State< weisen beide auf die besonders bedeutende Position dieses Ministeriums hin,
das damit zu den wichtigsten Ministerien in der ministeriellen Rangordnung zählte (siehe

hierzu auch Gummett 1980, Kapitel l).
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zwischen den Research Corncils und dem DES, die eine direkte Bevormundung
durch die staatliche Administration verhinderte. Auch in dieser Konsüuktion
war also noch etwas vom Distanzmodell zu spilren.

Diese Art der Institutionalisienrng hatüe offensichtlich den Zweck, das sich
weiter differenzierende Research Council - System unter eine gemeinsame
adminishative Leitung zu bringen, mit der man zumindest formal die Befugnis
hatte, eine umfassende Koordination zu erreichen.

Formal gesehen warcndre Research Councils urd auch der Universip Grants
Council, was ihre Autonomie betaf, nun schlechter gestellt. Man hatte die for-
male Zuständigkeit nicht den Ressortninisterien zugesprochen- und war damit
dem Distanzmodell teu geblieben, obwohl hier lediglich Koordinationsenvägun-
gen eine Rolle gespielt haben dtlrften -, aber einem Ministerium tibergeben, das

- anders als der Priuy council vnd. setne Committees - direkte Interessen in der
Bildungs- und Forschungspolitik hatte. Der schwerpunkt lag angesichts der
administrativen Tradition des DES allerdings stärker auf der Bildungspolitik.
Die Research councils gerieten so in ein administratives Dreieck: Ihre ver-
pflichturg (der science Reseorch councillnttehier eine gewisse Ausnahmeposi-
tion, weil er keine Forschung behieb, die direkt mit der Aufgabe eines Ressort-
ministeriums zusammenhing), die Anwendung der Forschung auf ihrem Gebiet
zu fördem, Twürgsie immer wieder dazu, sich gegenilber den zuständigen Res-
sorfrninisterien zu verantworten. Die administrative Kontrolle durch das DES
erforderte, da es nun auch indenCounci/s selbst verbeten war, die Berücksichti-
gung der lnteressen eines weiteren Akteurs. Das verlorene Recht, selbst mit dem
Haushalt an das Parlament heranzuheten, wog schwer. Mildernde Faktoren
waren in dieser Konstnrktion die Einffthnrng des durch Wissenschaftler besetz-
ten committee for science Policy, mit dem dte Research councils im wesentli-
chen die Budgets und Pläne zu diskutieren hatten, und die felrlenden Ambitionen
des DES, aktiv r.rnd gestaltend in die Förderpolitik einzugreifen. Die opportruritä-
ten zum politischen Eingriffwaren durch diese Veränderungen also gegeben,
wabrgenommen wurden sie vorerst nicht. Mit dem Verlust des Protektors Priry
council aber war ein Kemsttlck der ursprltnglichen Treuhänder-Konstnrktion
herausgebrochen. Die Wissenschaft wude jetzt zunehmend in die Pflicht ge-
nornmen.
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6.1.1.3 Das Modell der sozialen Relevaru

In allen Ländem, so auch in England, tat man Ende der sechziger Jahre in eine

Phase ein, in der man der Wissenschaft erstens nicht mehr unbeschränkten Kre-
dit gebenwollte und zweitens mehr sichtbareNi.itzlichkeit derForschung erwax-

tete. rThe party is over< hieß es zu Anfang der siebziger Jahre' Die Ausgaben

ftir die Forschung wurden geküra. Immer lauter wurden die Forderungen nach

der gesellschaftlichen Relevanz der staatlich gefiirderten Forschung.

1970 hatte die Conservative Party wieder die Regierung übernommen. Die
allgemeine Regierungsphilosophie, daß sich politisches Handeln rational über

Evaluation und Prioritätensetzung durchftihren ließ, gehörte aber inzwischen

auch zum Gedankengut der Konservativen. An der allgemeinen Attitüde, daß

die Regierung gestaltend in der Forschungspolitik aufzuteten habe, äinderte sich

nichts. Die konservative Regierung wollte aber angesichts der finanziellen Rück-

schläge das Regierungshandeln insgesamt durch eine gründliche Analyse der

bestehenden Institutionenstnrktur effizienter gestalten und gab daffir dem Policy
Science Review Srq;flunter dem Vorsitz von Lord Rothschild den Aufuag, die
Forschungspolitik nach ihrer Leistungsfühigkeit in bezug auf die Verwendung
öffentlicher Ressourcen und die Erftillung politischer Ziele zu untersuchen. l97l
erschien dieser Bericht, der das bisherige Treuhänder-Modell radikal in Frage

stellte. In ihm ist das tModell der sozialen Relevara< (Spiegel-Rösing 1973) der

Forschungspolitik, das in den meisten OECD-Ländem zu diesem Zeitpunkt

virulent wnrde (siehe auch den Brooks Reporf der OECD l97l), wohl am konse-

quentesten formuliert worden (siehe Vig 1975:84-86).
Der Rothschild-Reportkoruentierte sich im wesentlichen auf die Beziehung

zwischen den Ressorfininisterien und den Research Councils und weniger auf
das Beratungssystem auf der Kabinettsebene. Die Vorschläge beabsichtigten,
,to increase accountability and elficiency in govemment research and also to
improve the quality of scientific advice available in departments and to orient
govemment-supported research more closely toward the national interest, (Gum-

mett 1980: 197). Damit waren die Weichen gestellt: Der Angriffgalt den.Re-

search Councils, denen vorgeworfen wurde, trotz ihrer Verpflichtung, zu den

Zielender Regierung beizutragen, bisher keinerlei Anstalten gemacht hätten,

dies in wirkungsvoller Weise zu tun (Spedding 1984; Henderson l98l: Kap.

4). Entzündet hatte sich diese Kritik vor allem an der Agrarforschung. ln einem

geheimen Regierungspapier waren bereits Vorschläge gemacht worden, den

Agrarian Research Council direkt an das Landwirtschaftsministerium (Minßtry

ofAgriculture, Forest and Fishery;M$F)anzugliedem. Man beschuldigte den

Agrarian Research Council, es an der nötigen Kooperation mit dem anwen-

dungsbezogenen Beratungssystem des Landwirtschaftsministerium fehlen zu
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lassent.. Die Grundlagenforschung und die problemorientierte Grundlagenfor-
schung seien vollständig unter der Kontolle des Agrarian Research c:ouncil,
der bisher aber zu wenig gezeigt habe, daß er seine Forschungsergebnisse auch
zum Nutzen der Anwender fansferieren würde. Zumindest erwartete man, daß
der ARC in zukunft kooperativer gegenüber dem Landwirtschaftsministerium
auftreten würde.

Rothschild untersttitzte diese Kritik, ging aber nicht so weit, die Auflösung
des Agrarian Research council anvetlangen. In ähnlicher weise wurden sowohl
der Medical Research council wrd der National Economic Resources council
angegriffen. Der science Research council, dessen Anbindung an ein bestimm-
tes Ressortministerium fehlte, wurde von der Kritik ausgenornmen. Rothschitd
meinte, daß man sich in der bestehenden Krisensituation nicht einem >wissen-
schaftlichen Roulette< anvertauen dürfe (Kogan und Henkel 1983: 8). Auf die
Früchte des spontanen undnach imrnanenten GeseEen firnktionierenden wissen-
schaftsbefiebes zu waxten, widerspreche dem Bild des rational handelnden und
aktiven staates. Die Gesellschaft und die Politik hätten das Recht, Ansprüche
an die wissenschaftliche fubeit zu formulieren und diese Ansprllche auch ein-
zufordern. Dascustomer-contractor-Principlesolltekünftigdasverhälbrisvon
staatlich geförderter Wissenschaft und Politik stnrkturieren: Die Ressorts hätten
als stellverheter der Gesellschaft aufzuteten und wissenschaftliche produkte
nachzufragen. Die wissenschaft sollte sich als Aufoagnehmer verstehen und
versuchen, die Nachfragebedtlrfirisse über darauf ausgerichtete Forschungs-
projekte zu befüedigentr. Dies implizierte nat{trlich - und genau dies sollte sich
als schwierig zu erftillende Forderung erweisen -, daß die Ressortninisterien
auch in der lage war€n, selbst die gesellschaftliche Nachfrage zu erkennen und
eine Prioritätenliste zu formulieren.

An der bestehenden Trennung von anwendungsorientierter Forschung, die
durch die Ressorüninisterien organisiert werden sollte, und der (problemorien-

80 \ach {em Krieg waren dem Landwirtschafuministerium sämtliche Kontrollbefrrgnisse
llbcr die landwirtschaftliche Forschung, also auch über die des Agrtian Resesch-coun-
cld llbergeben worden. Das Ministerium begann damals Cber auch, ein eigenes

fgrychungsnetzaufurbauen, dasdie Defizitcderbisherigcn Fonchungdes ARC, nemtictr
die Br{lcke avischen Forschern und Anwendem an schlagen sowie politihrissenschaftlich

4 beraten, ausgleichen sollte (der soF Natioral Agricuttuat Advisory &mice INAASD.
Die Bleratcr, die in diesem sysrcm tätig waren, wurden durch 13 regionale cxperimenteäe
Forschungszenten unterstütrt. Auf dicse weise schuf sich das Ministeriumein eigenes
Nctz anr Forschung und B€ratung und stufte so die Bcdeutung des ARC zuabk (;iehe
Thirtlc u.a. l99 l : 128-129).
,Dcparfirents as customen, dcfinethcirrcquiremenb; contacton advisc onthe feasibility
of meeting thcm and undertalce tlrc work; and thc anangemcnts betwcen them must cnsure
ttntüe,obj€ctivcs t"rnsin ettainable within rcasonablc costs. (aus dem Roürschild-Repo4
zitiert in Kogan und Henkel 1983: 9).

8t
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tierten) Gnrndlagenforschung inden Research Councils rlJtlelte Rothschild also

gar nicht. Ihm ging es in erster Linie darum, die Ressorüninisterien als selbstän-

äig auffretende politische Alteure in der Forschungspolitik zu etablieren, die

in der Lage waf,en, Prioritäten zu formulieren, gnd die legitimerweise von der

Wissenschaft verlangen konnten, daß sie auf diese Prioritäten einging. Ein Re-

sultat seiner Analysen war, dafJ es den Ressortministerien an Formulierungs-

kompetenz mangele und schon deswegen die Politik nicht in der Lage sei, ihre

berechtigten Forderungen besser in das Wissenschaftssystem hineinzuschleusen.

Eine derersten MafJnatrmen war dann auch die Grtlndung von wissenschafrli-

chen Abteilungen in allen Ressortministerien mit einem Chief Scientist, det

durch ein kompliziertes Geflecht von Berahmgsorganen bei der Politikformulie-
rung unterst{ltzt wurde. Überall wurden Expertenglemien in Problemgebieten,

sog;nannte Boards,ansammengestellt, deren Teilnehmer aus Adminishatoren,

Wissenschaftlem und Anwendem bestanden, Auf dieser Ebene sollten die all-
gemeinen Prioritaten der Ressortforschwtg bestimmt, die wissenschaftlichen

Standatds festgelegt und die nötigen Ressourcen flir die Forschung benannt

werden. Fllr die einzelnen Forschwrgsgebiete wurden wieder gesonderte Exper-

tenkommissionen bestellt, in denen die Administation direkt mit den Wissen-

schaftlern zur Entwicklung der einzelnen Forschungsprogramme a$rammentaf.

Über diese Gremien wurde schließlich anwendungsbezogene Aufoagsforschung

vergeben. Die Ressortnrinisterien walen damit explizit zu Venvaltem der ange-

wandten Forschung gemacht worden, eine Kompetenz, die sie zwar zum Teil
schon vorher wahrgenommen hatten, nun aber als politischen Auftag verstehen

konnten. Sie hatten ztrdem die nötige Infrastukttr zur professionellen Abwick-

lung erhalten, mit der sie auch selbständiger gegentlber denResearch Councils

auftreten konnten.
Die Research Councils warendurch diese institutionellen Reformen auf zrvei-

fache Weise betoffen: Da ihnen Rothschild vorgeworfen hatte, totz ihres Auf-
trages, aktiv zur Anwendung beizutragen, die Prioritetenbildung der Ressort-

ministerien nicht gentlgend zu unterst{ltzen, wurden sie jetzt llber Beratungs-

organe mit den Ressorüninisterien vernetzt, damit die Ressorts von dem Wissen

dä Research Councils profitieren konnten. Diese Einrichturgen tangierten die

Arbeit der Research Councils allerdings wenig. Von größerer Tragweite war

die Forderung, einen bestimmten Prozentsatz ihner Forschungsressourcen an

die Ressortninisterien abzuteten, der dann llber die Aufoagsforschung (>coz-

missioned research<) nach politischen Prioritäten von den Ressorts selbst ver-

geben werden sollte. Die Logik hinter dieser Forderung war klar: Da die ^Re-

iearch Councils nach ihren Statuten verpflichtet waren, zur Anwendung bei-

zuhagen, dies aber nicht in ausreichendem MafJe taten und die bisherigen Koor-

dinationsysteme avischenDEs und^ResearchCouncrls einerseits rurd den Ress-
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orts und Research Councils andererseits ebenfalls nicht imstande gewesen wa-
ren, die Nutzenorientierung der Äesearch Councils zu fördem, mußte eben der
Teil der Ressourcen der Research Councils den Ressorts zugefflhrt werden, der
legitimerweise den Anwendem zustand. Diese Gelder wurden dann nach Res-
sortgesichtspunkten verteilt. Hierbei sollte es möglich sein, auch den Research
Councils Aufuäge zu erteilen, die sie zum Nutzen der Ressorts durchzuftlhren
hatten.

lm Dainton-Report von l97l versuchrcn sich die Research Councils und die
Royal Society gegen diese Vorschläge anr Wehr an setzen. Die ganze Maßnatrme
sei unnötig, weil sich die Research Councils sehr wohl an gesellschaftlichen
Bedärfrrissen orientiert hätten,Der Medical Research Council anmBeispiel habe
sich ständig danrm bemtlht, auf die Wilnsche der Arzteschaft einzugehen, und
dies auch sehr erfolgreich getan (Kogan und Henkel 1983: 66). Man laufe Ge-
fahr, ein unnötiges Schisma zwischen Grundlagenforschung und angewandter
Forschung zuprovozieren, bei dem die wichtige stategische Forschung schließ-
lich vernachlärssigt werden witrde. Der Dainton-Report erkannte an, daß das
Research Council Systen verbesserungswürdig sei, weil die Zuständigkeitsberei-
che der Research Councils oft kitnstlich gezogen waren und nicht den aktuellen
Problemlagen entsprechen wttrden. Man schlug als Altemative vor, einen neuen
gesetzlich verankerten und mit mehr Kompetenzen ausgestatteten Board of the
Research Councils einzurichten, der einerseits die Unabhängigkeit der
Forschung der Research Councils schlttzen sollte, andererseits aber auch, nsu!-
ject to the Secretary of State's power of direction, the board would determine
broad problems of science policy, including any necessary reorientation of that
policy and any readjustnent ofthe intemal bowrdaries betrve en Research Coun-
cils, and would allocate resources to ttrc individvl Research Councilsn (Gum-
mett 1980: 200). Die Besetzung dieses Boards sollte rein aus Wissenschaftlern,
meist ex offrcio, bestehen, also aus Research Council - Vertetem, Verhetem
der Royal Society, des University Grants Council usw. Damit die Wtlnsche der
Regierung in die Research Councils tnneingeschleust werden konnten, sollten
zusätzlich Regierungsverfteter ud der chief scientist adviser teilnehmen.

Die konservative Regierung ttbemahm schließlich 1972 in groben ZrJgen
Rothschilds Empfehlungen, schwächte sie aber zum Teil ab. So bekamen die
Research Councils das Recht, Aufoäge der Ressorts abzulehnen, wenn sie hier-
ftlr gute Grtlnde anfflhren konnten. Der Anteil an Geldem, der fttr die Auftrags-
forschung zwangsverpflichtet abgegeben werden mußte, war zudem geringer
als Rothschild gefordert hatte. Man ging auch auf die Forderung des
Dainton-Reporfs ein und etablierte einenl dvisory Boardfor Research Coutrcils
(ABRC), dem man allerdings gerade nicht die zusätzlichen Rechte zuerkannte,
wie es das Committee for Science Policy gefordert hatte. Der Advisory Board
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for Research Comcilsblieb ein beratendes Organ, in dem allerdings die Position

der Regierungsverteter verstärkt und zusätzlich Anwendervertreter miteinbezo-
gen wurden. Eine Teilnahme der Royal Socier) wurde abgelehnt (Gummett 1980:

20t).
Betachtet man die formale Konstnrktion, hatte sich das bisherige institutio-

nelle Gefüge durch den Rothschild-Report erheblich verändert. Die Regierung

hatte nicht mehr nur ihren Willen bekundet, die Regie in der Forschungspolitik
in die eigenen H?inde zu nehmen, sondem auch institutionell eingeleitet. Die
Ressortninisterien wurden jeta zu konkurrierenden Förderzenften der R esearch

Councils ausgebaut, deren Status zudem über den der Research Councils geho'
ben wurde. Die Research Councils gerieten deutlich in den Sog von ressort-
gebundenen lnteressen, vor dem das Distanzrnodell sie hatte bewahren wollen.
Die Reaktion der Scientific Community ist also verständlich. Das

Tretrhtinder-Modell bestand zwar nach wie vor die Grundlagenforschung hatte

man ja weiterhin ganizdem Management der Resesrch Councils ilberlassen -,
man hatte aber weitere Breschen in dieses System geschlagen: Die Ressorts

hatten jetzt Verftigungsrechte über einen Teil der Ressourcen und konnten die
Research Councils als Agenten ihrer eigenen Interessen einsetzen. Der koordi-
nterende Advisory Boardfor Research Councils war wesentlich sttirker als der

Committee for Science Policy vorher mit nicht-wissenschaftlichen Akteuren
besetzt und sollte ausdrücklich die politischen Wünsche berücksichtigen und

implementieren, ohne allerdings direkte Eingriffsrechte zu erhalten. Seine Macht
war im wesentlichen auf die Mittelverteilung beschränkt. Hinzu kam, daß die
Mittel ftir die Forschungsftirderung allgemein abnahmen.

Es zeigte sich allerdings nach einigen Jahren, daß die beftirchteten Auswir-
kungen auf die Autonomie der Research Councils ausblieben. Der Agrarian
Research Councillntte zum Beispiel zwar sehr viel Auffragsforschung zu erledi-

gen, im wesentlichen konnte er aber selbst bestimmen, welche Gebiete erforscht

wurden. Die abgezweigten Mittel bedeuteten lediglich den Verlust von Flexibili-
tät in der Mittelverwendung, weil es jetzt praktisch einen >earmarked fund<,
zweckgebundene Mittel, gab, die nicht melr frei nach wissenschaftlichen Bedärf-

nissen verwendet werden konnten. Ganz ähnlich war die Situation beim Medical
Research Council: Das Gesundheitsministerium hatte zwar eines der elaborierte-

sten Evaluations- und Formulierungssysteme entwickelt, trotzdem zeigte man

sich der Aufgabe,inkurzerZeit Prioritäten auf der Grundlage eigener Erwägun-
gen und Analysen zu bilden, nicht gewachsen. Dies traf insbesondere auf die

Auftragsforschung zu, die durch die Arbeit des Medical Research Council erle-

digt werden sollte. Das Ministerium zeigte sich hier nicht imstande, dem Medi-

cal Research Council eigene Prioritäten mitzuteilen (siehe ausftihrlich Kogan

und Henkel 1983). 1981 kam es zu einem Abkommen (Concordat\' durch das
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der MRC die Aufoagsgelder zurückempfing und praktisch selbst darüber ent-
scheiden konnte, was hiermit geschehen sollte. Der Einfluß des Ministeriums
besteht seitdem in der direkten Teilnahme an Diskussionen in einer eigens ge-
bildeten, öffentlichen Gesundheitsforschungssektion innerhalb des MRC, bei
denen versucht wird, in Absprache und gegenseitigem Einvemehmen einen Teil
der MRC-Ressourcen im Sinne des Gesundheitsministeriums auszugeben. Aus
der Hierarchie wurde so ein Verhandlungssystem gemacht, in dem die Research
Councils ihre Identität als selbständige korporative Akteure bewalren konnten.

6. I. 1.4 Die forschungspolitische Steuerung der llissenschaft
in den achtziger und neunziger Jahren

Unter der Regierung Thatcher (1979-1990) wurden fundamentale Anderungen
in der grundlegenden Regierungsphilosophie politischen Handelns verwirklicht.
Prinzipiell ging es ihr ebenso um die Modernisierung der Volkswirtschaft wie
den füiheren Regierungen. Sie verfolgte aber ein anderes Rezepl lnnovationen
seien nur möglich, wenn die Akteure unter Unsicherheit handeln mtißten. Die
bisherigen Regierungen hätten einen Versorgungsstaat auf allen Ebenen der
Gesellschaft geschaffen, der mit Subventionen und sozialen Absicherungen ein
Anspruchsdenken gefd,rdert hätte, das nicht nur Innovation verhindem wilrde,
sondem angesichts der ökonomischen Krisen nicht mehr bezatrlbar sei. Thatcher
schwebte eine gesellschaftliche Modemisierung vor, die nicht über den Staats-
interventionismus, sondem tlber die Eigeninitiative und die Konkunenz von
Akteuren in der Wirtschaft, im Bildungs- und im Wisserschaftssystem verlaufen
sollte.

Die Reduktion des >oversized public sector< war darun die übergreifende
Regierungsphilosophie in der ersten Periode. In den ersten Amtshandlungen war
weniger ein geschlossenes Konzept auf den einzelnen Politikfeldem als das

Bemühen zu erkennen, dieses Ziel unter allen Umständen und ohne Verhand-
lungen mit den Betroffenen zu verwirklichen. Die Universitäten waren eine
bevorzugte Zielscheibe der neuen Regienurg, weil sie hier in besonderer Weise
ein ineffektives und teures, durch staatliche Subventionen protegiertes Institutio-
nensystem voranfinden glaubte. Durch die Angriffe aufdie Universitäten wrude
indirektauchdie Forschung in Mitleidenschaftgezogen, die zwarnicht der erste
Angritrspunkt der Regierung war, deren Produktivität man aber durch eine Ver-
besserung der Funktionsweise der Universitäten zu erhöhen meinte.

Aufzwei Ebenen ftihrte die Regierung Veränderungen ein, die von Bedeutung
ftlr die Forschungsförderung waren:
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(l) Der Begriff >Steady State<, den man ftlr diese Periode prägte (Gummett
l99l: 35; siehe auch allgemein fftr diese Periode: Wilks und Cini 1990; Irvine
u.a. 1990; Braun l994b;Zimanl9&7;Cozzens u.a. (Hg.) 1990), deutet darauf
hin, daIS man die Ausgaben fflr eine ganze Reihe von Politikfeldem reduzierte.
Die Universitäten waren hier in besonderer Weise behoffen. Von I 980 bis I 984
nalrmen die staatlichen Subventionen real um 13% ab. Der Anteil der Gelder,
die vom University Grants Council an die Universitäten verteilt wurde, sank
als Prozentsatz an den gesarnten Forschungsausgaben der Regierungvon66o/o
im Jalre l98l aufSl% im Jahr 1989 (OECD l99lb: 323; eigene Berechnung;
DB). Dies konnte als Generalangriffaufdas Bildungssystem verstanden werden.
Aber auch die Ausgaben fflr die Research Councils hatten zu leiden. Zwar griff
die Regienrng hier nicht auf die gleiche Art und Weise durch, sie beschränkte
die Ausgabensteigerungen der Research Councils aber auf die Steigerungsraten
des Bruttosozialproduktes, während die Kosten fflr die Forschung weitaus stärker

zunahmen. Real nat also auch hier eine Reduzierung des Ausgabenvolumens
ein. Trotz finranzieller Verbessermgen seit 1987 hat sich diese Austeritätspolitik
bis heute nicht wesentlich verändert und bildet sogar einen Teil der Regierungs-
philosophie: Die staatlich subventionierten Akteure sollten sich an knappes Geld
gewöhnen, damit sie einen fuireiz hatten, aktiv um andere Finanzgeber an wer-
ben und so einerseits Eigeninitiativeztz.eigen und andererseits den Staat von
Finanzierung und Aufgaben zu entlasten.

Die Vergabe öffentlicher Gelder wurde davon abhengig gemacht, ob und
inwieweit die Institutionen deutlich machen konnten, daß sie auch tatsächlich
etwas flir das Geld leisteten. Die Transparenz und die Effrzienz in der Mittel-
venuendung wurden zu Schlttsselvariablen fltr die einzelnen Organisationen im
Bildungs- und Wissenschaftssystem.

(2) Stärker als jede andere Regierung vor ihr fflhrte Thatcher dennützlichkeits-
orientierten Standpunkt als sine qua non jeder Vergabe öffentlicher Gelder ein.
Zweckungebundene Gelder waren möglichst zu reduzieren und der Anteil
zweckgebundener Gelder zu erhöhen. Dies resultierte in einer Verschiebung der
Einktlnfte der Universitäten. Während bisher der größte Teil tlber die >block
grants<, also die institutionelle Förderung des University Grants Council fr-
nanziert worden war und damit die genauere Verteilung der Mittel genau wie
an den deutschen Universitäten von den Universitäten selbst vor genommen

wurde, sank dieser Anteil jetzt. Er wurde drrrch mehr Drittmittel, also zweck-
gebundene Mittel, die tlber die Research Councils vergeben wurden, ersetzt.

Das Gesamtvolumen nahm allerdings ab.

Diese neue Regierungsphilosophie hatte schließlich auch Konsequenzen ftlr
die Arbeit der Research Councils.Die Regierung wandte auch hier keine spezi-
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fischen und dirigistischen Maßnahmen an, die das von Rothschild schon ange-
dachte >Valuefor money<-Pnnnp (Geld nur gegen Leistung in Form von nützli-
chen Forschungsresultaten) in die Arbeit der Research Councils einftihrten. Es
reichte die einfache Kürzung der Zuwendungen an das Science Vote,um die
Research Councils zurwingen, mit ihren Mitteln selektiver umzugehen und sie
dort zu konzentrieren, wo sie aller Watrscheinlichkeit nach erfolgreich einge-
setzt werden würden. Dies hatte auch Konsequenzen ftir die Verteilung der
Mittel nach inüa- und extramuralen Aufgaben. Die eigenen Forschungseinheiten
und lnstitute der Research Councils wurden zunehmend als Hindernisse ftir die
flexiblen und selektiven Strategien erfahren. Eine ganze Reihe von Forscher-
gruppen und Einrichtungen wurden geschlossen und die Mittel von der intra-
auf die extramurale Förderung umgewidmet. Damit hatte die Regierung aber
auch hier schon zum Teil ihr Ziel eneicht: die Produktivität pro eingesetzte
Einheit Geld in der Forschungsförderung wurde erhöht, allerdings auf Kosten
der Forschungsmöglichkeiten, die beständig abnalmen. Zusätzlich aber - und
dies war der Orientierungsrahmen, den die Regierurg vorgegeben hatte - wurden
die Ressourcen stärker auf Problemgebiete konzentiert, die direkte Erfolge filr
die Anwendersysteme versprachen. So begann zum Beispiel der Medical Re-

search Council intensiver die klinische Forschung zu ßrdem, die einen direkten
Anwendungsbezug besitzt. Und man bemühte sich seither mehr um Koopera-
tionsprojekte mit der Industrie.

Diese Regiemngsphilosophie beharrte zwar wie das Modell der sozialen Rele-
vanz auf der Forderung nach dem Nachweis von Ntitzlichkeit dwch die Wissen-
schaft, sie hatte aber eine ganz andere Stoßrichtung: Sie ging nicht von dem
rationalen Staatsmodell aus, das noch die vprige konservative Regierung und
die LabourParty verteten hatten. Man wollte keine inhaltlichen Entscheidungen
ftir die Wissenschaft treffen und ihr konkrete Ziele vorschreiben, die sie zu
verfolgen hatte. Das Allokationsmodell, das die Labour Party in den sechziger
Jahren angestrebt hatte, bildete also nicht die Grundlage dieser Strategie. Die
Thatchersche Stategie wollte Forschung nicht politisieren, sondem die Politik
von der Bürde einer tewen Forschungspolitik befreien und die Verantwortung
den Wissenschaftlem und Anwendem selbst übergeben. Die Forschungsein-
richtungen wurden durch Verknappung ihrer Ressourcen und, in gewissem
Rahmen, durch selektive Anreize dazu veranlafjt, selbst Selektionen vorzuneh-
men, die schließlich dem Prinzip >valuefor money< dienen würden, weil sich
die Steigerung der Leistungslaaft und der Anwendurgsbezug automatisch ein-
stellen würde. In vielerlei Hinsicht war diese Sfrategie sehr viel kompatibler mit
der Funktionsweise und der Perzeption der Wissenschaft, als dies das Modell
der sozialen Relevanz gewesen war. Dies zeigte sich unter anderem daran, daß
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sich die Kritik der Wissenschaftler meist gar nicht gegen die Forderung nach
Selektivität und Konzentration richtete, sondem lediglich gegen die gleichzeitige
Verknappung der Ressourcen. Weite Teile der Wissenschaft, vor allem die for-
schungsorientierten und reputationstächtigen Disziplinen und Wissenschaftler,
störten sich ebenso wie Thatcher an der Absicherung der Universitäten durch
das block granfs-System, das auch in ihren Augen die universitären Wissen-
schaftler satt und zufrieden gemacht und wesentlich zu den schlechten Leistun-
gen der Forschung Englands beigeüagen hätte. Man sah im amerikanischen, auf
Konkunenzbasierenden Wissenschaftssystem ebenso ein Vorbild wie die That-
cher Regierung. Hier ftafen sich Selbststeuerungsvorstellungen von Teilen des
WissenschafusystemsundderneoliberalenRegierungsphilosophie. Die Selektivi-
tät des Mitteleinsatzes war also auch in den Augen det Research Councils zv
begräßen. Dies ließ der Advisory Boardfor Research Councils schon 1984 ver-
känden und der University Grants Council begann frühzeitig, seine Mittel auf
dieser Basis zu vergeben (Edgerton und Hughes 1989; Smith 1987). Die Ae-
search Councils sahen eine Chance, ihren Einfluß aufdie Forschung an den
Universitäten durch die größere Abhängigkeit der universitären Forschung von
Drittmitteln zu verstärken und so im positiven Sinn auf die Produktivitet der
Forschung hinzuwirken. Ziel der Research Councls und des University Grants
Council wax allerdings in erster Linie die Verbesserung der
Grundlagenforschung, während beim >Value for money<-Pinzip der Regierung
die tatsächliche Nützlichkeit ff.ir die Anwendersysteme im Zentrum stand (Braun
1993d).

Bei der Frage nach dem Mittelaufkommen ftir die Wissenschaft waren sich
alle Wissenschaftler selbstverständlich einig. Man hatte unter der Austeritäts-
politik der Regienrng zu leiden und verlangte deshalb eine Rücknahme der Ktir-
anngen. Schließlich war sich die Koalition der Grundlagenforscher, zu denen
sowohl der University Grants Council wie die Research Councils zählten, einig,
daß Selektivität und Konzentation sinnvoll sei, um die institutionellen Rigiditä-
ten der Forschungslandschaft zu ilberwinden, nicht aber das >Value for mo-
ney<-PinÄp,das man als Bedrohung der Autonomie der Wissenschaft betachte-
te. Die selektive Mittelverteilung sollte stattdessen der Verbesserung der Grund-
lagenforschung zugute kommen

Tatsächlich zeigte sich im Laufe der achtziger Jahre, daß die Forschungs-
infrastruktur stark unter den knapperen Ressourcen zu leiden hatte. Weitaus
schlimmer war allerdings - und dies war der Punkt, der schließlich 1987 nach
der Malrnung des Select Committee nteiner Umkehr der knappen Finanzpolitik
ftihrte -, daIJ gerade die besseren Forscher begannen, in die USA abzuwandem,
weil sie dort sowohl bessere Bezahlungen als auch bessere Forschungsbedingun-
gen vorfanden. Die Selektivitätstibung der Regierung begann das Wissenschafts-
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system auszutrocknen. Da auch die Wirtschaftskrise großenteils vorbei war,
zeigte sich die Regienrng bereig auch ftlr die Grundlagenforschung wieder mehr
Gelder zur Verftigung zu stellen, wenn die Wissenschaft deutlich machte, daß
sie intensiv an der Kooperation mit der lndusnie arbeiten wilrde. Tatsächlich
begannen die Ausgaben der Regierung ftir die Forschung nach 1987 wieder
zuzunehmen, obwohl die Steigerungsraten weiterhin nur knapp um oder unter
der Inflationsrate lagen und die Probleme bestehen blieben.

Ohne Zweifel kann man behaupten, daß diese Politik der Mittelkürzung rmd
der anschließenden Drohung, der Grundlagenforschung nur dann Gelder zur
Verftigung zu stellen, wenn man mit der Industrie stärker zusammenarbeiten
würde, einen Erfolg gehabt hat, wie ihn keine der vorigen Regierungen jemals
erreicht hatte. Trotz aller Zentralisierung und Konzentration von Macht und
Ressourcen im von der Inbour Party gegrtindeten Technologieministerium hatte
das Ministerium kaum jemals Einfluß auf die fubeit der Research Councils
gewonnen. Unter Thatcher sind eine ganze Reihe von neuen lnitiativen und
Instrumenten bei den ResearchCouncils, aber auch an den Universitäten einge-
ftihrt worden, die inzwischen zumindest zu regelmäßigen Kontal:ten und ge-
meinsamer Forschung geftihrt haben.

Unter John Major (ab 1990) veränderte sich die Basisphilosophie der Regierung
nicht. Weiterhin ging es darum, einen Nützlichkeitsnachweis ftir alle
Forschungsanstrengurgen zu ftihren, die Förderorganisationen dazu zu drängen,
sich eng mit der krdustie an vemetzen und den Staat von Finanzierungsaufgaben
zu entlasten. Interessantenveise fand aber 1993 mit der größten institutionellen
Reform im Fördersystem seit 1965 eine gewisse Unitarisierung der Formulie-
rungskompetenzen auf zentaler politischer Ebene statt. Die Regierung Major
nahm einen neuen Anlauf,, um die vielfältigen, disparaten und dezentalisierten
Interessen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft auf cinen
Nenner zu bringen. Wie sah diese Reform im einzelnen aus?

Die Regierung Major versuchte mit dem White Paper >Realising our Poten-
tial< von I 993 (Chancellor for the Duchy of lancaster I 993 ) eine institutionelle
Konstnrktion zu finden, in der unter anderem die Research Councils weiterhin
ihre Arbeit venichten konnten, gleichzeitig aber stärker in ein Gesamtkonzept
eingebunden waren. Die Regierung meinte, ilber die jährliche Erstellung und
Revision klarer Forschungsziele und ihre Verbreitung in der Forschungsgemein-
schaft einen stabilen Orientierungsrahmen geben zu können, nach dem sich die
Forschungsinstanzen nicht nur richten könnten, sondem zu richten hätten. Das
ralltägliche Geschäft< der Selektion von Forschungsprojekten und die Implemen-
tation der Forschungsftlrderung könnte dann den Research Councils llberant-
wortet bleiben.
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An der Spitze des staatlichen Forschungssystems stehen heute drei Instanzen:

Das Ofice of Science and Technologt, in dem der Chief Scientist Adviser die
Fäden in der Hand hält und fttr die Koordination der Ressortforschung anhand
der Regierungsprogamme zuständig istEz; das Ofice of Public Semice and
Science, das ftlr die Zusammenstellung des gesamten Science Vote veranFwort-
lich ist und die effrziente Verwendung der Forschungsmittel zuüberwachen hat;
und schließli ch das Cabinet Committee on Science and Technologt, das direktes
Beratungsgremium der Regierung ist und die gesamte Forschungsperformanz
an den Vorgaben im Fonvard Loo& der Regienmg an messen hat. Übergreifender
Referen4punkt dieser drei Organe, aber auch aller Ressortrninisterien wie auch
der Research Councils, sind die Regierungsprogramme. Sie bilden den allgemei-
nen Orientierungsrahme4 innerhalb dessen die Ressorts ihre eigenen Forschungs-
prioritäten auf dezentraler Ebene entfalten können. Die Regierung erwartet
dabei, dafJ die Ressorts funktionierende Kommunikationsschnittstellen zu den
jeweiligen Klienten vorweisen können und erfolgreich die allgemeinen Ziele
des Forward loo& umgesetzt haben (idem: 43).

Ftlr die Research Councils wurden neue Charters eingeftihrt, durch die sie
deutlicher an gesellschaftlich relevante Probleme und politische Ziele angebun-

den werden konnten. Das Research Councils System wurde zudem ein weiteres
Mal umgertistet, um deutlicher die neu definierten und aufgetragenen >nirsfons<

auf verschiedenen Gebieten durchzuftihren. Auf diese Weise existieren heute
sechs Re s e ar ch C ounc il st3 .

Die Regierwrg betonte, daß sie die Arbeit der Research Coarcils weiter schät-

ze und daIJ die Selektion von Forschung nach wissenschaftlichen Qualitätskrite-
rien auch weiter hin zenüaler Referenzpunkt dieser Organisationen sein solle.
Von gleicher Wertigkeit müsse aber das zentrale Ziel der Regierung sein, die
gesellschaftliche Relevanz der Forschung zu fördem, die durch die Anwender
definiert werden wärde. Einen Gegensatz nvischen beiden Zielen gäbe es nicht
(idem: 26\. Die Research Councils mllßten bei der Selektion nur zusätzlich
darauf achten, welchen Wert ein Forschungsprojekt ftir die Anwender habe.

Um dies zu unterstützerl würden die Research Councils nun klare Aufträge
in bezug auf ein von ihnen anvisiertes Klientel erhaltens. So soll der MRC jetzt

82 "The Office of Science and Technolory will take an active role in drawing together Go-
vernment initiatives; promoting opportunities for collaboration between Departrnents;
identi$ing areas ofoverlap or duplication; encouraging Deparhnents to develop relevant

output mealrures and performance indicaton and to evaluate the success of programmes

they commission. (Chancellor for the Duchy of Lancaster 1993:43).
83 Nämlich die Research Councils fllr: rBiotechnolory & Biological Sciences, Medical

Research, Economic & Social Research, Engineering & Physical Sciencies Research,

Natural Environment Research, Particle Physics and Astronomy Research<.

84 '[P]rovide each Council with a mission statement which recognises the importance of
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zum Beispiel hochqualifizierte Gnurdlagenforschung, stategische Forschung,
angewandte Forschung und daraufbezogene Postgraduiertenausbildung in allen
Zweigen der biomedizinischen Wissenschaft fördem, um die menschliche Ge-
sundheit zu erhalten und zu verbessem. Dabei sollen die Bedtirfnisse von Nut-
zergemeinschaften befriedigt werden. Diese werden bei jedem einzelnen.Re-
searchCouncilaufgelistetts. Zwarmüssen die ResearchCouncilsihreEinkünfte
nicht uber die Anwender enverberl sie sind abergehalten, fimktionierende Kom-
munikationsstellen zur Indushie zu entwickeln und bei allen Handlungen das
generelle Forschungskonzept der Regienrng zu berticksichtigen. Wie weitgehend
diese Anbindung der Research Councils an die Industrie sein sollte, zeigt die
Vorschrift der Regierung, die Teilnahme von industriellen Experten in den
Councils selbst entscheidend zu stärken. ln größerem Maßstab sollte sich die
Administation in Zukunft auch aus solchen indusniellen Experten ansammen
setzen. Auf allen Ebenen sollte die Zusammenarbeit im Dreieck Regierung -
Indusfie - R esearch Councils verbessert werden. Damit dies auch adminisnativ
inden Research Councils eine Entsprechung fand, richtete man jetzt den Posten
eines vollzeitbeschäftigten Chief Executive ein rto secure representation for the
users ofresearch and in order to bring in relevant experience from the indushial
and commercial sectors most closely related to the Councls'missionn (idem:
34).

Um die Orientierung der Research Councils an den Regierungszielen weiter
zu verbessem, wurde die bisherige Zuständigkeitsordnung und die Beratungs-
sfuktur geändert. Die Regierung hatte dabei das bereits bestehende Vorhaben,
die Research Councils in einen großen Research Council zusammerzufassen,
en4rogen, sich dann aber entschlossen, die organisatorische Trennung beizubehal-
ten. Die dezentale Flexibilität blieb also auch in diesem Fall als oberstes Prinzip
erhalten. Man wollte aber aufjeden Fall zu einer besseren zentalen Koordina-
tion nnd zu einer Anbindung der Ziele der Research Councils an die allgemeinen
Forschungsziele kommen. Zwei wichtige Schritte rmternahm man hierztr Einmal
wurde dem DES die Befugnis entzogen, die Mittelverteilung andie Research
Councils weiter vorzunehmen. Stattdessen ltbernatrm der Minister of Public
Services and Science diese Aufgabe. Die Umsetzung von Transparenz und Effi-
Äenz der Mittelverwendung waren die entscheidenden Richtlinren des Ofice
of Public Service and Science. Die inhaltlichen Kriterien der Effrzienz sollten

research undertaken to meet the needs ofusen and to support wealth creationr (Chancellor
for the Duchy oflancaster 1993t 27).

85 Im Fall des MRC sind dies zum Beispiel ,the health service and the health-care, medical
insüumentation, pharmaceutical, biotechnolory and food indusfries, together with uni-
versities and cograte govemment departnents. (Chancellor for the Duchy of Lancaster
1993: 30).
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zukänftig im Forward Looft vorgegeben werden (idem: 34).Der Advisory Board

for Research Councils als vermittelnde Instanz zwischen Regierung und DES
aufder einen und den Aese arch Councils aufder anderen Seite, wurde aufgelöst.
Damit war ein wichtiges Schutzschild zwischen Regierungsinstanz und fi esemch

Councils weggefallen. Von jetzt ab ist ein innerhalb des Ofice of Science and
Technologt eigens ernannter Director-General of Research Councils ftir die
Research Councils zuständig (der Chancellorfor the Duclry oflancaster), det
den Chief Scientific Adviser entlasten und vor allem dem Minister of Public
Services and Science zuarbeiten soll. Eine kleine Expertenkommission soll ihn
hierbei unterstützen.Der Director-General ist die zentrale Kommunikations-
schnittstelle zwischen Regierung, Anwendem, Ressortninisterien und den.Re-
search Councils. Er ist ftir die Verdeutlichung der Regierungspolitik gegenilber

den Research Councils verantwortlich; er hat daftir zu sorgen, dal3 die Expertise
der Anwender in die Pläne der Research Councils einfließen kann, die Koordina-
tion zwischen den Research Councils stattfindet und daß die ltes earch Councils
auf ein effektives und transparentes Management achten.

Die Regierung betonte die Pflicht der Resemch Councils,eng mit ihren jewei-
ligen Ressorfrninisterien zusammenzuarbeiten. Wie das geschehen soll, ließ man

offen. Sie empfahl, freiwillige Concordats zu schließen, so wie es der Medical
Research Council noch einmal mit dem Gesundheitsministerium 1992 getarr

hatte, um die gegenseitigen Pflichten und Kooperationen deutlich zu machen
und einen gemeinsamen Evaluationsrahmen ftir die Forschung zu haben.

Welche Vertinderungen hat die konservative Regierungsperiode seit 1979, in
der wohl der durchgreifendste Versuch gestartet wurde, die Research Councils
an die politische Verwertungslogik arzubinden, nun ftir das Treuhtinder-Modell
bewirkt?

Die Politik unterden konservativen Regierungen der achtzigerund neunziger
Jatre versuchte dreierlei: vermeintliche Besitzstände und Subventionsmentalitä-
ten intermediärer und gesellschaftlicher Akteure in distributiven Politikfeldern
radikal abzubauen und dabei den Umfang staatlicher Finanzierung von gesell-

schaftlichen Aktivitäten insgesamt zu reduzieren; wenn staatliche Mittel ver-
geben werden, dies an die gesellschaftliche und politische Nützlichkeit der Lei-
stungen der rAnbieter< zu koppeln; schließlich die politische Steuerungsfthigkeit
in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft durch eine Unitarisie-
rung und Zentralisierung von Formulierungskompetenzen zu erhöhen.

Die Regierung Major ist wahrscheinlich die erste Regierung, die tatsächlich
das seit dem Zweiten Weltlaieg angestrebte Ziel einer relativ kohärenten und

umfassenden Koordination unter expliziter Leitung politischer Akteure zumin-
dest als institutionelles System verwirklicht hat. Mit der Verabschiedung von
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Rahmenprogrammen kann sie globale Zielvorstellungen bekanntgeben, die
zumindest eines sicherstellen: Daß sich alle Forschungseinrichtungen an den
globalen Zielen der Regierung - Modernisierung, Kommerzialisierung und
gesellschaftliche Wohlfahrt - orientieren. Damit sind die Research Councils
nicht ihrer Eigenständigkeit beraubt worden. Sie müssen jetzt aber fortlaufend
demonstrieren, dafJ sie sich bei der Selektion ihrer Forschungsprojekte ilber den
gesellschaftlichen Nutzen zumindest Gedanken gemacht haben und einen Teil
ihrer Ressourcen auch in diesem Sinne verwenden. Die Leistung der Regienrng
Majors besteht wohl darin, den dezentralen Einheiten weiter ihre relative Auto-
nomie zu lassen, sie gleichzeitig aber enger an die Konzepte der Regierung her-
anzuftihren. Den eigendynamischen Tendenzen, die sowohl die Ressorforschwrg
wie die Forschung der Research Councils geprägt haben, sind so aller Wahr-
scheinlichkeit nach erst einmal enge Grenzen gezogen. Alle intermediären und
staatlichenlnteressenten und Produzenten inderForschung sind zum erstenMal
zumindest von der formalen Konstruktion her in eine umfassende Operation
>staatlich angeleitete Forschungspolitik< eingebunden. Ob dieses System auch
in der Implementation erfolgreich sein wird, kann noch nicht beurteilt werden.

Selbstverständlich bedeuten diese Veränderungen keine hierarchische Steue-
rung der Wissenschaft. Die Regierung interveniert nicht direkt in das Wissen-
schaftssystem, sondem gibt, im ilbrigen mit Hilfe von Wissenschaftlenr, Orien-
tierungsdaten vor, die die Handlungsprogramme der Forschungsförderung in
den Research Councils und Ressortrninisterien beeinflussen sollen. Und selbst-
verständlich sind Mechanismenvorgesehen, dieversuchen, daftlrzu sorgen, daß

dezentrale Informationen an die politische Tnntale geleitet werden. Die politi-
sche Zenhale entscheidet aber über den globalen Orientierungsrahmen. Eine
Berücksichtigung wissenschaftlicher Interessen oder der Interessen der Förder-
organisationen kann, muß aber nicht erfolgen. Zumindest von einer dezenfalen
Kontextsteuerung< kann man hier nicht sprechen. Auf der globalen Zielebene
wenigstens hat die Regierung die Führung an sich gerissen und übt über die
Macht des Geldes Qtower of the purse), die institutionalisierte Anbindung der
dezenfalen Al<feure an den globalen Orientierungsrahmen und verbesserte Kon-
follverfahren eine erhebliche gestaltende Funktion in der forschungspolitischen
Steuerung der Wissenschaft aus.

Man kann wohl mit Fug und Recht behaupten, daf} das Treuhänder-Modell
mit diesen eine andere Gestalt bekommen hat. Major hat es ge-
schaft,dasCz,stomer-Contractor-Principle,daslmRotltschild-Slstemalsexter-
ne Zumutung an dre Re se arch C ouncils herangetagen wurde, zum rSekundärco-

de< der Research Councils ztrmachen: Neben die Förderung der wissenschaftli-
chen Qualität der Forschung, die fraditionell als das Hauptinteresse der Research
Councils galt, titt die gesellschaftliche Relevanz. Die zunehmenden Anstren-
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gungen der R esearch Councl'ls, ihre Instnrmente so anzupassen, daß flexibel und
direkt Probleme bearbeitet werden können, die vielfältig entstandenen indushiel-
len Kontakte und Kooperationsprojekte, das Concordat des Medical Research
Council mit dem Gesundheitsministerium oder die Kooperation mit dem ltell-
come Trust&i der Etablierung biotechnologischer Forschung - all dies - und
hierftir lassen sich auch bei den anderen Research Councils Belege finden -
weist auf die Dwchsetzungsfähigkeit der Regierungsphilosophie innerhalb der
Research Councils hin. Eine lange Periode des Steaü State, die unter Major
zum Teil beendet wurde, selektive Ameize der Regierung und das gut funktio-
nierende Evaluationssystem haben den Research Councils in dieser Beziehung
kaum eine Wahl gelassen. Um die wesentlichen Elemente ihres eigenen For-
schungsprogramms zu retten, mußten sie sich mit den politischen Forderwgen
arrangieren.

Das, was man seit Lord Haldanes Report aus dem Jahre l9l8 ,at an arm's
length relationship< zwischen Politik und Wissenschaft bezeichnet hat, ist in
gewissem Umfang aufrechterhalten worden. Die Ressor[ninisterien haben keine
Verftigungsgewalt ilber die Arbeit der Research Councils und die Regierung
maßt sich nicht an, das Management der Research Councils oder der Higher
Education Funding Councils, der Nachfolgeorganisationen des University
Grants Council ftlr die Universitäten zu übemehmen. Die Freiheit der Grundla-
genforschung wird unterstrichen. ln der Ressortforschung hat man sogar eine
ähnliche Kompetenzstuktu emichtet. Trotzdem haben die Research Councils
in vielen Punkten ihre Freiheiten verloren. Ihr Interpretationsspielraum bei der
eigenen Politikformulierung ist durch die Neubestimmung der Aufgaben einge-
engt worden. Die Distanz zum Ressort, die Distinktion von angewandter For-
schurg und Gnurdlagenforschung beziehungsweise sfategischerForschrmg wird
allerdings auch heute noch aufrechterhalten. Im Grunde genommen ist es aber
falsch, heute noch vonden Research Councils odet den Higher Educotion Fun-
dingCouncils als den rTreuhändem< der Politik auszugehen. Dieses Bild drückt
aus, daIJ die Politik den intermediären, von Wissenschaftlem besetzten Institutio-
nen sowohl Management wie Formulierungskompetenzen tibergibt und sich rein
auf die staatliche Aufsicht der Ausgabenpolitik beschränkt. Dies tift nicht mehr
zu. Die Politik ist schon seit den sectuiger Jahren anm aktiven Mitspieler gewor-

den, der bei der Politikformulierung aktiv mitrvirkt. Unter Major hat sie sich
auch die Opportunitätsstnrkturen geschaffen, mit denen sie ihre lnteressen nach-
haltig einbringen kann.
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6.L.2 Die Bundesrepublik Deutschland

6. 1.2. I Die Institutionalisierung der forschungspolitischen Steuerung
der Wissenschaft nach dem Krieg

Zwei Pun}te waren nach dem Kriege wichtig fflr die institutionellen Entrvick-
lungen im bundesdeutschen Forschungssystem.

Im Unterschied zu den anderen Ländern konnte sich in der Bundesrepublik
nach 1945 aufgrund ihres Verliererstatus' kein militärisch-wissenschaftlicher
Komplex von Bedeutung entrvickeln: Die Alliierten versuchten nach dem Krie-
ge, die deutsche Forschung auf die Gnmdlagenforschung ausztuichten und das
Forschungspotential ftirtechnologische Anwendungen radikal einzuschränken.
In Gebieten, die in irgendeiner Weise militärisch relevant sein konnten, bestand
ein Forschungsverbot. Die Bundesrepublik war damit bis 1956, als die ersten
Kemreaktoren aufgestellt wurden, von den Forschungsbereichen, die gerade in
den anderen Ländem nach dem Krieg massiv unterstlitzt wurden, also insbeson-
dere der Atomforschung, zwar nicht abgeschnitten&, wohl aber in hohem MafJe
in ihrer freien forschungspolitischen Entwicklung gehandicapt. Erst nach den
Pariser Verhägen von 1955 erhielt die Bundesrepublik die Erlaubnis, auf mi-
litärischen Gebieten zu forschen. Die besondere Rolle im westlichen Btlndnis
und die geopolitische Lage erlaubten aber auch danach keine großen Investitio-
nen in den militärischen Forschungsbereichen, so daß die Bundesrepublik bis
heute einen relativ geringen Anteil an militärischen Forschungsausgaben be-
sitztET.

Man begann sich aber 1955 verstärkt auf die zivile Atomforschung zu konzen-
üieren (siehe ausflihrlich Stamm l98l). In diesen Bereich flossen bis Ende der
sechziger Jatre die meisten staatlichen Forschungsausgaben. Einer der Grilnde
hierftir ist in dem Besteben der Bundesregierung zu sehen, sich einerseits nicht
völlig von der auch industiell zukunftsffichtigen Atomforschung abzukoppeln
und andererseits die Atomforschung als Vehikel zu benutzen, llm - im Fall
EURATOM - die Westintegration zu beschleunigen.

86 Die Deutsche Forschungsgemeinsclafi die Nachfolgerorganisation derNo/gez eiwchaf ,
hatte bereits Anfang der fltnftiger Jalue ein Schwerpunktprogramm in der Atomforschung
aufgelegt, das vom Bund finanzicrt wurde.

87 1990 betrug dieser Anteil an den gesamten Bundesausgaben fllr die Forschung 22,8%,
wäluend er 1962 noch bei 14,7o/o gelegen hatte (siehe Faktenbericht 1990 des BMFT).
In einer Übenicht der OECD von l9E9 wird der Anteil a'uf 13,7o/o aller Forschungsaus-
gabengeschät4 währenddie USA62,5%, England45,5%und Franlaeich 37% außveisen
(OECD l99lc:29).
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Die ersten institutionellen Weichenstellungen nach dem Krieg erfolgten ohne
den Bwrd: Die Besatzungszeit erlaubte nach dem Kriege zwar die Konstituierung
von L?inderhoheiten, aber vor 1949 existierte noch keine Bundesinstanz. Wie
das Fördersystem zunächst gestaltet wurde, war also eine Angelegenheit von
Ländem, Alliierten und Selbstverwaltungsorganisationen (Stamm I 98 I ; Hohn
und Schimank 1990; Stucke 1993). Die beiden großen Wissenschaftsorganisatio-
nen versuchten nach dem Krieg wieder an ihre Organisationsformen und Auf-
gaben vor dem Dritten Reich anzuknüpfen. Die Entwicklungspfade unterschie-
den sich allerdings.

(l) DieAlliiertenhabendie Institutionalisierwrgder Mm-Planck-Gesellschafi
in dieser Zeit nachhaltig beeinflußt:

Sie versuchten, die Max-Planck-Gesellschofi (tvIPG) auf die reine Grundla-
genforschung zu verpflichten (Heinemann 1990:457). Bis 1952 herrschte ein
Verbot ftir angewandte Technikforschung, und die MPG war gehalten, ihre
angewandten Institute so weit wie möglich abzustofJen. Damit war das ursprting-
licheKonzept derKaiser-Wilhelm-Gesellschal,problemorientierteGrundlagen-
forschung und anwendungsnahe Forschung unter ihrem Dach miteinander zu
verbindenund vor allem auch industierelevante Forschung durchzuftihren, nicht
mehr aufrechtzuerhalten. Zwar gab es auch in den fünfziger Jahren immer noch
Bestrebungen, den Anwendungsaspekt als zentralen Bereich der MPG beizube-
halten, mit dem Verwaltungsabkommen von 1964 war dann aber endgültig der
Schritt zu einer Grundlageninstitution vollzogen worden. Bis datrin hatte die
MPG fast alle anwendungsnahen lnstitute abgegeben.

Die Alliierten sorgten daftir, daß die beiden goßen Wissenschaftsorganisatio-
nen ihren Selbstverwaltungsstatus behalten konnten. Das Bemühen galt aller-
dings in erster Linie demZiel,das Kriegspotential abzubauen: Weder die MPG
noch die /totge meinschafi sollten je wieder zu rnachgeordneten Reichsbehörden<

wie im DriuenReichwerden, sondern so staatsfemwie möglich etabliertwerden
(Heinemann 1990:457). Damit konvergierten die Interessen der Alliierten und
derbeiden Wissenschaftsorganisationen. Beide Organisationen strebten danach,

ihren Status als rfast-staatliche Anstalten< wieder zu etablieren und dabei so

unabhängig wie möglich von direkter staatlicher Beeinflussung zu bleiben. Mit
Hilfe der Alliierten gelang dies der MPG ausgezeichnet. Für die MPG wurde
eine Gemeinschaftsfinanzierung aller zukünftigen deutschen Länder durch-
gesetzt8s, ohne daß die Ländervertreter wie noch in der Weimarer Zeit einen

satzungsverbürgten Anspruch auf Sitz und Stimme im Senat der MPG erhielten,

88 'Die politische Vielfalt der Länder, zu der der Bund später hinanfat schien den Alliierten
Gewälr at bieten vor einem Wiedererstarken sicherheitspolitisch als Bedrohung empfun-

dener reichsabhängiger rbrain trusts<o (Heinemann I 990: 458).
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wie sie es gefordert hatten (Stamm l98l: 106). Wohl waren sie aber weiterhin
in den Kuratorien der einzelnen Institute vertreten.

Die MPG konnte also nach dem Krieg wieder als privatechtliche Institution
tätig werden, ihre Finanzierungsstruktur begann sich aber zu verändern. Nach
dem Kriege übemahm der Staat - und das hieß einzig und allein die Länder -
die finanzielle Verantwortung für alle MPG-Institute. Dies bedeutete einerseits
eine gröfJere Abhängigkeit vom politischen Handlungszyklus, andererseits waren
die Vorteile nicht zu verkennen. Die Gruppe der Bundesländer bildete keine in
sich geschlossene Handlungseinheit mit identischen Interessen. Man konnte also
die Hoffirung haben, die eigenen Interessenund vorallem die Handlungsautono-
mie zu bewahren (Hohn und Schimank 1990: Kap. 4).

Die Alliierten ftirderten ebenfalls eine stärkere Identität der MPG: Eine der
großen Bedrohungen ftir die MPG nach dem Kriege war, nachdem man sich erst
einmal erfolgreich gegen die Auflösung gewehrt hatte, ihre in den einzelnen
Besatzungszonen verstreuten Institute unter einem Dach zu vereinen. Wäre
dieser Versuch nicht von Erfolg gekrönt gewesen, hätte man sich auflösen müs-
sen und die einzelnen Institute wären - wie die späteren >Königsteiner btstitute<w

- ein Sammelsurium von unterschiedlichen und zusammenhanglosen For-
schungseinrichtungen gewesen, die beliebig zur Disposition politischer Ziele
gestanden hätten. Die Engl2inder als die Besatzungsmacht des von der MPG
gewtihlten Sitzes Gtittingen unterstiltzten die MPG jedoch mit Erfolg bei ilrem
Besteben, eine Dezentalisierung nicht zuzulassen. Aber auch intem hatten die
Engländer und die Amerikaner Einfluß auf die ldentittitsbildung. Daftir war
weniger die Demokratisierung der Entscheidungsstukturen verantwortlich (die
Mitarbeiter erhieltenjetzt ein gröfSeres Gewicht in institutspolitischen Entschei-
dungen und in der Generalverwaltung) als die Stärkung der Generalverwaltrurg
selbst, die jetzt au Hauptinstanz ftir die Mittelverteilung wurde. Mit dieser ge-
stärkten Position und unterstützt durch eine auflnteressenhomogenitätberuhen-
den hohen Loyalität der einzelnen Institute wurde die Generalverwaltung als
Dach der MPG zu einer wichtigen politischen Instanz. Die MPG als Ganzes
konnte sich so stärker als vor dem Krieg als korporativer Akteur mit deutlich
definierten Interessen und einer noch unabhängigeren Position im Vergleich zur
Weimarer Zeit etablieren.

89 lm Königsteiner Ablcommen vom24.3.1949 zwischen den Ländern wurde die gesarnte

Finanzierung der Forschungs- und Fördereinrichtungen vor der Grllndung des Bundes
geregelt. Dabei erhielten die MPG wddie Notgemeinsclalt eine bestimmte Globalftlr-
denrng. Außer diesen beiden Dachorganisationen gab esjedoch noch eine großc Zahl von
Forschungseinrichtungen, die staatlich finanziert werden sollten. Diese werden allgemein
als die >Königsteircr Instiwe< und seit 1975, als die Institut€ der >Blauen Liste< bezeich-
n€t.
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(2) Die Notgemeinschqftwar zrrüchstweniger erfolgreich gewesen, die staatli-
che Konrolle abzuwehren. Dies lag einmal daran, dafJ sie, 1948 auf Initiative
der Hochschulreltoren wiedergegr{lndet (siehe hierzu und zum folgenden Zie-
rold 1968: 278-283; Stamm l98l: 10$-126; Treue 1990), keine Dachorganisa-
tion ftlr Forschungseinrichtungen war, sondem eine reine Förderinstitution dar-
stellte, die die Gelder an die Hochschulforschung vergab. Da die Länder die
Hochschulen als ihre Domäne befiachteten - hierin waren sie von den Alliierten
untersttltzt worden -, hielten sie es ftlr selbstverständlich, umfassend an den
Entscheidungsverfahren der Mittelverteilung beteiligt zu sein. Nach dem die
MPG solche Partizipationsversuche erfolgreich abgewehrt hatte, war die Not-
gemeinschafi zudem die einzig verbliebene Möglichkeit ftir die Länder, sich
organisatorisch in das Fördersystem einzuklinken. Von daher satr sich die Not-
gemeinschafi nach der Präsentation iluer neuen Satzung unmittelbax der Kritik
der Länder ausgesetzt. Man hatte die Länder in dieser Satzung nicht mehr als
Grtindungsmitglieder aufgeftihrt und ihnen dementsprechend auch keinen Sitz
in der Hauptversammlung eingeräumt. Zu den Grilndungsmitgliedem zählten
jetzt die einzelnen Hochschulen, die MPG und die Akademien der Wissenschaft.

Die Länder legten entschiedenen Protest ein. Sie verlangten nicht nur, als Grün-
dungsmitglieder aufgefflhrt zu werden, sondem auch an allen Entscheidungs-
verfahren aktiv beteiligt zu sein. Die NotgemeinschaJt lehnte dies angesichts
der Erfahrungen in der Weimarer Republik ab und weil sie meinte, in diesem
Fall nicht melu arbeitsfähig an sein. Die Beteiligung der Länder hätte eine solche
zahlenmäßige Ausweitung der Bewilligungsgremien bedeutet, daß diese zu
schwerfällig geworden wären. Der Hintergnrnd hierfflr war, dafi der Rechtssatus
eines eingetagenen Vereins - und dieser Status blieb auch der neuen Notgemein-
schafr erhalten- es erforderlich machte, bei allen Abstimmungen den Forschem
eine z:hlenmäßige Mehrheit zu verschaffen (Zierold I 968: 280). Die Teilnatrme
politischer Akteure in allen Gremien hätte also eine dementsprechende Auf-
stockung von Wissenschaftlem zlr Folge gehabt. Man einigte sich schließlich
darauf, ein zusätzliches Kuratorium einzurichten, ,das im Regelfall einmal im
Jatr zusammenhitt und tlber den Haushalt entscheidet" (idem). Das Kuratorium
sollte aus ozwanzig Forschem, je einem Verteter aller Kultusverwaltungen und
bis zu ftlnf Vertetem des Stifterverbandes bestehenn (idem). Der Hauptausschuß

wax nun allein für die Bewilligungen verantwortlich - die hohe Bedeutung des

Präsidenten als letztentscheidende Instanz hatte man abgeschafft - und sollte
aus zehn Forschem, ftinf Vertetem der Kultusministerien und bis zu zwei Ver-
tetem des Stifterverbandes bestehen. An dieser Grundsüuktur hat sich bis heute

nichts verändert. Die Länder setzten schließlich durch, daß sie als Mitgründer
genannt wurden. Ihre weitergehende Forderung, nämlich nicht überstimmt wer-
den zu können, wurde allerdings abgelehnt mit dem Hinweis, daf3 sich die Län-
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der ruhig auf ihre Machtposition als Geldgeber verlassen und ansonsten der
N o t ge m e i ns c haft v ertr auen sollten.

Einmal als Akteur in der Notgemeinschart etabliert, versuchten die Länder
die Notgemeinschafi zur zentalen Schaltstelle der deutschen Forschungsför-
derung fllr alle übenegionalen Forschungseinrichtungen und Hochschulen zu
machen, womit sie auch zum Finanzgeber der MPG avanciert wäre. Auf diese
Weise hätten die Länder ein Gremium besessen, mit dem sie in der Lage gewe-

sen wären, einem zukllnftigen Bund jeden Zugriffals Koordinator auf die über-
regionale Forschungsförderung zu verwehren. Vor allem hätte man so auch
indirekt Einfluß auf die MPG gewonnen, den man formal nicht durchsetzen
konnte. Auch diese Vorstellungen scheiterten schließlich, so daß die lfo tgemein-
schaft (ab 1952 Deutsche Forschungsgemeinschaft [DFG]) praltisch mit der
gleichen Kräftekonstellation wie vor dem Dritten Reich arbeitete, mit dem Un-
terschied, daß sich die Politik nicht mehr des Präsidenten bedienen konnte, um
eigene Vorstellungen umzusetzen, sondern auf die Entscheidwrgen in den Gre-
mien angewiesen war. Hier hatte sie aber aufgrund der Stimmenverhältnissen
eine schlechtere Position. Ihr Einfluß mußte tatsächlich durch Überzeugungs-
arbeit, kombiniert mit der Machtressource Geld, ausgeübt werden.

Die DFG hatte damit Vereinnahmwrgsversuche der Politik erfolgreich abweh-
ren" aber nicht verhindern könnerq daIJ die Politik anm Partizipanten und teilneh-
menden Beobachter in den Entscheidungsgremien wurde. lnsofem hatte sie im
Unterschied zur MPG nur die zweitbeste Lösung verwirklichen können.

Im Grunde änderte sich im VergleichzurWeimarerZeitnach dem Krieg wenig,
was die Stuktur der genossenschaftlichen Selbswenvaltung betiffi. Die beiden
großen Wissenschaftsorganisationen konnten nicht nur ilue Existenz bewaluen,
sie kntlpften zudem an den Status der fast-staatlichen Dritte-Sektor-Organisatio-
nerl all url korurten, irn Fall der MPG, die formale Autonunüc vun staatliuhcr
Beeinflussung sogar noch erhöhen. Verändert hatte sich aber vorerst die politi-
sche Umwelt. Einerseits waxen nun beide Organisationen {lberwiegend von
staatlicher Finanzierwrg abhängig. Zum anderen fehlte lange Zeit einZenftum
in der Forschungspolitik. Der Bund nahm erst Ende 1949 seine Arbeit au{, es

dauerte aber bis 1955, bevor eine eigene fonchurgspolitische Hausmacht gegrün-

det wurde. Im wesentlichen hatten die Selbstvenvaltungsorganisationen es nun
mit der Finanzierung durch die Länder zu tun, die sich allerdings bemilhten,
jeden Konflikt mit den Wissenschaftsorganisationen zu vermeiden, weil sie
demonstrierenmußten, daßsie auchohne denBrnd in derLage war€& die ihnen
von den Alliierten tlberfiagene Kompetenz in der Forschungsförderung wahr-
zunehmen. Das Manko dieser Konstellation war, daß die Länder aufgrund des
niedrigen Steueraufkommens und anderer, dringlicherer Aufgaben wenig Geld
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in die Forschungsförderung investierten. Damit zeichnete sich bereits das >Gele-
genheitsfenster< ftir den Bund ab, der sich aufgrund seiner Finanzmacht auch
ohne ausdrückliche Zustimmung der Länder in die Forschungsfürderung
einschalten konnte.

Weitere Faktoren begünstigten diese Autonomie der Wissenschaffsorganisa-
tionen:

- Die Freiheit von Forschung und Lehre wurde ausdrücklich in das Grundgesetz
(Art. 5,3 GG) aufgenommen.

- Das >Science-Push-Model/< dominierte auch weitherhin in der Forschungsför-
derung, also die Überzeugung, daß Investitionen in die Grundlagenforschung
mittelfristig und spontan zu Anwendungsergebnissen ftihren würden.

- Die Alliierten hatten bereits die Weichen daftir gestellt, daIJ die Grundlagen-
forschung im Mittelpunkt der deutschen Forschungsfürderung stand. Die
Dominanz der Atomphysiker und ihr Zugang zu politischen Kreisen in der
Bundesrepublik nach dem Kriege förderten die Verbreitung dieses Modells
unter den politischen Akteurens.

- Förderlich war sicherlich auch die Fortführung der bisherigen institutionellen
Ordnung in der Hochschulpolitik. Die Hochschulsftukturen blieben praktisch
unverändert. Der Dualismus von staatlicher Hochschulverwaltung und kolle-
gialer Selbstverwaltung der Professoren wurde wiederhergestellt und reet-
ablierte damit den rhistorischen Kompromiß< aus dem vorigen Jahrhundert,
in dem wissenschaftliche Freiheit und gesellschaftliche Verantwortung mit-
einander verknüpft worden waren.

- Schließlich konnten auch die politischen Ordnungsvorstellungen, die vor dem
Dritten Reich virulent waren, erfolgreich wiederbelebt werden. Zentralisie-
rung und Staatsinterventionismus waren weitgehend verpönt und konnten
nicht als Leitbilder ftir eine Institutionalisierung der Forschungspolitik dienen.

Damit konnte nach dem Zweiten Weltkrieg das selbstverwaltete Fördersystem
der Weimarer Zeit wiedergegründet werden, wenn sich auch einige machtpoliti-
sche Konstellationen in den Beziehungen der beteiligten Akteure verschoben.
Der Bund konnte dieses Mal nicht, wie nach dem Ersten Weltkrieg, direkt zur
starken Kraft im ftideralistischen Geftige werden. Seine Gründung erfol$e erst
nach der Konstituierung der Länder. Die Alliierten hatten sich zudem erfolgreich
bemüht, die Kompetenzen des Bundes gegenüber den Ländem zu schwächen.
In der Forschungspolitik hatten sie dies gezielt durch die Übergabe der For-
schungsftirderung an die Länder getan. In den Verfassungsdebatten erhielt der
Bund überhaupt nur die Möglichkeit, sich im nachhinein an der Forschungsfür-

90 So hatte zum Beispiel Heisenberg direkten Kontakt zu Adenauer und beeinflußte dessen

Sichtrreise der Forschungspolitik stark.

6
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derung zu beteiligen, weil eine Gruppe von Wissenschaftlern darauf drängte,
die Forschungsförderung in die konkunierenden Gesetzgebung aufzunehmen.
Die Uinder hatten schon vorher deutlich zu verstehen gegeben, daß sie die For-
schrurgsftirderung als ihre alleinige Aufgabe ansahen. Der kulturpolitische Be-
reich sollte gegenjede Interventionsmöglichkeit des Bundes gesichert werden.
Man war lediglich bereit, die Ressortforschung des Bundes ohne jede weitere
Diskussion anzuerkennen.

Zu einer aktiven staatlichen forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft konnte es in dieser Figwation nach dem Zweiten Weltkrieg erst einmal
nicht kommen. Zenfrale Koordinationsversuche gab es nur zweimal: einmal mit
dem Versuch der Länder, die Notgemeinschafi niluer ftir alle Angelegenheiten
zuständigen Schaltstelle der Forschung zu machen, und zum anderen mit der
Gründung des Deutschen Forschungsrafes durch einige Wissenschaftler der
MPG, der dann vom Bundeskanzleramt und insbesondere von Adenauer unter-
sttitzt wurde (siehe hienu Ziercld 1968:297-305; Stamm l98l 127-140). Die
Wissenschaftler beabsichtigten, den Deutschen Forschungsrat (DFR), ätrnlich
wie Tizard und Zuckerman in England, zur wissenschaftsgesteuerten forschungs-
politischen Schaltzentrale zu machen, die zwar eng an den Bund angebunden
sein, ansonsten aber deutlich ein Wissenschaftsorgan bleiben sollte. Der DFR
wurde schon nach kurzer 7ßit(1952) mit der Notgemeinscfta/t fusioniert und
bildet seitdem praktisch den Senat innerhalb der damals umbenannten Deutschen
Forschungsgemeinschafi (DFC). In beiden Fällen hatte sich die Politik aber
damit begnügt, die Forschungspolitik an die Wissenschaft abzugeben und eine
Beobachterrolle einzunehmen.

Insgesamt kann man sagerq daß sich die politischen Akteure in der Bundesre-
publik nach dem Kriege in forschungspolitischer Zurilckhaltung tibten und damit
der Handlungsspielraum der Selbstverwaltungsorganisationen vorerst groß war.
Hauptverantwortlich hierftlr war sicherlich das Bund-Länder-Verhältnis, aber
auch das Verbot der Allierten, auf vielen prestigeträchtigen Gebieten zu for-
schen.

6. 1.2.2 Das Bund-Llinder-Verhtiltnis als zentrale Dynamik
in der Koordination der forschungspolitischen Steuerung
der llissenschafi

Wätrend die staatlich finanzierten Forschungs- und Fördereimichtungen in den
anderendrei l^ändem ihren Haushaltjeweils dem zuständigen Ministerium oder
dirpkt dem Parlament vorlegen, sind die deutschen Selbswerwaltungseinrichtur-
gen bei der Haushaltsbewilligrrng in ein multilaterales Geftlge von Länderinter-
essen rurd, ab 1964, auch von Bundesinteressen eingebunden. Diese ftlderalisti-
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sche Institutionalisierung der Wissenschaftsförderung hat bis heute zu zwei
Atfibuten des deutschen Fördersystems geff)hrt: Die staatlich geförderten aufier-
universitören Förder- und Forschungsorganisationen sind immer wieder mit
Unsicherheit bezüglich ihrer Finaralage lanfrontiert worden, und das Spiel
zwischen Bund und Ldndern hat eine ahive polltische Steuerung gegenüber den
S elb s tv erw oltungs or gani s at i onen w e it ge hend p ar aly s ier t.

Will man die Handlungsdynamik im deutschen Fördersystem verstehen, muß
man die Handlungslogiken der beteiligten Akteure offenlegen:

(l) Dem Bund ging es nach 1949 um das Eindringen in die von den Ländem
rigoros abgeriegelte Domäne Forschungsförderung, die ihm dann offenstand,
wenn er nachweisen konnte, dafJ die Länder nicht in der Lage waren, diese Auf-
gabe zu erflillen (Shrcke 1993). In diesem Fall konnte die konkunierende Ge-
setzgebung, in die die Forschungsftlrderung aufgenommen worden war, genutzt
werden, um sich eine eigene Forschungskompetenz anzueignen. Tatsächlich
versuchte der Bund verschiedentlich (1951, 1969), mit der Verabschiedung eines

Forschungsftirderungsgesetzes an drohen, ohne daß er dies letztendlich durch-
setzen konnte. Im wesentlichen konzenüierte sich der Bund so auf den Versuch,
sich ttber die faktische Finanzierung der Forschung und Forschungsförderung
zum starken Akteur gegenttber den Ländern zu werden. Stellt man die Hand-
lungsoptionen des Bundes in einer Präferenzliste dar, so war die beste Option
sicherlich, die Länder zu veranlassen, die Finanzienurg von MPG und DFG ganz

aufzugeben und dem Bund zu liberlassen. Damit meinte man, sich eine eigene
Hausmacht in der Forschungspolitik schaffen zu können. Die aveitbeste Lösung
war das Eneichen der formalen Gleichberechtigung in der Forschungsfördenmg.
Das hieß, entweder arn Königsteiner Abkommer beteiligt zu werden oder aber

ein neues Abkommen auszuhandeln. Die dritte Option schließlich war, sich
zumindest informell an der Forschungsftlrderung zu beteiligen und darauf zu
hoffen, daß dies im weiteren Verlauf auch ar fbktischen Anerkennung ftthren
wilrde.

(2) Die Lönder hatten im Königsteiner Abkommen ihre Absicht bekräftigt,
ohne den Bund die Forschungsförderung zu {lbemehmen. Voraussetzung hierfilr
war allerdings ein relativ geschlossenes Aufueten gegenttber dem Bund und
Verläßlichkeit in derFinanzierung der Forschungsförderung. Nur in diesem Fall
konnte man verhindem, daß der Bund mit Recht auf die Notwendigkeit einer

bundespolitischen Lösung verweisen wilrde. Die Alleinfinanzierung in der For-
schungsörderrlrg sollte von Anfang an demonsfrieren, dafJ die Länder anmindest

im Kernbereich ihrer ldentität, der Kultur und Bildungspolitik, nicht gewillt
waren, dem Bund Beteiligungsrechte einzuräumen. Die Durchsetzung dieser
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optimalen Stategie gelang auch bis etwa 1953, dem Zeitpunkt, zu dem der Bund
massiv begann, sich an der Forschungsförderung ttber Sonderzuschttsse zu be-
teiligen (Hohn und Schimank 1990: 353-360). Danach begannen sich Zerfalls-
tendenzen in der Solidarität untereinander zu zeigen. Die einzelnen Länder
profitierten in vielftiltiger Weise von den Zuweisungen und Zusch{tssen des
Bundes, so daß eine geschlossene Front gegentlber den Beteiligrurgsansprilchen
immer schwieriger aufrechterhalten werden konnte. Dem Bund gelang es so
schon in den ftinfziger Jahren, tlber seine erst einmal schlechteste Stategie, die
faktische und informelle Finanzierung, im allgemeinen Jargon die >Politik der
Goldenen Zügel< genannt, ein Umdenken bei den Ländem einzuleiten. Diese
Entrvicklung wurde zudem durch eine sich verschlechtemde Finanzlage rurd die
besonders giinstigen Finanzbedingungen des Bundeset begttnstigt. Wenn die
Länder der für sie schlechtesten Option, nämlich dem entsolidarisierenden rGol-
denen Zilgel< des Bundes, begegnen wollten, gleichzeitig aber nicht mehr in der
Lage waren, die Alleinfinanzierung aufrechtzuerhalten, dann bot sich auch ftlr
sie die formale Beteiligung des Bundes an der Forschungsförderung als die
zweitbeste Stategie an. Allerdings rmterschied sich die Bewerhng der Konditio-
nen, unter denen eine solche formale Beteiligung stattfinden konnte: Ftlr die
Länder war die beste Lösung, wenn der Bund zwar zahlte, aber aufjedes Mit-
spracherecht verzichtete. Ein solches Angebot wurde dem Bund 1957 gemacht.

Die Länder forderten ihn aui angesichts ihrer schlechten Finanzlage und dem
bis 1958 noch nicht realisierten vertikalen Finanzausgleich, die Hälfte der durch
die Förderung von DFG und MPG entstehenden Länderkosten zu tibemehmen
(Hohn und Schimank 1990: 360). Wenn der Bund dann noch zusätzlich einwil-
ligte, den Llindem einen höheren Anteil am Steueraufkommen zuzusprechen,
war man sogar bereit, ihn formal ins Königsteiner Ablammen, das 1959 verlän-
gert werden mußte, aufzunehmen. Selbstverständlich konnte dieser Vorschlag
nicht auf die Zustimmung des Bundes stoßen. Hierdurch trätte sich seine Position
gegenüber der Option, informell zu finanzieren, verschlechtert. Die conditio sine
quanonwarfürden Bund die gleichberechtigte Beteiligung an allen finanziellen
und organisatorischen Arrangements. Nach vielen Verhandlungsphasen wurde
diese Lösung im Verwaltungsabkommen von 1964 auch eneicht. Die formale
Aufnahme ins Königsteiner Abkommen konnte der Bund aber vorerst nicht
durchsetzen.

Damit war den Ländern zumindest die gleichberechtigte Position bei der
Finanzierung der MPG und DFG erhalten geblieben, und man hatte die eigenen
Reihen in dieser Hinsicht wieder schließen können. Insofem hatten beide Akteu-

Diese gttnstige Finanzlage enstand dwch den sog. >lulius-Turm<, der fllr die Wieder-
aufrllstung reservicrt worden war, aber durch deren Verzögerung schon ab 1955 durch
den Bund teilweise zu anderen Zwecken eingesetzt werden konnte.

9l
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re zumindest ihre zweitbeste Strategie im Verwaltungsabkommen durchsetzen
können.

(3) DaIS diese lösung sogar optimal für die beiden großen lYissenschafisorga-
nisationenwar, läßt sich unschwer nachweisen. Sowohl der MPG wie der DFG
konnte es nur darum gehen, einen gesicherten und expandierenden Haushalt zu
erhalten. Dies war, wie sich schnell herausstellte, mit der geringen Finanzkraft
der Länder nicht zu erreichen. Auch die Sonderfinanzierungen des Bundes, die
vor allem der DFG ab 1953 zuflossene2, stießen keineswegs auf einhellige Zu-
stimmung. Nur der geringste Anteil floß in das Normalverfahren der DFG, das
heißt in die zweckfreie Forschung. Der Löwenanteil wurde für Schwerpunkt-
verfahren ausgegeben, diente also wie in der Weimarer Republik dazu, besttnm-
te, oft politisch benarurte Problemgebiete wissenschaftlich zu bearbeiten. Über
diese Mittel hatte die DFG also keine freie Verftigung. Erst 1959 wurde dies
geändert. Die DFG konnte ab jetü. alle Mittel nach eigenem Ermessen in
Schwerpunktverfalren oder in das Normalverfahren einfließen lassen. Bis datrin
empfand man die Bundesfinanzierung zwar als notwendig, um dem Wieder-
aufbau der Wissenschaft genügend Ressourcen zufließen lassen zu können. Ver-
st2indlicherweise plädierte man aber daftir, die Verteilung der Mittel und die
Bestimmung der Schwerpunllgebiete eirzig und allein der Selbstverwaltung
der Wissenschaft zu überlassen.

Beide Organisationen hatten so ein lnteresse daran, den Bund am Königsteiner
Ablammen zu beteiligen. Die DFG im wesentlichen, um auch den Bund in die
bestehende Globalfinanzierung des Königsteiner Abkommens einzureihen; die
MPG, um der teuren naturwissenschaftlichen Finanzierung hinreichende, in-
stitutionell gesicherte Finanzmittel zu verschaffen. Eine formale Beteiligung
des Bundes hatte zudem den Vorteil, daß es die politischen Akteure schwerer
haben würden, einen einheitlichen Standpunkt gegenüber den Wissenschafts-
organisationen einzunehmen. Die Gefatr staatlicher Übergriffe, die bei Allein-
finanzierung immer gegeben war, konnte so minimiert werden. Bei einem
Machtgleichgewicht zwischen Bund und Ländernerhoffte man sich die Position
eines >Tertius Gaudens< (Hohn und Schimank 1990: 109), des lachenden Dritten.
Die formale Beteiligung des Bundes am Königsteiner Ablwmmen avancierte so

zur favorisierten Option der beiden Wissenschaftsorganisationen, allerdings
unterderBedingung, daßdie Finanzierung gleichgewichtigund als institutionel-

92 Schon 1953 llberstiegen die Zahlungen des Bundes die der Länder um fast das Doppelte.
1957 zatrlten die Länder nur noch l3To der DFG-Gelder (Zierold 1965: 346). Erst nach
I 964 wurde die Zahlungen beider Akteure angeglichen.Bei der Mn-Planck-GesellschS
betrug der Anteil dagegen 1955 erst 0,8%, stieg dann aber im Jahre 1958 schon auf 23,60lo

(Hohn und Schimank 1990: 12l).
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le Globalfürderung erfolgen würde. Es lag unter anderem arn Drängen dieser
Organisationen, daß das vorläufige Gleichgewicht im Fördersystem durch das

Verwaltungsabkommen I 964, zustandekam.
Mit dem Verwaltungsabkommen hatte der Bund erreicht, als gleichberechtig-

ter Partner neben den Ländem in den Selbswerwaltungsgremien von DFG und
MPG aufgenommen ru werden. Die länder hatten ilber die Festlegung gleichge-
wichtiger Finanzierung ihre Machtpositionindenbeiden Organisationen sicher-
stellen können. Und die DFG und MPG hatten schließlich eine vorläufig in-
stitutionell gesicherte und fi nanzpolitisch athaktive Basis erhalten.
Tatsächlich aber mude die Pra:<is der Sonderfinanzierungen der Wissenschafts-
organisationen, der Hochschulen oder sonstiger Forschungseinrichturgen auch
nach 1964 nicht wesentlich geäindert. Dies lag zu einem großen Teil an den
Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen selber. Die über das Verwal-
tungsabkommen anr Verftigung gestellten Summen erwiesen sich angesichts
des Expansionsdranges der Wissenschaft und der steigenden Kosten in der For-
schung regelmäßig als zu gering, so daß man dankbar auf die vom Bund in stei-
gendem Maße zur Verftigung gestellte Programmfiirderung zurückgriff (siehe
hierzu und zum folgenden Stucke 1993: 8G-86; Bentele 1979).

Wesentlicher aber noch war, daß alle bisherigen Anangements in der For-
schungsftirderung, also sowohl die Verwaltungsabkommen wie das Königsteiner
Abkommen, grundsätzlich befristet blieben und jedesmal emeuert werden muß-
ten. Dies bedeutete, daß das Spiel zwischen den Akteuren in regelmäßigen Ab-
ständen aufs Neue begann. Dies mußte insbesondere für die Wissenschafts-
organisationen unbefriedigend sein, die auf eine verläßliche finanzielle Basis
angewiesen waren. Tatsächlich also hatte das Venvalttrngsabkommen zu einer
Konflikreduzienmg zwischen Bund wrd Ilindern beigetagen und das Förder-
system zumindest kurzfristig stabilisieren können. Schon nach kurzer Dauer
begann aber wieder die alte Dynamik von informellen und zweckgebundenen
Bundesfinanzierungen, die zwar von allen Akteuren individuell begrüßt, aber
kollektiv gesehen sowohl von den Wissenschaftsorganisationen als auch den
Ländern abgelehnt werden mußten.

Zueiner stabilen Lösung kam es erst in den siebziger Jahren (siehe ausftihr-
lich Bentele 1979). 1969 wurde der Artikel 9lb ins Grundgesetz eingefügt, in
dem die Forschungsfö,rderung und die Bildungsplanung als Gemeinschaftsauf-
gabe zwischen Bund und Ländem festgeschrieben wurde. Alles weitere sollte
in einem Verwaltungsabkommen geregelt werden. Im laufe der nächsten Jalre
kam es zuzähenVerhandlungen, die erst 1976 mitder Rahmenvereinbarung
Forschungsförderung beendet wurden. Den Ländem ging es in der Diskussion
ganz wesentlich danrm, nun alle tlbenegionalen Forschungseinrichtungen in
einem formalen Abkommen der Bund-Länder-Finanzienurg zu unterstellen. Die
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Begrtlndung fflr dieses Zielwar einerseits, die steigenden Belastungen ftlr die
Forschungsförderung, insbesondere auch jener Königsteiner Institute, die nicht
vom Bund mitfrnanziert wurden, durch eine Bundesbeteiligung zu reduzieren.
Andererseits wollte man ilber ein formales Arrangement auch endlich die Son-
derfinanzierungen des Bundes der Gemeinschaftsförderung unterwerfen. Der
Bund konnte selbstverständlich kein Interesse daran haben, seine Sonderfinan-
zienmgen urter eine gemeinsame Aufsicht zu stellen. Allerdings hatte das 1972
gegrttndete Bunde sminister ium fi)r For s chung und Technolo gle (BMFT) ein
goßes Interesse an einer gtltlichen Vereinbanrng zwischen allen Akteuren, die
ein konfliktfreies Agieren in der Forschungsförderung möglich machen sollte.
Was man mit einer solchen Vereinbarung aus der Sicht des Bundes erreichen
konnte, war die endgtlltige Anerkennung der Kompeterz, in der Forschtrngsför-
derung legitimerweise tätig werden zu dtlrfen und damit das Kulturmonopol der
Länder zu durchbrechen. Die Wissenschaffsorganisationen schließlich verspra-
chen sich von der Rahmenvereinbarung die institutionelle dauerhafte Lösung,
die ihnen Erwartungssicherheit in bezug auf ilue finanziellen Ressourcen geben
konnte und gleichzeitig das fuigewiesensein auf die zweckgebundenen Mittel
des Bundes reduzieren konnte.

Es waren aber schließlich die Länder, die sich in diesem Arrangement weit-
gehend duchsetzen konnten. Sie eneichten, daß nun alle Bereiche der
Forschrurgsförderung, und das hieß einschließlich der Sonderfinanzierungen in
der neu geschaffenen Bund-Ldnder-Kommission fi)r Bildungsplanung und For-
schungsförderung @LK),zur Sprache kommen mußten und damit der Kompro-
mißfindung zrvischen Bund und Ländern unterworfen waren. Der Bund finan-
zierte nun auch die Institute det >Blauen Liste<mitund entlastete so die Länder
von finanziellen Verpflichtungen. Vor allem aber hatten die Länder durchgese@
daß alle außeruniversitären, staatlich finanzierten Einrichtungen multilateral
finanziert, das hieß, nicht melu nur bilateral an'ischen Bund und Sitzland einer
Forschungseinrichtung finanziert wurden, wie es davor weitgehend der Fall
gewesen war. Man hatte aber noch melu eneicht. In den multilateralen Verhand-
lungen in der BLK muß praktisch die Zustimmung jedes Akteurs eingeholt
werden, will man zu Kompromissen finden (siehe genauer zu den Entschei-
dungsverfahren: Hohn und Schimank 1990: 155-156). Jede stategische Koali-
tionsbildung des Bundes mit einzelnen Ländem ist so praktisch ausgeschlossen.

Dieser Beschluß bedeutete zrveierlei: Die >Politilaterflechnng< wirkte kon-
servativ, was die Veränderungsfähigkeit in der Forschungsförderung betraf. Dies
hat sich bis heute nachhaltig bestätigt. Die 1976 getoffene institutionelle Uisrurg
hat sich als äußerst stabiles Arrangement erwiesen, in dem es kaum noch Ver-
änderungsdynamik gibt (Mayntz 1 99 I ) . Zum anderen bewirkte die Einstimmig-
keitsregel ein>Geleitzupriruip<: Die Länder mit der schwächsten Finanzkraft
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konnten die Geschwindigkeit des ganzen Zuges bestimmen. Dieses Prinzip äuI3er-
te sich in der Folgezeit in wesentlich geringeren finanziellen Wachstumsraten
ftir die Forschungs- und Fördereinrichtungen.

Die Wissenschaffsorganisationenhatten so zwarein institutionell dauerhaftes
Arangement eneicht, in dem sie druch die Pattstellung von Bund und Ländem
von politischer Steuerung weitgehend verschont blieben und eine regelmäfJige
Globalfinanzierung erhoffen durften, sie waren allerdings ganz dem politischen
Spiel ausgeliefert, was die Steigerungsraten der Finanzierung betraf. Insofem
gehörte die Wissenschaft zu den Verlierem und Gewinnern des neuen Anange-
ments (Mayntz l99l).

Der Bund schließlich hatte zwar endlich die formale Gleichstellung in der
gesamten Forschungsftirderung erreicht, seine Autonomie in der Forschungsför-
derung aber weitgehend verloren. Er unterlag einem Koordinationszwang, der
ihm als finanziell mächtigsten Alcteur shaffe Fesseln anlegte. Seine Handlungs-
flexibilität hatte sich deutlich reduziert.

Betrachtet man so die Verlindenrngen im Dreieck Bund, Länder, Wissen-
schaftsorganisationen von I 949 bis heute, lassen sich drei Phasen unterscheiden:
Ftir eine garakruze Zeit waren die Länder imstande, die Forschungsförderung
als ihre alleinige Kompetenz zu behaupten. Schon 1953 aber wechselt das Sy-
stem - das European Recovery Program hatte hieran großen Anteil - zu einer
dualen Struktur, in der Länder und Bund unkoordiniert ftirderten. Ab 1964 be-
gann die Phase des kooperativen Föderalismus und der Politikverflechtung, die
mit der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung von 1976 in ein stabiles
Gleichgewicht Uberftihrt wurde. In diesem Gleichgewicht verlor die Wissen-
schaft zwar an Expansionsmöglichkeiten, gewann aber an Autonomie. Da
zweckgebundene Mittel nur in Abstimmung von Bund und Ländem beschlossen
werden können, die Länder aber in hohem Maße auf eine Sicherung ihrer for-
schungspolitischen Domäne bedacht sind und Sondermittel als Bedrohung des
Finanzierungsgleichgewichts betachten, wird die Wissenschaft relativ gut vor
der Gefahr eines Verlustes ihrer Definitionsmacht bewalrt. Inhaltliche Entschei-
dungen tlber die Forschungsförderung standen in der Bzn d-Ldnder-Kommission
ansonsten ohnehin nicht zur Diskussion. Das Bund-Länder-verhältnis wirkte
hier wie ein Schutzschild der Wissenschaft und behinderte ein Modell zenhaler
Koordination wie es in Ansätzen in England möglich wurde. Der Bund hatte
zwar mit der Rahmenvereinbarung seine zweitbeste Option erreicht, btißte aber
erheblich an autonomen Entscheidungskompetenzen in der Forschungsftirderung
ein. Was die politische Steuerungsftitrigkeit betrift, hätte er sich wahrscheinlich
in vielen Fällen mit der drittbesten Strategie, der informellen Finanzierung,
besser gestellt. Die Länder schließlich waren zwar nicht ungeschoren davonge-
komrnen, konnten aber mit dem bestehenden Gleichgewicht relativ zufrieden
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sein. Sie hatten die eigenen Reihen schließen können und traten als einheitlicher
Aktew gegenüber dem Bund auf. Sie hatten Einfluß auf die Bundesftirderung
erhalten. Aufgeben mußten sie allerdings ihre beste Option, ntimlich die Foi-
schungsftirderung als alleinige Sache der Länder zu betachten. Die finanziellen
Regelungen des bundesdeutschen Föderalismus haben diese Strategie obsolet
gemacht. Der lachende Dritte sind hierbei allerdings die Wissenschaftsorganisa-
tionen, denn die Vetomacht der Länder konzentiert sich in erster Linie auf die
Verteidigrrng der kulturpolitischen Domäne und richtet sich so gegen den Bund.
Kaum einmal traten die Länder als Spieler gegen die Wissenschaft an. Auf diese

Weise konvergierten also zuf?illigerweise die Interessen von Ländern und der
Wissenschaft und schaffien ein Fördersystem, in dem die Selbstverwaltungs-

organisationen eine besonders starke und relativ autonome Position einnehmen

konnten.

6. L2.3 Die forschungspolitische Steuerung der llissenschaft
der Nachlviegszeit und der Bund als forschungspolitischer Aldeur

Im Unterschied zu den anderen drei Ländem fehlte der Bundesrepublik nach
dem Krieg also ein zentraler politischer Akteur in der Forschungspolitik. Dwch
dieses Vakuum kam den beiden grofkn Wissenschaftsorganisationen eine Schlüs-

selrolle ftir die Organisation der deutschen Nachkriegsforschung zu. Die Be-
schränkungen des Bundes in seinen forschungspolitischen Kompetenzen und
die inhomogene Gemeinschaft von Ländern, denen an Konflikten gegenüber

den Förderorganisationen nicht gelegen sein konnte, machte die MPG und die
DFG zu stärkeren korporativen Akteuren als sie jemals zuvor gewesen waren.

Es gelang ihnen allerdings nicht, wie zum Teil beabsichtigt, die zennalen Mittel-
verteilungsstellen im politischen System zu besetzen, die ihnen schließlich auch

die Definitionsmacht in der Forschungspolitik selbst gesichert hätten. Die For-
schungspolitik war vorerst das Resultat eines dreischenkligen Interessengleich-
gewichts, in dem der Bund konzeptionell wenig einbrachte, aber tiber seine

Geldmittel ad hoc mitsteuem konnte, die Länder das verfassungspolitisch ver-
bürgte Vonecht in der Bestimmung forschungspolitischer Strukturen und bei
den Mittelbewilligungen besaßenund die Wissenschaftsorganisationen über die

Expertise und die Organisationsstrukturen verftigten, auf die beide politische

Akteure angewiesen waren.
Dieses vorläufige Akteursgleichgewichtmußte dann ins Wanken geraten, als

auch die Bundesrepublik wieder daran denken konnte, in die Atomforschung
einzusteigen. Die Bundesregierung versuchte ab etwa 1952, nxn eigenständigen

Akteur in der Forschungspolitik zu werden, und begann, sich ftir den Aufbau
einer Atomforschung unter ihrer Leitung stark zu machen. Dies war praktisch
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der Beginn der Selbstfindung des Bundes in der Forschungspolitik, die schließ-
lich mit der Errichtung eines der stärksten Forschungsministerien in der Welt
endete. Welches waren die Stationen dieser Selbstfindung und inwiefem wurde
hierdurch die Position der Selbstverwaltungsorganisationen berührt?

Den Wissenschaffsorganisationen kam zunächst einmal beim Aufbau der
Atomforschung eine wichtige Rolle zu. Nach dem >Deutschlandvertrag< von
1952 erwartete man, in Kürze mit dem Bau eines Modellkemreaktors beginnen
zu können (Stamm l98l: 157). Man machte sich bereits Gedanken über ein
zukünftiges Atomgesetz zur Regelung der Zustftrdigkeiten, welches knkungs-
organ man in der Atomforschung einrichten wollte und wer die Installierung
und Abwicklung in die Hand nehmen sollte (idem: 158). In der Frage der Ab-
wicklung boten sich in erster Linie die MPG und DFG an. Nach der Fusion des
Deutschen Forschungsrales und der Notgemeinschart im Jahr 1952 gab es zu-
dem eine Senatslammissionfi)r Atomphysiknder DFG, die es explizit als ihre
Aufgabe betrachtete, die Bundesregienrng in allen Atomfragen zu beraten und
die schon selber ein vom Bundesministerium ftir Inneres finanziertes Schwer-
punktprogramm in der Atomphysik durchführte. Das Bundeskanzleramt ent-
schied sich, vor allem weil es selber durch die noch bestehenden Verbotsrege-
lungen nicht aktiv werden konnte, der MPG die Planung des Projektes und der
DFG die Koordination des ganzen Vorhabens zu übertragen. Interessant ist
hieran, wie problemlos und s€lbstventändlich die beiden Wissenschaftsorganisa-
tionen diesen Aufoag übemahmen. Sicherlich spielten hier egoistische Interessen
eine Rolle wie zum Beispiel die Forschungsmöglichkeiten, die durch die In-
stallierung des Reaktors gegeben waren, und die herausragende Position, die
man hierdurch bei der zukünftigen Formulienurg in der Atomforschung erhielt.
Trotzdem sigrralisiert dieses schnelle Einwilligen ein in der deutschen Geschich-
te immer wieder vorzufindendes funktionales Kooperationsmuster zwischen
Staat und Wissenschaft in Deutschland. Die Wissenschaffsorganisationen tiber-
nehmen gnrndsätzlich hoheitliche Aufgaben und darnit staatliche Verantwortmg,
wenn dies opportun oder erforderlich ist. Im Gegenzug wird ihnen ein hohes
Maß an Freiheit in der Abwicklung gewälrt.

Im wesentlichen drehten sich die Diskussionen aber um die Gründung der
späteren Lenkungsinstanz ftir die Atomforschung. Vom Bundeskanzleramt
wurde hier eine kleine Exekutivkommission unter Fühnrng des Kanzlers selbst
favorisiert, in der Repräsentanten aus den Ressorts, der Industie und der Wis-
senschaft verteten sein sollten. Dieser Vorschlag lehnte sich zwar an die lnstitu-
tionalisierungsform der Atomic Energt Commission in den USA an, wollte ihr
aber keine vergleichbaren Exekutiwollmachten geben (Stamm 198 I : 160). Das
Bundeswirtschaftsministerium, das an sich ab 1955 ftir die Kernenergie zustän-
dig war, fand aber auch diesen Vorschlag noch zu weitgehend und forderte
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stattdessen, die Exekutive im Wirtschaftsministerium zu lassen oder aber einen
interministeriellen Ausschuß zu grtlnden, der dann durch einen wissenschaftli-
chen Beirat untersttttzt werden könnte. In diesem Modell wurde der ursprilng-
liche Dualismus in der deutschen Lenkungs- und Förderverwaltung etabliert,
den politischen Instanzen die alleinige Entscheidungsmacht zu lassen und der
Wissenschaft einen beratenden Status mit allerdings erheblicher Definitions-
macht zu geben. Eine Delegation politischer Hoheitsrechte an eine Instanz, in
der auch außerpolitische Akteure saflen, konnte sich in der Bundesrepublik, im
Unterschied zu den USA, nicht durchsetzen. Die DFG hätte am liebsten eine
quasi-staatliche Einrichtung gesehen, die nicht nur beratend war. Notwendig
sei vielmehr, die jeta weit versteuten staatlichen Zuständigkeiten an einer Stelle

zu vereinigen. Ob diese einheitliche Instanz wie in den USA eigene Rechts-
etzungsgewalt erhalten milßte, mag zweifelhaft sein;jedenfalls muß sie mit
vollen Exekutivbefugnissen sowohl im Verhältnis zu den Staatsbtlrgem wie zu
den übrigen Behörden ausgestattet seino (Stamm 198 I : I 64). Ein wissenschaftli-
cher Beirat alleine könne nicht ausreichen. Selbstverständlich machte man sich
filr eine Expansion der Bundesmittel ftlr die Atomforschung insgesamt stark
(idem: 166).

Es war schließlich Adenauer selbst, der den Knoten durchschlug und sich ftir
die Etablierung eines Bundesministeriums entschied mit dem Ziel, den technolo-
gischen Rttckstand der BRD in der Atomforschung aufzuholen. Das neue Bun-
desministeriumfi)r Atomfragen @MAt) sollte die grundlagen- und anwendungs-

bezogene Forschung in der Kemtechnologie fördern und ftir die Koordination
der Interessen sorgen. In die bestehenden Kompetenzen der Forschungspolitik
wollte man auf keinen Fall eingreifen. Mit dem Entschluß, selbst in der For-
schungsförderung aktiv zu werden, war allerdings der Konflikt mit der DFG,
die ja ein Schwerpunkprogramm ftlr die Atomphysik betrieb, vorgezeichnet.
Dieser latente Konflikt manifestierte sich, als der erste Minister ftlr Atomfragen,
Stauß, von den anderen Ministerien alle Mittel einforderte, die in irgendeiner
Weise mit der Kemenergie zu tun hatten. Damit waren dem Schwerpunktpro-
gramm, das durch den Innenminister gefördert wutde, die Ressourcen entzogen.

StaufJ hatte zwarversucht, die DFG zuberuhigen, und ihrversprochen, sie regel-

mäßig konsultieren zu wollen und auch beratend zur gleichzeitig gegrilndeten

Atomkommission hinzuzuziehen. Diese protestierte aber energisch und betrach-

tete die Maßnahme als dirigistischen Eingriffin ihre Domäne. Man wehrte sich
gegen jegliche Zersplittenmg der Forschungsförderung auf diesem Gebiet, eine

Haltung, die um so sinnvoller war, als es tatsächlich in dieser Frage um die
Etablierung eines dualen Fördersystems in der Bundesrepublik ging. Mit der

enkündigung, sich nicht dlein auf die Wissenschaftsorganisationen verlassen,

sondem selbst Förderpolitik beueiben zu wollen, war zwar nur ein Forschungs-
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bereich angesprochen. Es zeigte sich aber, daIJ mit der Proliferation von Kompe-
tenzen dieses Ministeriums auch die Zahl der Forschungsbereiche zunahm, die
als eigener Förderbereich beansprucht wurden. Die DFG tat also gut daran, den
Anfängen in dieser Situation zu weluen, wollte sie ihre zentale Stellung behal-
ten. Es gelang ihr aber nicht. Man machte dem BMAI verschiedene Angebote,
um ein Tauschgeschäft abzuschließen, wie etwa dem Ministerium Sitz und
Stimme im Hauptausschuß zu geben und sogar ein Vetorecht in Atomfragen
zu gewähren. Sfrauss blieb bei seinem Entschluß und begann Fördergelder auch
ohne die DFG zu verteilen. Das Ministerium achtete allerdings darauf, daß in
den Gutachterverfahrendes Ministeriums diewissenschaftliche Rationalitätund
Qualität der Projekte so weit wie möglich gewahrt wurden. Die DFG hatte über
die Gutachterausschilsse indirekt noch Einfluß auf die Selektionsverfahren im
Ministerium, aber nicht melu auf die inhaltlichen Entscheidungen. Ihre Serats-
kommissionfi)r Atomphysik mußte nach einigen Jatren die Arbeit einstellen.
Erst unter dem nächsten Minister, Balke, kam es zu einem neuen Angebot, in
dem der DFG zugestanden wurde, auch in der Atomforschung wieder kleinere
Apparaturen ftlr die Forschung zu bewilligen und im Prinzip die angewandte
Forschung zu tlbemehmen, während das Ministerium fllr sich die Förderung der
neuen Erkenntnisse in der Atomforschung beanspruchte, also gerade die Grund-
lagenforschung ftirdern wollte. Die DFG reagierte mit einem Verzicht auf ihr
Schwerpunkprogramm und hatte damit faktisch die Atomforschungsförderung
abgetreten (vgl. hierzu Stamm 1981).

Der Anspruch, die Grundlagenforschung zu übernehmen, ist im Licht der
englischen Entwicklungen llberraschend. Dort war und ist die Förderung der
Grundlagenforschung die Domäne der Research Councils und des tlniversity
Grants Courcil beziehungsweise der heutigen Higher Education Funding Coun-
cils. Wenn Ministerien Förderansprüche anmeldeten, lag der Schwerpunkt auf
der angewandten Forschung. Im Rothschild-Report war die Trennung explizit
festgeschrieben worden. Erklären läßt sich die Forderung des BMAI wohl aus
seiner besonderen Rolle als reiner forschungspolitischer Akteur - eine Rolle,
die keines der englischen Ministerien einnatrm - mit zwar eingegrenztem Auf-
gabenbereich, der Atomforschung, aber ansonsten keiner Festlegung aufspezi-
fische Anwendungsziele. Der Bundesminister hatte die technologische Entrvick-
lung aufzuholen. Daß hierzu vor allem die Förderung der Grundlagenforschung
zählte, war angesichs derErfahrungen und derEntwicklung deranderen Länder
ganz selbstverständlich. Das >Science-Push-Model/< dominierte auch die Sicht-
weise der deutschen politischen Akteure. Das hieß aber in diesem Fall auch, dafJ

ein politischer Akteur, der Erfolge in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft vorzeigen wollte, darauf angewiesen war, sich um die Gnmdlagen-
forschung zu kilmmem. Erst später, mit dem Wechsel in der Forschungspolitik
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von einer reinen >Wissenschaftsftirderung< zu einer selektiven Hochtechnologie-

fürderung, also etwa Mitte der sechziger Jahre, konnte eine Aufgabenteilung
zwischen dem Ministerium und der DFG stattfinden, die allerdings durch das

Verwaltungsabkommen von 1964 zusätzlich geftirdert worden war. Bis dahin
bestand ftir die Wissenschaftsorganisationen immer die Gefahr, durch das Mini-
sterium bestimmte Förderbereiche zu verlieren.

Imsgesamt aber kann man das BMAI keiner dirigistischen Haltung in der

Forschungspolitik bezichtigen. Eine Planungsideologie, wie sie in England nach

dem Krieg auflebte und sich in der Labour Party lange Zeit halten konnte, spiel-

te gerade inderCSU, die das Atomministerium übemommenhatte, keine Rolle.
Die CSU stand für eine subsidiäre staatliche Politik. Dies wurde von Minister
Balke deutlichhervorgehoben, und später auch vom FDP-Ministerlew belaäf-
tig;. Balke betonte, daß es ausschließlich Sache der Wissenschaft sei, ftir die
Synchronisierung staatlicher Erfordemisse in der Forschungspolitik zu sorgen
(Stucke 1993 5447).

Das BMAI erhob keinen Ftihrungsanspruch gegenüber den anderen Ministe-
rien oder den Wissenschaftsorganisationen, sondem sah die eigene Aufgabe in
erster Instanz in der Koordination der vielen Initiativen und Forschungsprojekte

in der Kernenergieforschung. Über die zentale Koordination sollten die notwen-

digen Synergieeffekte entstehen. Die Organisation selbst war tihnlich klein ge-

halten worden wie beim englischen Hailsham-Ofice von 1959 und bestand am

Anfang nur aus zwei Abteilungen. Die Personaldecke war dünn' Forschungsfür-

derung verstand man meist als globale Förderung bestimmter Institutionen ohne

spezifische inhaltliche Selektion (Stucke 1993: 6l).
Die nächste Stufe in der Konstituierung eines bundespolitischen Forschungs-

akteurs war die Umwandlung des BMAt zu einem Bundesministeriumfur wis-
senschafiliche ForschungimJalrc 1962. Vor allem aber hatte man Anfang 1962

die Welnaumforschung in den Geschäftsbereich des Atomministers eingeglie-
dert, ohne daß sich das Ministerium hierum besonders bemüht hatte (siehe zur
Institutionalisierung der Weltraumforschung vor allem Weyer 1993, aber auch

Stamm l98l:229). Ab diesem Zeitpunkt war es aber deutlich, daß das Atom-
ministerium auf dem besten Wege war, sich in ein umfassenderes Forschungs-

ministerium zu verwandeln, und damit sowohl mit den Ressorts wie mit der

Wissenschaft anecken mußte. Wesentlich für die Domänenenveiterung schien

aus der Sicht des Bundeskabinetts die Vertretung der deutschen Forschungs-

politik nach außen zu sein. Durch die zunehmende europäische Kooperation,
vor allem in der Weltaumforschung, bedurfte man einer eigenen administativen
Expertise (Stamm 198 I : 23 I ). Sicherlich spielten hierbei aber auch Expansions-

interessen der Administation im Atomministerium eine Rolle. Und schließlich

ftihrte auch der Druck aus der oEcD, die für die Gründung von Forschungs-
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ministerien plädierte, dazu, über ein stärkeres Engagement in der Forschungsfdr-
derung nachzudenken. Gerade die Entwicklung der Großtechnologien mit ihrem
hohen Kapitaleinsatz in der Forschung, ihrer stärkeren Anwendungsorientierung
und ihren internationalen und wirtschaftlichen Verflechtungen ließ die großen
Wissenschaft sorganisationen immer weniger als die tauglichen lnstitutionen
erscheinen, die die politischen Interessen vertreten konnten. Mit dem Aufbau
von Großforschungseinrichtungen (GFEs) hatte sich das BMAI zudem einen
eigenen Pool von Forschungsanstalten geschaffen, die ftir die Entrricklung von
Großtechnologien besser vorbereitet schienen und vor allem dieser Gesichts-
punkt gewann offensichtlich auch in der Bundesrepublik Anfang der sechziger
Jahre an Bedeutung - leichter zu beeinflussen waren als die relativ autonomen
Wi ssenschaft sorganisationen.

Alle Zeichen deuteten also darauf hin, daß das BMAI nach der Eingliederung
der Weltraumforschung versuchen würde, sich allgemeine Kompetenzen als ein
Forschungs- und Technologieministerium zu verschaffen. Hierftir mußte es

allerdings erst einmal in Konflikt zu den Ressortministerien treten.
Schon in der Weltraumforschung hatte man nur mit Mühe eneicht, daß das

Verkehrsministerium seine bisherigen Kompetenzen einem interministeriellen
Ausschuß unter kitung des BMAI abtat. Mit dem Versuch, ein noch umfassen-
deres Forschungsministerium zu grtfurden, meldete man den Anspruch an, nun
alle Fördenessourcen des Bundesinnenministeriums zu erhalten und dessen
Kulturabteilung praktisch aufzulösen (Stucke 1993:6345). Die großen Wissen-
schaftsorganisationen lehntendie Gründung eines zenüalen Forschungsministe-
riums ab. Man plädierte in einem offenen Brief an die Ministerpräisidenten der
Länder und den Kanzler ftir ein System der ungeplanten Forschung und der
Selbstorganisation der Wissenschaft. Der Bund wurde an die grundgesetzlich
garantierte Freiheit der Wissenschaft erinnert (Stamm l98l:239). Diese wäre
praktisch ein Aufruf zur Selbstverwalhrng in der Forschung. Die bisherige Ba-
lance in der Forschungsförderung, die sich nach der Besetzung der Atomfor-
schung durch das Ministerium eingestellt hatte, sollte doch beibehalten werden.
Das BMAI versuchte die Wissenschaftsorganisationen zu beschwichtigen, indem
es einerseits seine grundsätzliche Anerkennung des Selbstverwaltungsprinzips
aussprache3, und andererseits die Vorteile darlegte, die ein Forschungsministeri-
um auch ftir die Wissenschaft haben könnte. Gerade die Zweckbindungen, die

"Es 
geht nicht um einen neuen Behördenapparat, sondern um einen geistigen Fllhrungs-

kopf im staatlichen Bereich, der mit einem Minium an Dirigismus und einem Maximum
an Selbstverwaltung Wissenschaft und Forschung in ein klares Koordinatensystem bringt
... Schon gar nicht kann Forschung durch ein zentrales Ministerium organisiert und ge-
plant werden. ...Der Geist weht, wo er will., so Minister Balke zitiert in Stucke (1993:
65). Ahnlich äußerte sich der spätere Wissenschafuminister Lenz (idem).
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doch bisher von den Wissenschaftsorganisationen beklagt worden wären, und
die doch ein Ausfluß der ressortgebundenen Eigeninteressen wären, könnten
durch ein alle Ausgaben koordinierendes Ministerium viel besser verhindert
werden. Ein Forschrurgsministerium, das zudem das Subsidiaritätsprinzip ver-
tete, wilrde sich allgemein ftir die Stärkung der Grundlagenforschung einsetzen
und damit schließlich auch den Wissenschaftsorganisationen dienen.

Tatsächlich berührte das BMAI hiermit einen empfindlichen Nerv der Wissen-
schaftsorganisationen. 1963 finanzierte zum Beispiel das Verteidigungsministe-
rium fast ein Viertel der DFG-Ausgaben an den Hochschulen. Die MPG-Institute
erhielten zatrlreiche Projekt- sonderfinanzierungen. Ob ein Forschungsministeri-
um tatsächlich keine aveckgebundenen Mittel mehr vergeben wtirde, blieb natür-
lich völlig dahingestellt. Es war aber zumindest von irgendwelchen zweckspezi-
fischen und wissenschaftsexternen Ressortinteressen frei, Ein Forschungsmini-
sterium hatte auch die Grundstrukhr einer gut funktionierenden Forschungsland-
schaft aufrechtzuerhalten. Auch wenn schließlich der Transfer in die Anwendwrg
im Mittelpunkt stand, so mußte ein solches Ministerium immer daftlr sorgen,
daIJ die Gnrndlagenforschung in der Lage blieb, neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse zu erzeugen. Ein Forschungsministerium hat immer ein Eigeninteresse
an einer fun}tionierenden Wissenschaftslandschaft und ist somit potentiell tat-
sächlich der bessere Verbtindete im Vergleich zu Ressorfrninisterien. Allerdings
hatten die Wissenschaftsorganisationen durchaus richtig erkannt, daß das Bun-
desinnenministerium kein spezifisches Interesse daran hatte, eine koordinierte
Forschungspolitik zu etablieren und damit einen neutalen und ambitionslosen
Standpunkt einnahm. Das BMI verhielt sich gerade nicht wie ein Ressorfrniniste-
rium und verfolgte auch keine Eigeninteressen wie das Forschungsministerium
in der Forschungsförderung. Von daher war die Anbindung an das BMI die beste

und die Anbindung an ein Forschungsministerium nur die zweitbeste Lösung.
Folgerichtig stritten das BMI und die Wissenschaftsorganisationen auch lange

zusammen gegen die Einrichtung eines solchen Ministeriums. Als aber deutlich
wurde, daß sich die Gritndung nicht wilrde aufhalten lassen, versuchten die
Wissenschaftsorganisationen mit konkreten Vorschlägen wenigstens die in-
stitutionelle Gestalt zu beeinflussen, Man stellte sich auch jetzt noch, wie bei
der Gründung des BMAt auch deutlich angektlndigt worden war, eine politische
Instanz vor, in der hochrangige Wissenschaftler den Ton angaben und die Politik
für die notwendige Koordination der Ressortministerien und der Wirtschaft
sorgen wärde (Stamm 1981: 239). Auch der lfiissenschafisrar, ein 1957 gegrtln-

detes Bund-Länder-Organ mit Beteiligung der Wissenschaft zur Abstimmung
in strukturpolitischen Wissenschafts- und Hochschulfragen (siehe ausftlhrlich
Foemer l98l), äußerte sich in ähnlicher Weise und drängte darauf, keine >geplan-

te Forschung< entstehen zu lassen. nGeistige Produktivität könne nun einmal
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nicht befohlen, sondem nur behutsam institutionell gestützt, angeregt und koor-
diniert werden( (zitiert in Stamm l98l:243).

Die Diskussion um die Grtindung eines neuen Forschungsministeriums zog
sich l96l hin, ohne daß es zu einer Lösung kam. Die tlbenaschende Wende fat
ein, als nach der Regierungsumbildung infolge der rSpiegel-Affäre< der FDP
ein solches Bundesminist eriumfiir wis s enschafiliche Forschung (BMwF)zufiel,
um die Koalitionsarithmetik zu erhalten. Die Angelegenheit war also von der
politischen Zentale nach parteipolitischen Gesichtspunkten entschieden worden.
Der widerstand der wissenschaftsorganisationen brach nach dieser Entschei-
dung schnell ansammen. Das BMI mußte einen Teil seiner administativen Zu-
ständigkeiten an das BMwF abteten, ohne alle Kompetenzen in der Forschungs-
ftirderung abzugeben. Die Forschungsftrderung fiel jetzt aber in den Geschäfts-
bereich des neuen Ministeriums. Der Anteil der vom BMwF verteilten
Forschungsausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes stieg so von l9% auf
40%. Als Aufgaben des neuen Ministeriums waren festgehalten: "(a) die Grund-
satzfragen der Wissenschaftsförderung, O) ftir die Förderung der gesamten
wissenschaftlichen Forschung, soweit nicht [und das war das Zugeständnis an
den BMI, aber auch an die anderen Ressorts; DB] andere Bundesressorts gemäß
Nr. 3 dieses Erlasses zuständig bleiben, (c) ftlr die Koordinierung der gesamten
Tätigkeit des Bundes auf dem Gebiet der Wissenschaft ... rurd (d) fflr die bisheri-
gen Aufgaben des Bundesministers ftlr Atomenergien zu sorgen (Bulletin der
Bundesregierung I 963 : 7 46, zitiert in Stucke 1996 : 64-65).

An dieserEntwicklung des BMwF zeigt sich, dafJ sich in derBundesrepublik,
im Unterschied zu England, sehr wohl eine zenüale Instanz im politischen Sy-
stem gegenüber den Partikuladnteressen der Ressortministerien durchsetzen
kann. Dem englischen Technologieminsiterium ist dies nie gelungen.

Bereits l962hatte sich damit die relativ stabile Struktur der Förderlandschaft
in der Bundesrepublik herauskristallisiert und sollte lediglich noch durch die
Gründung der Projektträger ein neues Element erhalten. Der geringe Protest der
Wissenschaftsorganisationen nach der Grtlndung des BMwF zeigt schon - und
darauf weist Stucke zurecht hin (Stucke 1993: 67) -, daß die Position dieser
Organisationen durch die Grtlndung nicht unmittelbar bedroht war. Im Gegenteil,
man verlegte sich jetzt auf informelle Strategien der Persuasion, die durch die
vorhandenen wissenschaftlichen Beratungsgremien hinreichend kanalisiert wa-
ren. Die politischen Akteure im Ministerium hatten kaum die Kompetenz - der
Stab war nach wie vor klein, viele Abteilungen gerade gegründet worden - und
die Expertise, sich dem sachkundigen Rat der Wissenschaftler in Forschungs-
fragen zu widersetzen. Es fehlte nach wie vor der Anspruch, wie er zur selben
7-eitnxnBeispiel in England unter det Labour-Regierung stark hervoftrat, zen-
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Ealistisch planend vorzugehen. Das Subsidiaritätsprinzip und die Anerkennung

der Selbstverwaltung als das wesentliche Organisationsprinzip in der For-
schungspolitik blieb weitgehend erhalten, auch wenn der Bereich der Großtech-

nologien zunehmend in eigener Regie geftihrt wurde. Den Anspruch auf die
Forschungsfürderung der Grundlagenforschung gab man langsam, aber allmäh-
lich auf.

Mit dent Bundesministeriumfiir Forschung und Technologie (BMFT), das

1972 gegründet wurde, wurde der Wechsel von einer reinen Wissenschaftsftir-
derung zu einer selektiven Technologiepolitik vollzogen (siehe zu dem Poli-
cy-Shift: Gerjets l98l und Bruder und Dose 1986). Dabei durchschritt die Bun-
desrepublik ab etwa 1965 wie England die Phasen eines Allokationsmodells,
in dem man sich nicht melr allein auf die Fördenrng der Großforschung konzen-

tierte, sondem mehr und mehr Förderprogramme in vielversprechenden technik-

bezogenen Bereichen entwickelte wie in der Datenverarbeitung (ab 1967), bei

neuen Technologien (ab 1970) oder in der Umwelt- und Meeresforschung. Mit
dieser gezielten und selektiven Wachstumsstrategie mit Hilfe einer rationalen
Forschungspolitik stieg selbstverständlich der Bedarf an professioneller Ad-
ministration und an einem flexiblen Beratersystem, in dem Ad-hoc-Kommissio-
nen gebildet und wieder aufgelöst werden konnten.

Der Bedarf an Koordination, Planung und Steuerung nahm darüber hinaus
mit der neuen SPD-FDP Regierung grundsätzlich zu. Die Tätigkeiten der ein-
zelnen Ministerien in der Forschungspolitik sollten besser aufeinander abge-

stimmt werden. Die Forschungs- und Technologiepolitik als raktive Struktur-
politik< (Hauffund Scharpf 1975) wurde zum Credo dieser Regierung. In den

siebziger Jahren trat, wie in England auch, zusätzlich der Anspruch auf, die
Forschung auch ftir soziale und gesellschaftliche Probleme einzusetzen. Auf
diese Weise diversifizierten sich die Programme des neuen BMFT weiter. Sie

blieben zwar häufig noch technikorientiert, beinhalteten aberjetzt andere, re-

formorientierte Themen wie die Humanisierung des Arbeitslebens und die För-
derung der Forschung und Entwicklung von Gesundheit.

Das BMFT, das 1973 seine Tätigkeit aufnahm, und ohne weitere Diskus-
sionen rein durch politische Erwägungen gegründet worden war, konnte zwar
nicht den finanziellen Anteil an den Bundesforschungsausgaben erhöhen. Im
Gegenteil, in den siebziger Jatren mußten durch die Wirtschaftskrise sogar Ein-
bußen hingenommen werden. Trotzdem ist die Bedeutung dieses Akteurs in der
Förderlandschaft seitdem beständig gestiegen. Dazu tug sicherlich bei, dafJ man

bei der Verteilung knapper finanzieller Mittel ftir die Wissenschaftsorganisatio-

nen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen ein gewichtiges Wort
miteden und dementsprechend den eigenen Großforschungseinrichtungen hö-
here Wachstumsraten zusprechen konnte als der DFG wtd der MPG. Im Ver-
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gleich zu den Wissenschaflsorganisationen besal3 das BMFT ohnedies weitaus

mehr Ressourcen und konnte zum Teil wieder versuchen, über Sonderfuranzie-

rungen (Sonderforschungsbereiche, Schwerpunktbildungen der DFG) steuemd

auf die Wissenschaftsorganisationen einzuwirken, denen mehr und mehr die
Forschungsressourcen fehlten. Das BMFT war zudem durch die ständige Di-
versifizierung von Förderprogranrmen praktisch in den meisten Forschungs-

bereichen tätig und damit ein universeller Akteur in der Forschungsfrrderung
geworden, auch wenn es Selbstbeschränkungen gab. Mit seinen 12 Großfor-
schungseinrichtungen (die letzten waren 1974 geschaffen worden; erst nach der

Deutschen Einheit wurden weitere Großforschungseinrichtungen hinzugeftigt)
und seinen >Projehtrögern< besaß das BMFT eine eigene Hausmacht.

Die Projekträger versorgten die extamurale Fördenrng des BMFT und waren

in den siebziger Jatren als eigene adminisfative Einheiten geschaffen worden,

die zwar im Rahmen von Großforschungseinrichtungen tätig sind, dort aber

relativ unabh?ingig funktionieren tmd im Prinzip wie Fremdkörper wirken. Pro-
jekthäger können aber auch an anderen, zum Beispiel industiellen Institutionen
installiirt werden und dort im Aufoag des BMFT tätig werdenea. Projektträger
sind adminisftative Brückenköpfe des BMFT, die die Aufgabe haben, die Pro-

grammftirderung in ihrer technischen Abwicklung zu übemehmen. Ihre Existenz

ist an die nur temporär existierenden Förderprogramme gebunden, ftir deren

Abwicklung sie eingerichtet wurden. Ihre korporative Identität ist also im all-
gemeinen niedrig. Die Ursache ftir diese Auslagerung von Ressortaktivitäiten

in eine Art nachgeordnete Behörde ist der Tatsache zuzuschreiben, daß das

BMFT in den siebziger Jaluen trotz weiterer Expansion und Diversifizierung
den personellen Stab nicht mehr ausweiten konnte und die Etablierung an den

Großforschungseinrichturgeneine Hilfskonstnrktionwax, um weiter expandieren

zu können (Stucke 1993: 166).

Die Aufgabenteilung mit den Wissenschaftsorganisationen, insbesondere mit
der DFG als dem zentralen liirderpolitischen Akteur, war seit etrua Mitte der

sechziger Jalre abgesteckt worden. Die Verschiebung zur technikorientierten
und aufgabenbezogenen Programmförderung hatte den Bundesministerien vor
allem die Förderung der angewandten Forschung zugeschoben, während DFG

und MPG explizit die Grundlagenforschung als ihre Domäne betrachteten. Mit

94 ,Projektffiger sind Einrichtungen, im wesentlichen in Großfonchungseinrichtungen, die

flir den BMFT zu seiner Entlastung wissenschaftlich-technische und verwaltungsmäßige

Managementaufgaben im Rahmen der Projektförderung llbernehmen, das heißt Planung
Beurteilung, Ablaufrerfolgung, Steuenmg und Erfolgskonfolle von Fördermaßnahmen

unter anderem im Rahmen eines Förderprogranrms oder Programmteils. Ihre Tätigkeit
istan Richtlinienund Weisungen des BMFTgebunden, das injedemEinzelfall die Förder-

entscheidung trift. Der Projekttäger ist Aufoagnehmer des BMFT* (Bundesministerium

ftlr Forschung und Tecbnologie 1987:22).
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den Großforschungseinrichtungen und den Projekthägern hatte sich das BMFT
dabei zwei organisationstJpen geschaffen, mit denen es Forschungspolitik be-
teiben konnte, ohne tmmittelbar auf die fast-staatlichen Einrichtungen von MpG
und DFG angewiesen zu sein. Der Arbeitsteilung entsprechend sollten beide
Tlpen in erster Linie der tansferorientierten Forschung verpflichtet sein. Ange-
sichts der immer schwieriger zu tennenden Forschungsphasen und den häufig
fehlenden Grundlagen in problembezogenen Forschungsgebieten kam es aber
immer wieder zu Kompetenzsneitigkeiten und zu demZwang, Grenzlinien zu
ziehen. In der Forschungsförderung von BMFT und DFG offenbaren sich so die
Probleme eines dualen Fördersystems, wie es sich in der Bundesrepublik entwik-
keln konnte, besonders deutlich.

6.1.2.4 Resümee

Auchinder Bundesrepublik schaltete sich der staatnach dem Zweiten weltkrieg
zunehmend in die Forschungspolitik ein. Es dauerte allerdings aufgrund der
besonderen Nachhiegsbedingungen der Bundesrepublik fast zehn Jahre, bevor
es auf der Bundesebene einen politischen Akteur gab, der ein Eigeninteresse
an der forschungspolitischen steuerung der wissenschaft entwickelte. In diesen
zehn Jahren wurden aber bereits wichtige institutionelle weichenstellungen
vorgenornmen, die die Dynamik des bundesdeutschen Fördersystems bis heute
prägen. Dazu zählen die Besetzung der forschungspolitischen Domäne durch
die Bundesländer, in die der Bund nur mit Mtihe und Kompromissen einbrechen
konnG. Die institutionelle Lösung des Konfliktes zwischen Bund und Ländem
begtlnstigt dabei die wissenschaftsorganisationen. Mit der rRahmenvereinbarung
Forschungsfö,rderung( wurde ein relatives Gleichgewicht zwischen Bund, Län-
dern und wissenschafr etabliert, das zwar immer wieder durch einseitige Hand-
lungen insbesondere des Bundes destabilisiert wird, dafJ aber durch den venreis
auf die klaren vereinbanrngen immer wieder austariert werden kann. solange
die Prämissen der Rahmenvereinbarung von allen Akteuren anerkannt werden
- und diese scheinen kaum zur Diskussion zu stehen, nimmt man die schwieri-
gen institutionellen veränderungen nach der deutschen Einheit als Beispiel
(Mayntz 1994; Stucke 1993) -, wird sich das relative Gleichgewicht im deut-
schen Fördersystem auch in Zukunft halten lassen.

Es ist dieser Domänenkonflikt anischen Bund und Ländem in der
Forschungsförderung, der den Förder- und Forschungseinrichtungen in der Bun-
desrepublik eine im intemationalen Vergleich wohl einmalig selbständige posi-
tion im Fördersystem zu kommen läßt.

Ftlr die deutschen wissenschaftsorganisationen war es leichter, ihre Genzen
gegen llber der Politik zu ziehen, als dies die Research councils vermochten.
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Mit dem Verwalturgsabkommen vonl964 hatten sich MPG und DFG eindeutig
auf die Domäne der reinen Grundlagenforschung zurtickgezogen und mußten
nicht, wie die Research Councils,ständig daraufachten, ihre Anwendungsbezo-
genheit zu demonstrieren. Anders als in England hatte man in der Bundesre-
publik zudem einen eigenen forschungspolitischen Akteur geschaffen, der die
problemorientierte Grundlagenforschung und die Anwendung llbemehmen sollte
und damit die Wissenschaffsorganisationen von dieser Aufgabe zusätzlich be-
freite. Der Dualismus von Forschungsministerium einerseits, und fast-saatlichen
Organisationen andererseits entlastete die Wissenschaftsorganisationen also erst
einmal von Zumutungen der Politik, wie sie in England nach dem Krieg immer
wieder auf die Research Councils zukamen. In diesem dualistischen System
bleibt der Politik nicht viel anderes übrig als ilber den Diskurs und gelegentlich
tiberdas strategische Mittel des rGoldenenZtlgels< aufdie wissenschaftsorgani-
sationen so einzuwirken, dafJ sie nicht nr.n Qualität, sondern auch Relevanz in
der Präferenzbildung berücksichtigen.

In England waren die Versuche, ein eigenes Forschungsministerium zu g-
ründen, relativ erfolglos geblieben. [n der Bundesrepublik dagegen ist es ge-
lungen, ein solches Forschungsministerium zu grilnden, das zudem eine bemer-
kenswerte Stabilität unter den verschiedenen Regierungskoalitionen bewiesen
hat. In England erklärt sich das Fehlen eines dauerhaften Forschungsministeri-
ums im wesentlichen durch die starke Position der Ressortrninisterien. Diese
Position ist in der Bundesrepublik sicherlich schwächer. Trotzdem ist dies nicht
die Erklänrng ftir die Beständigkeit des bundesdeutschen Forschungsministeri-
ums. Als wesentlich darf wohl die Bund-Länder-Dynamik angesehen werden:
Nur tiber einen starken korporativen Akteur konnte der Bund sicher sein, zu
einer eigenständigen Kraft in der Forschungsförderung zu werden. Und: Gerade
die föderalistische Sfuktur und das Gebot der Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse in der Bundesrepublik erzwingt die Etablierung tlbenegionaler Instanzen,
die das offensichtliche Selbstorganisationsdefizit der Ltinder in dieser Hinsicht
tiberwinden können. Die Politisierung der Forschungsförderung und die große
Bedeutung der Forschungspolitik erst durch die Atomforschung, dann in der
allgemeinen forschungsoptimistischen Phase der sechziger Jahre, ließen auch
den Widerstand der Länder gegen ein solches Ministerium erlahmen. Paradoxer-
weise förderte also gerade die Fragmentierung des politischen Systems eine
Zentralisierung derforschungspolitischen Steuerung derWissenschaft, während
im zentralistischen System Englands dies nur gelegentlich und nie dauerhaft
erreicht werden konnte.

In der Bundesrepublik hat sich, so läßt sich abschließend sagen, das Span-
nungsverhältnis von Selbstverwaltung und gesellschaftlicher Verantwortung
gehalten. Die Wissenschaftsorganisationen haben weiterhin ein hohes MafJ an
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Autonomie in der Formulierung ihrer Forschungspolitik. Sie sind aber auf zahl-

reichen Ebenen mit der Politik vemetzt und darauf angewiesen, in Verhand-
lungen mit politischen Akteuren ihre Finanzierung sicherzustellen. Die Heraus-

bildung eines zentralen bundespolitischen Akteuts, die weiterhin bestehende

legitimierte Vormacht der Länder in der Wissenschaftspolitik insgesamt und

die Existenz zentaler und gut organisierter Wissenschaftsorganisationen hat

ein Verhandlwrgssystem auf der intermediären Ebene geschaffen, in dem unter

denBedingungeneinesrelativenMachtgleichgewichts situativ forschungspoliti-
sche Interessen aneinander angeglichen werden.

6.1.3 Frankreich

In Frankreich konnte das vor dem Krieg entstandene organisatorische Kopp-
lungssystem zwischen Politik und Wissenschaft nicht aufrechterhalten werden.

Allerdings brach es wesentlich schneller zusammen als in England. Die Dynamik
im französischen Fördersystem war durch neue Akteurskonstellationen nach

dem Kriege und einem zyklischen Prozeß politischer Beeinflussung der interme-

diären Organisationen geprägt. [m ersten Abschnitt werden die Veränderungen

in den Alteurskonstellationen im Fördersystem und ihre Bedeutung ftir die
forschungspolitische Koordinationbeschrieben, bevor im zweitenAbschnitt die

Frage gestellt wird, welche Bedeutung der Politik als eigenständigem korporati-
vem Akteur in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft nach dem
Zweiten \üeltkrieg zukam.

6.1.3.1 Die neue Gestalt des Fördersystems nach dem Zweiten lleltlrieg

Das Centre Nationol de la Recherche Scientifique war ein Gebilde der dreißiger

Jalne gewesen. Es verkörperte zwar eine generelle Neigung der französischen

Politik, Politikfelderso weitwie möglich integral undvonoben zukoordinieren,
ohne die ideologischen Kongruenzen der wissenschaftlichen Elite und links-
gerichteten Regierung einerseits, sowie die damalige Ausnahmesituation ande-

rerseits wäre diese zenhale, alle ForschungstJrpen und Forschungsausgaben

umfassende Organisation aber wohl nicht zustande gekommen. Wie labil die
zentale Position des CNRS war, zeigrc sich sehr schnell unter der Vichy-Regie-

rang @rost I 988; Picard und Pradoura 1988). Symptomatisch sind zwei Punkte,

die gegenüber den Statuten des Cenhe National de la Recherche Scientifique
von 1939 im Jatu l94l wegfielen: DerVerweis darauf, daß das CNRS auch die

Aufgabe und das Recht hat, die Ressortforschrurg zu koordinieren, galt nicht
mehr und das >Hrut Comitö<, das noch lcurz vor dem Krieg einen Forschungsplan
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entworfen hatte und soansagen das >politische Organ< des CNRS sein sollte,
wurde aufgelöst (Prost 1988: 43). Hiermit wird eine neue Dynamik im Förder-
system nachdem Krieg sichtbar, die das gesamte Förder- und Forschungssystem
umstukhrier€n sollte: Die RessorEninisterien begannen sich aus der proklamier-
ten integralen Koordination zurückzuziehenund ihre eigenen Ressordorschungs-
institute aufzubauen, tiber die das CNRS keine Verfttgungsgewalt haben sollte.
Im Unterschied zu England, wo sich die Ressortministerien nach dem Kriege
von den aufgabenbezogenen Research Councils zu emanzipieren versuchten,
fand in Frankreich schon während des Krieges ein Ausdifferenzierungsprozeß
der aufgabenbezogenen staatlichen Forschungsftirderung aus der >All-Round
Agency< CNRS statt.

Viele der Einrichtungen, die während des Krieges oder danach entstanden,
waren dabei keine Ressortforschungseinrichtungen mit ihrer typischen dominan-
ten Dienstleistungsfunktion, sondem war€n eher nach dem Tlpus der englischen
Research Councils konzipiert, also als forschende Einrichtungen, die sowohl
problemorientierte Gmdlagenforschung wie anwendrmgsnahe Forschung durch-
führten. Von Anfang an wurden zudem auch Fördergelder an die Universitäten
vergeben, so daß diese neuen Einrichtungen mit dem Typus der Forschungs-
cum Fördereinrichturg konespondierten, wie sie schon mit demOfice National
de la Recherche Scientifique et des hwentions,der Caisse Nationale des Sciences
und den beiden CNRS existiert hatten. Das Neue war lediglich - und hier unter-
scheiden sich diese Eimichtungen bis heute von den Research Councils-, daß
diese Koexistenzen eindeutig einem Ressortninisterium, ab l98l dann zusätz-
lich dem Forschungsministerium, unterstellt waren.

Der ursprtturgliche Typus ftir diese Art Organisation waren das Institut des
Recherches Agronomiques (IRA)unddas ffice National de I'Hygidne Sociale,
ä la Santö Publique (ONHS) in den zvranziger Jahren gewesen, die ebenfalls
einem Ressortninisterium zugeordnet waren, aber ausgegliederte Verwaltungs-
einheiten mit relativer finanzieller Autonomie darstellten (Krauss 1993). In den
vierziger Jahren mußten sich die Ressorts aufgrund der inzwischen stattgefunde-
nen Zentalisierung der Forschungskompetenzen erneut emanzipieren. Ab I 941

entstanden so eine ganze Reihe von Forschungseinrichtungen unter der Schirm-
henschaft bestimmter Ressortministerien, deren Ausrichtung teilweise stark
technologische5 oder allgemein problemorientiert wars.

95 L'Institat de Recherches Si&rurgiques 1943 (Industrieministerium); I?nstitut Frangaß
du Pätrole 1943 (Industieministerium); Centre National d'Ettdes des Tölöcommunica-
rioru (CNET) 1944 (PTT).

96 lrßtitut Nqtional d'Hygiäru,späEr Institut Nalional de la Santö et de la Recherche Scien-
tfi4ze (INSERM) l94l (Gesundheitsministerium); Institut National des Recherches
Agrononiques(INRA) 1946(I-andwirßchaftsministerium);IrßtitutNational&laRecher-
cheChiniqueAppliqruie(Industieminisrcirm);OftceNatioruld'Eudes etdelaReclpr-
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Die Domäneninteressen der Ressorts bildeten zweifellos ein wichtiges Motiv
ftlr die Gdtndung dieser Einrichtungen. Die politische Administation war aber
keineswegs immer die dominante Kraft in der Entstehungsgeschichte der Grands
Organismes. Hinter der GHlndung solcher Einrichtungen standen oft anwen-
dungsorientierte Wissenschaftler, die sich im grundlagenorientierten und nach
dem Krieg von den universitären Wissenschaftlem dominierten CNRS nicht
verteten fflhlten und ihre Dienste den entsprechenden Ministerien anboten. In
den meisten Fällen kann man dann von einer Koalition zwischen Ressortinter-
essen an einer eigenen Forschung und von lnteressen bestimmter Wissenschaft-
lergruppen, die ihre eigene, unabhängige und von den Konkurrenzzwängen des

CNRS befreite organisatorische Existenz eneichen wollten, sprechen. Diese
konvergierenden lnteressen leiteten den Ausdifferenzierungsprozeß verschiede-
ner Forschungs- cum Fördereinrichtungen aus dem CNRS ein.

Ftlr die Ministerien spielte dabei jeweils eine Rolle, daßmandas CNRS nicht
als eine interministerielle Organisation, sondem als eine Einrichtung des Erzie-
hungsministeriums beftachtete und man sich keinesfalls Vorschriften von einem
anderen Ressoruninisterium machen lassen wollte (Picard und Pradoura 1988).

Sowohl das Gesundheits- wie das Landwirtschaftsministerium hatten ja zudem
bereits Erfahrungen mit eigenen Forschungseinrichtungen gehabt, so daß sie
lediglich an einen status quo ante anzukntlpfen brauchten, Andere Motive taten
hinzu: So dominierten bis 1947 im CNRS eindeutig kommunistische Intellektu-
elle (wie Joliot), was in vielen Ministerien eher auf Ablehnung stieß. Die starke

Beteiligung der universitären Wissenschaftler im CNRS, die nach dem Kriege
sogar anr behenschenden Stellung wurde, schreckte viele Ministerien zudem
ab, ihre ressortgebundenen, anwendungsorientierten Interessen einer solchen
ranwendungsfemen< Einrichtung zu {tbergeben, obwohl das CNRS ja ausdrück-
lich die Aufgabe hatte, auch die angewandte Forschung zu koordinieren. Offen-
sichtlich ließ sich auch gegentlber dem Finanzninister hinreichend begrtlnden,
warum man eine neue Forschungseinrichtung benötigte. Es reichte meist der
Nachweis, daß sich eine solche Einrichhmg mit Forschungsaktivitäten beschäf-
tigte, die in dieser Form nicht vom CNRS durchgefflhrt wurden. Das haf aber
in allen den obengenannten Fällen in ausreichendem Maße zu.

Fttr die Wissenschaftlergruppen waren die Motive, wie beschrieben, klar: Es

handelte sich oft um Gruppen, die man eher zu den problem solving communi-
ties< z,ählenkonnte und die es von daher schwerer hatten, eine organisatorische
Basis im normalen universitären Zusammenhang zu finden. Das CNRS bot
allerdings während des Krieges und auch noch kurz nach dem Kriege gute Mög-
lichkeiten, auch innovative Forschergemeinschaften an berttcksichtigen. So hatte
man interdisziplinäre Sektionen eingeftlhrt und untersttltzte neue Disziplinen

che Aöronautlqre (ONERA) 1946 (Vcrt€idigungsministerium).
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wie die Mikrobiologie und die Genetik (Moulin 1990; Burian und Gayon 1990).
Gerade aber die stärker anwendungsorientierten Forschungsbereiche wie Public
Health oder die landwirtschaftliche Forschung blieben oft unberitcksichtigt.
Insofem handelten diese Wissenschaftlergruppen rational, wenn sie versuchten,
sichandereinzigenzurVerftlgungstehendenFinanzierungsquelleanzukoppeln,
nämlich den Ressorbninisterien, deren Abneigung gegen eine vom Erziehungs-
ministerium dominierte Forschung man sich zunutze machen konnte.

Über diese Ausdifferenzierung entstand ein Netz von an Ressortministerien
angebundenen Grands Organismes. Sie untersihieden sich vom CNRS durch
ihre Aufgabe, die Arbeit dieser Ministerien zu unterstiltzen. Das CNRS war zwal
auch an ein Ressorhninisterium angebunden. Dem Erziehungsministerium fehl-
ten allerdings konkrete Zielvorstellungen in der Forschungspolitik, so dafJ das
CNRS auf praktisch allen Forschungsgebieten nach eigenen Definitionsmaß-
stäben tätig werden konnte. Insofem konnte das CNRS grundsätzlich stärker
grundlagenorientiert verfahren, wälrend die anderen Grands Organismes stärker
avischen problemorientierter Gnrndlagenforschung und angewandter Forschung
schwankten. Dienstleistungen fielen bei diesen Einrichtungen ebenfalls an,
beanspruchten aber im Gegensatz etwa zu den deutschen Ressortforschungsein-
richtungen nur einen kleinen Teil des Zeitaufwandes der Forscheroder der Orga-
nisation insgesamt.

Alle diese Einrichtungen, einschließlich des CNRS, erhielten einen fast identi-
schen Rechtsstatus: Sie wurden zu öffentlich-rechtlichen Einrichtungen mit
eigener Mittelverwaltung, was sie als verselbständigte Verwaltungseinheiten
des Staates kennzeichnete. Selbstverständlich unterlagen sie trotzdem in allen
Hinsichten den haushaltsrechtlichen Finanzkontollverfatuen wie zum Beispiel
dem Jährlichkeitsprinzip. 1982 wurden die administrativen Vorschriften und
Kontrollverfahren gelockert, so daß man von einer weitergehenden Verselb-
ständigung dieser Einrichtungen sprechen kann. Viele der hier angesprochenen
Grands Organismes wtrden in die Gruppe der Etablissements Publics d Carac-
täre Scientifique et Technologique (EPST) eingereiht, die rein wissenschaftlich
ausgerichtete Zielentverfolgen hat und nicht wie die Gruppe der EPIC (Etablß-
sements Publics d Caractäre Industriel et Commerciel) kommerzielle urd i-
ndusbielle Ziele. Man erleichterte die Venvendung finanzieller Mittel und er-
möglichte institutionelle Kooperationen mit der Indushie. Die Anbindrurg an
das Jährlichkeitsprinzip blieb aber auchjetzt bestehen,

Die anderen Grands Organismes vereinen wie das CNRS Forschungsför-
derung und Forschung unter einem Dach und nehmen nicht an der Lehre in den
Hochschulen teil. Insofem besteht bis heute eine relativ starke Versäulung von
einerseits der außeruniversitären, staatlich geförderten Forschung und anderer-
seits der Hochschulforschung. Die Kontakte zwischen den beiden Säulen sind
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allerdings in den letzten zehn Jahren verbessert worden. Die Bedeutung der
Grands Organismes gegenüber den Universitäten zeigt sich an der großenZali
von Forschem und Angestellten: 1987 hatten die Grands Organismes melr
Forscher als die Universitäten (nämlich 32.000 gegenilber 26.800 an den Uni-
versitliten), die allerdings zu großen Teilen invom CNRS geftihrten Forschungs-

stätten an den Universitäten forschten, und beschäftigten vor allem aufgrund
der Gröfie und der apparativen Ausstattung ihrer labors weitaus melu technisch-
adminisFatives Personal (nämlich 57.000 gegenüber 14.000; siehe Commissariat
Göndral du Plan 1989: 128)e7.

Mit der Enichtung der Grands Organismes neben dem CNRS war selbstver-
ständlich eine Konkurrenzsituation geschaffflen. Die neuen Grands Organismes
wurden zwm auf Forschungsfeldem tätig, die beim CNRS wenig Aufmerksam-
keit fanden, im Laufe der Zeitentstanden jedoch genügend Überlappungen in
den Forschungsinteressen, so daß Doppelforschung nicht zu vermeiden war.
Außerdem gelang es nicht zu verhindem, daIJ sich in jeder Einrichtung, die ja
alle einen stattlichen Umfang von meist mehreren tausend Forschem hatten, ein
ftir Franlaeich geradezu typischer Korpsgeist durchsetzte, der die Kooperation
zwischen den Einrichtungen schwierig machte. Es entrpickelte sich also gerade

nicht, wie zuerwarten gewesen wäre, eine alknähliche Aufweichung der organi-
satorischen Grenzen durch die wachsende Vernetzung von Forschern, die auf
den gleichen Gebieten forschten. Die Organisation bildete die Grenze der Grup-
penidentität der meisten Forscher und hug damit zur Konkunenz in der For-
schung tr;i.Zu erklären ist diese Versäulung der Förder- und Forschungsland-
schaft durch die organisationsspezifischen Karrieremuster. Schon das CNRS
hatte ja eine eigene Kaniereleiter aufgebaut die den Karrieren in den Universitä-
ten nachempfunden war. Auf diese Weise hoffie man, die universitären Wissen-
schaftler leichter in die eigene Organisation ziehen zu können. Nach dem glei-
chen Schema haben auch die anderen Grands Organismes ihre Karriereleitem
aufgebaut, so daß jeder Forscher im Prinzip seinen Aufstieg innerhalb einer
Organisation erreichen kann. Das lnteresse an einer gut funktionierenden und
finanziell schlagkräftigen Organisation steigt so bei diesen Forschern. 1982

erhielten die Forscher in den Grands Organismes zusätzlich den Status eines

fonctionraire, so dafl sie im Prinzip unkündbar sind. Die Organisationen funktio-
nieren zudem wie große Wirtschaftsuntemehmen. Den Hochschulen steht also

97 Interessant ist hier ein Vergleich mit der Bundesrepublik: 1986 beschäftigten die Uni-
versitäten etwa 30.fi)0 Wissenschaftler rmd die außerunivenitären, staatlich geförderten
Einrichtungen 19.200. Die Zahl des technisch-adminisfrativen Personals war andem
ausgeglichener (38.500 gegenllber 32.500). Durch die große Bedeutung der staatlichen
Forschung gab es auch wesentlich weniger Forscher in der Industrie (nämlich 45.000)
imUntenchiedzurBundesrepublih wo 93.500 Forscher in derIndustrie aöeiteten (Com-
missariat Gdn6ral du Plan 1989: 63).
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eine, zieht man Kdterien wie rechtlicher Status, Tätigkeiten und Finarzierungs-
weise heran, relativ gleichftirmige Gruppe von außeruniversitären staatlich ge-
fiirderten Koexistenzen gegenüber. Beritcksichtigt man allerdings soziale und
auch kognitive Faktoren (die Grands Organrsmes sind aufgabenspezifisch diffe-
renziert), so zeigt sich, daß diese Gruppe in sich stark versäult ist.

Der Erosionsprozeß der Autorität des CNRS war im und nach dem Krieg aber
nicht nur durch die Einrichtung von Ressortforschungseinrichtungen eingeleitet
worden. Die zweigleisige forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft in
Frankreich sorgte daft,ir, dafJ weitere Bereiche aus dem Einflußbereich des CT.IRS
herausgezogen wurden. War es im ersten Fall eher eine Folge von dezentalisier-
terundunkoordinierterPolitik gewesen, so erfolgte die Ausdifferenzierung auch
i.iber die >High Politics< zentraler politischer Instanzen. Wie in den anderen
Ländem auch, handelte es sich dabei um die Bereiche Atomfonchurg und später
die Welnaumforschung. In der Bundesrepublik bildeten diese beiden Bereiche
die Grundlagen ft.ir den Aufbau eines eigenen Forschungsministeriums. h Frank-
reich wurde im ersten Anlauf ftir die Atomforschung, wie in den USA auch, ein
relativ selbständiges organisatorisches Gebilde geschaffen, das es indieserForm
bisher nicht gegeben hatte. Während man also die zweckunspezifische Grundla-
genforschung und die ressortgebundene Forschung mehroderweniger sich selbst
überließ, wurde der Bereich, von dem man sich nach dem Krieg sowohl das
höchste nationale Prestige wie die größten indushiellen (später auch militäri-
schen) Fortschritte versprach, dem Einfluß der bestehenden Einrichtungen entzo-
gen und zur Aufgabe eines neuen korporativen Akteurs gemacht. Und wie in
den USA auch, wurde die besondere Bedeutung der Atomforschung durch den
direklen Kontakt mit den Präsidenten angezeigt. Das Commissmiat ä l'Energie
Atomique (CEA), das 1946 entstand, war schon 1947 vonder Mittelausstattung
dem CNRS ebenbtirtig und wurde in der Bedeutung nur von dem militärisch-
strategisch wichtigen ONERA tiberhoffen. In den ftinfziger Jatuen wurde das
CEA zur größen Einrichtung.

Trotz der wachsenden Finalisierung durch die Politik wurde das CEA zu
einem wissenschaftlichen Konkurrenten des CNRS in der experimentellen Phy-
sik. Mehr und mehr Physiker wechselten zum CEA, weil sie dort wesentlich
bessere Arbeitsbedingungen vorfanden als am CNRS, so daß die traditionelle
Dominanz der Physiker im CNRS abnahm.

Die Einrichtungen, die unter die Schirmhenschaft einzelner Ressortninisterien,
des Verteidigungsministeriums oder des Präsidenten fallen, sind seit dem Zwei-
ten Weltkrieg so zahlreich geworden, daß sie kaum aufgelistet werden können.
Der Anspruch, die gesamte Forschungsftirderung über das CNRS laufen zu
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lassen, mußte recht schnell aufgegeben werden. Immer mehr Organisationen
machten dem CNRS entweder bei der Ressourcenverteilung oder in der For-
schung die Vorherrschaft streitig. Die heutige Landschaft der außeruniversitären,

staatlich geförderten Einrichtungen stellt sich als ein fast >anarchisches< Gebilde
von einzelnen, selbständigen Forschungseinrichtungen dar, deren Einheit nur
durch die Distinktion zur universitären Forschung hergestellt wird. Unterschei-
den kann man lediglich stärker dienstleistungsbezogene Ressortforschungsein-
richttnrgen, die meist zuden Etablissements Publics d Caractöre Administratif
(EPA) zählen, die wissenschaftlich ausgerichteten Etablissements Publics d

Caractöre Scientifique et Techrnlogique @PST) und die stärker industiell und

kommerziell ausgerichteten Etablissements Publics d Caractöre Industriel et

Commercial (EPIC).
Nicht alle diese Einrichtungen haben die gleiche Bedeutung ff,lr die Dynamik

im Fördersystem. Es gibt einige Flaggschiffe der Grands Organismes, die im
wesentlichen die Auseinandersetzung mit der Politik ftihren und ftir die Wei-
chenstellungen verantwortlich sind. Dazu zählen das CNRS mit einem Budget

von 9,3 NIrd. im Jatre 1989, das CNES mit 7,8 Mrd., das CEA im zivilen Be-
reich mit 7 Mrd.; das INRA mit 2,4lvlrd.; das INSERM mit 1 ,7 Mrd. ; das IFRE-
MER mit I Mrd.; ORSTOM mit 0,8 Mrd. und CIRAD mit ebenfalls 0,8 Mrd.
(Krauss 1993:66).

Das CNRS ist heute wieder die größte Forschungsorganisation Frankreichs

und wohl auch der westlichen Welt. Es mußte jedoch eine Einschränkung seiner

zentalen Position hinnehmen. Dazu ftugen nicht nur der Ressortegoismus und

die Abspaltungsversuche verschiedener Wissenschaftlergruppen bei, sondern

auch inteme Dynamiken, die das CNRS von vomeherein von der angewandten

Forschung wegftihrten und auf die reine Grundlagenforschung einschworen.

Welche Faktoren waren daftlr verantwortlich?
Während der Besatzung versuchte das CNRS noch, die angewandte

Forschung angesichts der besonderen Situation fortzuftlhren @icard und Pradou-

ra 1988). Die schon während des Krieges stattfindende und beschriebene Aus-
differenzierung verringene aber den Anreiz und teilweise auch die Möglich-
keiten, erfolgreich in der angewandten Forschung fortzufahren. Wichtiger war
aber sicherlich, dafJ innerhalb des CNRS die grundlagenorientierten Gruppen

seit jeher stärker warenet. Schon 1933 war ja der Conseil Supörieur de la Recher-

che Scientifique nachdem Beispiel der deutschen Notgemeinschaft gegrundet

worden, um die Forschungsftirderung nach wissenschaftlichen und disziplinären
Gesichtspunkten durchzufflhren. Der CSRS wurde auch zum Bestandteil des

rEn effet, ce retour vers la recherche fondamentale conespondait au souhait d'une commu-

nautd scientifiqu€ soupgonneuie vis-ä-vis des recherches appliquCes et restde fort soucieu-

se de son inddpendance intellectuell€* (Picard und Pradoura 1988: 39).

98
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CNRS von 1939 und wurde nach dem Kriege als Comitö National des CNRS
wiederenichtet.Dascomitö National,das wiederum nachuniversitären Diszipli-
nen unterteilt war, war zu mehr als zwei Dritteln durch universiüire Wissen-
schaftler besetzt, die kaum ein Interesse an der angewandten Forschung hatten.
An sich hatten die Initiatoren im CNRS bei der Gründung des comitö National
gedacht, hiermit die Rolle des im Kriege aufgelösten.F/ant comitö*iederanbele-
ben und die Institution als nationales Politikberatungsorgan anzupreisen. Die
universitären wissenschaftler konnten dieses organ, das ohnedies meist mit den
Mitgliedern des alten conseil supörieur de Ia Recherche scientiJtquebesetzt
wurde, aber ftir ihre eigenen Zwecke gebrauchen. Dies hieß aber nichts anderes,
als daß man ein rwissenschaftliches Parlament< wollte, über das man die uni-
versitäre Forschung finanzieren konnte. Nichts lag den universitären wissen-
schaftlern femer, als die Politikberatung zu übemehmen. Dies war seit jeher das
Anliegen einer kleinen Gruppe von linksgerichteten Wissenschaftlem in der
Scientific Community gewesen. Den Wissenschaftlern, die im CNRS mehr als
eine universitäre Förderinstanz sahen wrd Eigeninteressen an einer Forschungs-
einrichtung hatten, blieb als organisatorische Basis die Besetzung der leitenden
Positionen und das Management der intramuralen laboratoires propres.

Die beiden Funktionen des CNRS, die intramurale Forschung und die ex-
tramurale Förderung, die dazu noch in den Händen sich einander feindlich ge-
sinnter Akteure lagen, mußten zu Verteilungskonflikten um die Verteilung der
Fördermittel und zu Kompetenzsfeitigkeiten führen. Ein vorläufiger Kompro-
miß wurde darin gefunden, daIJ das CNRS mit seinen Forschergruppen im Unter-
schied zu den Universitäten vor allem die teure Forschung mit besonderer appa-
rativer Ausstattung durchftlhren, also praktisch die Großforschung übemehmen
sollte (Picard 1990:2ll). Obwohl sich dies auf vielen Gebieten, vor allem in
den Sozialwissenschaften, nicht durchhalten ließ, zeigt der hohe Anteil des
technisch-administrativen Personals, daß die Forschergruppen des CNRS im
Durchschnitt tatsächlich wesentlich größer als die der Universitäten waren.

Mit der Besetzung des Comitö Natioral durch die universitären Wissenschaft-
ler hatte die Wissenschaffsgemeinschaft aber immerhin ein nach dem Krieg nicht
unbedingt selbstverständliches Ziel eneicht: Man haue eine staatlich finanzierte
Forschungsorganisation, die man zu großen Teilen nach wissenschaftlichen
Kriterien steuem konnte. Je stärker allerdings die zahl der wissenschaftler
wurde, die in den eigenen Forschergruppen des CNRS arbeitete, um so melu
Gewicht erhielten die Stimmen, die das CNRS als eigene Forschungsorganisa-
tion betrachteten und nicht als eine universitäre Förderorganisation. Dieses
Spannungsverhältnis ist bis heute nicht gelöst worden.

Trotz der universitären Wissenschaftler im CNRS, die über Evaluationen
einen Teil der Mittel an die universitäten zu verteilen hatten, entwickelte sich
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keine kooperative Beziehwrg zwischen den Universitäten und dem CNRS. Im
Gegenteil, das Verhältnis ist bis heute konflikheich geblieben. Dies liegt im
wesentlichen daran, dal} das CNRS eine reelle und - mit der Anpassung der

Anstellungsposition der Forscher, erst 1959, dann 1982 - auch zunehmend

attraktive Alternative in der Forschung darstellte. Das CNRS hatte es zudem

verstanden, schon nach kurzer Zeit eine hohe Reputation in der Grundlagenfor-

schung zu elwerben. Die Universitäten hatten dagegen seitjeher unter schlechter

Forschungsinfrastuktur, hoher Lehrbelashrng und einem insgesamt schlechten

Ansehen ihrer Forschung zu leiden. Die Existenz des CNRS mußte Neid bei
den universitären Forschem erwecken und den Wgrnsch aufkommen lassen, diese

Organisation ftir die eigenen Zwecke zu instumentalisieren. Die Universitäten
konnten druch das Gefltlle in der Ressourcenausstattung auch nicht verhindem,
daß das CNRS immer mehr Zugriffauf die eigene Forschung erhielt, erst, indem
man Stipendien nach eigenen Kriterien vergab und CNRS-Forscher an den Uni-
versitäten finanzierte, dann ab 1966 in der Form von sogenannten assoziierten

Laboratorien (laboratoires associös), in denen Forscher des CNRS und der

Universitäten zusammenarbeiten konnten. Sie unterlagen dabei aber den Krite-
rien - und das hieß im wesentlichen den Gutachterverfahren * des CNRS.

lnzwischen ist es deutliclu daß sich das CNRS in allen Belangen gegenäber

der universitären Forschung durchgesetzt hat und als Qualitätsmaßstab in der

Wissenschaft gilt. Die Verteilungvon Forschungsmitteln des Erziehrmgsministe-

riums an universitäre Wissenschaftler bemißt sich zum Beispiel inzwischen
danach, inwiefem man Mittel vom CNRS einwerben kann oder an Forscher-
gruppen des CNRS teilnirnmt. Dies gibt dem CNRS heute die Schlüsselstellung

in der Wissenschaftsentrvicklung. Über seine Organisation können die entschei-

denden Weichenstellungen vorgenornmen werden. Genau an dieser Stelle zeigt
sichaberschon seitdemZweiten Weltkrieg, dafJ sichdas CNRS mit innovativer
und interdisziplinärer Forschung schwer tut. Seine Mittel werden - erst 1993

wurde eine größere Reform durchgeftlhrt-nach dem Gießkannenprinzip an die
einzelnen, disziplinär gebundenen Sektionen vergeben, die kaum ein lnteresse

daran haben, ihre eigene Position über die Bildung zusätzlicher Disziplinen oder

die Auflösung der disziplinären Grenzen zu gefährden. Die Domäneninteressen

begrilndeten langeZnitdas Behamrngwermögen des CNRS in dieser Hinsicht.
Was die Innovationskraft der französischen Forschung betriffi, befand man

sich also in oiner unglticklichen Position: Den Universitäten fehlten die nötigen
Ressourcen, um innovativ zu wirken. Außerdem war ihre Organisation ähnlich
disziplinärr festgescluieben. Beim CNRS regierten disziplinäre Wissenschaftler-
gemeinschaften, die kein Interesse an Veränderungen hatten. Diese Situation
ftilrte 1993 dazq die bestehende Organisation zu verändem rurd zum ersten Mal
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seit 1950 wieder interdisziplinäre Sektionen in großer 7-ahlanbilden (Krauss
1993; Musselin und Vilkas 1994).

Während das CIIRS also gegentlber den neu gegrtindeten Gronds Organßmes
Kompetenzen abfteten mußte und an Bedeutung verlor, konnte es seine Stellung
gegenüber den Universitäten festigen. Dies gelang im übrigen den anderen
Flaggschiffen unter den Grands Organismes in gleicher Weise, so daß Frank-
reichheute einduales Forschungsrytem von universitärerund aufJeruniversitärer,
staatlich geftirderter Forschung besitzt, in dem letztere den Ton angibt. ln Eng-
land ist das Verhältrisvon Research Councils und Universitäten dagegen we-
sentlich ausgeglichener geblieben, während die Universitäten in der Bundesre-
publik nach wie vor eine mächtige Position in der Wissenschaftsentwicklung
besitzen.

Behachten wir diese Enrwicklung im Überblick, so kann festgestellt werden,
daß sichdie Ausnatrmepositiondes CNRS als ständisch-korporatistisches Parla-
ment zur Koordination der Forschungspolitik relativiert hat. Noch immer gilt
das CNRS, ich werde im nächsten Teil noch einmal darauf eingehen, als die
koordinierende Instanz filr die reine Grundlagenforschung. Ganze Bereiche wie
die Atom- und Weltraumforschung oder die eher problemorientierte Forschung
unterstehen inzwischen aber anderen Organisationen, tiber die das CNRS keine
Konfolle ausüben kann. Die Dynamik des Zenhalisierungstrends der dreißiger
Jahre in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft hatte nach dem
Kriege also nachgelassen und machte eher zenfrifugalen Tendenzen Platz.

6. L3.2 Die Politik als forschungspolitischer Akteur und das Problem
der Koordination der forschungspolitischen Steuerung
der lTissenschafi

Frankreich war vor dem Krieg das Land mit der, formal gesehen, zenbalisierte-
sten Koordination unter den vier Nationen gewesen. Die Koordination war al-
lerdings nicht, wie man es angesichts der etatistischen Tradition hätte erwarten
können, fest in den Händen der politischen Administration, sondem in einer
quasi-staatlichen Wissenschaftsorganisation, dem CNRS, angesiedelt. Die Wis-
senschaft hatte sich in dieser Organisation die Position des Managers erobert,
der die täglichen Gesclrttfte fülrte und dabei die globalen Orientierungsrahmen
dcs korporatistisch zusanunengestellten l/aut Cumitä berilcksichtigte. Das Ko-
mitee bestand zu je einem Drittel aus Regienngs-, Industie- und Wissenschafts-
vertretem und verkörperte so die Dreieinigkeit von Investor (Staat), Produzent
(Wissenschaft) und Konsument (Wirtschaft).
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Nach dem Kriege dorninierten vor allem äilei Trends in der forschungspoliti-
schen Koordination: Die Politik ktlmmerte sich, außer in den Bereichen, in
denen man unmittelbaren hohen Nutzen fflr das nationale Prestige vermutete
(Atomforschung, Luftfahrtforschung), relativ wenig um eine Neukonstruktion
in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft. Man begnllgte sich
im wesentlichen damit, dem CNRS seine zentrale Rolle als Koordinator der
Forschungspolitik zu bescheinigenee. Genau diese Rolle, dies ist der zweite
Trend, konnte das CNRS aber gar nicht mehr erftlllen. Zum einen hatte man
seinen Einflußbereich dtuch die Ausdifferenzierung ganzer Forschungsbereiche
erheblich zurechtgestutzt, eine Tendenz, die sich immanent noch durch die
Festlegung des CNRS auf die Gnrndlagenforschung verstärkte, zum anderen
war die Institution, die als das Zentrum der Koordination fungieren sollte, das

Haut Comitö, aufgelöst worden. In erster Instanz sollte das neu gegründete Co-
mitö National nun die Aufgabe einer planenden Forschungsinstanz ilbemehmen.
Diese Funktion konnte das Comitö aber schon aufgrund seiner direkten Unter-
stellnng unter das Etziehungsministerium nicht wahmehmen.Das Haut Comitö
war ja noch interministeriell konzipiert worden. Der Zugriffauf die Ressortfor-
schung, 1939 noch erwähnt, fehlte in der ordonnancevonl946. Die geschtitzten

stategischen Forschungssektoren Atomforschung und militärische Forschung
hatrcn ohnedies ihre eigenen Kommissionen zur Entwicklung von Orientie,lungs-
rahmen gebildet und waren durch die Geheimhaltung fflr das CNRS nicht zu-
gänglich. Kurz, die Koordinationsfunktion blieb dem CNRS formal erhalten.
De facto war sie innerhalb der gegebenen Akteurskonstellationnicht zu erftlllen.

Die Fraktion unter den Wissenschaftlern, die weiterhin den Bemalschen Ideen

nachstrebte und dabei - wie die englischen Wissenschaftler auch - nur in der
Institutionalisierung einer zentalen forschungspolitischen Instanz auch die
Expansionsmöglichkeiten fllr die Wissenschaft garantiert sah, konnte hiermit
nicht zufrieden sein. .A,uch in der Administation wurde nach wie vor die Diskus-
sion geftlhrt, wie man das auseinanderfallende Forschungssystem auf die beste

Weise koordinieren könne. So setzte schon 1946 ein sich lange hinziehendes
Verwinspiel um die Gründung einer neuen zenüalen Koordinierungsinstanz ein,
in dem es weniger um die Existenz eines solchen Organs ging - darauf hatte man
sich schnell verständigt - als um die Kompetenzen, die man ihm zugestehen
wollte. Vor allem die Wissenschaft war hiedlber intern zersüitten: Die Bemal-
sche Fraktion wollte ein möglichst schwergewichtiges, interministerielles Ogan"
das wie das Haut Comitö die Forschungspolitik fflhren sollte. Große Teile der

99 lnerner ordonnancevom2,ll,l945 wurde dem CNRS die Aufgabe gestellt rd'assurcr
la coordination des recherches poursuivies par lcs serviccs publics, I'industrie et les parti-
culicn cn ötablissant une liaison enbe les organismes et les peruonncs qui se consacrent
ä des recherchesr (zitiert in Prost 1988: 43).
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universitären Wissenschaftler und die Leihrngen der meisten Grands Organis-
zes stäubten sich dagegen, weil sie die Freiheit der Forschung oder ihrer Orga-
nisation bedroht sahen. Sie plädierten eher fflr eine leichtgewichtige Lösung in
Form einer beratenden Kommission ohne hoheitliche Rechte. In der Politik ist
es schwer, die damaligen Fraktionen zu unterscheiden, weil nu ein Akteur, das
Erziehungsministerium, deutliche, egoistische Interessen haben mußte, nämlich
zu verhindem, daß eine neue Koordinationsinstanz interministeriell wäre rurd
damit die eigene Position, die bisher durch den formalen Aufoag der Koordina-
tion für das CNRS noch stark war, geschwächt werden wtlrde. Ansonsten lassen
sich nur einzelne Politiker identifizieren, die ohne deutlich erkennbare Interessen
mal ftireine schwergewichtige, mal ftireine leichtgewichtige Lösnngplädierten.

Die Wende, die eine relativ dauerhafte Institutionalisierung brachte, kam erst
I 958 mit der Gründung der V. Republik. Im Colloque von Caen 1956 hatte sich
eindeutig die Fraktion durchgesetzt, die eine zentrale forschungspolitische In-
stanz wilnschte. Unterstiltzt wurde diese Fraktion jetzt praktisch durch eine
wahre Bewegung von vor allem jungen Wissenschaftlem, die sich am amerika-
nischen Vorbild orientierten und verbesserte Forschungsverhältnisse und mehr
Forschungsressourcen forderten. In derNachfolge von Caenentstanden die erste
Wissenschaftlergewerkschaft und Aktionsgruppen (Papon 197 8: 44). Grundle-
gende organisatorische Reformen wurden an den Universitäten, insbesondere
an den medizinischen Fakultäten, eingeleitet. Kuru, ab 1956 henschte ein neuer
Zeitgeist in der Wissenschaftspolitik, der jetzt auch in der Öffentlictrkeit und
in der Politik genttgend Resonanz fand, um die längst ttberfälligen Reformen
durchzuftlluen. Mit de Gaulle war ein Politiker zudlckgekehrt, der die Autorität
und den Willen besaß, grundlegende Reformen durchzuffthren. Wie sah die
Neukonstitutierung der forschungspolitischen Institutionen aus?

Zu Anfang schienen sich die Wissenschaftler von Caen durchsetzen zu kön-
nen. Sie hatten der Regierung einen Vorschlag unterbreitet, in dem man ein-
deutig ftlr ein Commissariat Gänöral plädierte, das tlber den Ministerien stehen,
also direkt dem Präsidenten unterstellt sein sollte und tlber genilgend Mittel zur
Ankurbelung der Forschung verftlgen sollte (Prost 1988: 57). In erster Instanz
wurde dieser Vorschlag auch tlbemommen. Pompidou als Directeur des Conseil
du Prösident fand diesen Vorschlag aber zu weitgehend und verlangte, da[J man
die Interessen der Ressortministerien berilcksichtigen mllsse. Ein solcher Vor-
schlag wäre nicht konsensfähig. Durch diese Intervention kam ein weitaus weni-
ger mächtiges Gebilde zustande. In dem dCcret vom28. November 1958 wurde
zuerst einmal ein interministerielles Komitee geschaffen, das Comitö Intermini-
steriel de la Recherche ScientiJique, das eine rein koordinierende Funktion er-
hieltrm und dem Präsidenten als Vorsitzendem des Minsitenates unterstellt war.

100 ,Compte tenu du plan de modernisation et d'dquipemen! ce comitd propose au gouverne-
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Immerhin hatte dieses interministerielle Komitee jetzt die Verantwortung ftir
den gesamten Forschungshaushalt übernommen, der allerdings nicht ohne die
Mitrvirkung und den Einspruch der einzelnen Ministerien, die ja im Komitee
verteten waren, ansarnmengestellt werden konnte. Trotzdem bedeutete dies die
Möglichkeit, äber den enveloppe-recherchetgt zu einer besseren Erfassung der
einzelnen Forschungsausgaben und -beditrfrrisse sowie zu einer Abstimmung
mit den allgemeinen forschungspolitischen Richtlinien der Regierung zu kom-
men.

Überdie Gesichtspunkte, die bei der Bewertung des Forschungshaushalts eine

Rolle spielen, sollte aber nicht nur das allgemeine Regierungsprogramm ent-

scheiden, sondem auch die Expertise der Wissenschaft. Auch in dieser institutio-
nellen Konstruktion wurde nicht auf die Beratung durch die Wissenschaft ver-
zichtet, die allerdings gegenilber den frilheren Konstruktionen, efritaim Haut
Comitö,keine mitentscheidende Position hatte, sondern auf eine rein beratende

Fnnlrtion reduziert worden war. Man richtete also ein wissenschaftliches Comitö
Consultatif de la Recherche Scientifique et Technique (CCRST) ein, das die
Entscheidungen des interministeriellen Komitees vorbereiten sollte. In den

CCRST aufgenommen wurden zwölf herausragende Wissenschaftler - in den

ersten Jatren tiberwiegendNobelpreisffiger*die tatsächlich eine hohe sachliche

Kompetenz nach außen verheten konnten. Als Dienstleistungsorgan ftir beide
Institutionen wurde ein Sekretariat in Form eines Dölöguö Gönöral erngerichtet,

das ab 1960 eine rechtlich selbständigere Form als DöIögation Gönörale d la
Recherche Scientifique et Technique (DGRST) erhielt. Tatsächlich waren es die
beiden letzten Instanzen, die im wesentlichen als die zenhalen forschungspoliti-
schen Akteure im rGoldenen Zeitalter< benachtet werden können, während das

interministerielle Komitee als forschungspolitisch konzipierende Instanz gar

nicht in Erscheinung trat.
Die Bedeutung desComitö Consultatif de la Recherclw Scientifique et Techni-

que ergab sich aus seiner Funktion, die Forschungslandschaft zu beobachten
und hieraus entsprechende Weichenstellungen ftlr den Forschungshaushalt ab-

zuleiten. Andererseits bildeten die rZwölf Weisen< (auch Comitö des Douze

ment les programmes d'Quipement et la r6partition des ressourc€s et moyens, en particu-
lier celle des crddits budgdtaires ä inscrirc au budget des diffdrents d6partements minist6-
rielsr (Prost 1988: 58).

l0l So wurde das Verfahren genumt, bei demjedes Ministerium dem aständigen Sekretariat
Dölögation Gönörale ä la Recherche ScientiJique et Technique (DGRST) seinen

Fonchungshaushalt mitarteil€n hase, dieser vom DGRST gebtlndelt, daraufrrin anhand

der allgemeinen modemisierung;spolitischen Richtlinien evaluiert urd im interminisrcriel-
len Komitec verabschiedet wurde. Die Entscheidung wurde dann nach dem festgelegten

Verteilungsschlllssel rim Umschlagr an das Ressort llbcneicht.
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Sages genannt) aufgrund ihrer in der Wissenschaft anerkannten Autorität ein
so gewichtiges Organ, daß Empfehlungen nicht ungehört bleiben konnten.

Die Dölögation Gönörale ä la Recherche Scientifique et Technique, die eine
weitaus gewichtigere Position in der forschungspolitischen Steuerung der Wis-
senschaft einnahm, als man ihr zugedacht hatte, hatte sich von Anfang an nicht
als sekretariat des ccRST verstanden (Prost 1988: 59). Ln laufe der Zeit konnte
man sich sogar als mächtigere Institution etablieren. Ein wichtiges Instrument
zur forschungspolitischen Steuerung der wissenschaft war hierbei die bereits
genawfte enveloppe-recherche, mit dem man zwar nicht hierarchisch, aber doch
indikativ steuernd auf die Ressortministerien einwirken konnte. Andererseits
war es zwar nicht gelungen, das anvisierte Maximalziel, ein großes eigenes
Forschungsbudget, zu erhalten, wohl aber in kleinerem Umfang einenfonds
propres, also einen Forschungsftirderungsfonds, sicherzustellen, mit dem man
selektiv in die Forschung eingreifen konnte. Der zuständige Leiter, Piganiol,
setzte sich ehrgeizige Ziele und wollte in den Gebieten Forschungsförderung
beteiben, in denen die Wissenschaft bisher defizitär geblieben war, und das hieß
meistens, aber keineswegs ausschließlich, in der indusfüenahen Forschung.

Das DGRST war formal kein Forschungsministerium. Faktisch tibernahm
es aber eine solche Funktion, zumindest nachdem die finanziellen Möglichkeiten
gegeben waren, anhand eigener Prioritäten Fördermiuel zu vergeben. Damit war
die staatliche Handlungsftihigkeit in der Forschungspolitik hergestellt und im
Prinzip die Emanzipation der staatlichen Adminishation in der Forschungsfiir-
derung eingeleitet. Mit den Geldem aus dem eigenen Fonds wurden
Schwerpunktprogramme geftirdert, die mit Hilfe von ad hoc zusammengestellten
Wissenschaftlergruppen - und gerade nicht mit Hilfe des CSRST - entworfen
worden waren. Dadurch avancierte das DGRST zum Förderkonkurrenten der
Grands Organismes, auch wenn die meisten Förderschwerpunlcte auf die krdu-
sfrieforschung zugeschnitten waren. Das DGRST sah es grundsätzlich als seine
Aufgabe an, der offensichtlichen Schwerfiilligkeit des CNRS bei der Innovation
in der Wissenschaft und der Reaktion aufkonkrete Problemlagen zu begegnenr@.

Man muß allerdings vorsichtig sein, hieraus zu schlußfolgem, daß sich somit
eine Forschungsadminishation etabliert hätte, die nach rein politischen Gesichts-
punkten verfaluenwäre und damitendlich eine politikbezogene Problemdeutung
in der Forschungspolitik eingeführt hatte. Voniiner so jungen Adminishationl

102 Ein gutes Beispiel hierfttr ist die action concertöe des DGRST - so hießen die Schwer-
punktprogramme - in der Molekularbiologie, also einem klaren Grundlagenbereich. Das
DGRST hatte 196l en Comitö de Biologie Moläculaire gegrltndet, um dieser
Forschungsrichtung in Frankeich eine Chance zu geben. Das CNRS hatte sich hier zu-
rllckhaltend gezeigt. Tatsächlich gelang es, ltber das DGRST die Molekularbiologie
innerhalb von zehn Jahren und schließlich mit Unterstlltzung des CNRS zu etablieren
(Gaudilliöre 1992).
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die zudem noch sehr klein war, konnte man dies in so kurzer Zeit nicht envarten.

Tatsächlich waren es bestimmte wissenschaftliche Kreise, die an das DGRST
herangeüeten waren, nachdem sie festgestellt haffen, daß eine bestimmte For-

schung in den bestehenden lnstitutionen nicht etabliert werden konnte @olanco
1990). Es kam also zu einer Inrcressengemeinschaft von Förderadminishation,
die Erfolge brauchte rurd sich atrf die Beseitigung von Defiziten in der Forschurg

festgelegt hatte, und Wissenschaftlern, die ein egoistisches lnteresse an einer

bestimmten Forschung hatten. Ftir die Wissenschaftler war so in Grurde genom-

men nur eine zusätzliche finanzielle Ankopplungsstelle entstanden, die man

angesichts großer Rigiditäten im CNRS oder den anderen Grands Organismes

nutzen konnte.
Der Einfluß des DGRST in den sechziger Jahren darf nicht überschlitzt wer-

den. Sicherlich, man hatte zumindest im politischen System flir eine gewisse

politische Steuerungsfllhigkeit in der forschungspolitischen Steuerung der Wis-

senschaft gesorgt, indem man sich eigene Ressourcen besorgt rurd eine Position
außerhalb der Ministerien erobert hatte. Die Grenzen des Einflusses waren aber

ebenso deutlich: Weder die Atomforschung noch die militärische Forschung

waren dem DGRST unterstellt worden. Ebensowenig hatte man das Recht erhal-

ten, die Schirmhenschaft ttber die Grands Organismes zu übemehmen. Die
Veto-Position der Ressortninisterien war praktisch unverändert geblieben, auch

wenn das interministerielle Komitee und die enveloppe-recherche ftlr einen
gewissen Abstimmungszwang sorgten und damit den Kem ftir eine kohärente

Forschungspolitik bildeten.
Die neue Konsfruktion sollte endlich auch in der Forschungspolitik eine um'

fassende Koordination ermöglichen. Die Zersplitterung in drei Institutionen und

die Ablehnung einer mit weiteichenden Kompetenzen und Geldem ausgestatte-

ten Forschungsinstanz zeigten aber von vomeherein, daf} dies nur eine subopti-

male Lösung sein konnte. Daß zumindest in Ansätzen itberhaupt eine staatliche

Forschungspolitik zustandekam, lag schließlich an der Eigeninitiative und den

Domäneninteressen der Dölögation Gönörale d la Recherche ScientiJique et

Technique die sozusagen im Alleingang ihre Politik zu formulieren begann und

das Comitö Consultatif de la Recherche Scientifique et Technique immer mehr

zurilckdrängte. Von einer umfassenden Koordination aller Ministerien konnte
hierbei aber keine Rede sein. Das Mittel des enveloppe-recherche war hierfür
zu weich. Die Ressortegoismen blieben bestehen, rlrd die Kompetenzen in bezug

aufdie bestehenden Forschungseiruichtungen wurden nicht geändert. Eine posi-

tive Koordination blieb also auch unter de Gaulle aus.

Schon bald wurde aber deutlich, dafJ die wachsende Bedeutung des DGRST
nur von kurzer Dauer und rein dem Impetus der V. Republik und dem Wirt-
schaffswachstum zu verdanken gewesen war. Sobald die finanziellen Ressourcen
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knapper wurden, dies wurde bereits bei der Beschreibung der Forschungspolitik
erwähnt, wurde die Bedeutung der gesamten Konstnrktion geringer. 1969 wr.u-
den DGRST und CCRST dem lndustrieministerium unterstellt und verloren
damit die über den Ministerien stehende Position, die alleine eine positive Koor-
dination möglich gemacht hätte.

Mit dieser Unterstelhurg des CCRST und des DGRST war vorerst der Ver-
such beendet, eine unabhängige und positiv koordinierte Forschungspolitik zu
formulieren. Das Indushieministerium zeigte nie Ambitionen, tiber seine Res-
sortinteressen hinaus Partei fflr eine Koordination der Forschungspolitik zu
ergreifen. Im Grunde setzte damit eine Stagnationsperiode ein, in der die zen-
trifugalen Kräfte, die auch unter der vorigen Konstruktion selbstverständlich
nie ausgeschaltet gewesen waren, die Dynamik der Koordination in der for-
schungspolitischen Steuenmg der Wissenschaft behenschten . Den Grands Orga-
nismesY'amdies zugute, weil sie ihre Politiken wiederrmabhängiger formulieren
konnten. Eingeschränkt waren sie in ihrem Handlwrgsvermögen allerdings durch
die stagnierenden oder sinkenden Ressourcen in dieser Zeit, die einer Periode
immensen Wachstums folgte. Trotzdem nutzten die Grands Organismes diese
Phase, um ihre grundsätzlich starke Position gegenllber einer ständig wechseln-
den und damit schwachen Adminisbation weiter zu festigenro3.

Erst unter der sozialistisch-kommunistischen Regierung ab l98t wurde die
Koordination der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft wieder
großgeschrieben und dieses Mal auch in äußerster Konsequenz durchgefflhrt.
Man grilndete anm erstenMal ein eigenes Forschungsministerium mitumfassen-
den Kompetenzen, das endlich den anderen Ressortministerien gleichgestellt
war. Es erhielt, wie früher das DGRST, die enveloppe-recherche und verfflgte
über ein eigenes, wenn auch nicht sehr bedeutendes Forschungsbudget, das in
der Tradition des DGRST frtu actions concertöes eingesetzt wurde. In dieser
Hinsicht hatte sich also wenig gewandelt. Neu war, dalJ das Forschmgsministeri-
um schon bei seiner Grttndung den Anspruch anmeldete, auch den Forschwrgs-
haushalt der Grands Organismes zu ilbemehmen. Da die Regierung die for-

103 Noch 1986, also nach der Grllndung des enten Forschungsministeriums heben Arvanitis
unter anderem die Folgen dieser zentrifrrgalen Mechanismen hervor: DDans ce s€cteur
d'activit€s, plus que dans tout auFe, I'Administation est confrontde ä une multitude de
grands appareils, organismes de recherche . . . ou agences ... qui jouissent dans la rdalit6
d'une trös grande autonomie et disposent d'une influence considörable. Face ä une Ad-
minisfation ä laquelle les moyens organisationnels et intellectuels font dÖfaut et qui €st
bien souvent ddchiröe enüe un€ multihrde de services aux logiques et aux iilerets diff€-
rents, les Grands Organismes disposent d'un monopole quasi absolu de I'expertise et
d'une continuitö qui leur permet de faire aboutir leurs projets ä long termen (Arvanitis
u.a. 1986:8).
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schungspolitische Steuerung der Wissenschaft in das Zentrum ihrer Wirtschafu-
und Technologiepolitik gestellt hatte, konnte man dieses Ansinnen schlecht
abwehren. Die Auseinandersetzung mit den Ressorhrinisterien war so natürlich
wieder vorprograrnmiert. Vor allem der Erziehungsminister, der die Verft,igtrngs-

gewalt über das CNRS behalten wollte, und das l:ndustrieministerium, das seit
1969 die Forschung weitgehend verwaltet hatte und ftlr das CEA zuständig war
(1977 war allerdings ein,Secrötariat d'Etat für die Forschung hinzugekommen),
znigensich nicht bereit auf diese Domänenausweitung des Forschungsministers

eirzugehen. Nur unter äußersten Schwierigkeiten und unter dem persönlichen

Einsatz des Ministerpräsidenten gelang es schließlich, einen Kompromiß zu
formulieren, der allerdings übenaschend war (Rouban 1988: 163-165): Das
Indusnieministerium war der eigentliche Verlierer und gab praktisch alle For-
schungsinstanzen ab. Das CEA wurde nicht dem Forschungsminister übergeben,

sondem dem Premierminister unterstellt. Das nete Ministöre de la Recherche

Technologique (MRT) erhielt aber die frilhere Dölögation Gönörale ä la Recher-

che Scientifique et Technique, die als DGRT beim Industrieministerium ver-
blieben war und einige andere Service-Organisationen aus dem Industieministe-
rium. Vor allem aber erhielt das MRT auch die Schirmhenschaft über das

CNRS, das damit zum ersten Mal der alleinigen Kontolle des Erziehungsmini-
sters entzogen wurde. Übenaschend war auch, daß gerade die Grands Organis-
mes der sonstigen Ressortministerien wie das Institut National de la Santö et
de la Recherche Mödicale (INSERM) oder das INRA an ihre Ministerien an-
gebunden blieben. Das MRT mußte sich damit begnügen, nun auch ftir diese
Organisationen das Recht erhalten zu haben, ein Forschungsbudget auftustellen.
Die Grands Organismes unterlagen also ab 1981 einer double tutelle, einer
doppelten Schirmhenschaft, in der das MRT die Haushaltsvorschläge sammelte
und anschließend die Gelder wieder verteilte und die Ressortrninisterien Lei-
stungsanspräche stellen konnten. Mit der Übemahme der Dölögation ä
l' Innovation et ä la Technologie wÄ da Einsetzung eines Ministers ftlr Energie
am Forschungsministerium hatte man zudem den Anspruch deutlich gemacht,

nicht nur in der problemorientierten Grundlagenforschung tätig werden zu wol-
len, sondem vor allem die Grundlagenforschung und die industrienahe ange-
wandte Forschung miteinander zu vemetzen.

Das Forschungsministerium, das 1988, nach der kurzen Regierungsperiode
Chirac (198G1988), wieder gegrtlndet wurde, erhielt praktisch die gleichen
Kompetenzen, die man ihm schon l98l zuerkannt hatte. Es lohnt sich nicht, auf
die komplexe Binnenstruktru dieses Ministeriums urd die vielen Service-Abtei-
lungen einzugehen. Interessant ist in unserem Zusammenhang nu, welche reale

Macht dem Ministerium in der Gesamtkonstnrktion des Fördersystems zukam.
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Zweifellos war das MRT endlich die zentrale Instanz, die mit den nötigen
Kompetenzen ausgestattet war, die erforderliche Unabhtingigkeit besaß und den
nötigen Rückhalt im Kabinett fand. Man verftigte über ein Directorat, das ftir
die interministerielle Koordination an sorgen hatte und konnte mit der
enveloppe-recherche denForschungshaushalt koordinieren. Dies bedeutete aber
noch nicht, daß man den Ressortministerien eine Forschungspolitik auferlegen
konnte. Von Vorteil war allerdings, daß man jetzt über die doppelte Schirmherr-
schaft in der Lage war, bei den einzelnen Grands Organismes mitzureden, und
so einen gleichwertigen Einfluß auf diese Organisationen neben den Ressort-
ministerien ausüben konnte. Gerade gegenüber dem CNRS und den sonstigen
Grands Organismes änderte sich in der täelichen Politik allerdings nicht all-
zuviel. Um der fehlenden Kompetenz zu begegnen, hatte man die Förderad-
ministation im MRT meist nicht, wie üblich, mit Generalisten der Ecole Na-
tionale d'Administration (EI.{A) vndder Ecole Polytechnique besetzt, sondern
Wissenschaftler eingestellt, die häufig in Teilzeitarbeit die Förderaufgaben über-
nahmen, in der anderen Hälfte derT.eit aber ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit
nachgingen (Interview mit dem Leiter der Gesundheitsforschungsabteilung des
MRT am 2l.10. l99l). Tatsächlich schien es die sozialistische Regierung in den
achtziger Jatren weniger darauf angelegt zu haben, eine zentralistische
forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft zu verabschieden, als die
forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft einerseits zu dezentalisieren
und andererseits über die allgemeine Zustimmung der Scientific Community
durchzuftihren. Die tatsächliche Befugnis des MRT, in die Arbeit der Grands
Organismes einzugreifen, blieb gering. Die eweloppe-recherche reichte hieifilr
nicht aus. Die Einflußnahme in den Verwaltungsgremien erlaubte in Ansätzen
eine Globalsteuerung. Von einer rPolitik von oben<, wie sie in den sechziger
Jahren noch angedacht wurde, war man in den achtziger Jahren aber weit ent-
fernt. Wichtiger wax ftir die Regierung, die Koordination zwischen allen Be-
teiligten sicherzustellen und so zu Synergieeffelten zu kommen. Dies war vor
allem mit dem Colloque von 1982 erreicht worden.Das Colloque bestätigte noch
einmal, daß es in Frankreich möglich ist, grundlegende Reformen mit großem
Elan und unter Zustimmung der meisten Beteiligten zu verwirklichen. Die drei-
ßiger Jahre sind hierftir ebenso ein Beispiel wie das Colloque zu Caen oder das
Colloque von 1982. Das Colloque war der Ausdruck einer neuen liaison zuri-
schen Wissenschaftlem, die sich nach den langen mageren Jahren konservativer
Regierungen durch die Koalition mit den Sozialisten fette Jahre erhofften, und
den politischen sozialistischen Eliten (lnterview Corvol arn 19.9.1993). Viele
der Neuerungen und Vorschläge im Colloque stammten aus der Feder der Wis-
senschaftler, die auch in der sozialistischen Partei eine wichtige Rolle spielten.
Vor allem konnte man nun auch mit der Unterstützung der wissenschaftlichen
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Gewerkschaften rechnen, die ansonsten jeder institutionellen Veränderung kon-
servativ gegenttberstanden.

Die Regierung konnte einen allgemeinen Aufbruch aber nicht ohne einen

Tausch forcieren. Hieran dienten die bereits beschriebenen Anangements. Den
Grattds Organismes wvde eine größere finanzielle und administative Autono-
mie gewährt und die Forscher erhielten den Status ernesfonctionnaire. Gleich-
zeitig mußten sich die intermediären Organisationen aber verpflichten, am

Transfer der Gnrndlagenforschung in die indusfrielle Entrruicklung mitzuarbeiten.

Das Colloque von 1982 war ein allgemeiner politischer Tausch, der die Weichen

frir die nächsten zehn Jalue festlegte.

6.1.3.3 Resümee

Die forschungspolitische Steuerurg der Wissenschaft in Frankreich folgt, so läßt

sich zusammenfassen, einem zyklischen Verlauf von zentrifugalen und zen-

tipetalen Tendenzen. Es waren die Domäneninteressen der Ministerien auf der

einen und der Grands Organismes auf der anderen Seite, die jeweils die zen-

nifugalen Tendenzen einleiteten. Und es war die vortibergehende Stärkung der
politischen Spitze zu Anfang der V. Republik, die die Periode einer stärkeren
forschungspolitischen Koordination einläutete. Zumindest gegenilber den

Grands Organismes hätte es die Politik nach dem Prinzip des rKönigsmecha-
nismus<rn und den Regeln der Politikverflechtung leicht haben müssen, zu einer
Vormachtstellung zu gelangen. Die Grands Organismes hatten zwar unterein-
ander Verbindwrg, sie blieben aber eine atomisierte Gruppe von Forschungsein-

richtungen, die, ähnlich wie bis vor kurzem die Bund-Llinder-Institute in der

Bwrdesrepublik, arar ein gemeinsames Interesse an mehr Forschungsressourcen

hatten, ansonsten aber alle ein egoistisches Interesse an individuellen Vorteilen.
Dies aber ist, wie die Figuration des rGoldenen Zligels< lehrt die ideale Situation

flir die Zentalmacht, um eine Zentalisierung einzuleiten. Dafl es hierzu selten

kam, erklärt sich aus dem häufig fehlenden Interesse der Politik an einer aktiven
forschungspolitischen Steuenrng der Wissenschaft in den Forschungssehoren,
die sie nicht als strategisch wichtig definiert hatte. Diese blieben meist sich

104 Mit dem Königsmechanismus umschreibt Elias eine Entwicklung in der Staatenbildung,

bei der sich zenüipetale und zentifugale Tendenzpn ständig abwechseln (Elias, 1976,

Bd.2:236). Die rFigurationsdynamik, die diese Tendenzen möglich machen, bestehen
in dem Kampf um Machtchancen anischen König und feudalen Fllrsten. Je zerstrittener
die Fllrsten sind, um so leichter kann der König seine Macht stärken, Es setzen Monopol-
mechanismen ein, die schließlich ar Bildung des absolutistischen Staates gefllhrt haben.

Je melu sich die Fllrsten allerdings koordinieren, um so machtloser wird der König und

fieten Dezentalisierungstendenzen ein (Elias, 1976, Bd. 2:142-159: siehe auch Mayntz
undNcdelmann 1987).
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selbst überlassen. Das fehlende lnteresse erkl?irt zudem, warum in einem etatisti-
schen Staat ein geringer Interventionsgrad in der Forschungspolitik entstehen
kann. Sobald die politische Z,entrale ein genuines Interesse an der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschaft entwickelte, dauerte es aufgrund der
vorhandenen Ressourcen eines Zentalstaates meist nur l<lJtzßZßit,bis politische
Instanzen ein Gegengewicht zu denGrands Organismes bildeten.

Aber auch die politischen Instanzen konnten nie wirklich stark werden, weil,
wie in England, der Ressortegoismus das eigentliche Hindemis ftir eine positive
Koordination war. Zu allen Zeiten nach dem Kriege läßt sich zeigen, daß die
Ressorüninisterien die Zentrifugalität entweder dadurch stärkten, daß sie sich
bereit zeigten, zur lHeimat< neuer Forschungseinrichtungen zu werden, oder
indem sie eine wirkliche zenhale forschungspolitische Instanz mit ressortüber-
greifenden Befugnissen bis in die achtziger Jahre hinein verhinderten. Die ge-
gensätzliche Beziehung von Ressorts und Research Councils ptägfe weitgehend
die Dynamik der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft in England.
In Frankreich ist es der Gegensatz von politischen und wissenschaftlichen Ak-
teuren, die eine umfassende Koordination in der forschungspolitischen Steuerung
der Wissenschaft wünschten, und den Ressortrninisterien, Forschungsorganisa-
tionen sowie der universitären Wissenschaft, die sich aus unterschiedlichen
Gründen gegen eine solche zentralisierte Koordination wehrten.

Diese Dynamikmit instabilen Gleichgewichten erklärt, warum in Franlaeich
die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft, außer in den geschiltzten
Bereichen, relativ schwach geblieben ist vnddenGrands Uganismes eine Men-
ge Selbstentfaltungspotential ließ.

Die konkreten Steuerungsmöglichkeiten der Politik gegentiber den Grands
Organismes sind relativ bescheiden geblieben. Mit der Einrichtung der EPST
hatte man ihnen zudem noch einige größere Freiheiten zugestanden wie die
Überweisung eines globalen Budgets, das die Grands Organismes nacheigenen
Maßstäben, allerdings unter der Aufsicht des Verwaltungsrats, in dem die Politik
verteten ist, vergeben können. Auch in Verwaltungsangelegenheiten wurde eine
größere Autonomie zuerkannt @apon 1988: 502-504).Zumersten Mal erhielt
man das Recht, >filiales< zu gründen und selbständig an anderen Forschungsein-
richtungen teilzunehmen. Mit anderen Worten, die Identität und die Rechte eines
korporativen Akteurs wurden gestärkt. Die hierarchischen Steuerungsmöglich-
keiten sind in der Gruppe der EPST aber sowohl formal wie faktisch
eingeschr?inkt. Lazar, der noch immer amtierende Direktor des INSERM, hat
dies kurz und bündig so formuliert: ,Die öffentlich finanzierten Forschungsein-
richtungen gehören nicht zur staatlichen Verwaltung: Nicht jeder weiß, daß die
Minister, die die Schirmhenschaft über sie ftihren, keineswegs die hierarchische
Autorität besitzen, auf die Entscheidungen der Direktoren einzuwirken , (Lazar
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1989: 104; meine Übersetzung, DB). Es gibt nach wie vor - und dies ist auch

unter der Regierung Balladur so geblieben und wird sich auch unter der Regie-

rung Juppd nicht ändem - eine ganze Reihe von Möglichkeiten der Grands
Organismes, den politischen Einfluß einzuschränken .lazü zieht es daher vor,
von einem >dynamischen Gleichgewicftr< zwischen den Grands Organisnes und

der Politik zu sprechen (idem: 107).

Obwohl es also Einflußmöglichkeiten der Politik und Gegengewichte der
Grands Organismes gibt, hat es doch den Anschein, als ob sich die politischen
Akteure, verglichen mit den starken korporativen Akteuren im Wissenschafts-
system, in einer geschwächten Spielerposition befinden. Über lange Zeit fehlte
ein forschungspolitisches Zentnrm. Dies ermöglichte den Grands Organismes,

wie beschrieben, eine relativ eigenständige organisatorische Entrvicklung. Ja,

sie provozierte diese Entwicklung gendean. Bedenkt ma4 dafJ die franzisischen
Forschungseinrichtungen durch den Zentralismus der Entscheidungsgewalt

einerseits, und durch die häufig wechselnden politischen Konstellationen und
forschungspolitischen Interessen andererseits dauernder Unsicherheit ilber den
Fortbestand ihrer eigenen Existenz ausgesetzt waren, dann versteht man, daß

nur in einer möglichst großen Verselbstärndigung und Domänenausweitung die
Vetomacht gegen solche Vorhaben liegen konnte. Es konnte keine Sicherheit
darüber geber5 ob eine neue Regierwrg nicht versuchen würde, eine völlig neue

Förder- und Forschrmgsstuktureinzuftihren. Die Wissenschaft konnte sich nicht
auf ein dauerhaftes Interessenbtindnis mit einer bestimmten politischen Fraktion
verlassen. Die Förderung der eigenen Unabhängigkeit anstelle der Bildung von
Koalitionen mit bestimmten politischen Fraktionen scheint in einem solchen

Spiel die vielversprechendere Stategie zu sein.
Will man den Begriff r state-led science< ftlr Frankreich verwenden, wie es

Baumgarher und Wilsford (1994) tun, muß man differenzieren: Die politische
Administration Frankreichs hat den Anspruch, gesellschaftliche Entwicklungen
aktiv zu beeinflussen und hierftlr sowohl das Planungsinsbument wie die in-
tegrative Abstimmung als Insüument an gebrauchen. Das ist unbestitten. Eine
der wesentlichen Dynamiken in der französischen forschungspolitischen Steue-

rung der Wissenschaft ist auch das Besteben der Administation, im Verbund
mit bestimmten wissenschaftlichen Eliten Planung und positive Koordination
in das Forschungssystem zu integrieren. In bezug aufdie relativ losgelösten und
geschtltzten, oft in Geheimhaltung betiebenen Sekf,oren der technologischen
Großforschung mag dies gelungen sein. Die Abstimmung mit den im französi-
schen Forschungssystem zentale4 sogar die Universitäten an Bedeutung tlber-
teffenden Grands Organismes dagegen kann nicht als Resultat einer >stateJed

science<berachtet werden. Es wurde gezeigg daß die strulturellen Kopplungen
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zwischen Wissenschaft und Politik hier zyklische Muster aufiveisen und eine
im ganzen eher )spontane(, ungesteuerte Entwicklung stattfand. Staatlich gesteu-
ert war dieser Bereich nur zu wenigen Zeitpunlten, die meist von einer Auf-

zeugten und sich nicht lange hielten. Bis zu den achtziger Jahren
läßt sich so sicherlich eher von einer ungesteuerten, anarchischen Entwicklung
der Forschungspolitik sprechen, die von den singulären Snategien der einzelnen
Grands Organismes lebte. Erst in den achtziger Jatren wurde ein neues (zer-
brechliches) Gleichgewicht gefunden, in dem sich Globalsteuerung einerseits
und organisationsspezifische Sfrategien andererseits gegenüberstehen. Dies ist
aber nicht mit dem Terminus >stateJed science< Trerfassen. Im Prinzip setzt
sich auch in Frankreich das altbekannte Muster wieder durch, das der Förde-
rungsverwaltung vorschreibt, die Forschungspolitik in engem Kontakt mit der
Wissenschaft zu formulieren und durchzuftihren. Sicherlic[ die staatliche Ad-
ministration ist im Laufe der Zeit professioneller und aktiver geworden, um
eigene Vorstellungen in der Forschungspolitik zu verwirklichen. Die Instumente
bestehen hier aber nur in selektiven Anreizen tiber einen beschränkten Förde-
rungsfonds, der bei weitem nicht an die Möglichkeiten des BMFT heranreicht.
Es sind die Grands Organismes. die im wesentlichen die Forschungspolitik
formulieren und durchftihren (vgl. Arvanitis u.a. 1986: 8).

6.1.4 Vereinigte Staaten

6.1.4.1 Die institutionellen Weichenstellungen nach dem Zweiten
Weltlrieg

Schon während des Krieges kam es in den USA zu zwei weiheichenden in-
stitutionellen Weichenstellungen, die den weiteren Entwicklungspfad weitge-
hend festlegen sollten: Mit dem ilario nal Defense Research Comminee (NDRC;
gegrändet 1940) und dem Ofice of Scientific Research and Development
(OSRD; gegrtindet I 941 ) fand zum ersten Mal eine Zennalisierung und Koordi-
nation der Forschungspolitik statt. Noch viel bedeutender aber war, daß diese
Koordination, die äußerst erfolgreich verlief, nicht tiber die hierarchische Koor-
dination der staatlichen Forschungsadminisfration verlie{ sondern als freiwillige
Koordinationallerindustriellen, staatlichenunduniversitärenForschungsstellen.
Der Beweis, daß Koordination freiwillig, unter Bewalrung der Autonomie der
Forschungseinrichtungen und vor allem unter der Leitung ausschließlich von
Wissenschaftlem erfolgen konnte, präjudizierte die institutionellen Optionen
nach dem Krieg.
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Es war der Erfolg des OSRD und seiner Fördermethoden, der nach dem Krieg
die Entwicklungsrichtung im wesentlichen vorschrieb. Vier Punlte lassen sich

hier hervorheben: Die Übemahme der Forschungsförderung der Universitäten
durch brurdesstaatliche Instanzen ( I ); der Aufbau einer Dritnnittelwirtschaft (2);

die Involvierung der Milittirs in die universitäre Forschungsförderung (3) und

die Grilndung einer Förderinstanz ftlr die reine Grundlagenforschung (4) (siehe

alsÜbersichtDupree 1965; Price 1954; Sapolsky 1975;Smith 1973, 1990; Katz
1978; Weingart 1970).

(1) Die Erfolge in der militärischen Forschung und in der Gesundheitsfor-
schwrgwäluenddes Krieges, diehauptsächlich auflnvestitionenindie Grundla-
genforschung beruhten, ftlhrten zu einer fast bedingrrngslosen öffentlichen Un-
terstützung ftir die (problemorientierte) Grundlagenforschung an Universitäten
undsüatlichenForschungseiruichtungen. DieAusweitungderbundesstaatlichen
Forschwgsausgaben nach dem Kriege war so immens, daß in kurzer Zeittat'
sächlich eine Wachstumsindustrie entstanden wat, in der eine steigende Zahl
von Forschern immer mehr Forschung im Aufuage oder mit Finanzierung des

Staates durchftihrte. Derfederal state avancierte so anm dominanten Akteur in
der Forschungsförderung.

(2) Schon unter dem OSRD hatte man angefangen, nicht einfach nw Fördergel-

der an die Forscher und ihre Projekte zu vergeben, sondem zusätzlich sogenann-

te indirect cosls, also Gemeinkosten der Universitäten, mitzufinanzieren. Was

in der Bundesrepublik im Sneit zwischen Bund und Ländern kaum denkbar

erscheint, wurde im amerikanischen Föderalismus während des Krieges einge-

ftihrtunddanachbeibehalten: DiebundesstaatlichenFördereinrichtungenbezatt-
len den Universitäten die für die Drittmittelforschung notwendige Infrastuktur
und tagen so wesentlich dazu bei, daf3 diese Einrichtungen ein Eigeninteresse

an der Unterstützung der Forschungsförderung erhalten @raun 1992). Weichen-

stellend war aber vor allem die Praxis des OSRD, individuelle Forschungspro-
jekte an den Universitäten zu finanzieren und dabei dem Forscher größtnögliche

Freiheit zu lassen. Diese Pra:<is, extramural >grants< zu vergeben, war 1937

erstmals dem National Cancer Institute zugestanden worden und wurde nun

nach dem Kriege zur gängigen Pra:ris in der Forschungsförderung. Damit konn-

ten sich die Beziehungen zwischen Politik und Wissenschaft, die sich vorher
auf die Inkorporierwrg von Wissenschaftlem in das politische System beschrtinkt

hatten, auf die Finanzierung der Universitäten ausweiten.

Mit der Übemahme dieser Praxis durch praktisch alle staatlichen lnstanzen

wurde das Fundament der sogenannten ,grants econorzy<, der Drittnittelökono-
mie, in den USA gelegt. Der Umfang der bundesstaatlichen Finanzierung an der
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Forschrurgsfinanzierung der Universitäten kann auch heute noch, je nach For-
schmgsfeld rurd Fakultät, arrischen 30-807o der Forschungseink{infte der Fakul-
täten beüagen. Fast alle Forscher in den USA sind gezwungen, solche Bundes-
mittel einzuwerben, wollen sie an einer Universität forschen. Damit wächst den
bundesstaatlichen Einrichtungen in der Forschungsftirderung eine immense
Bedeutung bei der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft zu.

(3) Wenn die Militärs eines aus den Erfolgen der OSRD gelernt hatten, dann
wax es die immense Bedeutung der Wissenschaft ftir Sieg oderNiederlage ihrer
Armeen. Direkt nach dem Kriege ergriffdie Navy die Chance, ein Ofice of
Naval Research (ONR) zu grilnden (1946), das, zusammen mit denNotional
Institutes of Health,dieteibende Kraft in der bundesstaatlichen Forschungsför-
derung derNachkriegszeit wurde. Die militärische Forschungsförderung wurde
bis in die sechziger Jahre hinein klar zum wichtigsten Finarzgeber der universi-
tären Wissenschaft (Forman 1987: 153). Das Besondere an der militärischen
Forschungsförderung der USA war, daIJ man hier weniger mit eigenen Iaborato-
rien arbeitete, sondern Drittnittel an universitäre Forschungszenten und For-
scher vergab. Eine Ausnahme bildete lediglich die Atomforschung, die im we-
sentlichen innational laboratories, also in Großforschungseinrichtungen, zu-
sammen mit der Indushie durchgeftlhrt wurde (Weinberg 1965). Auf diese Wei-
se bildete sich ein relativ kleines, weil auf wenige Universitäten beschränktes,
aber dauerhaftes Netzwerk von universitären Instituten, kooperierenden indu-
stiellen Untemehmen und militärischen Finanzgebem heraus, das ftir C.Wright
Mills in den sechziger Jahren Anlaß waren, von einem militärisch-indusniell-
wissenschaftlichen Komplex zu sprechen (Mills 1956; siehe auch Sapolsky
1975;1990). Für die Militärs war die exfamurale Forschungsförderung nach
dem Kriege der schnellste und schließlich auch effektivste Weg, eine rwissen-
schaftliche Reserveaunee( (Mukerji 1989) zu halten und bestimmte Forschungs-
themen von der Wissenschaft bearbeiten zu lassen (siehe auch Geiger 1992).

(4) All dies waren aber im Grunde genornmen inkrementale und ungeplante
Entwicklungen, die aus den Eigeninteressen und Opportunitätsstrukturen der
Nachkriegszeit hervorgingen. Die Konstruktion des OSRD als zentale Koordi-
nationsinstanz war dagegen weit schwieriger in die Zeit nach dem Krieg hintiber-
zuretten. Vannevar Bush, der die Leitung des OSRD innegehabt hatte, wollte
von Anfang an kein OSRD nach dem Kriege @upree 1965:273).Ihm war be-
wußt, daß die einigenden Kräfte einer außergewöhnlichen Situation zu verdan-
ken gewesen waren und nach dem Kriege den tlblichen Auseinandersetzungen
zwischen einer Vielzahl von Interessen verfallen wi.irden. Es war also besser,
nicht an einer zentalen Koordinationsinstanz festzuhalten, sondem ein in sich
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stimmiges und gleichgewichtiges Forschungssystem zu schaffen, in dem die
Entwicklung der Forschung optimal realisiert werden konnte. Es war dabei vor
allem die universitäre Forschung, die Bush am Herzen lag. Angesichts der stei-
genden Forschungskosten und der immensen Entwicklungsmöglichkeiten be-
durfte es unbedingtderbundesstaatlichen Forschungsftirderung, um eine erfolg-
reiche Grundlagenforschung sicherzustellen. Die Militärs oder andere Ressorts

konnten kein lnteresse an der reinen Grundlagenforschung besitzen. Hierftir war
nach Bush eine staatlich finanzierte, aber rechtlich unabhängige National Re-

search Foundation nötig. Die Auseinandersetzung um diese Stiftung und die
Domänenkämpfe der verschiedenen Mission-Agencies prägle nachhaltig die
institutionelle Entrvicklung der amerikanischen Forschungspolitik und soll im
folgenden Abschnitt behandelt werden.

6.L4.2 Die Gründung der Notional Science Foundation: Strategien
und Ald eur s lanst el I at i onen

lm Prinzip waren sich alle relevanten Akteure einig, da[J eine nationale Stiftung
wtlnschenswert sei und das rMomentum< nicht verlorengehen sollte, das den
Bund zu einem wichtigen Akteur in der Forschungsförderung hatte werden
lassen. Es gab aber erhebliche AuseinanderseEungen um den Status dieser Orga-
nisation in bezug auf die politische Verantwortung und Steuerungsftihigkeit.
Dabei trafen die Befürworter einer >Jinalisierten Wissenschaft< in der Person
von Senator Kilgore und die des>Science-Push-Modells< in der Person des Wis-
senschaftlers Bush aufeinander.

Die grwrdlegende Debatte über die Einrichtung einer grundlagenorientierten

Forschurgsförderinstanz nach dem Krieg begann b€reits 1942 mit einem GeseE-
entwurf, den Senator KilgoreindenCongress einbrachte (Smith 1990: 40; Price
I 954: 50; Wilson 1983: 3). Seine Vorschläge konespondierten mit den Vorstel-
lungen des Executive Ofrice des Präsidenten. Kilgore selbst wendete sich in
ersüer lnstanz gegen die unter dem ORSD entstehende Konzentration der For-
schung aufeinige wenige universitäre Zenhen und Unternehmen. Vor allem die
Dominanz der Untemehmen in der gesamten Forschungsoffensive während des

Krieges war ihm ein Dorn im Auge und sollte durch einerseir die Enichtung
einet Notional Science Foundation und andererseits durch die Vergabe von
Fördergeldem nach der in der tandwirtschaftsforschung venvendeten )geogp-
phischen Formel<, das heißt nach einem regionalem Proporz, konigiert werden.
DurchdieNSF hofte Kilgore, die Universitäten aus dem Griffder Großunter-
nehmen befreien und gleichzeitig die g€samte Forschung demokratisieren an
können. Forschung, dies war seine Überzeugung, war daza da, die Lage der
Menschheit zu verbessern. Die Förderorganisation hatte danrm sowohl die
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Grundlagenforschung und die angewandte Forschung zu verwalten als auch
daraufzu achten, daß die Forscher ihren Beitag zurlösmgwirtschaftlicherund
sozialer Probleme leisteten. So ist es auch nicht erstaunlich, daß Kilgore in
seinem letzten Gesetzentwurfvon 1944 zur Lage nach dem Kriege den Mission-
Agencies im Lande die Ftihrung in der Forschung übertragen wollte. Von Ihnen
konnte seiner Meinung nach erwartet werden, dafJ sie sich der gesellschaftlichen
Probleme annahmen. Die Universittiten hätten sich an den globalen Zielennr
orientieren, die von den Mßsion-Agencies vorgegeben würden. Nicht die Wis-
senschaftler sollten aber diese Institutionen leiten, sondern die Anwender selbst.
rKilgore<, so Kevles (Kevles 1977: l6),,wanted a foundation responsive to lay
control and prepared to support research for the advancement ofthe general
welfaren. Die NSF sollte von einem vom Präsidenten ernannten Administrator
geleitet werden, dem ein wissenschaftlicher Beirat zur Seite stand. Der zukünfti-
ge Direktor sollte aber nicht an dessen Empfehlung gebunden werden. Um diese
Passage ging es im wesentlichen während der ftinf Jahre dauemden Ausein-
andersetzungen um die Gründung einer solchen Förderorganisation. In der Ver-
sion von Kilgore war eindeutig anvisiert, der politischen Exekutive die Leitung
und Konffolle der neuen Stiftung zu übergeben.

Der Gegenvorschlag von Varurevar Bush, der in dem berühmten Bericht
Science - The Endless Frontier (Bush 1945) formuliert war, forcierte dagegen
das Science-Push-Modell, ohne dabei die Grundlagen der ntitzlichkeitsorientier-
ten amerikanischen Kultur zu vemachlässigen (Mukerji 1989: 54; Price 1954:
48-56; Smith 1990:43; Wilson 1983:3-7;Dickson 1984:26; Kevles 1977).
Bush betonte einerseits den Vorrang der Grundlagenforschung vor der ange-
wandten Forschung, suggerierte aber andererseits, daß Grundlagenforschung
auch zur technologischen Anwendung fülue, j4 dafJ technologische Innovation
ohne vorherige Investitionen in die reine Grundlagenforschung unmöglich sei.
Vor allem aber wußte er die Notwendigkeit einer bedeutenden finarziellen und
politischen Anstrengung in der Grundlagenforschung glaubhaft zu machen -
und hier befand er sich im Einklang mit französischen Großmachworstellun-
gen-, weil nur so sichergestellt sei, daß die USA auch nach dem Kriege ihre
Unabhängigkeit und Vormachtstellung in der Welt behalten könnteros. Bush

105 oBasic research leads to new knowledge. It provides scientific capital. It creates the firnd
from which the practical applications of knowledge must be drawn. New products and
new processes do not appear frrll-grown. They are founded on new principles and new
conceptions, which in tum are painstakingly developed by research in the purest realms
ofscience. Today it is üuer than ever that basic research is the pacemaker oftechnological
progress. In the nineteenth century, Yankee mechanical ingenuity, building largely upon
the basic discoveries ofEuropean scientists, could greatly advance the technical arts. Now
the situation is different. ,{ notion which depends upon oilers for its rc + basic scientilic
lonwledge will be slow in its induslrial progress and weak in its competitive position in
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scheute sich dabei auch nicht, die Vorteile der Grundlagenforschung ftlr die
Waffenproduktion hervorzuheben (Smith 1990: 43). Damit war das Programm
einergrundlagenorientierten Wissenschaftsförderung, die selbstverständlich auch

unter das Management der Wissenschaft selbst fallen sollte, abgesteckt. Es dtlrf-
ten gerade nicht die Mission-Agencies sein, die eine solche Organisation fragen.
Diese seien zu sehr an die Interessen ihres Ressorts gebunden. Eine rgeographi-
sche Formek nach dem Modell der landwirtschaftlichen Forschungsförderung
könne ebenfalls nicht akzeptiert werden, da sie dem Qualitätsprinzip der Wissen-
schaft widerspreche. Wissenschaft sei nicht egalitär, sondern elitär. Nw indem
man die Besten der Besten fflr Forschungsprojekte selektiere, bestehe eine Chan-
ce, auch die entsprechende Amortisation der Investitionen zu erreichen. Schließ-
lich sei es selbstverständlich, daß eine neue Stiftung dem Präsidenten gegenüber

verantwortlich sein mllsse. Diese dtlrfe aber nicht auf Kosten der intemen Auto-
nomie der Forschungseimichtrurgen gehen. ,It was of ruünost importance< that
support ofbasic research in universities, colleges, and research institutes >leave

the intemal contol of policy, personnel, and the method and scope of the re-
search to the institutions themselvesln @ush zitiert in Dickson 1984: 26; meine
Hervorhebung; DB). Ein wissenschaftlicher Rat, aus Wissenschaftlem und Pri-
vatleutenvom Präsidentenzusammengestellt, solle die Stiftung ftlhren. Aus ihrer
Mitte werde die Leitung bestimmt. Alle Entscheidungen {lber die Mittelver-
teilung wilrden innerhalb der Stiftung gehoffen (Mukerji 1989: 55). Es ginge
zudem ausschließlich um die Stärkung der universitären Forschung als Basis
der Grundlagenforschung und nicht um die Untersttltanng der Mission-Agencies.
Diese sollten von einer Förderung ausgeschlossen werden.

Bush stieß mit diesem Vorschlag auf Bedenkendes Congress und des Prä-
sidenten: Die Verteilung öffentlicher Gelder durch eine öffentlich-rechtliche
Stiftung entsprach nicht dem Bild, das die meistenCongress-Abgeordnetenvon
einer ordnungsgemäßen und konfiollierten Mittelvenvendung hatten. Dieselben
Bedenken mußrc auch das Bnreau of Budget (BOB) des Präsidenten haben. Der
Präsident selbst, der in die Stiftung ja nr.u eingebunden werden sollte, indem
er die einzelnen Mitglieder ernannte, konnte mit diesem politischen Einfluß in
der NSF nicht zufrieden sein. ln der Kilgore-Bill war deswegen ja auch die
Emennurg des Direltors durch den Präsidenten und dessen dominierende Stel-
lung gegenttber dem wissenschaftlichen Beirat betont worden.

Im Mai 1950 unterzeichnete Truman dann das Gesetz zur Grtlndung einer
National Science Foundation. Welchen Kompromiß hatte man gefunden?

worldtrade, regardlas oliß mechmical shills. (Bush 1945: 54; Hervoftebung im Origi-
nal). Diese Position kann ohne woitcres als das Glaubensbekennhis des Science-Push-
Modells gesohen werden.
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Der rechtlichen Form nach wurde die NSF eine Institution ähnlich wie die
independent regulatory commissions, die ersünals in der Zeit des New Deal
gegrtlndet worden warenr6. Man war also nicht an ein bestimmtes Ministerium
angebunden, aberauchnichtrechtlich selbständig. Manunterlag inderPersonal-
politik nicht den normalen civil semice rules tnd konnte so ohne Probleme
Wissenschaftler aus den Universitäten ftlr bestimmte Aufgaben heranziehen
(Wilson 1983: 10, FN l l). Andererseits durfte man ebensowenig wie alle ande-
ren Mission-Agencies in eigener Sache im Congress lobbyen, also öffentliche
Kampagnen fflhren, um die Haushaltsentscheidungen des Congress zu beein-
flussen. Die NSF war Teil der Exekutive, aber, wie die Atomic Energt Com-
mission auch, mit einem erheblichen Entscheidungsspielraum versehen (Wein-
gart 1970: 138).

Die National Science Foundation (NSF), wie ihr endgiltiger Name lautete,
war zudem die erste lgency im amerikanischen Staatsapparat, die keine spezi-
fische Aufgabe wie die Bekärmpfung von Krankheit usw. zu erledigen hatte,
sondern als general-purpose-sgency oder all-round-agency betachtet wurde
(Price 1954: 60). Dies schwächte aber von Anfqg an ihre Position gegenilber
demCongress, dessen Verteilungslogik stark durch die Orientierung an ntltzli-
chen Zielen determiniert ist. Dadurch, daß nur allgemein die Grundlagenfor-
schung an den Universitäten untersttltzt werden sollte, war beim Congress nur
wenig Rtlclhalt zu finden. Dies machte sich von Anfang an in einer Zurllckhal-
tung bei der Mittelverteilung fflr die NSF bemerkbar.

Man blieb bei der organisatorischen Konstn:ktion eines wissenschaftlichen
Rates (National Science Board, NSB) und eines Direktors. Beide wurden vom
Präsidenten ernannt. Im Gesetz war festgelegt worden, daß es sich dabei um
Personen handeln solle, Dsrninsnt in the fields of the basic sciences, medical
science, engineering, agriculture, education, or public affairs, ... selected solely
on the basis of established records of distinguished seryice . . . and . . . so selected
as to provide representation ofthe views of scientific leaders in all areas of the
Nationn (zitiert in Wilson 1983: 4). Von den 24 Mitgliedem kamen bei der ersten
Emennung zwanzigavs Colleges und Universitäskreisen. Der NSB durfte nicht
selbst, wie ursprünglich von Bush geplmt, einen Director aus der eigenen Mitte
wählen, wohl aber dem Präsidenten einen Kandidaten vorcchlagen. Der Präsident

106 Das bekannteste Beispiel ist hier die Tennessee Valley Authority, die gleichzeitig die ente
Organisation dieser Art gewesen ist (Selarick 1966), Roosevelt umscluieb diese neuen
Institutionen als,a corporation clothed with the power of govemment but possessed of
the flexibility and initiative ofprivate enterprise' (idem; 5). Damit warendie tndependent
regulatoryagencies die ersten und eirzigen Drine-Sektor-Organisationen, die in den USA
arrischen Staat und Gesellschaft standen. Im Vergleich zu den europäischen quasi-staatli-
chen Organisationen blieben sie aber auch weiterhin rclativ eng an das politische System
angebundcn.
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war sogar verpflichtet, aufeinen solchen Vorschlag zu warten. Somit war wahr-
scheinlicher, dafJ auch in der Position des Dr'recfor ein Wissenschaftler angestellt
werden würde. Der Präsident hatte das Rechq den Direktor jederzeit abzuberu-
fen. Dieser war aber Teilnehmer imNSB und an dessen Beschlüsse gebunden.

Von den meisten Beobachtem wird diese Konsnuktion als ein Siegder Scien-
tific Communi4r gesehen @ickson 1984: 27 ;W eingart I 970: I 3 8; Wilson I 983 :

7). Man hatte es zum ersten Mal geschaffi, innerhalb der amerikanischen Exeku-
tive ein wissenschaftlich kontrolliertes und verwaltetes Organ zu etablieren, das

staatliche Aufgaben ftir die Regienurg übernahm. Den Einfluß des Präsidenten
auf die Zusammenstellung beurteilte man nicht als gravierend, vor allem nach-
dem sich herausgestellt hatte, daß die Wahl des Präsidenten äußerst gleichge-
wichtig und im Sinne der Wissenschaft erfolgt war. Die disziplinierende Wir-
kung des Congress nattmman in Kau{, solange sie nicht einen direkten Eingriff
in die Mittelverteilung bedeutete. Die Schirmhenschaft des Präsidenten wurde
schließlich auch von Bush und den Seinen als eine Absicherung der NSF gegen-

tiber dem Congress vestarden Auf diese Weise war es möglich, die Selektions-
verfahren der Wissenschaft, die in der Bundsrepublik nur als >fast-staatliche<

Konstnrltion möglich waren, innerhalb des politischen Systems zu etablieren
und gleichzeitig einen Daueranspruch auf staatliche Ressowcen ftlr die Grundla-
genforschung anzumelden.

Die Aufgaben derNSF waren allerdings wesentlich weiter gefaßt, als nur die
Gnrndlagenforschung an den Universitäten zu untersttltzen. Sie sollte eine staat-

liche Politik der Forschungsförderung ftir die Gnurdlagenforschung entwerfen,
aber auch innerhalb des Staatsapparates fflr eine gewisse Koordination der For-
schungspolitik sorgen, indem die Forschungsprogamme der verschiedenen
Regierungsorgane evaluiert und aufeinander abgestimmt wurden. Sogar die
militärische Forschung sollte in gewisser Weise finanziert werden. Dies blieb
aber im Gnurde genommen immer eine leere Formel (Wilson 1983: 4). Faktisch
gesehen aber eneichte die NSF nie auch nur annähemd eine solche machwolle
Position. Dies hatte nicht nur mit der Unbeliebtheitim Congress zu tun. Es lag
vor allem an den Domäneninteressen konkunierender Akteure, zum einen der
Mission-Agencies, die wichtige Fördergebiete der NSF okkupiert hatten, und
zrm anderen des Präsidenteru derschließlich nichtbereitwar, derNSF die koor-
dinierende Rolle zuzugestehen, die urspritnglich geplant war.
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6.1.4.3 Die Mission-Agencies als Konlarrenten der National Science
Foundation

Der entscheidende Faktor ftir die mächtige und konkunierende stellung der
staatlichen Mission-Agencies iulrtd der Atomic Energt Commission als ressort-
unabhlingige Organisation war wohl der, dafJ sich die Konstituierung des NSF
nach dem Krieg so lange hinauszögerte. Dies ließ den direkt nach dem Krieg
etablierten oder bereits bestehenden Forschungseinrichtungen im politischen
Raum einen ausreichenden zeitlichen Vorsprung, um die eigene Domäne auszu-
bauen und abzusichem. Nun hätte dies an sich keine Einschränkung der Domäne
des NSF bedeuten müssen, insofern diese organisationen sich tatsächlich, wie
ja unter anderem von Bush zur Begrtlndung derEinrichtung einer neuen Förder-
organisation angeftihrt wurde, auf die Erftillung ihrer ressortbestimmten Ziele
und somit auf die angewandte Forschung konzenüiert hättenro'. Daß sich die
staatlichen Forschungseinrichtungen hieran nicht unbedingt halten wllrden, hatte
schon die Entwicklung imNational Hygienic Laboratory gezeigj(s.o.), in dem
sich bereits Anfang des Jalrhunderts immer mehr eine Verschiebung zugunsten
der Grundlagenforschung vollzogen hatte. Nach dem Kriege setzte durch die
Erfolge in der Grundlagenforschung eine nachfrägliche Rationalisierung dieser
Verschiebung ein, die alle großen Förderagenturen umfaßte, also den AEC fftr
die Atomforschung, die NIH ftir die Gesundheitsforschung und den ONR für
die militärische Forschungr't. Es hatt€ sich die sichtrveise durchgese@ dafJ auch
ftir die Ziele der Mission-Agencies, also e-twa die Bekämpfung von Krebs, die
Grundlagenforschung am Anfang stehen mlisse und, gemäß der Bnsft-Formel,
als >scientific capital< den größten Ertag ftir die lösung der anvisierten Proble-
me abwerfen würde. Die Domänenexpansion aller drei Agencies erfolgte also
genau auf der Grundlage, die Bush benukte, um die Gründung der NSF zu recht-
fertigen. Man bemlihte sich folglich nach dem Kriege, den Kontakt zu den
Grundlagenwissenschaftlern nicht abreißen zu lassen und sie, wenn möglich,
in die bestehenden inhamuralen Forschungseinrichtungen oder aber in Bera-
tungskommissionen einzubinden.

Das ffice of Naval Research wurde dabei in den vierziger Jahren zur alles
dominierenden Forschungsförderorganisation in den USA (vgl. Sapolsky 1979;

107 operating agenciesli.e. Mission-Agencies inder späteren Terminologie; DBI have imme-
diate operating goals and are under constant pressure to produce in a tangiblo way, for
that is the test oftheir value. None ofthese conditions is favorable for basic research. ...
Research will always suf;ler when put in competition with operationsn @ush, zitiert in
Smith 1990:48).

108 Die Bedeutung der landwirtschaftlichen Bundesförderung und ihrer Forschungs- und
Förderinstitutionen ging nach dem Kriege deutlich aüück, wälrend sie vor dem Krieg
die meisten Ressourcen erhalten hatte.
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1990; Mukerji 1989; Geiger 1992). Dies war allerdings nur möglich, weil sich
das ONR von Anfang an darauf einließ, die universitäre Forschung nicht nur

an'eckgebunden, sondem relativ allgemein, unter weitgehender Aufrechterhal-
tung der Freiheit der Forscher zu unterst{ltzen. Im Prinzip wurde vom ONR
bereits das grant system in der Forschungsförderung angewandt, das heißt jeder

Forscher konnte Annäge an das ONR stellen und eine Bewilligung erhalten. In
den meisten Fällen wurde die Fördenurg nicht mit einer Regulierungskomponen-

te verbunden. Wichtiger war es dem ONR, so die Argumentation von Mukerji,
die Kanäle zu den Universitäten offenzuhalten und eine starke >wissenschaftliche

Reservearmee< zu haben, die im Notfall ftlr die Entwicklung der nötigen Waffen

sorgen konnte (siehe auch Forman 1987: 155). In fast allen Punkten ging man

auf die Bedilrfrrisse da Scientific Community ein und konnte so mit der einhel-
ligen Unterstützung der Akademiker rechnen. Man hatte außerdem vom Con'
greJs so viele Ressourcen erhalten, daIS man fast alleine ftir die gewaltigen Aus-
gabenexpansionennachdem Kriegverantwortlich zeichnete tmd von dalrer einen

großen Teil deruniversitären Wissenschaftler an sich binden konnte. Kurz, das

ONR entnickelte sich zu dem, was die NSF werden sollte, zum >idealen For-

schungsmäzen< (Geiger 1992: 105). Die wesentliche Lristung des ONR war aber

wohl, da[J es der Voneiter für eine Bundesfinanzierung der universitären For-
schung wurde und dies sowohl innerhalb des politischen Systems wie auch

innerhalb der Universitäten durchsetzen konnte. Vor allem seitens vieler Wissen-

schaftler gab es damals noch erhebliche Bedenken gegentlber einer Burdesftir-
derung, weil man sie als Steuerungsversuch verstand. Wohl nur durch die aufge-

klärte und sensible Politik des >Laissez-faire<, der sich das ONR verpflichtet
ftlhlte, konnte man diesen Widerstand {iberwinden (Sapolsky 1990: 3940).

Eine solche wissenschaftsfreundliche Förderpolitik konnte sich das ONR
allerdings nur erlauben, weil man sich innerhalb der Marine eine relativ un-
abhängigePositionemtngenhatte, bei derdie einzelnen AbteilungenderMarine
kaum Einfluß auf das ONR hatten. Diese Position sollte sich erst mit dem Korea-

krieg ändem, der dann auch gleichzeitig den Niedergang des ONR und den

Aufstieg anderer Förderorganisationen markierte. Bis zum Koreakrieg aber und
auch noch einige Jahre danach funktionierte das ON& formal an das Marine-
ministerium angebunden, im Interesse der Wissenschaft und blieb die wichtigste
Förderorganisation fflr die Grundtagenforschung an den Universitäten. Da die

Marine keine klare Aufgabe gestellt hatte, brauchte das ONR auch keine kon-
krete Aufgabe zu erftillen und konnte wie ene AII-Round Agency fixktionieren.
Man entschied sich also dafilr, die Forschtrngsbasis selbst aufzubauen. Fttr die
Politik, insbesondere denCongress, war eine solche Aufgabe solange akzepta-

bel, wie es keine mderc Agene &b,die dies tibemehmen konnte. Man wartete

auf die NSF. Die Machposition des ONR war bis dahin allerdings so weit ge-
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festigt, dafJ die Errichturg des National Science Foundation selbst nicht mehr
die Bedrohung darstellen konnte, die sie noch 1947 oder 1948 gewesen wäre.
Dank des eigenen Erfolgs war es leicht, denCongress davon zu llberzeugen,
daß die Gründung der NSF nicht von der Aufgabe enthebe, weiterhin über das
ONR die universitäre Forschrmg zu fördem, denn nur so könne man sicher sein,
dafJ die Wissenschaftler uhave a continued awareness of their responsibility to
the national welfare and security, which association with the Navy bringsn (Sa-
polsky 1990: 54).

Mit dieser Begründung, die praktisch jede Mission-Agency - dazu zähle ich
auch die Atomic Energt Commission - zu ihren Gunsten anftihrte, hatte man
das richtige Argument fttr eine optimale Domänenexpansion auf Kosten der
zukünftigen NSF gefunden.

Indem das ONR einerseits argumentierte, daß die Grundlagenforschung
durchaus derOrientierung durcheineMr'ssion-Agencybedtlrfe, andererseits aber
auch plausibel zu machen versuchte, daß nur in der >cross-fertilization< von
Grundlagenforschung, angewandter Forschung und Entwicklung tatsächlich das
Niltzlichkeitspotential der Wissenschaft ausgeschöpft werden könne, hatte man
praktisch eine rökologische Nische< in der Förderung der Grundlagenforschung
ftir sich reserviert und dem NSF vorenthalten. Man vertat hier also einen ganz
anderen Standpunkt als Bush, der den Mission-Agencies janoch vorgeworfen
hatte, daß sie die Grundlagenforschung mehr oder weniger in den Niedergang
freiben würden und nur die zweckungebundene Forschung ftir den Transfer in
Technologien sorgen würde. Das ONR und die anderen Mrssion-Agencies argu-
mentierten dagegen, daf3 nur eine tmission-oriented basic research<, also eine
problemorientierte Grundlagenforschung, hietzu imstande sei (Smith 1990:49).

Das ONR bemilhte sich aktiv darum, die Domäne des NSF zu beschneiden
wo man konnte: So verhinderte man erfolgreich, daß die NSF, wie ursprilnglich
geplant, eine Förderabteilung ftir die militärische Forschung erhielt, und man
war ebenso erfolgreich darin, dem NSF nur solche Projekte abzufreten - hierzu
war man allerdings verpflichtet worden -, die man selber ftir geeignet hielt.
Durch die äußerst geringen Mittel, die die NSF dann erhielt (3,5 Millionen an-
stelle der ursprtinglich geplanten 250 Millionen Dollar), konnte ohnedies kaum
eine Konkunenzsituation entstehen. Diese Gefalt wwde weiter dadurch abge-
wehrt, dafJ eine ganze Reihe von ONR-Adminishatoren in die NSF übenvechsel-
ten (Sapolsky 1990: 5,f-56).

Auch das lfa tional Institute of Health ftütlte sich nach dem Krieg in ähnlicher
Weise ftlr die Grundlagenforschung zuständig wie das ONR und besetzte damit
eine Förderdomäne, die an sich der NSF zugedacht war. Daß man erfolgreich
die Grundlagenforschung als eigenes Metier beanspruchen konnte, zeigen die
Statuten des NSF, in denen ausdrücklich das Verbot aufgenommen wurde, in
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den Gesundheitsforschungsbereichen zu fördem, in denen der NIH schon tätig
war. Die AEC schließlich hatte ohnedies mit der Atomforschung einen geschütz-

ten Bereich in der Forschungsftrderung, der ohne weitergehende Diskussion
der NSF vorenthdten blieb.

Die NSF mußte sich so gefallen lassen, daß sie zurar als All-Round-Agency
der Grundlagenforschung gegründet worden war, tatsächlich aber nur in den
wissenschaftlichen Bereichen tätig werden konnte, die nicht in die Domäne der
verschiedenen staatlichen Forschungs- und Fördereinrichtungen fielen.

bn Mission-Agerrcies fiel so insgesamt eine Schlitsselrolle in der forschungs-
politischen Steuenng der Wissenschaft im amerikanischen System zu. Sie waren
aber durch ihren Aufoag immer auch an die Umsetzung von wissenschaftlichen
Erkenntnissen zur Iösrurg qpezifischer Probleme gebunden. Insofem manifestier-
te sich bei ihnen wie bei den Research Councils der tlpische Dualismus von

Qualitäts- und Relevanzorientierung besonders deutlich. Wie konnten diese
Agencies das Spannungsverhältnis zwischen Gnrndlagenforschung und ange-
wandter Forschung, zwischen Wissenschaffsorientierung und politischer Rele-

vanzorientierung austarieren?

6.1.4.4 Der Spagat der amerikanischen Mission-Agencies zwischen
Grundlagenfor s chung und angew andter For s c hung

Man konnte es sich bei den National Institutes of Health (NIH) ro nicht erlauben,
nur aufdie Grundlagenforschung zu setzen, wie es das ffice of Naval Research
zum Teil tat. Die Nähe zum Congress machten die NIH scNießlich zur reichsten
Institution unter den Förderorganisationen, der Preis daftir war aber genau die
Abhängigkeit und Kontolle, die Bush und die Seinen bei der Gründung der
Atomic Erurgt CommissionwrdderNSF vermeiden wollten und die das Bweau
of Budget urdder Präsident jeweils angemahnt hatten: Wer sich mit dem Con-
grrrs einlaßt, ohne die UntCrsttltzung der Exekutive zu haben, muß auf kurz-
fristige Fluktuationen in derMittelanwendung und im schlimmsten Fall aufden
Entzug der Congress-Ztmeigung gefaßt sein. Eine solche Organisation wird zum
Spielball der Interessen des Congress.Intercssanterweise hat sich in dieser Hin-
sicht aber eine unerwartet stabile Beziehung anischen den NIH und dem Con-
gress herausgebildet, die die NIH gerade vor den Zumutungen der Exekutive
schtitzte. Wie war das möglich?

109 Du National Institute of Health war 1930 als einzclne Bundesforschungseinrichtung
gegfllndet worden. Nach dem Kriegc wrur:de das Ndiorul Concer Institute eingegliedert
und verschiedene neu€, lranltreitsbezogene Forschungsinstitute gegrltndct so daß die

Sprachregelung seit Anfang dcr fflnftiger Jahrc National Instirutes of Healthlutete.
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Um dies an verstehen, muß man mit dem Verfalren zur Verabschiedung des

amerikanischen Bundeshaushaltes vertaut sein. Als Teil der adminisüativen
Exekutive sind die NIH gehalten, jährlich ihre Ausgabenvorstellungen zu fixie-
ren. Dazu gibt jedes der inzwischen dxeizehn hstitute seinen Haushaltsvorschlag
an den NlH-Director, der sie btindelt und gegentiber dem Surgeon General, dem
Leiter des Public Health Service (PHS) als der zuständigen ministeriellen ln-
stanz, verfeten muß. Dieser Schritt wurde allerdings in späteren Jahren (1968)
ausgelassen. Der PHS alsTeil des Department of Health, Education, and l{elfa-
re (HEW) muß sein Budget dem zuständigen Secretary weitergeben, der den
gesamten Haushalt wiederum dem BOB und, ab 1970, dem Ofice of Manage-
ment and Budget (OMB) vorlegt. Das OMB ist das Exekutivorgan, das die ver-
schiedenen ministeriellen Haushalte bündelt und mit den Wtinschen des Prä-
sidenten abstimmt. Der Haushalt des Präsidenten wird dann an den Congress
weitergeleitet, der sowohl im Repräsentantenhaus wie im Senat sogenannte
>Appropriations Committees( bestellt hat, die jeweils ftir verschiedene Teil-
bereiche des Haushalts, etwa ftir soziale Fragen oder die Wirtschaffspolitik
zuständig sind. In diesen Kommissionen wird durch Kompromisse, die zwischen
Senat und Repräsentantenhaus geschlossen werden, der endgtiltige Haushalt ftir
das neue Fiskaljahr festgelegt. Obwohl die Agencies gehalten sind, nicht ftir
ihren Haushalt beim Congress zu werben, sind sie nicht einflußlos. Der Con-
gress kanndie LeiterderMirsion-Agencies einladen, um sich erklären zu lassen,
wamm man ftir den oder jenen Punlrt einen entsprechenden Betag gefordert
hat. Mit dieser Pra:<is wird denAgencies regelmäßig eine Nachbesserungschance
gegeben, da der Bureau of Budget das Budget meist empfindlich kilrzt. Der
Congress kann hierbei auch selbst festlegen, für welche Gebiete die Gelder
verwendet werden sollen (das sogenannte >earmarking<).

Man sieht an diesem Verfahren, daß sich tatsächlich im Unterschied zu den
europäischen Ländem drei Akteure bei der Vert'eilung der forschungspolitischen
Mittel gegenüberstehen. In Europa haben die nachgeordneten Bundesbehörden
oder Ressortforschungseinrichtungen keinerlei Möglichkeiten, auf die Verab-
schiedung des Haushaltes im Parlament einzuwirken. Sie spielen insofem keine
Rolle im entscheidenden Machtspiel. In den USA bleiben sie im Spiel, weil sie

über den Congress die Chance erhalten, Position zu beziehen und hierdurch
praktisch die Vorschläge des Präsidenten zu liberstimmen, wenn der Congress
dazu bereit ist.

In dieser Dreieckskonstellation nun gelang es den NIH in fast jedem Jahr
(Ausnahmen waren die Korea-Krise, 1963,1968, 1989 und die neurziger Jahe),
über den Congress mehr Fördermittel zu erhalten, als der Präsident bewilligt
hatte. Diese >Interessenkoalition< von NIH und dem Congress ist nicht ohne
einen vierten Akteur zu erklären: Die Öffentlichkeit, häufig vertreten durch
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Stiftungen und Sachverständige. Das Thema Krankheiten hat offensichtlich
einen Vorteil, den kein anderes Forschungsgebiet aufiveisen kann: Fastjeder
in der Bevölkerung isq entweder selbst oder in Freundeskreisen, mit den verhee-
renden Folgen von Krankheiten in Bertlhrung gekommen. Krankheit hat also
Öffentlichkeitswert. Das Mobilisierungspotential ftir forschungspolitische In-
itiativen war in der Bevölkerung, sicherlich nach dem Zweiten Weltkrieg, be-
sonders groß und verlieh damit den Stiftungen und bedeutenden Persönlich-
keiterL die sich dem Kampf gegen Iftanklreiten versclrieben hatten und imstande
war€r\ dieses Potential zu mobilisieren, ein besonderes Gewicht, dem sich weder
der Präsident noch der Congress entziehen konntenr r0. Aber nur in einem Land
wie den USA konnte es an so einer beispiellosen Expansion der institutionali-
sierten Krankheitsforschung kommen, weil hier das Paxlament, das responsiv
ftlr Stimmungen in der Öffentliclrkeit ist, und nicht die Exekutive im wesentli-
chen die Ausgaben bestimmt und zum zweiten, weil die Gesundheitsforschung
lange Zeit die Kompensationszahlungen des Congress fflr die nie verabschiedete
Krankenversicherung war (Snickland 1972).

Die Anbindung an den Congress fithrte also gegen alle Erwartungen nicht
zu zyklischen Spannungen durch ein,9rop-and-go in der Verteilurgspolitik des

Congress. Sie hatte aber auch ihren Preis, der nicht nr:r im afrophen Wachstum
durch die Grilndung und Angliedenmg immer neuer Gesundheitsforschungs-
institute bestand. Die NIH hatten, wollten sie weiter in den Genuß wachsender
Ressourcen kommen, die spontanen Wtinsche der >medical research lobby< wÄ
des Congress zu akzeptieren, das heißt auch die gewtinschte Relevanz zuznigen.
Die >medical research lobby< scheute sich nicht, alle itre Beziehungen spielen
zu lassen, wenn die NIH auf einen Vorschlag negativ reagierten. Der Congress
sorgte dafllr, daß die NIH bestimmte Gelder auch tatsächlich nur fflr die vom
Congre.rs gewtinschten Bereiche ausgaben (Stickland 1972: ß4-195). Tatsäch-
lich waren die meisten Auflagen setu global gehalten, wie zum Beispiel etwas
mehr Geld ftir die Bekämpfung einer bestimmten Krankheit auszugeben. Sie

I l0 Es ist nicht nötig, hier auf weitere Details einzugehen. Bs reicht, die Grundkonfiguration
in der Interessenbeziehung auftuzeigen, die sich tlber fast äranzig Jalue lang erhielt und
anmAußtiegderNIH fflhrte: Esgelugder>medicalresearchlobby< sowohl imanständi-
gen ,Npropriatioru Subcommitteq des Senats wie des Repräsentantenhauses f€ste Kon-
takte an den beiden Vonitzenden auftubaucn, dic bei der Erörtenrng des Haushalts eine
steuemde und besonders einflußreiche Rolle spielen. Mit diesen Vonitzenden, die diese
Position andem noch sehr lange Zeit innehattq gelang es regelmäßig, die Stimmung in
den Kommissionen zugunsten derNIH ar beeinflussen. Wenn nötig sorgen die rlobbyi-
sten( fflr den Druck auf den häsidenten oder bestimmte Scnatoren. Auf diese Weise
cntstand das Musterbeispiel des, wie Heclo cs nannt€ (Heclo 1978), lron trlangle, der
stabilen Interessenkoalition von NlH, >medlcal research lobby< rnd Congress-Abge-
ordncten.
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konnten aber in einzelnen Fällen spezifischer sein, indem zur Auflage gemacht
wurde, bestimmte Instrumente anzuwenden, wie etwa mehLr klinische Studien
in einem bestimmten Gebiet durchzuftlhren. Der langiährige NlH-Director Shan-
non behauptete allerdings, daß keine einzige dieser Auflagen ohne die vorherige
Zustimmung derNIH erfolgt sei. Von anderen Akteuren wird dies als Wunsch-
denken bezeichnet und durchaus zugestanden, daß der Congress die Politik an
den NIH mitbestimmte. Festhalten läIJt sich, dafJ bis in die achtziger Jahre hinein
der größte Teil der Congress-Gelder nicht zweckgebunden war. In den achaiger
Jaluen nahm der Anteil allerdings benächtlich zu.

Die Beziehung im Iron Triangle war also nicht ohne Spannungen. Gelegent-
lich kam es zu harten Auseinandersetzungen, in denen sich die NIH ftlr den
Vonang der Grundlagenforschnng einsetzten, während die >medical research
lobby< und der Congress Relevanz forderten (Strickland 1972:200-204).

Das hier anhand einer Mission-Agency aufgezeigte Spannungsverhältris zwi-
schen Qualitäts- und Relevanzorientierung ist symptomatisch ftir die Situation
der intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen in den USA. Ahnliche
Spannungsverhältnisse lassen sich auch für das ONR, den AEC oder die 1962
gegfihtdete Natiornl Aeronautique and Space Administration QIASA) auüeigen.
Auch die National Seience Foundation geriet zunehmend in eine ähnliche
Zwangslage, gerade weil es ihr gelang - unter anderem auf Zuspruch des Con-
gress -, im Laufe der 7*itdie eigenen Förderdomänen auszuweiten und in die
anwendungsorientierte Forschung zu investieren (McDougall I 985 : 33).

Die Beschreibung der intermediären lnstitutionen macht deutlich, daß zwei
Grundstrukturen wirken: Zum einen gibt es eine Tendenz, dafJ alle staatlich
geschaffenen Organisationen schließlichbestimmte Fördergebiete libemehmen,
in denen sie ftlr sämtliche Forschungsphasen bis zur anwendungsorientierten
Forschung verantwortlich sind. Zum anderen sind die beiden Handlungscodes
imFördersystem ständigpräsent: Nach dem Krieg entstand in allen Organisatio-
nen das Bedürfrris, sich vor allem der (problemorientierteQ Grundlagenfor-
schung zu widmen. Dies hat vielfach zu einer Identitätsbildung auf der Grundla-
ge des Qualitlitscodes geftihrt. Diese Grundlagenorientierung satr sich aber im-
mer wieder mit den Relevanzforderungen der Präsidenten oder des
Congress konfrontiert. Die Agencies in den USA leben in der ständigen Span-
nung, einerseits ftir ihe Forschergemeinschaften an den Universitäten an sorgerL
die in besonderem Maße von den Fördergeldem dieser Organisationen abhängig
sind, andererseits aber die Forderungen der politischen lnstanzen zu erfüllen,
die meist relevanzorientiert sind. Durch die große Bedeutung der Drittmittel-
finanzierung einerseits, und die besonders dominante Stellung des Congress
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andererseits, dtirfte dieser Konflikt in den USA ausgeprägter und virulenter sein
als in den anderen drei Ländern.

6.1.4.5 Die Politikalsforschungspolitischer Aheur und die Koordination der
Forschungspolitik

Wie kein anderes [,and weisen die USA ein in sich fragmentiertes administati-
ves System und ein pluralistisches Einflußsystem auf. Eine kohlirente for-
schungspolitische Steuerung der Wissenschaft mußte deshalb von Anfang an

ein schwieriges Unterfangen ftir die zentalen politischen Akteure im becutive
ffice sen.In welcher Weise versuchte die Exekutive, ein eigenes Profil in der

forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft zu entwickeln und dabei die
Koordination der Forschungsförderung zwischen den einzelnen Agencies vnd
Departments zu erreichen? Welche Rolle spielten Wissenschaftler hierbei? Es

lassen sich drei typische Phasen in der forschungspolitischen Koordination
aufteigen: Die Phase des Natiotul Secwity State (l); die Phase der Emtlchterung
(2); und die Phase der Instrumentalisierung der Wissenschaft für Dienstleistungs-

zwecke (3).

( I ) Der National Security State: Bis etwa Mitte der sechziger Jahre findet man
ein rGoldenes Zeitalter< der Forschungsförderung in den USA vor. Die Erfolge
der Wissenschaft im Zweiten Weltkrieg und die allgemeine Akzeptanz des

Science-Push-Modells sorgten fflr enorme Wachstumsraten in der Forschung.
Wie in den anderen Ländem auch flossen die meisten Gelder allerdings in die
Physik und - dies ist ein besonderes Merkmal der USA - in die Gesundheitsfor-
schung. Aufgund der Weltnachtolle der USA kam der militärischen Forschrurg

- und das hieß überwiegend physikalische Forschung - die Ftitrrungsrolle in der
Forschungsförderung zu.

Auch in den USA dominierte nach dem Kriege eindeutig das lnteresse, die
nationale Sicherheit und die Großmachtinteressen zu verwirklichen. Dieses
lnteresse versuchte man über das Leitbild des Science-Push-Modells zu errei-
chen. Hierdurch kam den Wissenschaftlern erst in den Förderorganisationen und
später auch in den direllen Beraturgsorganen des Präsidenten eine entscheiden-
de Bedeutung zu.

Das Interesse an nationaler Sicherheit wurde in dieser Phase durch zwei Er-
eigrrisse jeweils neu aktiviert: Einmal durch den Koreakrieg (195f53) und anm
anderen durch den Sputrik-Schock (1957). tn beiden Fällen fflhlten sich die
USA durch die sowjetische Technologieentwicklung bedroht und verstärkten
ihre Ansftengungen in der militärischen Forschung und in der Welnaumfor-
schung. Von einem >National Security State< zu sprechen, hat deswegen seine
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Berechtigung, weil durch die Verquickung von milittirischer und universittirer
Forschung zumindest in der Physik die meiste Forschung im Lande auf die
globalen Ziele in der Waffenproduktion gerichtet war. Etwa 70o/o der Physiker
andenuniversitätenbeschäftigtensichmitderVerteidigungsforschung. Gleich-
zeitig waren die Physiker die wichtigsten Berater der Präsidenten.

Die National Science Foundation war der erste Institutionalisierungsversuch,
mit staatlicher Beteiligung zu einer Koordination in der forschungspolitischen
Steuerung der Wissenschaft zu gelangen. Sie besaß aber nicht die Kompetenzen,
um diese Funktion zu erftillen. Bis zur Korea-Krise fand so praktisch keine
Koordination in der forschungspolitischen steuerung der wissenschaft statt,
weder im zivilen noch im militärischen Bereich. Der Präisident hatte sich bisher
kaum an einer zentralen, politischen Instanz interessiert gezeigl.

ln den ftinftiger Jalren versuchte das Bureau of Budget dann als Sprachrohr
des Präsidenten die verschiedenen Mission-Agencies an ihre Aufgaben zu er-
innern und bei der verteilung der Haushaltsmittel zenftale politische probleme

einzubringen (Katz1978:26).TrotzÄemkonnte das BOB nicht selbst als zen-
tale Koordinierungsinstanz aufueten. Dies war nicht seine Aufgabe und hierftir
hatte es auch keine personellen Ressourcen. seine wesentliche kistung lag wohl
darin, die Interessen des Präsidenten in den in sich fragmentierten und dezen-
talisierten Forschungsprozeß einzubringen und die einzelnen Akteure dazunt
bewegen, diese Interessen zu berticksichtigen.

Erst mit Ausbruch der Korea-Krise war Truman bereit, den Wissenschaftlem
selbst eine wichtigere Rolle als Berater in der forschungspolitischen steuerung
der Wissenschaft zu geben. Der Dwchbruch ftir die Wissenschaftler kam aber
erst, als die Sowjets Sputnik lanciert hatten. Jetzt emannte der Präsident offiziell
einen special Assistant on Science, der ilndirekt beriet. Diesem Berater arbeite-
te ein aus 17 Wissenschaftlem, darunter 80% PhysikeX a$ammengesetztes
President's Science Advisory Committee (PSAC) zu (OECD 1968:72;Katz
1978: 36). Das PSAC hatte nur rein beratende Funktion, also keine Hoheits-
rechte gegenüber den verschiedenen Administrationen. Es zeigte sich aber er-
staunlich aktiv, seine Aufgaben in der Beratung wissenschaftlicher und technolo-
gischer Angelegenheiten und der Politikformulierung auf diesen Gebieten zu
tibernehmen. Das PSAC hatte wesentlichen Anteil an dem Kompromiß, der
schließlich zur Grtindung derNASA ftlhrte; es entwickelte einige wichtige tech-
nologische Programme urd nat als Evaluationsstelle des verteidigungsministeri-
ums auf (Brickman und Rip 1979: 185).

Vor allem aber bedeutete die Einsetzung des Beraters und des PSAC den
Beginn einer Infiltation derhöheren administativen Posten durch wissenschafl-
ler. Dieser Prozeß verlief so schnell und war so auffallend, daß der Präsident
1960 bei seiner Abschiedsrede bereits davor wamte, daß die staatliche politik
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allgemein und nicht nur in der Forschungspolitik das Opfer einer
wissenschaftlich-technologischen Elite werden könnte (Price 1965a: I l). Die
Zeit Anfang der seclziger Jalue während der Kennedy-Äramarkiert wohl einen

Höhepunkt des Einflusses der Wissenschaft in der Formulienurg der staatlichen

Forschungspolitik (Weingart 1970; Gilpin 1962; Gilpin trnd Wright 1964).

Sputrik bttndelte noch einmal die gesamte Wissenschaft, um die großen Ziele

in der Raumfatut und Technologienentrvicklung voranzuteiben. Noch nie waren

die Wissenschaftler so mächtig gewesen. Die Präsidentenberater hatten großen

Einfluß auf die Entscheidungen des Präsidenten, Der PSAC war eine angesehene

krstitution, die sich als innovativ envies. Keine Instanz war allerdings mit hoheit-

lichen Befugnissen ausgestattet worden, die eine tibergreifende, hierarchische

Koordination erlaubt hätten.
Manmuß aberbedenken, daß die Auftnerksamkeit dieser beraknden Organe

vor allem anf die Ziele des National Security State gerichtet war, also Ziele in
dermilitärisch-technologischen Forschung und der Weltaumforschung verfolgt
wurden. Eine ganze Reihe anderer Gebiete wie zum Beispiel die Gesundheitsfor-

schrug fielen aus dem Aufrnerksamkeitskreis dieser Berater heraus, so daß in
dieser Hinsicht auch kaum Koordinationsversuche stattfanden. Es erwies sich
zudem schnell, daß man auch gegentlber den sonstigen DepartmentswÄAgen-
cres, die sichmitdenrelevantenForschungsgebietendeslfalional Security State

beschäftigten, kaum gentlgend Einfluß hatte, so daß schon Kennedyllbet bessere

Koordinationsstukturen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft nachdachtet[. Diese Überlegungen tafen auch aufBedenken des Cor-
gress, dem die wachsende Rolle von Wissenschaftlern in der Adminisüation,
die zudem allein dem Präsidenten unterstanden, ein Dorn im Auge war. Man
wollte eine zentrale forschungspolitische Instanz, ja sogar ein Wissenschafts-

ministerium, das verpflichtet war, dem Congress zu berichten, um so Einfluß
auf die Forschungspolitik ar erhalten. Der Report einer Senate Committee on

Governmental Operatiotts (>Science Organisation and President's Office<) mel'
dete diesen Anspruch 196l an (Katz 1978:39). Dies ffthrte zur Grr{tndrurg des

Ofice of Science andTechnologt (OST) und leitete eine Bttrokratisierwrg der

forschungspolitischen Koordination ein. Das OST sollte explizit dafflr sorgen,

die einzelnen Departments vnd Agencies an die allgemeinen forschungspoliti-
schen Ziele derNation zu erinnem und zu diesem Zweck auch Evaluationen der
gesamten Forschungstätigkeiten vorzunehmen (siehe lfutz 1978: 59)' Man blieb
aber auch weiterhin dem Prinzip teu, das sich ebenso in England und in Frank-

reich fi nden leßt: Die zentalen forschungspolitischen Koordinationsorgane

'Kennaüy was sensitive to the ne.ed to maintain bettcr executivc control over the science-

policy-formulation process, which was largcly uncoordinated and scattered throughout
the executive branch. (Katz 1978: 39).

lll



Entw ic Hunss trends nac h 1945 273

wurden grundsätzlich ohne hierarchische Befugrisse gegrtindet und hatten so
kaum eine Chance, sich gegen die Vielzahl der Einzelinteressen in den Ministe-
rien durchzusetzen. Im Fall der USA bildete hierftlr die Besorgris des Präsiden-
ten den Hintergrund, der meinte, bei einer Instanz mit eigenen Hoheitsrechten
an Macht und Einfluß zu verlieren. Das OST sollte im direkten Einflußbereich
des Präsidenten bleiben. Man war denCongress insoweit entgegengekommen
als das OST nun eine Instanz war, die demCongress jätrlich Bericht erstatten
mußte. Trotzdem behtelt Kennerdy weitgehend die Kontolle liber dieses Organ,
weil er es äber eine executiv order gritndete und nicht über einen legislativen
Akt (idem). Organisatorische Verändenrngen blieben allein ihm vorbehalten.
Die Bärokratisierung wurde durch den Status eines Oftce möglich: Man konnte
jetzt mehr Personal anstellen und erhielt mehr Gelder, so daß das OST schon
nach kurzer Zeit an Größe und Bedeutung gewonnen hatte.

Damit war die Koordinationsstuktur in der Forschungspolitik in der Periode
des National Security State vollständig, bevor es mit der Präsidentschaft John-
sons zu einem Wechsel in der Orientierung gegentiber forschungspolitischen
Zielen kam: Fast jedes Deparfinent hatte inzwischen ein eigenes ,Sc ience Ofice;
imllhite House wareine eigene Forschungsbürokratie entstanden; derPräsident
hatte einen persönlichen wissenschaftlichen Berater und ein beratendes Komitee;
der National Science Board der National Science Foundationbeschäftigte sich
mit der Koordination in der Grundlagenforschnng und das von der National
Academy of Sciences 1962 gegründete Committee on Science and Public Policy
(COSPUP) sollte die Interessen der Scientific Communitywieder stärker in den
politischen Prozeß hineinftagen. Hinzu kamen eine ganze Reihe von Congress-
Kommissionen, die sich mit wissenschaftlichen Fragen auseinandersetzten,
sowie die große Zatrl der Mission-Agencies, die naditionell eine sehr eigen-
ständige Politik ftihrten. Von einer zentalen Koordination konnte also im Grun-
de genommen auch weiterhin keine Rede sein, vor allem, weil der Präsident
nicht bereit war, irgendeine Instanz mit den notwendigen Vollmachten auszustat-
ten, um eine solche Koordination vorannehmen. Im Prinzip blieb die forschungs-
politische Steuerung der Wissenschaft also so pluralistisch, wie sie es immer
gewesen war. Die wichtige Veränderung in dieser Periode ist aber sicherlich
die Emarzipation des Präsidenten in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft, derjetzt zum aktiven Mitspieler im Ganzen wird, ohne allerdings
entscheidende Machtressourcen zu besitzen, die die einzelnenAgencies in einen
Gesamtprozeß hätten einbinden können. In der nächsten Phase wurde dieses Ziel
auch nicht mehr angesnebt. Es begann sich eine allgemeine Ernüchtenmg über
die Möglichkeiten der Wissenschaft zu verbreiten und man wies zunehmend
auf die unkontrollierte Rolle der Wissenschaftler im politischen Prozeß hin, die
demokratischen Verfahren nicht entsprechen würden.
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A\ Phase der Ernüchterung: Mit der Präsidentschaft Johnsons waren die
enonnen Wachstumsraten der Forschungsftirderung seit 1957 vorüber. Das

Militär verlor an Gewicht in der Forschungsförderung. Das gleiche gilt ftir den
Atomic Energt Commission und in geringerem Maße auch ftir die National
Aeronautique and Space Administration, dercn Wachstumsraten dann ab 1966
deutlich stagnierten. Dies zeigt den deutlichen Richtungswechsel in der For-
schungspolitik in den sechziger Jatren an.

Knappere Ressourcen, eine dementsprechende Konkurrenz um Forschungs-
ausgaben, das Bemilhen um die Formulierung einer selektiven Forschungs- und
Technologiepolitikund die stärkere Betonung einergesellschaftlichenNützlich-
keit der Forschung charakterisierten jetzt die weitere Entwicklung in der for-
schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft. Sowohl der Congress wie der
Prtisident hatten ein großes Interesse daran, ilrre Forschungsförderung als Beitrag

zum gesellschaftlichen Fortschritt darzustellen. Von der Seite des Congressher
war dies nichts Neues. Im Unterschied zur vorigen Periode war der Congress
jeftztaber immermehr zu einem wichtigen Mitspieler in der forschungspoliti-
schen Steuerung der Wissenschaft geworden, der selbst versuchte, Prioritäten
festzulegen und Fördergelder zweckgebunden zu vergeben. Die Aufivertung der

NSF 1968 war ein Beispiel ftir die wachsenden Machtansprüche des Congress.
In diesem sich wandelnden Umfeld, das ftir die Wissenschaft insgesamt,

insbesondere aber ftlr das bisherige scientific establishment, die grundlagen-

orientierten Physiker, ungünstig war, geriet auch die Position der Wissenschaft
iml{hite House unter Druck.

Schon unter Kennedy hatte der Congress ja seine Unzufriedenheit über die
Unkontrollierbarkeit der dort tätigen Wissenschaftler geäußert. Diese Kritik
spitzte sich in der sogenannten Mura-Afare zu (Weingart 1970: 154-163). Die
Vonryürfe gipfelten in der Behauptung, dafj die Wissenschaftler im Grunde ge-

nornmen fojanische Pferde der Wissenschaft im staatlichen Bereich seien und
damit ein Grundprinzip durchbrochen wäre, daß nämlich die Adminishation
unparteiisch zu sein habe. Ob dieser Vorwurf berechtigt war oder nicht, war
schließlich nebensächlich. Die Wissenschaftler hatten inzwischen an viele Fein-
de und haffen sich zudem in der Mura-Affäre, die aufgrund einer erstmaligen
Klirzung der Forschungsgelder durch den Congress entstanden war, so unklug
verhalten, daß sie im Grunde genommen keine Chance hatten, ihre bisherige
Machposition an behaupten .Der Congress war ihnen gegentlber von vomeher-
einfeindlicheingestelltgeweseq daerkeinerlei Konfrolle auf ihr Wirkenbesaß.
Dies hatte zur Grttndung des OST beigetagen. Präsident Johnson selbst und
noch viel stärkerNixon zeigten keinerlei Neigungen, sich der Wissenschaftler
als Berater zu bedienen. Unter Nixon kam es so zu einer mehr oder weniger
erzwungenen Abschaftrng des Status des Scientific Advisor und des PSAC,
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womit die zentale Position von extemen Wissenschaftlern in der Forschungs-
administration des Executive Ofice vorlfiifig beendet war. Nixon ging sogar
so weit, Wissenschaftler jetzt nach politischen Gesichtspunlten einzustellen,
eine Praxis, die sich unter Reagan verstärlt fortsetzte. Auslöser hierftlr war die
Politisierung der Universitäten während des Vietram-Krieges und die regie-
rungsfeindliche Einstellung vieler Wissenschaftler auf dem Campus. Die Prä-
sidenten kreideten es ihrem wissenschaftlichen Beraterstab an, daß sie nicht
imstande waren, ihr eigenes Klientel unter Konfiolle zu halten. Dies beschleu-
nigte den Abbau der Autorität der wissenschaftlichen Berater im l(hite House
und ftihrte zu der Forderung, grundsätzlich regierungstreue Wissenschaftler
einzustellen.

(3) Die Instrumentalisierung der lTissenschafi zu Dienstleßtungszwecken: Er*.
mit der Ökrise und der einsetzenden Wirtschaftskri se 1973 begann sich eine
erneute Veränderung anzukündigen, die schließlich zu einer Re-Etablierung
eines Beratersystems und der ehrenvollen Wiederherstellung der Förderung der
Gntndlagenforschung ftihrte. Drei Akteursinteressenbrachten diese Entwicklung
in Gang:

Die Industrie wurde nun zum Zugpferd einer Umorientierung in der brachlie-
genden Forschungspolitik. In den sechziger Jahren hatte sich die Indusnie weit-
gehend aus der Grundlagenforschung zurtickgezogerl weil sie sich in einer Phase
des Wechsels von einer Produkt- zu einer Prozeßinnovation befand, in der man
kurzfristige Rentabilität brauchte und nicht langfristig in die unsichere Grundla-
genforschung investieren wollte @ickson 1984: 33). Dies trug mit zu der sich
schnell verschlechtemden Ressourcenbasis der Grundlagenforschung an den
Universitäten bei. Nach der Ölkrise aber gewann eine neue Innovationstheorie
an Bedeutung, in der ein Wirtschaftsaußchwung nur dann möglich schien, wenn
eine Reihe von technologischen Innovationen in der amerikanischen Industrie
stattfanden. Hierzu brauchte man aber die Unterstützung der Grundlagenfor-
schung, die jetzt nicht mehr als eine Art Overhead gesehen wurde, sondem als
Kapital (idem) oder Dienstleistung, die man mit dem Zielder Rentabilitätsver-
besserung einsetzt. Dickson hat diese Wende in der Konzepion der forschungs-
politischen Steuerung am knappsten und konzisesten aßarnmengefaßt (idem).
Es ltißt sich behaupten, daß sich diese neue Sichtrveise im Prinzip auch in den
anderen L?indem durchgesetzt hat und bis heute die >implizite Theorie< in der
forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft aller Länder geworden ist:

The semantics are sigrificant. Science as an essentially undirected activity, even
ifcarried out with the promise of long-term technological spin-ofi fit easily within
haditional concepts ofacademic scholarship, requiring for example, the complete
freedom of scientific communication and exchange for the growth of scientific
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knowledge. Soience as an economic commodity, however, has very different im-
plications. The language itselfis the language ofthe boardroom and corporate
invesünent planning. As rknowledge capital<, research is expected to generate an

appropriate retum, since business firms undertake R&D primarily to enhance their
future profits. ,Aside fiom the form ofthe income-eaming property that is acqui-
red, R&D expenditures are conceptually like other kinds of business investnentu
says economist George N. Cadson. Conhol of knowledge becomes a vital weapon
in the corporate armory - and thus a crucial factor in determining the form of the
new politics of science (Dickson 1984: 33).

Die gnndlagenorientierten Wissenschaftler gewaruren also ab Mitte der siebziger
Jalue in den USA wieder an Bedeutung. Sie erlangten diese Bedeutung aber nur
noch liber eine allerdings unfreiwillige Ankopplung an die ökonomischen Inter-
essen. Der Bezugspunkt der Politik ist seitdem - und dies gilt ftlr alle Länder

- die Nutzung der Grundlagenforschung als Investitionskapital zur Steigerung
der ökonomischen Konkunenzfähigkeit.

Zu größeren institutionellen Veränderungen kam es seit der Mitte der siebzi-
ger Jatue nicht mehr. Lediglich einmal kam es zu einem konkreten Vorschlag,
die bestehende Fragmentierung in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft aufs Neue durch ein Wissenschaftsministerium zu überwinden.
Auch dieser Versuch fand, wie während des ganzen vergangenen Jahrhunderts,
keine Zustimmungrt2, Nach wie vor gab man dem dezentralisierten Ansatz in
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft bessere Chancen, eine
adAquate Steuerung der Wissenschaft zu eneichen als jede zentale Organisation.
Die USA bleiben so in einem in sich fragmentierten politischen System gef.an-

gen, in dem die Steuerungsfähigkeit in der forschungspolitischen Steuerung der
Wissenschaft gering ist, die einzelnen Mi.rsion-Agencies aber durchaus macht-
volle Organisationen mit Erfolgen in ihrem Forschungsfeld sind.

6. L4.6 Resllmee

Welches sind nun zusammenfassend die Stuktunnerkmale des amerikanischen
Förder- und Forschungssystems?

Alle staatlichen Förderorganisationen sind auch nach dem Kriege selbstlindige

Venraltungseinheiten der unmittelbaren Staatsvenvaltung. Sie wurden jeweils
durch ein GeselzimCongress gegrttndet. Privatrechtliche Förderorganisationen,
die staatlich geördert werden, wie in der Bundesrepublik, gibt es in den USA

ll2 'Such a move, it was feared, would create a large bureaucracy built up of program ele-
m€nts tom out of the context ofthe user agency and would therefore be likely to impede
rather than hasten technological applications. Since science and rcchnologl funding was
involved in so many differcnt departnents, any effort to centralize them would create

endless jurisdictional disputes* (Smith l 990: I 39).
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nicht. Dies bedeutet allerdings nicht, dafJ die Mission-Agencies beliebig den
Weisungen der staatlichen Adminisbation unterstellt sind. Es gilt zunächst ein-
mal zu unterscheiden anvischen solchen Einrichtungen, die direkt einem Ressort-
ministerium unterstellt sind, wie das Ofice of Nwal Research odet die National
Institutes of Health, und solchen, die eher wie quasi-staatliche, öffentlich-recht-
liche Organisationen gegrilndet wurden wie die Atomic Energt Commission,
die National Science Foundation und die National Aeronautique and Space
Adtninistration. Obwohl man vermuten könnten daß die Organisationen der
ersten Gruppe sehr viel abhängiger in ihrer Fördertätigkeit sind, stimmt dieser
Eindruck nur bedingt. Im vorigen Kapitel wurde bereirc aufdie relative Autono-
mie der goßenScientiJic Bureaus verwiesen, die meist von Wissenschaftlem
geftihrt wurden und in der fragmentierten administativen Stuktur der USA ein
relativ eigenständiges Leben und eine eigenständige Politik ftthren konnten.
Diese Tradition setzte sich auch nach dem'Zweiten Weltkrieg fort. Eine wichtige
Vorentscheidung fftr eine solche relative Unabhärngigkeit war die Mögliclrkeit,
dem Congress ein eigenes Budget voranlegen, das zwar - im Fall der an einem
Ressortministerium angesiedeltenAgencr'es - vom zuständigen Ressort zurecht-
gestutzt werden konnte, aber vom Congress als gesonderter Anspruch der ent-
sprechenden Forschungseinrichtung behandelt wurde. Der Congress spielt in
dieser Hinsicht eine zentrale Rolle ftir die Unabhängigkeit der staatlichen
Forschungs- und Fördereinrichtungen nach dem Kriege. Wer sich die Zustim-
mung des Congress sichem konnte, vermochte sich meist gegen flergriffe der
Ministerien und der Exekutive erfolgreich zw Wehr zu setzen. Allerdings mußte
dieser Schutz vor allem ab den sechziger Jahren oft mit einer Gegenleistung in
Form relevanzorientierter Programme bezatrlt werden.

Die interne Dynamik des amerikanischen Fördersystems ist durch die große
Bedeutung des Congress und damit des Prinzips der Öffentlichkeit in der for-
schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft gänzlich anders als in den euro-
päischen Ländem, wo sich zentale Regienmg, Ressortninisterien und Förder-
organisationen gegentiberstehen, die Parlamente aber kaum eine Rolle spielen.
Der Congress hat es in der Hand, jedes Jalu die lristungen der Mission-Agencies
i.b.a. die Erftillung der globalen Ziele,die in den Statuten festgeschrieben sind
oder aber in den vorherigen Budgetverhandlungen festgelegt wurden, zu {lber-
prüfen und Konekturen durch eine entsprechende Verteilung von Fördermitteln
anzubringen. Er kann dabei Mittel abziehen und auf andere Förderorganisationen
verteilen oder aber einen Teil der Mittel zweckgebunden vergeben, um die Agen-
turen zu verpflichten, in diesen Gebieten zu forschen.

Daß die Förderung der Grundlagenforschung eine solch immense Untersttlt-
zung in den USA.finden konnte, lag an der Akzeptanz von>Science - An Endless
Frontier<, dem Vermächtnis von Vannevar Bush (Bush 1945).20 Jahre lang
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hielt sich nach dem Krieg die Meinung, daß die beste Forschungsftirderwrg die
Förderung der Grundlagenfonchung sei. Di eses > Science- Push- Mo delft erlaubte
den Mission-Agencies nicht nur, angewandte Forschung zu befieiben, sondern
auch die Grundlagenforschtng zu fördern. Der Begriffder >mission-oriented
basic research< charal:terisierte die Ambivalenz der Organisationen: Man konnte
als Förderorganisation nur tiberleben, wenn man demCongress die Nütdichkeit
demonsüieren konnte. Das hieß, eine Aufgabe zu übernehmen und regelmäßig
zu demonstrieren, daß man an dieser Aufgabe arbeitete. Gleichzeitig mußte man
darauf achten, diese Aufgabe unter Hinzuziehwrg der Grundlagenforschung zu
erledigen. Hierftir gab es drei gute Gründe: Oft war das nötige Wissen, das man
zur lösung der Aufgabe brauchte, noch nicht vorhanden, so daIJ eine Investition
in die Grundlagenforschung unabdingbar war; nur über die Förderung der
Gnrndlagenforschung erhielt man Zugang zu den Universitäten und war in der
Lage, die besten Wissenschaftler zu rekrutieren und das Science-Push-Modell
machte es zum Imperativ, vor allem in die Grudlagenforschung zu investieren,
weil man sich hierilber die besten Erfolge in der Anwendung versprach. Schließ-
lich spielten dabei auch rein interessengeleitete Motive eine Rolle: Die Über-
nahme der Gnrndlagenforschung sorgte daftir, daß man in einem eingegrenzten
Wissenschaftsbereich ein Monopol aufbauen konnte und ein Eindringen anderer

Förderorganisationen in diesen Bereich verhinderte. Das duale System der For-
schungsförderwrg wie vor dem Zweitpn Weltkrieg - die Stiftungen fördem die
Gnndlagenforschung, die Bundesregierung die angewandte Forschung - wax

damit aufgegeben worden.
Was war von dem >captive statism< geblieben, der noch vor dem Zweiten

Weltkrieg das Verhältnis von Politik und Wissenschaft geprägt hatte?
Auf der Ebene der Mission-Agencies hat sich in dieser Beziehung wenig

geändert. Die Mobilität aryischen der wissenschaftlichen Administration in den
Agencies und den Universitäten nahm eher zu,je bedeutender sie in der For-
schrmgsförderung und der Forschung wurden (Price 1965b:293). Die Wissen-
schaftler dominierten eindeutig in den ftthrenden Positionender Mission-Agen-
cies. So weiß Price zu berichrcn @rice 1965a: 6l), daß von 63 Leitem solcher
Agencies immerhin 43 akademisch gebildet waren, davon 26 naturwissen-
schaftlich-technisch. Dies bestätigt nur den Trend" der bereits seit der Einftlhrung
desmerit-systenrJ anstatt des spoils-systerz im vorigen Jahrhundert eingesetzt
hatte. Die Bedeutung der staatlichen Forschungsförderung und der staatlichen
Forschungsmöglictrkeiten war so goß und die Offenheit des politischen Systems

hinreichen4 daß viele WissenschaftlerPositionenals Adminisüatorenarmindest
ftir eine gewisse Zeit tlbemahmen. Diese Offentreit ist der politischen Tradition
des amerikanischen Systems zu verdanke& auch die Btlrolaatie stets öffentlicher
Kontolle zu unterstellen und die Herausbildung fester Machtzenfen und ge-
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heimer beziehungsweise geschlossener Politik zu verhindern. In den USA hat
sich nie eine feste Regierungselite oder eine Btirolaatie herausbilden können,
die ein >lnteresse an sich selbst< gehabt hätte. Die Teilnahme am politischen
Proznß war meist eine vorilbergehende Station vieler Akteure. Karriereleitem
gab es kaum. kbensanstellungen wurden nicht vergeben. Es sind diese offenen
und flexiblen Stukturen, die bis heute die hohe Mobilität zwischen dem politi-
schen System und dem Wissenschaffssystem erlauben, aber auch dazu beitagen,
daß sich gerade die Wissenschaftler der Positionen in der Administation be-
mächtigen können, die wichtig ftlr den Erhalt des Wissenschaftssystems selbst
sind. Man kann also auf dieser Ebene weiterhin durchaus von einem captive
statism sprechen.

6.2 Vergleichende Behachtungen: Entwicklungstrends
in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft
nach dem Zweiten Weltkrieg

Im Überblick lassen sich vier Perioden der forschungspolitischen Steuenurg der
Wissenschaft nach dem Zweiten Weltlaieg unterscheiden, die jeweils mit unter-
schiedlichen rimpliziten Theorien< verbunden und von unterschiedlicher Bedeu-
tung ftir die Steuerungsfähigkeit der Politik gewesen sind (siehe als Überblick
auch Salomon 1977 ; 1987):

(l) Die Dominara des Science-Push-Modells im tGoldenenkitalter der Phy-
siftr: Ausschlaggebend ftir den Nachkriegsaußchwung der Forschungsförderwrg
waren die wissenschaftlichen Erfolge während des Zweiten Weltkrieges. Vor
allem in den USA, aber auch in England, hatten Wissenschaftler demonstriert,
dafJ sie imstande waren, in eigener Regie eine Koordination der wissenschaftli-
chen Forschung im ganzen Land zu organisieren und diese Koordinationslei-
stung durch zahlreiche wichtige militärtechnologische Erfindungen (die Atom-
bombe ist hier das bekannteste und umstrittenste Beispiel), aber auch durch
Erkenntrisse in der Gesundheitsforschung @eispiel Penicillin) zu krönen ([Ior-
nig 1987; Smith 1990; Eckert und Schubert 1986; Wainwright 1990).

Die USA wwden nicht nur zur ftihrenden militärischen Macht im westlichen
Bilndnissystem, sondem auch zum Voneiter der wissenschaftlichen und techno-
logischen Entrvicklung. Die ernopäischen Llinder reagierten lange Zeit lediglich
auf die forschungspolitischen und technologischen Weichenstellungen in den
USA. Frankreich und England - nicht aber die Bundesrepublik, die hier durch
das Besatzungsrecht eingeschränlct war - stebten zudem an, sich über die Kem-
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energieforschung ein vergleichbares atomares Potential wie die USA und die
UdSSR zu verschaffen, um die nationale Souveränität und das nationale Prestige

an sichem (Gowing 1974; Berdatrl 1959; Vig 1975; Coutrot 1981; Scheinman
1965). Der Kalte Krieg tieb diese drei Länder dazu, bis Anfang der sechziger

Jalne tlberwiegend in diemilitarische Forschungzainvestieren. Die Hälfte der
Forschungsgelder in den USA zum Beispiel, teilweise wird von 7f90% ausge-

gangen, wurde nach dem Krieg tiber militärische Fördereinrichtturgen bezie-
hungsweise an militärische Forschungseinrichtungen vergeben. Die Dominanz
der militärischen Forschungsförderung erhielt dabei immer wieder neue Schub-
kraft: 1949 mit der Ztindung der Atombombe durch die Sowjetrurion; 1950 mit
dem Koreakrieg und 1957 mit dem Sputrikschock. In allen Fällen war die Kon-
kurrenz der Weltmächte der auslösende Faktor ftir die Investitionen in die
Rüstungsforschung. Frankreich und England handelten hier nicht anders als die

USA, besaßen aber nicht das nötige Kapital, um auf gleichem Niveau in die
Kemenergie oder Raumforschung zu investieren. England mußte Ende der ftinf-
ziger Jalue erkennen, daß, hotz einiger Erfolge, der Vorsprung der USA und
der Sowjetunion zu groß geworden war, um am technologische Wettlauf auf
diesem Gebiet weiter teilzunehmen. Frankreich hielt unvermindert an der Ent-
wicklung der eigenen Atombombe fest. Bis heute sind diese drei Länder zu-
sammen mit Schweden die wichtigsten lnvestoren in der militärischen For-
schung.

Die Dominanz der Physik als der wichtigsten Gnrndlagendisziplin der militar-
technologischen und kemtechnischen Entwicklung @ckert und Schubert 1986:

l4Ll56),ftihrte zu ganz bestimmten Entrvicklungspfaden in der Forschungsör-
derung: Sie war eine stark grundlagenorientierte Disziplin. Dies trug mit dazu
bei, daß Investitionen in die Forschung nach dem Zweiten Weltkrieg stärker auf
die Grundlagenforschung und weniger auf die angewandte Forschung konzen-
fiert wurden. Dieser Trend wurde durch die nachweisbaren Anwendungserfolge
einer grundlagenorientierten Forschungsfö,rderung während des Zweiten Welt-
krieges unterstiltzt. Die Physik war zudem eine Wissenschaft, die mehr als alle
anderen teure Apparaturen und eine Konzentation von Wissen und Ressourcen

benötigte. Die physikalische Forschung begründete das, was man dann >Brg

Science < beziehungsweise >Großforschung< nannte.
Die Entwicklungen nach dem Zweiten Weltlaieg sind also durch die Venven-

dung der wissenschaftlichen Forschung als Machtfaktor im Prestigekampf der
Nationen geprägt. Die Bundesrepublik hatte zwar keine militärischen Ambitio-
nen oder Großmachtinteressen, die Förderung der Atomforschung diente aber
der Integration und Emanzipation im westlichen Bilndnis und war damit ebenso

ein Faktor zur Hebung des nationalen Prestiges.
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Das politische lnteresse an nationaler Sicherheit und nationalem Prestige hatte
Vor- und Nachteile ftir die Wissenschaft. Die Vorteile waren sicherlich darin
zu sehen, dafJ totz der militärpolitischen Schieflage die Wissenschaft insgesamt
eine weitaus bessere staatliche Finanzierung fllr die Forschung erhielt als vor
dem Zweiten Weltkrieg. Die staatlichen Forschungsinvestitionen bis Anfang
der sechziger Jahre wiesen wesentlich höhere Steigerungsraten auf als das Brut-
tosozialproduktr13. Das Ansehen der gesamten Wissenschaft konnte durch die
Erfolge der Grundlagenforschung im Zweiten Weltkrieg gesteigert werden. Die
wachsende politische Nachfrage nach Forschungsleistungen stärkte die rPoliti-
sche Ökonomie der Wissenschaft<, sie verlangte aber auch, daß sich die Wissen-
schaft stärker als zuvor mit der politischen Rationalität verknüpfen ließ. Weil
die Forschung zum zentralen Bestandteil des rlnteresses des Staates an sich
selbst< (Offe 1975) wurde, erhielten Physiker immer mehr die Aufgabe, die
Politik und das Militär bei forschungspolitischen Entscheidungen an beraten.
Die Sensibilisierung der (natur)wissenschaftlichen Elite ftir politische Belange,
die durch die Übernahme von Beraterpositionen im politischen Zentnrm ent-
stand, kompromitierte die Wissenschaft einerseits und zwang sie zu kooperati-
vem Verhalten. Andererseits bestanden in der Beratungsfunktion, die ja zum
Teil mit Entscheidungskompetenzen in der Politikformulierung der Forschungs-
politik verbunden war, durchaus auch Gelegenheiten, die Politik zum Nutzen
wissenschaftlicher Interessen einzusetzen. Die Position in der Exekutive war
so eine schwierige Gratwanderung fttr die Wissenschaftler.

Die Wissenschaft hatte im Krieg aber auch demonshiert, dafJ sie über Selbst-
koordination und Selbstorganisation in der Lage war, gesellschaftlich ntttzliche
Resultate zu produzieren, wenn man ihr hierftir alle nötigen Ressourcen zur
Verfügung stellte und nicht versuchte, Forschung zu finalisieren. Dies stärkte
die Ansicht nach dem Krieg, daß es nicht einer verstärkten Steuerung der Wis-
senschaft bedurfte, sondem gerade eine massive Förderung der Selbstorganisa-
tionskräfte der Wissenschaft ftir die Gesellschaft nützlich sei.

In dieser Zeit entwickelte sich das die Auseinandersetzung Politik und Wis-
senschaft prägende Leitbild des Science-Push-Modells, mit dem, erstens, die
Förderung der Grundlagenforschung höchste Priorität erhielt und, zweitens, die
Wissenschaftler selbst filr die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft
sorgen sollten (Ben-David l99l). Unter diesem Leitbild erlangte die Wissen-
schaft in allen Läindem die Definitionsmacht in der Entrvicklung der forschungs-
politischen Prioritäten und nahm tiberall die Entscheidungspositionen in der

I l3 In den USA zum Beispiel nahm das BSP von 1945 bis 1960 um 137%ozu, während die
Forschungsausgaben um 800% stiegen, allerdings von einem denkbar niedrigen Niveau
aus, nämlich 1,52 Milliarden Dollar, wälrend das BSP 212 Milliarden Dollar betug (siehe
zu den Basisdaten; OECD 1968: 30).
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Forschurgspolitikein.DiewissenschaftlicheSelbstorganisationderForschungs-
ftirderung galt also auch in dieser Periode noch als die richtige Form der lnstitu-
tionalisierung. Das Vertrauen der Politik in die Wissenschaft war so groß, daß

man nicht nur bereit war, sehr viel mehr Geld als zuvor in die Forschung zu
investieren, sondem dies auch noch langfristig und ohne Absicherung zu hm.

Wie stark diese rimplizite Theorie< wirkte, zeigte vor allem die Organisation

der Forschungsfö,rderung in den USA, wo selbst im militärischen Bereich Wis-
senschaftler Fördereiruichtungen wie das ffice of Nnal Research konfrollierten
und die meisten Ressourcen in die Grundlagenforschung an den Universitäten
flossen. Auch die von Wissenschaftlem bestimmte Organisationsstruktur des

mächtigen Co mmissariat d'Energie Atomigae in Franlaeich ist nur zu verstehen,

wenn man weiß, dafJ de Gaulle und andere Politiker dieses Leitbild akzeptiert
hatten. Allerdings verlor es in Franlaeich schneller wieder an Dominanz als in
den anderen Ländern.

ln allen Ländern taten Physiker oder andere Naturwissenschaftler als die
maßgeblichen Wissenschaftsberater oder gar als Gestalter im politischen System

auf. Zwarkonntensich diese Wissenschaftlernicht immerdurchsetzen, sie haben

aber jeweils zur institutionellen Entrvicklung in ihrem land beigetragen: Bush
formulierte den beinahe historisch zu nennenden Kompromiß zwischen Politik
und Wissenschaft in den USA, der atar zwischenzeitlich in Bedrängnis geraten

ist, im Prinzip aber auch heute noch nachwirkt. Ohne das Leitbild des Science-
Push, das in seinem Bericht >Science - An Endless Frontier< formuliert wurde,
wäre die Ambivalenz des Congress in der Naclrkriegszeit zwischen Relevanz-
orientierung aufder einen und massiver Unterstützung der Grundlagenforschung
auf der anderen Seite gar nicht zu verstehen. Die Wissenschaftler Tizard und
Zuckerman prägten wesentlich die Sichtrveise der Labour Party nach dem Krieg
und fugen zu der Installienurg von wissenschaftlichen Beratungsgremien in der
Exekutive Englands bei. Der Physiker Heisenberg wirkte malJgeblich auf Ade-
nauer in bezug auf denDeutschen Forschungsrat ein, der schließlich als Senat

in die DFG inrcgriert wude. Der französische Physiker Joliot schließlich ilber-
zeugte de Gaulle mit seinen Mitsheitern, das Commissariat d'Energie Atomique
zu grilnden und dabei die Leihrng in wissenschaftlich kundige Hände zu legen.

Ende der ftlnftiger Jalre ditrfte wohl der Höhepunkt des wissenschaftlichen
Einflusses in den politischen Zenhalen erreicht gewesen sein, als in den USA
die gesamte Forschrmgs- und Beraterbtlrolaatie praktisch allein durch Wissen-
schaftler besetzt war, in Frankreich das Comitö Consultatif de la Recherche
Scientifique et Technique gegrlindet wutde, in Deutschland die Wissenschaft

rnder Deutschen Atomlammßsion rurd im Wissenschafisrat mitegierte und in
Englanddasf/ailslnm-OficezurKoordinationderForschungspolitikgegründet
wurde.
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Das rZeialter der Physik< hatte noch einen anderen Effekt: Die intermediären
organisationen konnten praktisc[ egal ob sie an Ressortninisterien angegliedert
waren oder nicht, unbeschränkt ihre eigene Forschungspolitik formulieren, die
meist durch wissenschaftliche steuerungsideale geprägt war. Diese periode war
entscheidend daftir, daß, erstens, eine solch gewaltige Binnendifferenzierung
des Fördersystems stattfinden konnte und, zweitens, sich die intermediären
Forschungs- und Fördereimichtungen praktisch evolutionär und ungesteuert als
korporative Akteure mit fester verankerung in Forschungsgemeinschaften eta-
blieren konnten. Als die Politik in der nächsten Periode begann, aktiver am
Geschehen teilzunehmen, fraf sie auf eine vielzatrl von eigeninteressierten und
milchtigen organisationen, die sich nicht mehr ohne weiteres steuern oder koor-
dinieren ließen.

(2) Die Emaraipation der Politik: Ab 196l begann mit der veröffentlichung
des Piganiol-Reports deroECD, die als vermittlungsorganisation bis Mitte dei
siebziger Jahre eine initiierende Rolle in der wissenschaftspolitischen Entwick-
Iung der westlichen Industieländer einnahm, eine neue Phase der forschungs-
politischen steuerung der wissenschaft. Das hohe Ansehen der wissenschaft
blieb rurverändert, sie wurde jetzt aber stärker in die Pflicht genommen, um die
wachsenden wirtschaftlichen Probleme vor allem der ernopäischen Länder zu
bewältigen. Die Politik der nationalen Sicherheit machte einer Politik der indu-
striellen Konkurrenzfrihigkeit Platz.

Es ging jetzt um die Frage, wie auf effiziente Art und Weise - die steigenden
Kosten der Forschung erweckten nun sorge in der Politik - die wirtschaftliche
Entrvicklung über Technologieförderung vorangeftieben werden konnte. Man
fing an, über die institutionellen Ratrmenbedingungen der Forschung zu diskutie-

1en 
und nach den richtigen Modellen der Forschungsförderung zu suchen (siehe

hierzu die Berichte der OECD 1965,1972,1973,1974; Ben-David l963). Ab
1965 waren die europtiischen Iänder immer mehr bereit, auch gestaltend in die
Forschungsftirderung einzugreifen und eine bewußtere Allokationspolitik der
Fördermittel nach politischen Problemmustem zu befreiben, um die rtechnologi-
sche Lücke< mit den USA zu beseitigen. spätestens jetzt wurde die politik zum
selbständigen Akteur in der Forschungspolitik.

Das Allolationsmodell, indem die technologische Relevanz der Forschung
im Zenfrum stand, verfolgte weder die Absicht, Theorien oder Methoden {iber
die Politik zu selektieren, noch, wissenschaftliche Themen grundsätzlich von
extemen Gremien planen zu lassen. Man versuchte, sich in erster lnstanz von
der Auffassung des selbststeuerungsmodells zu lösen, daß die wissenschaft
selbst die umverteilung von staatlichen Geldern vomehmen solle und sich hier-
aus quasi automatisch auch positive Resultate ftir die Gesellschaft ergeben wür-
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den. Das Versagen der Forschrmg in vielen Bereichen, die von politischer Be-

deutung warien, die steigenden Kosten ftr die Forschung und die offensichtlich
wachsenden Möglichkeiten der Forschung ftir die Anwendersysteme ließen die

Teilnehmer an dieser Diskussion nach Wegen suchen, wie die Politik ihre For-

schungsgelder optimal, das heißt unter Erreichung der selbstgesteckten Ziele

und mit dem geringsten Mittelaufivand, einsetzen könnte (Weinberg 1968a,

1968b). Keine planerische, wohl aber eine rationale Forschungspolitik sollte

eneichtwerden. Die bisherige fragmentierte, in vielfältigen lnstitutionen dezen-

tralisierte und wenig kohärente Forschungspolitik sollte durch ein bewußtes

Management von Forschungsprogrammen ersetzt werden'

Man war sich sicher, daß eine inhaltliche Steuerung der Wissenschaft, gar

eine Implementierung[mplantation von gesellschaftlicher oder technologischer

Verantwortung als Nebencode der Wissenschaft nicht wi.inschenswert sei

(Spiegel-Rösngl973:109). Man wollte aber erreichen, die Richtung und Ge-

sclwindigkeitderwissenschaftlichenEntrvicklung so zubeeinflussen, daß dabei

politische Ziele venvirklicht werden konnten (Shils 1968: D(). Die Grundlagen-

forschung wurde weiterhin als ein relativ autonomer Bereich anerkannt, dessen

Entrvicklung aber tlber finanzielle Anreize, institutionelle Weichenstellungen
und die Ausbildung der richtigen Forscher durchaus in gewisse Bahnen gelenkt

werden konnte.
Das grofJe Problem besand allerdings darin herausanfinden, aufgrund welcher

Informationen und Vorlagen die Ziele und Mittel der Forschungspolitik be-

stimmt werden konnten. Um dieses Problem zu lösen, sollten Wissenschaftler
in Planungskommissionen integfiert werden. Auf diese Art und Weise konnte

die Politik erfahren, auf welchen Gebieten und bei welchen Forschern die die

besten Aussichten zur Lösung politischer Probleme vorhanden waren. For-

schungspolitik wwde so in dieser Periode zur Kunst, auf die rrichtigen Pferde

in den richtigen Ställen< zu setzen.

Mit dem Allokationsmodell Anfang der sechziger Jahre und dem Anspruch
einer rational gefühnen Forschungspolitik begann eigentlich erst das 7-eitalter

einer politisch aktiven Steuenrng der Wissenschaft. Ab jetzt sahen sich die Poli-
tiker mit Verteilungsentscheidungen konfrontiert, die sie unter den Bedingungen

von Zielkonllikten und hoher Unsicherheit itber Möglichkeiten und Entwick-
lungshends in der Wissenschaft vornehmen mußten.

Das Nachdenken tiber die Entwicklung von Selektionskriterien erforderte in
dieser Zeit neue Initiativen, um Beraterstqkturen zu etablieren und Koordina-
tionsstukturen zu entwickeln. Solche institutionellen Initiativen waren in allen
vier Ländem zu finden. Man begann zudem, die sehr tewen, institutiondisierten
Forschungsprojekte wieder abzustoßen. Die Gtoßforschung geriet zunehmend

in Diskedit. Statt dessen setzte nran auf zeitlich begrenzte Schwerpunktför-
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derung. Damit war auch die Vorhenschaft der militärischen Forschung und der
Physiker in den Fördersystemen beendet. In England gab man die Alleingänge
in der Atom- und Weltraumforschrurg auf. Das Vietnamtrauma beendete die
Expansionsphase der militärischen Fonchurg in den USA. Anstelle der Physiker
drangen jetzt die Ökonomen in die forschungspolitischen Beraterstäbe ein, um
die Verteilung der knapperen Ressourcen zu regeln.

Institutionell sichtbar wurde die neue Phase der Forschungspolitik in der von
der OECD angeregten Grtindung zahlreicher WissenschaJts- und Forschungs-
ministerien, ein deutliches Symbol fttr die Ausdifferenzierung der Forschungs-
politik als eigenständigem Politikfeld. In Frankreich eroberte sichdre Dölögation
Gönörale ä la Recherche Scientifique et Technique eine Schlüsselposition in
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft; in der Bundesrepublik
wurde mit der Gründung des BMwF die Spannweite an Forschungsthemen
erweitert; in England wurde 1965 die gesarnte institutionelle Struktur reorgani-
siert und ein Superministerium in Form des Ministry ofTechnologt geschaffen,
während gleichzeitig die Ä esearch Councils enger an die politische Administa-
tion angegliedert wurden; in den USA allerdings setztenach Kennedy eher eine
abwartende Halttrng in der Exekutive ein, bei der es zu keinen größeren Umge-
saltrurgen kam, die die Rolle der politischen Zenftale in der Forschungspolitik
gestärkt hätten. Die Allokationspolitik fand aber als l,eitbild im Congress und
im Executive Oftce des Präsidenten Anklang. Die Agencies sahen sich zuneh-
mend Fragen nach der Relevanz ihrer Forschung und vor allem nach der Effi-
zienz ibrer Mittelverwendung ausgesetzt. Zatrlreiche Konhollkommissionen
versuchten in dieser Phase, die praktisch nicht vorhandene staatliche Überwa-
chung dieser Agencies voranzufeiben.

Uberall begann eine forschungspolitische Adminishation zu wirken, die ver-
suchte, mittelfristige Ziele festzusetzen. Zrxecht kann man diese Periode als
Emanzipation der Politik bezeichnen, weil jetzt erstnals Uber Prioritarcnbildung,
indikative Planung und selektive Mittelverwendung nach Maßgabe politischer
Ziele nachgedacht wwde. trnstitutionell verloren die wissenschaftlich besetaen
Beratergremien an Bedeutung und wurden durch Forschungsadminishationen
ersetzt, in denen selbstverständlich nach wie vor Wissenschaftler eine wichtige
Rolle spielten, die aber direkt an die politische Verwertungslogik angebunden
waren. Die intermediären Organisationen verloren ihr Definitionsmonopol in
der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft. Zumindest mußten sie
lemen, ihre Mittelverwendung zu begrtinden und mit den politischenZielen
abzustimmen.

(3) Das Zeitalter des Zweifels; Mit der Entspannung in den Ost-West Bezie-
hungen und der Diskussion um die >Limits of Growth< begann Ende der sechzi-
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ger Jahre eine Phase der Forschungspolitik, in der die soziale Relevara der For-
schung in den Mittelpunkt rückte. Einerseits wandte man sich gegen die bisheri-
gePolitikdesureflehiertenmilitärisch-wissenschaftlich-technologischenFort-
schritts, die zwar wirtschaftliches Wachstum gebracht, dabei aber die sozialen
Komponenten des Fortschritts und die Umweltaspekte vemachlässigt hatte. Das

>Zeitalter des Zweifels< (>age of questioning<; Salomon 1977 56) sorgte ff,ir

einen Einbruch in der Wissenschaftsgläubigkeit von Bevölkerung und Regie-

rung. Außer einer Umorientierung in der Förderpolitik wurden die Fördergelder
nuninsgesamt, sicherlich aber nach der ersten Ölkrise 1973, knapper gehalten.

Die Forschungsfärderung trat allgemein in eine Phase der Stagnation ein.
Die >implizite Theorie<, die diese Periode prtlgte, entsprach einer Modifikation

des Allokationsmodells. Auch imModell der sozialen Relevanzwwde die Selek-

tion von Forschungsvorhaben wichtigo. Dieses Mal wurde aber seh'r wohl auch
nach inhaltlichen Gesichtspunkten ausgewählt. Vor allem aber geriet die Grund-
lagenforschung selbst in Diskredit und damit der Glaube an die Selbstorganisa-
tionsfähigkeitder Wissenschaft. EindeutlicherVertrauensverlust in die Wissen-

schaft setzte ein. Die Erwartungen an eine kurzfristige Verzinsung der Investiti-
tionen in die Wissenschaft stiegen und damit auch die Bedeutung der anwen-

dungsorientierten Forschung. Der Kapitalfluß in die Wissenschaft wurde durch
politische Zielsetzungen gesteuert. In dieser Periode endete das Wachstums-

kartell zwischen Militär, Indusfrie und Wissenschaft. Insgesamt frat eine Stagna-

tion bei den Fördermitteln ab Ende der sechziger Jahrre ein. Eine Ausnahme

bildete hier allerdings die Bundesrepublik, wo gerade in dieser Periode eine

sozialdemokratische Partei an die Regienng kam, die weineichende Ambitionen
in der Gesellschaffs- und Forschungspolitik besaß.

Der Bericht von lord Rothschild in England l97l mit der Hen orhebung des

>Customer-Contractor-Pnrnps< charakterisiert diese Periode der sozialen Rele-
vanz wohl am üeffendsten. In England ging die Forderung nach sozialer Rele-
vanz in den siebziger Jahren wohl auch am weitesten. ln der Bundesrepublik
bewirkte die SPD-FDP Regierung 1969 einen neuen Elan in der Forschungs-
politik, der sowohl auf industrielle Modernisierung wie auf gesellschaftliche
Reformen mit Hilfe der (Sozial)wissenschaft gerichtet war. Die soziale Relevanz
fand noch in den siebziger Jaluen ihnen Ausdruck in einer verstärkten sozialen

Programmorientierung des BMFT, das sichvon einemtechnologisch orientierten

zu einem alle Forschungst5pen umspannenden Ministerium wandelte. Auch die
Selbstvenvaltungsorganisationen gerieten in dieser Periode unter stärkeren Lrgi-
timationsdruck. In den USA waren sicherlich ähnliche Tendenzen zu finden,
vor allem was die Beachtung der negativen Extemalitäten der bisherigen indu-
sfriellen Entwicklung und der wissenschaftlichen Forschung beüaf. Rigider als

andere Länder versuchten die USA hier, tlber Ge- und Verbote die Wissenschaft
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zu reglementieren. vor allem aber entstanden eine Reihe von neuen intermediä-
ren Institutionen, die sich zum Beispiel der Technikfolgenabschätzung oder den
umweltproblemen widmeten (zum Beispiel das ffice ofscience and Technolo-
gt Assessmenf). Ansonsten war diese Periode in den usA aber eher durch eine
allgemeine Abkehr von der wissenschaft als Partner der Politik geprägt. Die
Abschaffirng der Beraterinstanzen durch Nixon ist hierftir der deutlichste Indika-
tor. Diese abwehrende Haltung schlug sich ebenfalls in einer allgemeinen Ktir-
zung der Forschungsmittel ft)r dre Agencies und Univenitilten nieder. Frankreich
reagierte ganz ätrnlich. Die Blütezeit der F'orschungsftirderung dwch die Dölöga-
tion Gönörale ä Ia Recherche scientifique et Technique fand ihr Ende. weder
Pompidou noch Giscard d'Esaing schenkfen der Forschungspolitik besondere
Aufmerksamkeit. In dieser Periode konnten sich wieder die zentrifugalen T-
endenzen der autonomen Entwi cHt;urrg der Grands Or ganisme s entalten Außer
in der Bundesrepublik verloren also'die gerade geschaffenen zentralen
forschungspolitischen Instanzen schon wieder an Bedeutung. Die Aufrnerksam-
keit der Politik richtete sich auf andere Politikfelder, die zur Bekämpfung der
globalen Energie- und Wirtschaftskrise wichtiger erschienen.

(4) Die l{issenschaJt aß Dienstleistungsorgan: DieAnsicht, daß die in den
siebziger Jatren allgemein perzipierte Notwendigkeit einer industriellen Re-
sfrukturierung am besten durch eine gnrndlagenorientierte Forschung und in-
stitutionelle schnittstellen zwischen wissenschaft und Industie eneicht werden
könnte, rehabilitierte die wissenschaft noch in den siebziger Jahren. Dies ftihrte
in den achtzigerJatren zuremeutenBereitschaft derPolitik, in die wissenschaft
zu investieren, Gegenüber den früheren Perioden war die forschungspolitische
steuerung der wissenschaft aber allgemein durch eine zurückhaltendere Ein-
stellung der Regierungen gekennzeichnet. Man plädierte ftir eine indikative
Planung, mit der zukunftsträchtige Gebiete der lndustie selektiv gefördert wer-
den sollten, ohne daß man in ähnlicher weise wie beim Allokationsmodell ver-
suchte, hierftir eine rationale Forschungspolitik tiber forschungspolitische ln-
stitutionen anzusheben. Die stategie zielte eher darauf ab, Druck auf die wis-
senschaft auszuüben, sich enger mit der Industrie abzustimmen. Industrie und
wissenschaft sollten zusilnmen und in Eigenregie die forschungspolitischen
Entwicklungen in die Hand nehmen. Die Politikwollte dabei die nötigen Rah-
menbedingungen sicherstellen und logistische Hilfestellungen geben. Die wis-
senschaft wurde angehalten, ihre Projekte so zu selektieren, daß die Relevanz,
insbesondere ftir die Industie, deutlich wurde und - dies blieb auch in den acht-
ziger und neunziger Jalren ein wichtiger Aspekt - zusätzlich effizienter Mittel-
einsatz nachgewiesen werden konnte.
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Die Vorgehensweise der Regierungen war in dieserZeit aber dtuchaus unter-

schiedlich. In England zielte die neoliberale Politik der Thatcher'Regierung
darauf ab, die Kosüen fflr die Forschung zu reduzieren und Forschung allgemein
effizienter zu gestalten. Effizienz wurde daran gemessen, inwiefem die interme-

diären Organisationen und Universitäten das Relevanzkriterium indushieller
Modemisierung berilcksichtigten. Über finanziellen Druck und institutionelle
Reformen wurde eine Struktur geschaffen, die stark selektiv und anwender-

orientiert funltionierte. In den USA versuchte Reagan halbheruig, eine ähnliche
neoliberale Politik zu venvirklichen. Durch sein Interesse ander Strategic Defen'
se Initiative (SDI) und die grundsätzliche Bejatrung der Grundlagenforschung
wurde aber weniger rigoros verfahren als in England. Wohl fand eine Umver-
teilung von Förderressourcen in>high-politics<-Gebiete statt, wälrend die ande-

ren Forschungsbereiche zunehmend um ihre Ressourcen imCongress kämpfen
mußten. Die militär- und indushiepolitische Relevanz stand in den USA im
Zentum. Franlaeich optierte zwar auch vehement filr eine indusniepolitische
Modemisierung, tat dies aber gerade nicht mit einer neoliberalen Politik. Statt

dessen versuchte man, die Wissenschaft in eine konzertierüe Aktion einzubinden,

die das Wissenschaftssystem und die Forschungsförderung stärken sollten. In
der Bundesrepublik schließlich fand anar ein Rilckzug des Staates aus der indu-
sftietechnologischen Finanzierung statf die meisten anderen Projekte des BMFT
wurden aber, mit Ausnahme der sozialdemokratisch-reformerischen Projekte,
weiter finanziert. Institutionelle Reformen gab es nicht. Insgesamt verlor die
Forschrurgspolitik aber in der Regienurgspolitik ab 1988 sichtlich an Bedeutung

rurd mußte vor allem nach der Deutschen Einheit mit immer weniger Ressourcen

zurechtkommen.
Eine einheitliche Politik ist in den achtziger und neunziger Jahren also nicht

zu finden. Die allgemeine Tendenz, den Wert der Wissenschaft an ihrerNtltz-
lichkeit ftir die Indushie zu messen, läßt sich aber in allen Ländem finden. [n
den achtziger Jahren findet der Wechsel von der Wissenschaft als angesehenem

und professionalisiertem Subsystem der Gesellschaft mit vielen Freiheiten zur
Wissenschaft als Dienstleistungsbehieb statt. Die Auswirkungen sind ftlr alle
intermediären Organisationen spilrbar. Ohne denNachweis der (industiepoliti-
schen) Relevanz wird es immer schwieriger, sich im Kampf um immer knapper

werdende Ressourcen zu behaupten.

Wenn wir die forschungspolitische Steuerwrgsfähigkeit in diesen vier Perioden

erfassen wollen, mtissen wir also davon ausgehen, daIJ sich die Intentionen der

Politilq die Wissenschaft an steuem, in jeder Periode voneinander unterschieden.

Im rGoldenen 7-eitalter der Physik< richteten sich die Interessen der Politik
in erster Instanz auf die nationale Sicherheit und das nationale Prestige. >High-
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politics-Gebiete< wie die Kernenergie oder die Weltraumforschung standen
deswegen in hohem Ansehen. Den anderen Bereichen wurde eine weitgehend
autonome Entw'icklung zugestanden. Aber selbst in den l/ifi -politics-Bercichen
ging es der Politik oft nicht um rMit-Regieren<, sondern lediglich darum, Mit-
sprache und Kontolle tlber die wissenschaftlich besetzten Gremien zu erhalten.
Eine Ausnahme bilden vielleicht die Militäradministationen in Franlaeich und
England, die versuchten, entweder die Forschungsinstanzen in ihren Ressort-
bereich zu ziehen (England) oder aber Einfluß aufdie forschungspolitischen
Ziele der intermediären lnstitution zu erlangen (Franheich). Ansonsten tlberließ
die Politik aber die forschungspolitische Koordination und die Stategiebildung
den wissenschaftlichen Beratergremien beziehungsweise den intermediären
Forschungs- und Fördereinrichtungen.

ln der Phase der Emanzipation der Politik begann man, eigene Institutionen
zu Stategiebildung zu grtlnden, die direkt in der politischen Zentale angesie-
delt waren. Die Politik gabzuerkennen, daß sie beabsichtigte, die Fördermittel
in politikrelevante Bereiche zu lenken und eine umfassende Koordination aller
forschungspolitischen Instanzen zu erreichen.

Eine umfassende Koordination sbebte man im Zeitalter des Zweifels nicht
mehr an. Vielfach verlagert sich das lnteresse auf andere Politikfelder. Wenn
man weiter förderte, wurde allerdings stark selektiv mit den ohnehin knapper
werdenden Mitteln verfahren: Die Sozialwissenschaften und die Ökonomie
gewannen in dieser Periode an allgemeinem Ansehen.

In der letzten Phase hat die Politik allgemein Ambitionen aufgegeben, die
forschungspolitische Entwicklung zu planen. Übenriegend versucht man" ilber
ganz unterschiedliche Stategien dafflrzu sorgen, daIJ Wissenschaft und Industie
direkter miteinander vemetzt werden und ein Koordinationsgeflecht bilden, bei
dem die Politik lediglich als Supervisor erscheint. In den beiden wohl am m-
eisten von der industiellen Modemisierungskrise betoffenen Ländem, England
und Frankreich, versuchte man diese Periode noch einmal dazu zu nutzen, koor-
dinierende lnstanzen einzuftlhren.
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6.3 Vergleichende Betrachtungen: Akteursdynamiken in
'Fördersystemen nach dem Zweiten Weltkrieg

Die forschrurgspolitische Steuerung der Wissenschaft findet in vielf?iltigen und
sich verändemden Akteurskonstellationen von Wissenschaftlem, intermediären
Organisationen und politischen Akteuren statt. Dies haben die Länderbeschrei-
bungen deutlich gemacht. Das Politikfeld Forschungspolitik ist mit einer Viel-
zahl von Organisationenbevölkert, derenlnteresseninsgesamt in die forschungs-
politische Strategiebildung und Implementation eingehen. Um zu verstehen,
welche Alcteursinteressen sich in Fördersystemen malJgeblich durchsetzen kön-
nen, gilt es, die Akteurskonstellationen und Alteursdynamiken nachzuzeichnen,
die ftir die Formulierung und lmplementation der Forschungspolitik ausschlag-
gebend waxen.

In diesem Abschnitt geht es in der Hauptsache um das Verhältnis von interme-
diären Forschungs- rurd Fördereinrichtungen als selbständige korporative Akleu-
re und den politischen Akteuren, die in den Fördersystemen aufeinanderfeffen.
Zwischen diesen Alteuren finden die wesentlichen Strategiediskussionen und
Entscheidungen in der Förderung der (problemorientierten) Grundlagenfor-
schung statt.

Die Länderbeschreibrurgen haben aber auch daraufaufrnerksam gemacht, daß

man weder vondenrntermdiären Organisationen ausgehen kann noch von der
Politik. [m Gegenteil, das Feld der fonchungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft ist dicht besät mit Akteuren. Um also diagnostizieren zu können, ob wir
von einer politischen Steuenmgsfätrigkeit in Fördersystemen sprechen können,
bedarf es anerst einmal einer Systematisienng mit welchen politischen Aheuren
wir es eigentlich in derforschungspolitischen Steuerung der Wissenschart zu
tun haben.

Die Länderbeschreibungen haben auf vier zentrale politßche AWeure hinge-
wiesen, die ein (rmterschiedliches) Interesse an derForschungsfördenrng gehabt
haben: Ressortninisterien, Forschrngsministerien, politische Znntrale und, in
den USA, das Parlament. Welche Interessen haben diese politischen Instanzen
in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft allgemein verfolgt?
In welcher Beziehung standen sie zu den intermediären Forschungs- und Förder-
einrichtungen rurd welche Rolle spielten sie in der forschungspolitischen Steue-

rung der Wissenschaft nach dem Zweiten Weltkrieg?

6
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6.3. I Politische Akteursinteressen an der forschungspolitischen
Steuerung der Wissenschaft

(l) Ressortministerienhaben kein Interesse an der Förderung einer wissen-
schaftlichen lnfrasbuktur oder der langfristigen lnvestition in die Wissenschaft.
Ihre Interessen sind auf die Bearbeitung relativ konkreter und abgegrenzter
Gebiete ausgerichtetwie die Optimierung der Gesundhei! derErhalt derUmwelt
oder die Förderung der Konkunenzflihigkeit der Wirtschaft. Forschung ist ftir
sie ein Hilfsmittel, ein Insbument zur Optimierung der eigenen Leistungen. Dazu
zÄhlen die Unterstiltzung der Planungsftihigkeit im Ministerium, der Entwurf
von Prognosen und Szenarios und konkrete Problemlösungsvorschläge ftir Pro-
bleme des Ministeriums. Wenn Forschung geftrdert wird, dann ist es in erster
Linie aus einem Interesse an unmittelbarer Verwertung der Forschung. Hinzu
kommt daß diese Ministerien häufig einem bestimmten Klientel verbunden sind,
dessen Informationsbedürfrrisse sie befriedigen mtissen @eispiel landwirtschaft)
oder die auf bestimmte Regulierungsleistungen über die Setzung wissen-
schaftlich-technischer Standaxds angewiesen sind @raun und Schimank lg2).
Ressortministerien sind unmittelbar an Anwendersysteme angebunden und
fungieren in vielerlei Hinsicht als Speerspitze dieser Anwender im politischen
System. Aus diesem lnteresse heraus ergibt sich, wie vor allem der Fall England
demonstriert, der ständige Versuch der Ressortministerien, intermediäre For-
schungseinrichtungen an die Relevanz ihrer Forschung zu erinnem.

Forschung ist lange Zeit kein organisatorischer Bestandteil der Ressornnini-
sterien gewesen. Eine eigene Förderungsadminisfration gab es hierftir nicht. Aus
diesem Grund konnten die Forschungs- und Förderorganisationen, die an solche
Ressorts angebunden waren, relativ autonom in ihrer Alltagsarbeit bleiben. Die
Ressorts konnten fordem, aber nicht kontollieren oder gestalten. Dies machte
Verselbständigungstendenzen solcher Organisationen möglich. Eine Instmmen-
talisierung fand, außer im Fall der Ressortforschungseinrichtungen mit haupt-
sächlich Dienstleistungsaufgaben, selten statt. Die intermediären Forschungs-
und Fördereinrichtungen mußten aber immer darauf gefaßt seiq daß die Ressorts
mit Forderungen an sie herantraten und ihr Recht als >Prinzipal< einklagten.

(2) Forschungsministerien besitzen ein allgemeineres lnteresse an der Ent-
wicklung von Wissenschaft und Forschung als die Ressoruninisterien. Sie sind
sicherlich nicht nur auf konkrete Nützlichkeit der Forschung ausgerichtet. Das
Interessante an der Position der Forschungsministerien ist, daß sie direkt an das
Wissenschaftssystem angebunden sind, während die Ressortministerien haupt-
sächlich an bestimmte Anwendersysteme angekoppelt sind. Ressortministerien
kennen von daher keine Ambivalenz von Qualität und Relevanz, wie sie das
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Fördersystem kennzeichnet. Forschungsministerien sind dieser Ambivalenz
ausgesetzt, auch wenn ihr Aufoag ebenso wie bei den aufgabenbezogenen
Forschungs- und Fördereinrichtungen eindeutig dahin geht, Forschung zum
Nutzen der Anwender zu organisieren. Forschungsministerien milssen sich auch

um die Infrastuktur der Forschrurg kllmmem, weil sonst Relevanzprogramme
gar nicht möglich sind. Die eigentliche Aufgabe ist aber die Formulierung einer
politisch motivierten Forschwrgspolitik und die Stategiebildung zu ihrer Umset-
anng.

Um nicht allein dem Urteil der Wissenschaftler verfiauen zu mtlssen und sich

als korporativer Akteur im Fördersystem behaupten zu können, milssen sich
Forschturgsministerienprofessionalisieren. Tun sie dies nicht, können sie keine
Kontrolle über die Mittelverteilung eningen und verlieren schließlich auch

Gestaltungskompetenzen. Das bedeutet, dafJ die intermediären Forschungs- und

Fördereinrichtungen es mit einer professionalisierteren Btlrokratie zu tun be-

kommen, als dies bei den Ressorts der Fall ist. Forschungsministerien bauen
eine eigene Expertise auf und haben den Anspruch, konkret zu steuem. Sie
mtissen auf Forderungen aus dem Kabinett und der Öffentlichkeit reagieren

können.
Forschungsministerien sind intern wie All- Round-Agencies (OECD I 972)

stukturiert. Sie fördem also alle Forschungsbereiche ohne spezifische Problem-
stellungrra. All-Round-Agencies lassen ihr Förder- und Forschungssortiment
allerdings durch die Scientific Community auswählen. Forschungsministerien
wählen aufgnrnd von politischen Enrägrrngen aus. Während die aufgabenbezo'
genen Forschungs- und Fördereinrichturgen sich auf ein Spektum der Problem-
gebiete spezialisiert haben, arbeiten Forschungsministerien auf einer großen Zahl
von Gebieten. Die Forschungsfördenurg kann sich von der Gnmdlagenforschung
bis hin zw angewandten Forschung und teilweise auch bis zur Subventionierung
von Entwicklungsprojekten in der Industie ersüecken. Dies erfordert Segmen-

tierung der Organisation nach innen und provoziert die Verselbständigung der

einzelnen Abteilungen, die fltr bestimmte Programme zuständig sind. Die ein-
zelnen Abteilungen sind in ihrem Bereich ebenso von den wissenschaftlichen
Leistungen einer Klientel abhängig wie die aufgabenbezogenen Forschungs-

und Fördereinrichtungen. Insofem besteht ständig die Gefatu, daß sich auch in
Forschungsministerien sektoraleNetzwerke mitder Wissenschaft herausbilden.

I 14 Damit untencheiden sie sich von den aufgabenbezogenen Forschungs- und Förderein'
richtungen (mßsionagercies), die nru in bestimmten Problcmgebieten tätig wcrden. Zu
den AII-Round Agencies lassen sich die Deaßche Forschungsgemeinschafi, du Centre

Natioml & la Reclurche Sclentltlque, die amcrikanische Nationql Sclence Foundqtion
und der frllhere englische Scieztlfic Research Council zählen,
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Forschungsministerien können also, gerade weil sie auf die Leistungen der
Wissenschaftler angewiesen sind, auch als Verbilndete der Forschungs- und
Fördereinrichtungen und der Wissenschaftler im politischen System fuirgieren.
Zwischen diesen drei Alleursgruppen gibt es gemeinsame Interessen wie der
Erhalt guter Forschungsbedingungen, das Interesse an gentlgend Mitteln ftlr die
Forschung und die Stärkung der Forschung im Kabinett. Aus diesen gemein-
samen Interessen heraus besteht fflr beide Seiten die Notwendigkeit, nicht Uber
Konfrontation, sondem ilber Verhandlung miteinander zu kommunizieren. Die
Strategie der intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen und der Wis-
senschaftlergemeinschaften ist darum auch nicht die Verweigerung der Zusam-
menarbeit mit Forschrmgsministerien, sondem die Kooperation und gleichzeitige
Einflußnahme auf die stategischen Entscheidungen innerhalb der Forschungs-
ministerien. In vielen Prmkten sind sie sogar gezwungen, den Forschungsmini-
sterien den Rlicken zu stärken, weil eine Schwächung zu Lasten aller Beüeiligten
ginge.

Wenn wir die vier Länder befrachten, zeigt sich, daß tatsächlich nur in der
Bundesrepublik ein relativ professionalisiertes und dauerhaftes Forschungs-
ministerium existiert, das heute allerdings mit dem Bundesbildungsministerium
aßammengelegt worden ist, Die Engländer haben immer wieder, zuerst 1959
mit dem Ofice of Science and Technologt, mit Formen zenftaler Forschungs-
instanzen experimentiert. Diese hatten aber nie den Status eines eigenen For-
schungsministeriums. kr den USA konnte nie, totz gelegentlicher Beshebungen,
ein eigenes Forschungsministerium venvirklicht werden. trdiglich in Frankreich
gab es mehrere Versuche, ein Forschungsministerium einzurichten, die aber
keine dauerhafte eigenständige Existenz erreichen konnten.

Forschungsministerien" so können wir abschließend formulierer5 greifen nicht
hierarchisch in die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft ein. Die
Abhängigkeit von wissenschaftlichen Leistungen impliziert eine kooperative
Verständigungsbereitschaft solcher Ministerien mit der Scientific Community
und den intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen. Diese drei Ak-
ter:rsgruppen bewegen sich in einer spannungsgeladenen Situation: Nach außen
vefireten sie relativ identische Ziele,nachinnen müssen urterschiedliche Ingi-
ken prozessiert werden. Aufgrund dieser Merkmale stellt dieses Beziehungs-
geflecht also ein rNetzwerk< dar (Mayntz 1993).

(3) Die politische Zentrale: trn seltenenFällenhabenPräsidenteneineSchirm-
henschaft fflr Forschungs- beziehungsweise Fördereinrichtungen tlbemommen.
Die Beweggründe hierfftr waren einerseits, solche neuen Einrichtungen nicht
den Pafiikularinteressen eines Ressorüninisteriums zu überlassen, und anderer-
seits hiermit das besondere Interesse der Regierung an einer bestimmten For-
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schung auszudrilcken. Beispiele hierftlr sind die Gründung des Commissariat
d'Energie Atomique in Frankreich, von lnstituten der National Institutes of
Health, des National Science Foundation oder der Atomic Energt Authority in
den USA. Ansonsten haben aber die politischen Zentalen, ob Regierungen oder
Präsidenten, in der Forschungspolitik wenig inhaltlich gestaltende Positionen
eingenommen. Wenn sie tätig wurden, ging es um globale Richtlinien einer
Forschungspolitik, die mit der sonstigen Regierungsphilosophie in Einklang
gebracht werden mußte. Die konkrete Politik wird von der politischen Zentrale

an die Ministerien, die intermediären Forschungseinrichtungen und Berater-
gremien übergeben.

Trotzdem kann die politische Tnrrftale von erheblicher Bedeutung ftir die
Dynamiken in der Entwicklung und Fwrktionsweise von Fördersystemen und
die allgemeine Entwicklung der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft sein. Die Präsidentenund sonstige Regierungschefs sindwichtige zusätzli-

che Spieler inFördersystemen, die nicht ftir die konkrete Arbeit der intermediä-

ren Organisationen, wohl aber ftir die Handlungspfade von großer Bedeutung

sein könnenl15.

(4) Parlamente:Die Länderstudien haben gezeigl, wie wenig eigentlich die
Parlamente in Europa an den Entscheidungen in der forschungspolitischen Steue-

rung der Wissenschaft beteiligt gewesen sind. Kompetenzen haben sich die
Parlamente meist in Fragen der Regulierung von Forschung zur Vermeidung
negativerExtemalitäten(gentechnologischeBeschränkungen;Ethik-Codexetc.)
erworben, nicht aber in positiv gestalterischer Hinsicht. Dies gehört allerdings
auch nicht zu ihren vorrangigen Aufgaben. In Euopa kann man deswege-n sinn-
vollerweise von einer bürolvatisierten Forschungspolitik sprechen. Die Ent-
scheidrurgen finden im administativen, exekutivem oder intermediären Raum
statt.

I 15 Einige Beispiele sollen dies belegen: So war Präsident Truman mit seinen mehrfachen
Vetos der entscheidende Hemmfaktor fflr die Grllndung der National &ience Foundation
und förderte unintendiert die Domänenexpansionder MissiowAgercies. Ebenso wichtig
war die Rolle des Präsidenten bei der Grllndung der NASA. Präsident Nixon leitete den
Niedergang der Fonchungspolitik dcs Bundes fllr einen gewissen ZeiEaum ein, indem

er die Beraters[illtur€n abschafre und die Rcssourcen veningertc. Rüsident Reagan gab

der Fonchung durch seine SDl-Initiative und seine Förderung der Grundlagcnforschung
neuen Aufuieb. De Gaulle war sowohl fflr die Grltndungdes Commissariat d'Energie
AtomiquewiederneuenForschungstruktur l958maßgeblichmiwerantwortlichhäsident
Mitterand leitete den Sozialpakt mit der Wissenschaft 1982 ein. Adenauer traf mehrmals
im Alleingang institutionelle Entscheidungen wie bei der Grtlndung des BMAt (1955),
des BMwF (1962) rmd des lfissensc@srots (1957). Die Regierung insgesamt war vor
allem in der SPDFDP Koalition von Bcdeutmg (Grllndung des BMFT) und n der Tlat-
cher/ Maj or-fsa(neue institutionclle Weichenstellungen).
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In den USA besteht eine gänzlich andere Situation. Hier spielt der Congress,
wie ausftihrlich dargestellt wurde, eine zentale Rolle im System der cft ecl<s and
balances der amerikanischen Politik. Einzelne Abgeordnete können durchaus
zu Spezialisten in der Forschungspolitik werden, da sie zum Teil lange Jahre
in den speziellen Ausschtissen, die sich mit Forschung beschitftigen, oder in den
Haushaltsbewilligungskommissionen sitzen. Das typische Muster, daß die Ex-
pertise lediglich in der Exekutive zu finden ist, stimmt also im Fall der USA
nicht unbedingt. stärker als das Executive ofice des Präsidenten selbst, ist der
Congress an konkreten Relevanzprogrammen interessiert. ln dieser Beziehung
spielt er eine wichtigere Rolle als die Departments oder die Exekutive. Dies liegt
an der spezifischen Handlungslogik der Abgeordneten. Sie mtissen ihrer Wahl-
klientel die Ntitzlichkeit der Forschungsausgaben demonstrieren. wie stark
solche Relevanzprogramme eingefordert werden, hängt von situativen Bedingun-
gen wie dem spezifischen Druck der Öffentlichkeit und den besonderen Vorlie-
ben und Erfahrungen einzelner Abgeordneter ab. Es ist aber keineswegs so, daß
der amerikanische congress grundsätzlich der Fürsprecher einen reinen Rele-
vanzpolitik gegenüber den Mission-Agencies gewesen wäre. Prinzipiell gibt es
zwei orientienrngen unter den Abgeordneten: die Nützlichkeitsorientierung,
die in den USA eine lange Tradition hat (siehe oben), und die durch das Science-
Push-Modell geprägte wissenschaftsfreundliche Orientienurg, die seit dem Zwei-
ten Weltkrieg zu den festen Leitbildern der Abgeordneten zählt. Es ist aber
deutlich, daß Bewilligung en des Congresszumindest eine Relevanzkomponente
beinhalten mtissen. In dieser Hinsicht hat der Congress immer schon steuemd
in der Forschungspolitik gewirkt. Von unmittelbarer negativer Bedeutung war
dies für die Nafional science Foundation, die lange Jalre mit einem bescheide-
nen Budget auskommenmußte, weil sie die reine Grundlagenforschung förderte,
ohne dabei strategisch nützlich zu denken.

Der Congress zählt n den starken Mitspielem in der Forschungspolitik.
Durch seine Verankerung in der Öffentlichkeit bringt er eine Komponente in
die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft ein, die in den anderen
Ländern weniger stark vorhanden ist. In Europa entscheiden die direkten Kontak-
te zwischen Wissenschaft und Politik darüber, was verhandelt wird.

Mit der Beteiligung der Öffentlichkeit ergeben sich in den USA auch andere
Handlungsstategien ftir die Forschungs- und Fördereinrichtungen und die Wis-
senschaft: Man ist nicht mehr nur darauf angewiesen, direkt mit der politischen
Adminisfration zu verhandeln, sondem kann auch die öffentlichkeit mobilisie-
ren, um die eigenen Vorstellungen gegenüber Exekutive vnd, Congress durch-
zusetzen. Dies ist zwar nicht öffentlich erlaubt, wird aber doch indirekt stark
genutzt. In vielen Fällen, dessen muß man sich bewußt sein, bedeutet die Ein-
schaltung der Öffentlichkeit allerdings auch eine verstärkung der Relevarz-
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programme, weil die Öffentlichkeit in erster Linie am Nutzen der Forschung
interessiert ist. Die NIH können zum Beispiel so viele Lobbygntppen ftlr sich
einnehmen, weil sie konlrete Hilfen fflrlftanktpitenverqprechen unr! nicht, weil
sie beabsichtigen, Gnrndlagenforschtutg zu betreiben.

Die Darstellung znigt, daß es in den vier Ländem in den meisten Fällen keinen
Akteur im politischen System gegeben hat, der zental, umfassend und mit den
nötigen Kompetenzen ausgestattet, die forschungspolitische Steuerung der Wis-
senschaft hätte anleiten können. Das BMFT und heutige BMBF in der Bwrdesre-
publik bildet hier eine Ausnahme, ist aber durch das Gegengewicht der
Selbstvenrraltungsorganisationen beschränkt. In den anderen Ländem wechselten

entweder die politischen Alteure in der Forschungspolitik ständig oder es be-

stand nnr ein zyklisches Interesse an der Gestaltung der Forschung. Es sind die
Vielfalt der politischen AWeure, ihre haufig wenig aufeinander abgestimmten

fragmentarischenlnteressenunddiezyklßcheAufmerksamkeit, die deninterme-
didren Organisationen auch im Zeitalter der politisierten Forschungspolitik
rach dem lhiege so eine bedeutende und relativ autonome Position als korpora-
tive Afueure verschffi hat.

Trotzdem läßt sichbehaupten, dafJ die forschungspolitische Steuerung der Wis-
senschaft in keinem Land ausschließlich von den intermediären Organisationen
getagen wude. Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft fand
ilbelalln Machtfigurationenstatt, an denen Wissenschaftler, intermediäre Orga-
nisationen und verschiedene politische Akteure teilhatten. Der Begriffder Figu-
ration, der ursprilnglich von Elias gepräglwurde (Elias 1986: 72:74), deutet
an, dafJ Forschungspolitik in Funktionszusammenhängen prozessiert wird: Inter-
dependente Akteure sind gemeinsam an der Erstellung eines öffentlichen Gutes

interessiert, verfolgen dabei aber Eigeninteressen und besitzen unterschiedliche
Machüessourcen. Vor allem befinden sich die Akteure in einem fortwährenden
Kampf um eine für sie gilnstigere Verteilung von Machtchancen in dieser Figu-
ration, Figurationen beschreiben Akteurskonstellationen von zwei und mehr
interdependenten Akteuren, in denen es aufgrund ungleich verteilkr und wech-
selnder Machtchancen zu einer >endogenen Figurationsdynamik< kommt, in der
die Machtbalance imrner nur instabile Gleichgewichte findet. Gesellschaftliches
Handeln wird als eine rlnterdependenzkette< solcher Figurationsmuster, praktisch

als eine Vielzahl aufeinanderfolgender Spielsituationen beftachtet (siehe auch
Elias 1976, Bd.2z 142-159). Es kann deswegen nicht genllgen, nur bei einem
Spiel stehenzubleiben, um den Prozef als Ganzes an verstehen. Wie und warum
Akteure handeln, zeigt sichnur, wenn nundie ineinanderverschachtelten Spiel-
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situationen verstehtu6. Zwar kann die gegenseitige Abhängigkeit zur Erstelhurg
des öffentlichen Gutes nicht verändert werden, wer aber tatsächlich in bestimm-
ten historischen Konjunktuen Macht austiben kann, hängt von historisch-spezi-
fischen Faktoren und vor allem von denjeweiligen Koalitionsbildungcn in der
Figruation ab. Elias geht aber noch weiten Fließgleichgewichte sind nicht belie-
big multiplizierbar. In den meisten Fällen lassen sich einige wenige rFließgleich-
gewichte< angeben, zwischen denen die Akteursauseinandersetzungen ständig
hin und herwechseln.

Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft als dynamischer Prozeß
läßt sich am besten beschreiben, wenn man versucht, diese verschiedenen Fließ-
gleichgewichte zu ermitteln. Im folgenden Teil soll es also darum gehen, die
>Grammatik der Machtfigurationen< (Sofsky und Paris I 991 : 14) in den vier
Ländem damustellen, um zu verstehen, welche Akteure in welchen Akteurskon-
stellationen Einfluß auf die Gestaltung der Forschurgsförderung gehabt haben.

6.3.2 Machtfigurationen in der forschungspolitischen Steuerung
der Wissenschaft

Machtfigurationen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft
werden in allen vier Ländem prozessiert. Grundlegend lassen sich zruei Spiele
finden, die zwar in den vier Ländem zwischen urterschiedlichen Akteuren statt-
finden können, deren Prozeßlogik aber llberall gleich istl. das Koordirctiottsspiel,
in dem sich die politische Tnnfrale darum bemtlht, die Ressortministerien und
intermediären Organisationen in eine llbergreifende Politik eirzubinden und das
Steuerungsspiel, in dem es um die direkte forschungspolitische Beeinflussung

I 16 In einer längeren Passage erläutert Elias diesen Gesichtspunkc ,Denn der anölfte Zug
in einem solchen Spiel läßt sich llberhaupt nioht mehr in angemessener Weise mit Hilfe
von Vorstellungen kurzer, einliniger Zusammenhänge erklären ... Dieser Spielzug läßt
sich nw erklären aufGrund der vorangehenden Verllechhrng der Ztlgc beider Spieler und
der spezifischen Figuration, die sich aus dieser Verflechnmg ergeben hat. Jeder Versuch,
diese Verflechtung allein dem einen Spieler oder dem anderen Spieler oder auch einer
bloß additiven Häufung der Spieler als Urheber oder Ursache zuzuschreiben, muß un-
zureichend bleiben. Erst die zunehmende Verflechtung der Zllge im Verlauf des Spiel-
prozesses und deren Ergebnis, also die dem arölften Zug vorangehende Spielfiguration,
kann zur Erklärung des ar,ölften Zuges dienlich sein. An ihr orientiert sich der einzelne
Spieler, bevor er den Zug untemimmt. Dieser Verflechtungsprozeß aberund sein jeweili-
ger Stand, die jeweilige Figuration, an der sich der einzelne Spieler orientiert , stellen elne
eigene Ordnungdar, eirunTlpvon PhdnomenenmitStruhuren, Zusammenlnngsformen,
Regelmd$igkeilen spezlfrcher Arl, die nicht etrva außerhalb der Individuen existieren,
sondem die sich eben gerade aus der ständigen Integrierung und aus der Verflechtung
der Individuen ergebenn (Elias 1986: 102-103; Hervorhebung DB).
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der intermediären Organisationen geht. Diese Unterscheidung ist wichtig, um
zu verstehen, daß sich die Akteure auf unterschiedlichen Ebenen mit zum Teil
unterschiedlichen Prozeßlogiken begegnen können. Das Budget- beziehungs-
weise der Haushalt ist dabei eines der zentralen Einflußinstrumente, das den
politischen Akteiren zw Verftigung steht, um auf die intermediären Organisatio-
nen einzuwirken.

Die Akteurskonstellationen sind sich in den Ländem insofem ähnlich, als es

sich grundsätzlich um eine triadische Figuration handelt. Unterschiedlich ist
in den Ländern nru, welche Akteur€ daran teilnehmen und welche Dynamik sich
indiesenFigurationenentfaltet.InFrankreichundEnglandspielendiepolitische
Zantale,die Ressortninisterien und die Forschungs- und Förderorganisationen
auf den beiden Spielebenen miteinander. In den USA tritt der Congress an die
Stelle der Ressortministerien, die nur eine untergeordnete Bedeutung in der
Figuration besitzen. In der Bundesrepublik fteten Bund(esforschungsminister),
Länder und intermediäre Organisationen gegeneinander an.

In tiadischen Figr.uationen sind eine Reihe von Dynamiken denkbar: So bietet
sich fflr die Forschrmgs- und Förderorganisationen die Position des Tertius Gau-
dens oder Schutzbündnisse mit einer Seite an, wenn die politischen Akteure
konkurrierend auftreten. Denkbar ist aber auch die Gefdlrdung der eigenen
Autonomie durch Steuerungsversuche der politischen Znntale, wenn die inter-
mediären Organisationen keine Schutzbtindnisse schließen können. Ich werde
im folgenden die fürjedes Land charakteristischen Figurationen darstellen, die
sowohl die Koordinations- wie die Steuenurgsversuche stukturierthaben. Von
der Art der Figruation hängt es schließlich ab, wie erfolgreich Koordinations-
und Steuerungsmöglichkeiten politische Akteure gegenüber den intermediären
Organisationen verlaufen.

6. 3.2. I England: Zentrifugaler Mechanismus und tKönigsmechanismus<

Seit 1925 kam es mit der Grlindung desCommittee ofCivil Research (Gummett
1980: 2G27) immer wieder zu Versuchen der politischen Zenfrale - entweder
verheten durch wissenschaftliche Beratergremien oder durch gesonderte Ad-
ministrationen wie das Ofice of Science andTechnologt oder das Industrie-
ministerium -, die dezenftalen Forschungsaktivitäten der Ressorts und der.Re-
search Couttcils,die ja nach dem Distanzrnodell unabhängig voneinander ope-
rierten, in einen koordinierten Ablauf zu bringen. Weder die Ressorts noch die
Research Councilskowfinnsich aufgrund ihrer rechtlichen Position an kollekti-
ven Akteuren zusammenschließen. Die Zentale hatte es also mit einer ganzen
Reihe vereinzelter, auf der dezentalen Ebene handelnder Akteure zu tun. Sicher-
lich, die Ressorts hafen in den Kabinettsbesprechungen ansammen. Sie besaßen
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aber traditionell eine hohe Souveränität gegenüber dem Premierminister und
diezentralenforschungspolitischenkrstitutionenwurden,vielleichtgeradedurch
den Widerstand der Ressorts, nie mit umfassenden koordinierenden Kompeten-
zen ausgestattet. Sie erhielten keine hoheitlichen Befugnisse, die forschungs-
politisch relevanten Akteure an sich zu binden und hatte keinen Einfluß auf die
Haushaltsverhandlungen, weil die Mittelbewilligung erst beim Finanzministeri-
um und ab 1965 beim Department of Education and Science lag.

Das Distanzrnodell schränkte die Koordinationsmöglichkeiten der Z,enttale
auch gegenüber den Research Councils ein. Das Prinzip, nicht die Ressorts zu
den Schirmhenender Resemch Councils zu machen, sollte ja die Unabhängig-
keit der Forschung schützen und dadurch die Produktivität der Forschrmg erhö-
hen. Die gleichen Überlegungen galten aber auch in Bezug auf die politische
Zenfrale.

Die Macht der Ressorthermgtümer und das Distanzmodell ließen so die gele-
gentlichen KooperationsinitiativenderpolitischenZennale lange Zeit scheitern.
Die Machtlosigkeit der politischen Znntale war also nicht, wie beim von Elias
beschriebenen >Königsmechanismus(, in der Kooperation zwischen den dezen-
tralen Akteuren begrilndet. Im Gegenteil: Der These Elias folgend hätte das
Spannungsverhältnis zwischen Ressorts vnd Research Councils der Zentale
eine entscheidende balancierende Funktion geben mtissen. Genau das erreichte
sie aber nicht. Die Akteure verweigerten jeder ftir sich die aktive Teilnahme an
der Kooperation. Da der Zenfrale der Wille fehlte, um die Kooperation durch-
zusetzen, siegten die renfüfugalen Tendenzen. Es blieb bei ständig neuen Institu-
tionalisierungen der Kooperationsorgane. Es ist deswegen richtig, bis 1979 von
einem zentifugalen Mechanismus als dem dynamischen Prinzip der englischen
Machtfiguration zu sprechen.

Erst unter Thatcher und schließlich unter Major hat die politische 7*nü,;ale
eine Vormacht in der Forschungspolitik eningen können. Dies war nur unter
Ausnutzung der Haushaltsverhandlungen möglich, weil die Zentale nun glaub-
würdig mit einem erheblichen Entzug von Ressourcen drohte, der nur zu vermei-
den war, wenn man sich den Rahmenbedingungen der Regierungspolitik unter-
warf. Unter Major wurde dies auch institutionell umgesetzt, indem dem DES
die Bewilligungsmacht tiber die Research Councils entzogen wurde, der da-
zwischengeschaltete Advßory Bowdfor Research Councils aufgelöst und eigene
zentrale Institutionen eingesetzt wurden. Damit hatten sich auch die Macht-
verhältnisse in den Haushaltsverhandlungen völlig verändert. Diese neuen ln-
stitutionen (Ofice of Science andTechnologt und das Ministry of Science and
Public Services) sind fest an die Philosophie des Kabinetts angebunden und
bilden korporative Akteure, die ein Eigeninrcrcsse an einer erfolgreichen Koordi-
nation haben. Sie sind zudem mit erheblich mehr Kompetenzen gegenüber den
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Ressorts und Resemch Councils avsgestattet worden. Aus dem schwachen politi-
schen Zentrum ist inznischen ein anmindest gleichwertiger Spieler in der for-
schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft geworden, so dafJ das Koordina-
tionsspiel zwischen drei etwa gleich starken Al:teursgruppen stattfindet. Erst
unter dieser Konstellation setzt der >Königsmechanismus< ein: Gegen eine
schwache Zentale reicht die einfache Venveigerung, weil Sanktionen nicht zu
beftirchten sind. Gegen eine starke Znnf:ale gentigt dies nicht. Hier hilft im
allgemeinen nur die dezenhale Koordination trotz ansonsten egoistischer Inter-
essen und die kollektive Organisation. Beides ist bisher nicht verwirklicht wor-
den. Bei den Resemch Councils gibt es keine Ansätze, sich zu einem kollektiven
Akteur umzuformen, obwohl die Regierung dies sogar langeZeit befürwortet
hatte. Sie plädierte hierftir allerdings aus ganz anderen Motiven heraus, nämlich
um die Kosten ftir das ganze System zu senken und ihre Kontrolle erhöhen zu
können. Die Councils haben sich hiergegen erfolgreich zw Wehr gesetzt. Eine
Zusammenlegung hätte nur dann Sinn gemacht, wenn damit auch eine größere

Unabhängigkeit gegenüber der Regierungspolitik zu eneichen gewesen wäre.
Dies offederte die politische Tnntale aber gerade nicht. Insofem schien die beste

Stategie die Beibehaltung der Fragmentierung an sein. Hinzu kommt, dafJ eine
Zusammenlegung sicherlich fflr einige weniger angesehene und damit weniger
finanzkräftige Research Councils Vorteile gebracht hätte, weil sie hierdurch
aufgewertet worden wären, die angesehenen Councils aber, wie etwader Medi-
cal Research Council, hätten an Bedeutung eingebüßt. Auch dieser Interessen-
gegensatz dürfte zur Aufrechterhaltung der Fragmentierung beigetagen haben.

ln dem Moment also, als die politische Zenftale tatsächlich die Führung tiber-
nahm, hatten die Ressorüninisterien wrd Research Councils kaum noch Veto-
Macht. Die Verweigerung auf dezentraler Ebene funktioniert dann nicht mehr,
wenn die Regierung über einfache Mittelkürzungen sanktionieren kann und dies
auch glaubwürdig androht.

Das Fließgleichgewicht ist also in der englischen Machtfiguration durch die
für zenfralistisch organisierte Staaten typische zyklische Stärke und Schwäche
der politischen Zentale bestimmt. Ist die Zennale schwach, sind die dezentalen
Einheiten auch fragmentiert stark und kann im Prinzip nicht melu als eine sekto-
rale Koordination auf dezentaler Ebene erreicht werden. Ist sie stark, ist, gerade

durch die Fragmentierung, leicht eine umfassende, hierarchische Koordination
auf zentaler Ebene möglich.

Konkrete Steuerungsversuche fanden in England meist über die Ressortmini-
sterien statt. Das Spannungsverträltris zwischen Ressorts und ftesearch Councils
ist in diesem Fall durch die politische Entscheidung gegeben, daß die Research
Councils fftr die problemorientierte Grundlagenforschung zuständig sind, die
Ressortministerien aber nru die Kompetenz haben, die angewandte Forschung
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zu fördem, Dies bedingt ein Interdependenzverhältnis: Die Ressorts bedtlrfen
der Zulieferung von verwertbarem wissen durch die Resemch councils so wie
die Research councils ihrem Aufuag nach darauf angewiesen sind, ilue For-
schungsergebnisse zur Anwendung zu bringen, und hierfftr die Ressorts brau-
chen. Das spannungsverhältnis entsteht dann, wenn die Rese arch councils ihrer
verpflichtung nicht nachkommen, sondern sich melu und mehr auf die För-
derung der zweckfreien Forschung einlassen, und die Ressorts ein wachsendes
Interesse anverwertbarenResultatenhaben, das Distanzrnodell abereine dir€kte
Vereinnahmung der Research councils unmöglich macht. Diese Konstellation
war teilweise schon in den zwanziger Jahren gegeben (im Fall des Gesundheits-
ministeriums und des Medical Research Council; Austoker und Bryder (Hg.)
1989; Austoker 1989; Landsborough-Thomson 1987), vorallem abernach dem
zweiten weltkrieg. Die hieraus resultierende Dynamik bestand aus den versu-
chen der Ressorts, die Research councils aufKooperation zu verpflichten, und
der anschließenden Reaktion der Research councils, diese Kooperationsver-
pflichtung abzuwehten, um nicht ihre eigene Handlungsfreiheit einzuscluänken.
Die wechsel in diesem spannungsverhältris zugunstender Research councils
oder der Ressorts fanden durch die Dominanz eines der beiden Leitbilder rDi-
stanzrnodell< cdrer rcustomer-Contractor< statfl Versteht man das Distanznrodell
nicht einfach nur als rechtliche Sichenurg der Autonomie der Reseorch Couttcils,
sondernals Garantie derDominanz derQualitätsorientierwrg inderForschungs-
förderung, so konnten sich die Research councils hierdurch lange Jatue vor
Zumutungen seitens der Ressorts schlltzen. Erst seit Rothschitd tat das
customer-contractor-Principle als Konkunenzprinzip auf und verpflichtete
die Research councils auf Relevanzprogramme. Die Entscheidung hierttber
wurde politisch auf höchster Ebene gehoffen. zwarlntdas prinzip bis heute
Bestand, tatsächlich kam es aber zu zahlreichen Kompromissen und Anange-
ments zwischen den beiden Akteursgruppen, die das Prinzip zum Teil entschärft
haben. Die Dynamik ist aber geblieben. Die .Rese arch Councils können ilber das
cust omer-c ontractor -Prjrruip auf ihre verpfl ichtung zur Relevanz hingewiesen
werden und sind gezwurgen, darauf zu reagieren. Gleichzeitig versuchen sie
ttber die Aufrechterhaltung und Betonung des Distanzmodells, die eualitäts-
programme an stärken und sich von den Forderungen derRessorts abzukoppeln.
Die Entrvicklungsdynamik ist relativ gleichförmig: Die Ressorts versuchen,
Zugriffauf die Research councils zu erhalten. Diese reagieren innerhalb ihrer
Möglichkeiten und versuchen, diese übergriffe abzuwehren. Dieser Dynamik
ist inzrvischen insoweit die spitze genommen, da es in einer Reihe von Fällen
zu institutionellen Arrangements gekommen ist, mit denen beide Alcteure leben
können, weil sie sowohl Mtspracherechte der Ressorts rn den councils wie auch
die sicherung der Autonomie fflr die Research councils anerkennen. sobald
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sich einzelne Ressorts aber wieder entschließen, mehl Leistungen seitens der

Research Councils einzufordern, wird die Dynamik von Neuem in Bewegung
gesetzt werden.

Aus der Sicht der Research Councils stellt sich die Situation heute schlechter

dar als kurz nach dem Krieg. Man sieht sich einer starken Tnnt.ale gegenüber,

die sie in Relevanzprograrnme einspann! und man hat durch die Einfthrung
des Customer-Contractor-Priraips einen Teil der durch das Distanzmodell
garantierten Unabhängigkeit gegentiber den Ressortministerien verloren.

6.3.2.2 Vereinigte Staaten: Tertius Gaudens und wechselnde
Schutzbündnisse

Auch im Fall der USA sind es drei Al:terusgnrppen, die eine Rolle in der for-
schturgspolitischen Steuerung der Wissenschaft spielen . Die Departments als

administativeTrägerderMission-Agencieskönnendurchaus eine Rolle spielen.

Der tibenriegende Eindruck ist jedoctU daß die Miss ion-Agencies innerhalb der

Departments eine relativ unabhtingige Position einnehmen können und wie
eigene öffentliche Unternehmen funktionieren. Dies gilt noch stärker ftlr die
>independent agencies< wie die lVafional Science Foundotion rurd die National
Aeronautics and Space Administration Im wesentlichen vollziehen sich so die
Akteursauseinandersetzungen, die meist in der Form von Haushaltsverhand-

lungen stattfindeq arischen dem Exectttive Ofice des PrtßidentenbeÄehtngs-
weise dem hasidenten selbs! demCongress, der sich als Delegierter der Öffent-
lichkeit versteht, und den verschiedenen Mission und Independent'Agencies.

Da diese Figuration bereits ausfflhrlich in den vorherigen Abschnitten gewürdigt

wurde, kann ich hier lcurz bleiben. Im Prinzip besitzen die intermediären Organi-
sationen außer ihrem Wissensvorsprung, den Kontakten zur Wissenschaft und
der Expertise einer Fördenurgsverwaltung keine Machtessource in der Figura-
tion. Die Unabhängigkeit ist furch keinerlei besondere Prinzipien geschüta wie
in England durch das Distanzmodell. Will man tlberleben, bedarf es einer sorg-

fältigen Srategie, sich weder zu deutlich mit der Exekutive ins Einvernehmen
zu setzen noch mit dem Congress. Angesichs der politischen Figuration der

Checlrs-and-Balances an'ischen Präsident wrd Congress mtlssen die Agencies

ständig damit rechnen, jeweils auf eine Seite gezogen zu werden und so den

Angriffen der anderen Seite ausgesetzt zu sein.

Es ist flir dreAgencies allerdings viel schwieriger als ftir die deutschen Wis-
senschaftsorganisationen, eine Position in der Mitrc ztr finden, in der sie als

Tertfus Gaudens aufoeten können. Dies ist nur dann möglictu wenn die beiden

politischen Akteure versucherL sich gegenseitig zu neutalisieren und der ande-

ren Seite keine einseitigen Vorteile zugestehen. In diesem Fall können die inter-
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mediilren Forschungs- und Fördereimichtungen eine neufrale Position einneh-
men. Im amerikanischen Fall geht es aber dartrm, daß beide Seiten, Präsident
wrd Congress. ihne Vormacht demonstierpn wollen und kein Stillhalteabkom-
men geschlossen haben wie Bund und länder in der Bundesrepublik. Die Agen-
cies sind hier dazu verleitet, im Angriffsfall der einen Seite mit der anderen ein
Schutzbändnir zu schließen. Wenn die I gencies also versucher; sich gegentiber

Departmentwrd Präsident unabhtingiger zu machen, ist es ratsam, ein Btindnis
mit dem Congress ntscbließeru der die Entscheidungen über die Haushaltsmittel
revidieren kann. Hierfrir hat man allerdings regeLnäßig SchuEgeld zu entichten:
Der Congress geht selteneine Koalitionein, ohnehierftireinen Gegenwert etwa
in der Form sichtbarer und nützlicher Projekte zu verlangen. Auf diese Weise
entsteht ein Abhängigkeitsverhältnis vom Congress, das, je nach politischer
Konjunkttu, erdrückend werden kann, weil die eigenen Qualitätsprogtanrme
durch immer mehr Relevanzprogrammeverdrlingt werden. In einem solchen
Fall wäre es analytisch betrachtet richtig, die Koalition mit der Exekutive zu
suchen und sich aus den Klammern des Congress zu befreien. Die Figuration
wtire danneineFiguration wechselnder Schutzbündnisse, die denMission-Agen-
cl'es schließlich eine relative Autonomie in der Bewegung von einer Koalition
zur anderen verleihen könnten. Es gibt zwar keinen Ruhepunkt, aber dadurch,
daß man ständig die Seiten wechselg geling es, sich von zu starken Zumutungen
innerhalb eines Schutzbtindnisses zu befreien. TaMchlich laßt sich eine solche
Politik der wechselnden Schutzbtlndnisse in einigen Fällen, wie etwa bei der
fuilherenAtomic Energt Authoriy oder auch bei det National Science Fouttda-
tion der ffinfziger Jalue nachweisen. Die NSF versuchte zuerst, sich eine bedeu-
tendere Position im Budgetspiel gegenüber demCongress zu verschaffe4 indem
man der Exekutive Beratungsdienste und Kooperationsdienstleistungen anbot,
die diese allerdings kaum wahmahm. Ende der sechziger Jatue ging man dann
ein Bändnis mit dem Congress ein und übematm auch Aufgaben in der ange-
wandten Forschung also Relevanzprogrammg um endlich die eigene Hauslralts-
position zu stärken. Betachtet man allerdings die National Institutes of Health,
fällt aui daß hier eine relativ beständige Koalition mischen Congress und NIH
bestand, also ein Wechsel kaum stattrand. I:n diesem Fall blieb man bis Anfang
der neunziger Jahre in einem Bilndnis und war in der Lage, die Übergriffe aus
dem Congress mit der eigenen Handlungslogik zu vereinbaren oder aber zu
kompensieren.

Man darfallerdings nicht vergessen, dafJ die Auseinandersetzung in den Haus-
haltsverhandlungen mit der Exekutive in vielen Fällen schon durch antizipatives
Verhalten seitens derlgencles entschärft wird, etwa indem man sich den Haus-
haltsvorstellungen des Präsidenten von vomherein anschließt und weniger als
eigentlich beabsichtigt anfragt oderbestimmte Projekte nach den Wünschen des
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Präsidenten selektiert. Der Verbleib in der tiadischen Machtkonfiguration ver-
langt also seitens der Agencies ein Taktieren nach allen Seiten.

Die amerikanischenAgencl:es, so läßt sich die Dynamik in der forschungs-
politischen Steuerung der Wissenschaft zusammenfassen, haben die Möglich-
keit ihre Domänen und ihre Unabhängigfteit zu schützen, indem sie Schutzbünd-
nisse mit der Exekutive oder dem Congress eingehen. Eine solche Koalition
erfolgt aber unter Tauschbedingturgen, das heißt die Agencies sind gezwungen,
fttr den Schutz des jeweiligen Parhers >Schutzgelder< zu zahlen. Die Agencies
nehmen auch in den USA die Position eines Tertius Gaudens ein, wenn sie in
der Lage sind, ihren Schutzpartrer ständig zu wechseln. Der Spielraum, diesen
Schutz zu nutzen, ist allerdings immer begrenzt. Ein Schutzb{indnis darf im
System der Checks-and-Balances nicht zur Räuberkoalition, also zum Zusam-
menschluß zweier Akteurc, um den Dritten auszubeuten, entarten. Die Agencies
dllrfen weder zn Delegierten der Exekutive noch des Congress werden, sondem
mtlssen sich immer als Delegierte beider Seiten verstehen. Dies hemmt den
eigenen Bewegungsspielraum. Wenn sie diesen Spielraum allerdings geschickt
nutzen, können sie sich eine erhebliche Autonomie bewahren.

Wenn also in den USA direkt gesteuert wird, dann geschieht dies in den Bud-
getverhandlungen avischen Congress undAgencies und seltener zwischen den
Ressortministerien und ihren Mission-Agencies.

Das System der Checks-and-Balances hat auch Auswirkrurgen auf die über-
greifende forschrurgspolitische Koordination in den USA gehabt hat. Diese ist
regelmäßig gescheitert, weil meist Institutionen mit der Koordination beauffragt
wurden, wie die National Science Foundation oder die verschiedenen Beraterin-
stanzen, denen keine Vollmacht tlber die Forschungspolitik der Ressorts und
lhrer Mission-Agencies gegebenwrude. Eine enveloppe-rechercäe wie inFrank-
reich erhielten diese Institutionen ja nicht. Koordination konnte auch nicht ttber
die ttbergreifenden Forschungs- und Bewilligungskommissionen des Congress
statfinden, weil diese nicht Forschung als selbständige Tätigkeit diskutieren,
sondem immer in Zusammenhang mit anderen Bereichen wie Gesundheit oder
Arbeit. Congress und Präsident bekämpften sich zudem fortwahrend in ihren
Hoheitsanspdlchen bezllglich der verschiedenen lnstitutionen: Der Präsident
versuchte, die koordinierenden forschungspolitischen lnstanzen in seinem
Machtbereich an installieren, weil der Congress somit kein Mspracherecht ttber
diese Institutionen erhielt. Der Congress versuchte immer wieder, bestimmte
Mission-Agencies vor dem Präsidenten an schtltzen und die Organe der Exekuti-
ve unter seine Aufsicht zu stellen. In einem solchen System lassen sich keine
dauerhafteq umfassenden Koordinationsinstitutionen installieren. Die interme-
diären Forschungs- und Fördereimichtungen profitieren davon am meisten. ln
diesem Fall brauchen sie nicht einmal Schutzbltndnisse zu suchen, weil die



Et twlcHunestrends nach I945 305

Auseinandersetzungen auf der zenfralen politischen Ebene zwischen Congress
und Präsident stattfinden, ohne daß die intermediären Organisationenandiesem
Spiel teilnehmen mtlßten. Sie gewinnen, wie die deutschen Forschungs- und
Förderorganisationen auch, wenn sie sich ruhig verhalten und die Position des
Te r t ius Gaude ns einnehmen.

6. 3. 2. 3 Franlseich: tKönigsmechanismu$ und zentrifugaler Mechanismus

Das zentalistische und etatistische System Frankreichs weist bei der Figuration
im Fördersystem eine ganz ähnliche Struktur und Dynamik wie England auf,
läßt man einmal die Förderurg der fügh-politl'cs< - Forschung außer Betracht.
Auch in Frankreich besteht eine tiadische Machtkonfiguration, in diesem Fall
avischen politischer Zentale, Ressortninisterien und Grar ds Oganßmes. Der
Unterschied zwischen Frankreich und England besteht im Wegfall des Distanz-
modells in Franlaeich,Die Grands Organismes sind eindeutig einem bestimm-
ten Ressortninisterium zugewiesen, das als Schirmhen fungiert. Bemerkens-
wertenveise bedeutet dies nicht unmittelbar eine Instrumentalisienrng der
Grands Organismes fflr Ressortzwecke. Die Grands Organismes werden als
Delegierte benachtet, die relativ eigenständig verfatuen d{lrfen und nru gelegent-
lich fflr Dienstleistungen anr Verftlgung stehen mtlssen. Schon die Entstehungs-
geschichte der meisten Grands Organismes znigt, daß es Wissenschaftler waren,
die die Grands Organismes grllrüetenund dabei in den Ressorts untersttltzende
Akteure suchten, die die Untersttltzung der Forscher als besondere Opportunität
zur eigenen Profilierung innerhalb des Kabinetts ansahen.

Ein Spannungsverhältris, wie es sich in der Beziehung zwischen Ressorts
wrd Research Councils rnEngland ausdrilckt, gibt es in Frankreich nicht, gerade
weil dre Grands Organßmes von Anfang an den Ressorts zugeordnet waren und
damit keine Trennung von ForschungstJpen in intermediäre Forschungs- und
Fördereinrichturgen und Ressortninisterien erfolgte. Die Ministerien konnten
den Grands Organismes praktisch alle Forschungsaufgaben tiberlassen und
mnßtennicht darauf drängen, daIJ die Grands Organismes&stimmte Vorleistun-
gen in der Forschung brachten, damit man die eigene Forschung durchftlluen
konnte. In dieser Hinsicht ist das Verhältris von Ressorts wÄGrands Organis-
zes in Frankreich entspannter. Die Ressorts haben oft ein weniger starkes eige-
nes Interesse an der Initiierung von problemorientierter Ressortforschung und
{lberlassen das Feld weitgehend denGrands Organßmes.Auf diese Weise taten
die Ressorts teilweise auch als Schutdrerren threr Gronds Organismes auf,wemr
die politische Zentale versuchte, die Forschnng zu koordinieren oder in die
organisationsinternen Ablfufe det Grands Organismes einzugreifen. Das Ver-
hältris von französischen Ressortninisterien und Grands Organismes läßt sich
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so am bsten als das des Schirmherrn oder, im franzäsischen, des patron dar
stellen. Die Figuration ähnelt einem Patronat,bei dem die Grands Organismes

relativ eigenständig überihre Förderpolitikentscheiden könnenund gleichzeitig

vor Übergriffen der politischen Znrftale geschtltzt werden. Sie mtissen es aber

auch zulassen, daß die Ressorts Forderungen stellen. Im Unterschied zu den

USA kann es hier aber nicht zu wechselnden Schutzbündnissen, etwa zwischen

politischer Zentale und Ressorts, komrnen. Die Grands Organismes schützten

sich in diesem Fall lange Zeit, indem sie eine dauerhafte Koalition mit einer

politischen Akteursgruppe eingingen, deren Steuerungsversuche sie relativ gut

abwehren konnte.
Das Verhältris zur politischen Zentrale verläuft ansonsten nach dem gleichen

Muster wie in England. Frankreich tat sich von Anfang an schwer, nachdem das

Centre National de la Recherche Scientifiqne als zenüale Koordinationsinstanz
gescheitert war, im politischen Zentrum eine neue Koordinationsstelle ftir die

forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft zu errichten. Erst 1958 hatte

man hierftlr die erste Konstnrktion entwickelt. ln gewisser Hinsicht waren die

Dälögation Gönörale d la Recherche Scientifique et Techniqag und die dazu

gehörigen beiden anderen Gremien machtvollerkonsruiert als die verschiedenen

Zentalorgane in England. Trotzdem verstanden es die französischen Ressort-

ministerien ebenso, ihre Autonomie in der Forschungspolitik zu behalten und

sich nicht in eine umfassende, zentalisierte Koordination einbinden zu lassen.

Das einzige Zugeständnis, rla* manmachen mußte, war die erweloppe recherche,

die dem DGRST gewisse Möglichkeiten der forschungspolitischen Beeinflus-

sung gab. Tatsächlich blieb das politische Zentr.rm aber im Endeffekt bis in die
achtziger Jalne schwach und konnte sich nie gegen die Grands Organismeswrd
Ressortninisterien durchsetzen. Es reichte auch hier, daß sich die dezentalen
Institutionen gegen zu starke hoheitliche Rechte der Zentale wehrten. Fehlte

das politische Zentnrm liberhaupt, wie vor 1958 und nach 1967, konnten die
dezenüalen Tendenzen sich weiter durchsetzen. Auf diese Weise wurden die
Grands Organismes im Grunde genommen, da auch die Ressorüninisterien nie
vergleichbare Versuche der forschungspolitischen Profilierung wie die eng-

lischen lnstitutionen untemahmen, immer stilrker utd bauten ihre Führungs-
position in der forschungspolitischen Steuenurg der Wissenschaft aus.

Die achtziger Jalue markieren den aneiten großen Versuch der forschungs-

politischen Steuerung, der sogar relativ erfolgreich war. Allerdings beruhrc der

Erfolg nicht, wie in England, allein auf der Stärkung des Zentrums und einer

dominanten Stategie derRegienng die den anderen Institutionen aufgedrhgt
wurde. Die Regienurg sicherte sich von vomeherein den Konsens det Grands

Organßmes deren Position man im Gegenzug unabhängigo gestaltete. Es han-

delrc sich dso um ein Tauschgeschäft. Vielleicht war dies ein taktisch entschei-
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dender Schachzug der politischenZ,entrale gewesen: Indem man den Grands
Organismes eine größere Unabhlingigkeit auch von möglicher Bevormundung
durch die Ressorts zugestand, konnten sie noch selbständiger als korporative
Alleure mit eigenen Interessen auffreten und dementsprechend in einen sozial-
vertrag eingebunden werden. Die Ressorts konnte man praltisch unterlaufen,
auch wenn dies in der Aufbruchstimmung der aehtziger Jahre nicht unbedingt
notwendig schien. Das Zenüum stärkte sich also nicht nur durch mehr Kompe-
tenzen und Machnessouroen, sondem auch durch eine große Koalition mit den
Grands Organismes,wodurch das bisherige Patonat zum Teil seine Funktion
verlor. Die Regierung Chirac, die nuran'ei Jabre in den achtziger Jalren regierte,
versuchte dagegen, eine Süarcgie der Stärke zu implementieren, indem man die
Forschungsausgaben ohne Diskussionen ktirzte. Dabei schwächte man allerdings
durch die Eingliederung des Forschungsministeriums in das Erziehungsministe-
rium das politische Zentrum in der Forschungspolitik wieder, so daß die alte
Dynamik eines schwachen Zentums, aber starker dezentraler Akteure mit den
üblichen zentifugalen Tendenzen wiederhergestellt war. Es ist nicht walrschein-
lich, dafJ die Regierung hiermit in der forschungspolitischen Steuerung der Wis-
senschaft erfolgreich hätte sein können. Da der Versuch nur avei Jahre dauerte,
ist diese Frage allerdings nicht zu entscheiden. Die nachfolgende sozialistische
Regierung konnte zwar noch immer auf den Sozialverhag bauen, mußte aber
selber einen Teil des Tauschgeschäftes, nämlich die Expansion der Forschungs-
ausgabe4 zuücknehmen und gefllhrdete hierdurch den Basiskonsens der Koope-
ration. ln dieser lage kam es wieder auf die Machtverhältrisse in der Triade an.
Das neu etablierte Forschungsministerium war immerhin stark genug, um als
relativ gleichwertiger Parher in der Forschungssteuerung aufoeten zu können
und auf gleicher Basis mit den Ressorts und denGrands Organßmes imBudget-
spiel verhandeln zu können. Bis 1993 herrschte so eine relativ ausgeglichene
Konstellation, in der keine Seitä besondere Vorteile oderNachteile genoß. Die
meisten Entscheidungen wurden liber verhandelte Steuerung in den Budget-
verhandlnngen vorgenommerL das durch ein dynamßches Gleichgewicht charak-
terisiert ist: Dem Forschungsministerium kommt durch die Macht des Porte-
feuille eine Einflußposition zu, die aber auf unterschiedliche Art und Weise
durch die Grands organismes austariert werden kann. Einerseits besteht das
Spiel auf Seiten der politischen Akteure darin - ich werde dies im nächsten
Kapitel bei der Befrachtung der Binnenorganisation intermediärer organisatio-
nen noch ausfflhrlicher besclueiben -, politische Interessen über die Budget-
verhandlungen in die Stategiebildung der intermediären Forschungs- und För-
dereinrichtungen zu integrieren, andererseits versuchen die Grands Organismes
aber, ihre Prioritäten in den forschungspolitischen willensbildungsprozeß irber
die Beeinflussung des Forschungsministeriums hineinzutragen.
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Die endogene Figruationsdynamik wird so in Frankreich entweder dgrch

Versuche der politischen Zentale bestimmt, die Flltrrung an sich zu reißen und

eine positive Koordination an eneichen, oder aber dqrch eine dezentale, €volu-

tionUre Dynamilq bei der die einzelnenGrands Organimres unabhängig vonein-

ander, teilweise in Auseinandersetzungen mit den Universitäten, ihre

Forschungspolitik entwerfen. Die lange 7*it,inder diese evolutionäre, dezen'

trale Dynamik in der Figuration durch ein schwaches Zenüum vorherrschte,

erklärt die tlberragende Stellung, dre denGrands Organismeshette in der fran-

zösischen forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft zukommt. Sie

können weder von den Ressorts noch von der politischen Zenfale zu wesentli-

chen Zugeständnissen gezwungen werden. Gegentiber den Ressorts tauchen

solche Konflikte duch die alte Tradition des Patronafs ohnedies selten auf.

Gegentlber der politischen ZenEale enreisen sich die Grands Organismes auch

ohne Kooperation untereinander als ar starh um sie von oben herab hierarchisch

in eine zentale Forschungspolitik einzubinden. Dies ist nur noch ltber den politi-

schen Tausch möglich. Diese Figuration im Koordinationsspiel zwischen den

intermediären ForschungS- und Fördereinrichtungen und der politischen Zentale
entspricht dem zenhifugalen Mechanismus.

6.3.2,4 Bundesrepublik: Tertius Gaudens

Die FignrationdesTertius Gaudenskemtzßichnet das Verhältnis von selbstver'
walteten Wissenschaftsorganisationen (DFG, MPG) rurd Bund und Ländern.

Da auch diese Figuration schon ausfflhrlich diskutiertwrude, kann ich lcurz sein.

Die VorauseEungen fllr diese Figuration sind: (l) ein föderalistisches System

oderjedes andere politische System, in dem sich politische Akteure mit gleichen

Kompetenzen, aber konfligierenden Zielen gegenllbrstehen und in einen Ver'
fl echtungszusammenhang eingebnnden sind; (2) Wissenschaftsorganisationen,

die als Verteter der Wissenschaft und nicht als Delegierte der Politik auflreten

rmd (3) die allgemeine Anerkennungdes Science-Push-Modells. In diesem Fall

stehen sich drei relativ gleichwertige und gleich starke Akteure gegentlber. Das

Besonder€ desTertius Gaudens ist, daß die Wissenschaftsorganisationen hier
duch den stfindig schwelenden Konflikt zwischen Bund und Ländern rurd die

Versuche der gegenseitigen Neuüalisierung in eine Spielposition hineinma-

növriert werden, die sie aus jed€m Konflih mit den politischen Alfeuren her-

aushält. Der Bund-Länderkonflikt {lberlagert gleichsam den Konflikt avischen

Politik und Wissenschafr. Autonomiegefährdungen heten in dem ttbergrcifenden

Budgetspiel praktisch nicht auf, weil sowohl Bund wie Länder sorgfältig darauf

bedacht sind, ihren eigenen Einfluß in der Dreieckskonstellation nicht zu gefähr-

den. Gleichzeitig sind aber auch Räuberkoalitionen zn'ischen Bund und Ländem
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aufKosten der wissenschaftsorganisationen ausgeschlossen, weil damit mlthsam
zustande gebrachte institutionelle Kompromisse aufgebrochen werden würden.
Die Institutionalisierung dieser Dreieckskonstellation ist damit cin vierter ent-
scheidender Faktor dieser Figuration. Die Wissenschaftsorganisationen können
auf die Autonomie ihrer Positionen verfauen. sie sind in bezug auf die Höhe
ihres Haushalts allerdings auf die verhandlungsresultate des Abstimmungs-
prozesses zrvischen Bund und Ländem angewiesen. Einen Einfluß auf das Ge-
leitzugprinzip, das die Finanzverhandlungen zwischen Bund und Ländem prägt,
haben sie nicht.

Die FigurationdesTertius Gaudens gilt sowohl in der forschungspolitischen
Koordination wie in der Steuerung auischen Bundesforschungsministerium und
den wissenschaftsorganisationen. Mit Hilfe des rGoldenen Ztigels< kann der
Bund zwar zeitweise eine dominante Position gegenüber den wissenschafts-
organisationen einnehmen, langfristig findet aber immer wieder eine Ausbalan-
cierung des ungleichgewichtes statt. wie ist das zu erklären? Mit Hilfe der rGol-
denen Ztlgel( vennag das heutige BMBF vor allem in Zeiten knapper Finanzen
zweckgebnndene Mittel erfolgreich anzubieten, weil sowohl die Mu-planck-
Ittstitute wie die Deutsche Forschungsgemeinschart von zusätzlichen Finanz-
hilfen abhängig werden. Die Akzeptanz von sondermitteln bedeutet aber immer
die Anbindung an ein Relevan4prognamm, das tenderziell dwch verdrängungs-
konkunerz in Konflikt mit den Qualitätsprogammen der wissenschaft geraten
kann. Der >bacHash< kommt zustande, weil die Länder zwar nicht direkt, aber
nach einiger Zeit auf die Politik der rGoldenen Ztgel< reagieren mllssen, um
einen Kompetenzverlust in diesen Organisationen zu vermeiden. über den Wi-
derstand der Länder, die hierbei im ttbrigen vom Bundesfinanzminister unter-
sttltzt werden, der darauf achtet, daß die eigenen lnstitutionen nicht Bundesgel-
der in Länderangelegenheiten investieren, werden die alten Verhältnisse in der
Regel wiederhergestellt. Das BMBF kann sich aufgrwrd der rechtlich festgeleg-
ten RahmenvereinbanurgenderForschungsfördenurg gegen solche Proteste nicht
zur Wehr setzen.

Das Anziehen und das Lockem der rGoldenen Zttgel< ffthrt aber in Zeiten
knapper Finanzen, in denen sich die Forschung praktisch seit den siebziger
Jahrenbefindet zu einer ständigen Dmamik von Vereinnahmungs- und Abwehr-
bemtlhungen.

Auch bei Koordinationsversuchen ist die gleiche Dynamik zu finden. Beü:ach-
tet man anm Beispiel denwssensclwfisrat als die wohl wichtigste koordinieren-
de Instanz in der deutschen wissenschaftspolitik, so laßt sich unschwer nach-
weisen, daß es im Prinzip keine Politik geben kann, die sich gegen einen der
Beteiligten richtet. Im allgemeinen sucht man einen fflr alle Seiten akzeptablen
Kompromiß (vgl. Berger 1974; Foemer 1981, Stucke 1993).
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Wenn wir die verschiedenen Figurationen in den Spielen zusammenfassen,

erhalten wir das in Übersicht 4 dargesrcllte Bild:

Übersicht 4 funamiken in den Maüffiguntimen derlorschugigdltislpn Kandlnation
nach dem Zweiten Weftkteg

England USA Frankreich BR
Deutsch-
land

Steuerung Distanzmodell
(fhatcher und
Malor: Kompro.
mißmodell)

Wechselnde
Schutzb0nd-
nisse

Patronat Tertius
Gaudens

Koodination Scfiwacfies Zen-
trum
(fhakfier und
Major: Königs"
mechanismus)

Teilius Gau-
dens

Zentrifugaler
Mechanismus

Teilius
Gaudens

Was bedeuten die Figurationennrmallgemein fflrdie politische Steuerungsffttig-
keit in der forschungspolitischen Skuerung der Wissenschaft?

Die Darstellung der Figurationen zeigt, daß forschungspolitische Prioritäten-
und Stategiebildung durch die InteressenkallCile einer Reihe interdependenter
Akteure mitbestimmt werden. Politischc Akteure haben in diesen Figurationen
eine gewichtige Stimme, das Resultat, die forschwtgspolitische Koordination
und Snarcgie, ist aber das Ergebnis eines strulfitrierten Interessenspiels. Eine
umfassende Koordination aller Akteure der Forschungspolitik hat es hi€üei ganz

selten gegeben. England ist zw Zeit vielleicht das einzige Land, das sich eine

forschungspolitische Struktur gegeben hat, bei der im Prinzip alle saatlichen
Forschungs- und Fördereinrichtungen {iber den Königsmechanismus in eine

zental formulierte und ordnungspolitisch orientierte Forschungspolitik einge-

bunden werden können. Es bleibt allerdings abzuwarten - die institutionellen
Anderungen wurden je erst vor kurzcm eingefilhrt -, inwiefem hiermit auch

tatsächlich ein Gleichklang in der Forschungspolitik entsteht. ln den anderen
Ländern ist eine umfassende Koordination höchstens situativ möglich: Dies
znigendie gelegentlichen Großprojekte in den USA (NASA; Krebsforschung;
McDougall 1985; Hohlfeld 1979), die beiden Solidarpakte in Franlaeich (1956;

1982) und das Zrsammenspiel der deutschen Forschungsa}ceure naph der deut-

schen Einheit (Mayntz 1992,1994). Strukturer\ damit eine solche Koordination
längerfristig sein kann, haben sich in diesen Ländern bisher nie durchsetzen
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können, auch wenn der deutsche Wissenschafisra eine solche Aufgabe in Ansät-
zen übemommen hat. In den USA können sich die Agencies durch die Kompe-
tenzstreitigkeiten von Parlament und Regierung der umfassenden Koordina-
tion entziehen; in Frankreich herrscht zu oft der zenüifugale Mechanismus vor
und in der Bundesrepublik setzten die Politikverflechtung trnd der hohe Kon-
sensbedarf mit den Selbstverwaltungsorganisationen hohe Hürden fllr eine um-
fassende Koordination. Institutionalisierungsversuche hat es, wie gesag! überall
gegeben. Sie wurden in den Länderberichten beschrieben. TlAisch war aller-
dings, daß man der Wissenschaft, die solche Institutionen meist leitete, nie ho-
heitliche Rechte überantwortet hat. Dies ftihrte zu dem bekannten Gefälle zwi-
schen den Erwartungen an die Koordinationsleistungen solcher organe und den
Möglichkeiten dieser Institutionen, die anderen forschungspolitischen Akteure
in eine gemeinsame Politik einzubinden. In fas allen Fällen konnten die Ressort-
ministerienundintermediärenForschungs-undFördereinrichtungenverhindem,
daß sie ihre eigene Strategiefahigkeit verloren. Dies ist der tiefere machtpoliti-
sche Grund daftir, daß die Bedeutung der intermediären Organisationen ftlr die
forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft so groß ist.

Fast immer werden die Haushaltsverhandlungen von der Politik dazu genutzt,
Einfluß auf die Politik der Förderorganisationen auszutiben. Eine Ausnatrme
ist nur die Zeit, in der in England das Distanzmodell henschte. Ansonsten veßu-
chen der congress in den usA und die Forschungsministerien in Frankreich
und Deutschland, die Haushaltsverhandlungen zu gebrauchen, um ihre Vorstel-
lungen in die Stategiebildung der intermediären Forschungs- und Förderein-
richtrmgen einzuschleusen. In der Figuration des >dynamischen Gleichgewichts<
hlingt dies vonden Verhandlungen und denjeweiligen Machressourcen ab und
man muß sich zum Teil aktiv um die Zustimmung der intermediären
Forschungs- und Fördereinrichtungen bem{lhen, wenn es sich um die Figuration
der >wechselnden Schutzbündnisse< oder des rTertius Gaudens< handelt.

Die politische Steuenrng tiber Ressortninisterien, die in Frankreich und Eng-
land stattfindet, ist relativ erfolglos geblieben, wenn sie überhaupt stattgefunden
hat. Oft geben sich die Ressorts damit zufrieden, den intermediären Forschungs-
und Fördereinrichtungen weitgehende Freiheit zu lassen. Nur in England hat
das Distanzrnodell zu einem Dauerkonflikt um die Steuerung der Forschungs-
politik der Research Councils gefflhrt. In der Bundesrepublik spielen die Ress-
orts aufgrund der starken Stellung des Fonchrmgsministeriums kaum eine Rolle,
während sie in den USApraktisch die gesamte Aufgabe der aufgabenbezogenen
Forschungsftirderung an ihre Mission-Agencies abgegeben haben.

Die Figurationen offenbaren, daß die Politik in den seltensten Fällen hier-
archisch eingreifen kann oder der dominante Akteur in der Figuration ist. Fast
immer ergeben sich ftir die intermediären Forschungs- und Fördereimichtungen
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in den Figurationen Ausrryeichmöglictrkeiter\ die eine Koordination oder inhaltli-
che Steuerung kaum ermöglichen. Lediglich in England scheint der rKönigs-
mechanismus< Grundlagen fflr eine politisch stärkere Steuerungsfähigkeit gelegt

zu haben.
Dies bedeutet nicht, daß die Politik nicht erfolgreich ihre forschungspoliti'

schen Ziele umsetzen könnte. Sie muß sich aber ins Einvemehmen mit den

intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen setzen und {lber Verhand-
lungen und Tauschgeschäfte versuchen, einen Konsens tiber die forschungs-
politischen Stategien zu eneichen. Dies macht denVerhandlungsprozefi mit
den intermediären Organisationen, der meist in den Budgenerhandlungen statt'

findet, zum entscheidenden Prozef in derforschungspolitischen Steuerung der
Wissensclafi.Im nächsten lGpitel sollen dieser Prozeß und die Möglichkeiten
der politischen Steuenutg in diesem Prozeß näher beleuchtet werden.

Abschließend sollen drei Dinge festgehalten werden:

(1) Auffallend ist, daß die Differenz von rstaatlichen< (Deutschland, Frank-
reich) und rnicht-staatlichen< (USA, England) Ländem, die vor dem Krieg noch

maßgeblich die Art der Institutionalisierung bei der Herausbildung von Förder-

systemen erklärte, nach dem Krieg praktisch keine Rolle melu spielt. Die Politi-
sierurg der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft hat in allen Län-
dem zu einem aktiveren Engagement der Politik gcffthrt. Kein Staat wollte es

offensichtlichnach dem Zweiten Weltlcieg anlassen, den Anschluß an die tech-

nologische Entruicklung zu verlieren. In England fand ein deutlicher Wechsel

in der Regierungsphilosophie vom Laissez-faire za sozialistischen Planungs-
gedanken statt. In den USA hatte sich bereits mit dem New Deal angekilndigt,
daß diefederal government in Zukunft interventionistischer aufueten wollte.
Ftlr die weitere Dynamik in der Entwicklung der Fördersysteme ist diese Diffe-
renz damit nicht mehr ausschlaggebend. Die Erörterung der Figurationen zeigt
dagegen, dafJ offensichtlich die Differenz avischen zentralistlsch gefi)hrten
Staaten (Frankreich, England) rmd Staaten mit vertiksler oder horizontaler
Gewaltenteilungbei gleiclaeitiger Machtverschrdnhtng,wie wir sie im bundes-

deutschen Föderalismus durch die Politikverflechtung urd in den USA durch
dasCheclrs-and-Balances System anischenPräsident rmdCongress vorfindenrrT,

fflr die unterschiedliche Dynamik wichtig war. Die intermediären Forschungs-

und Fördereinrichtungen in den Ländern mit Gewaltenteilung konnten durch

ll7 In dcn USA spiclrc also geradc nicht die vertikalc Gcwaltenteilung, Fotz ßderalistischer
Stuktur, dic cntschcidcndo Rolle, wcil dio Fördcrkompetcnzcn fast vollstättdig auf den

Bgnd llbcrgcgangcn warcn und die Stsres es nicht daraufanlegtcn, dicsc Vorschicbuttg
zu korrigicrcn,
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das sich entwickelnde Kräftespiel autonomer und gesicherter bleiben als die
Organisationen in den zentalistischen Ländern, die immer wieder mit größeren
politischen Reformen des Gesamtsystems der Forschungspolitik oder hierarchi-
schen Einzelentscheidungen zu rechnen hatten. Die zentalistischen politischen
Systeme ftihren nach dem Zweiten Weltkrieg eher zur Dynamik des rKönigs-
mechanismus<, während die Länder mit Gewaltenteilung den intermediären
Organisationen die Position des >Tertius Gaudens< oder wechselnde Schutzbtind-
nisse erlauben.

(2) Es gibt nach dem Zvteiten Weltkrieg keine eindeutige Entwicklungsrich-
tung in den Fördersystemen. ln den vier Perioden der forschungspolitischen
Steuerung der Wissenschaft wechseln sich Vereinnahmungsversuche der Wis-
senschaft, Verselbständigungstendenzen intermediärer Organisationen und
Steuerungsversuche der Politik ab. Es ist gerade das Vorhandensein aller T-
endenzen in den intermediären Systemen, die die endogene Figurationsdynamik
auslöst. Auch aus diesem Crrund ist die forschungspolitische Steuerung der
Wissenschaft tiber intermediäre Systeme heute mehr denn je ein dynamisches
IGäftespiel zwischen korporativen Akteuren, die diese Tendenzen verkörpern.

(3) Die Figurationen haben auch gez.eigl,dafJ es wenig sinnvoll ist, von einem
Steuerungszentum in der Forschungspolitik auszugehen. Um zu erkennen, ob
und wie gesteuert wfud, b€darf es einer Analyse der Dynamiken und Spiele im
Fördersystem und nicht der Beobachtung eines Steuerungszenfrurns in der Poli-
tik. Dieses läßt sich kaum orten. Politische Steuerung der Wissenschaft findet
innational-spezifischenundtypischenMachtfigurationenstatt. DieFigurationen
stulturieren das Verhandlungsspiel in Form von Machtgleichgewichten. Figura-
tionen weisen auf Interdependenzen hin, das heißt jeder Akteur, der eine Steue-
rungsinitiative ergreift, ist darauf angewiesen, sich innerhalb der bestehenden
Figuration mit den anderen Akteuren auseinanderzusetzen. Die forschungs-
politische Steuerung der Wissenschaft ist so immer kollektive Steuerung tiber
intermediäre Systeme. Die einzelnen Alteure gehen rational und mit Shategien
in dieses Interessenspiel hinein, das Resultat entspricht aber selten einer ein-
heitlichen, rationalen und konsistent durchdachten Strategie. Was als Steue-
rungssignal herauskommt, ist schwer vorausansagen, weil viele situative und
kontingente Faktoren hinzuheten, die die Kräfteverhältnisse und Sfategiemög-
lichkeiten beeinflussen. Es läßt sich aber,je nach dem bestehenden Fließgleich-
gewicht der Figuration, abschätzen, welche Chancen der Umsetzung die Steue-
rungsversuche eines Alteurs haben. So ist es wahrscheinlich, daß ein Steue-
rungsversuch der politischenZenfrale in der Figuration rzenhifrrgaler Mecha-
nismus< sehr walrscheinlich von den dezenfralen Mitspielem abgewehrt oder
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zumindest so weitgehend abgeschwächt wir{ daß er mit den lnteressen dieser

Akteure kompatibel wird. Steuerungsversuche sind also von vomherein >frgra-
tionsrestingiett<.

Die eigentliche Dynamik in denFigurationen resultiert aus der Differenz der

beiden hogramme Relevanzund Quatitag die itber das Fördersystem prozessiert

werden müssen. Die Politik venucht tlpischerweise, die Relevanz als Informa-
tionund Entscheidungsprogranrm im Fördersystem zu stärken, wobei sich al-
lerdings, wie gezcigldie einzelnen politischen Akteure unterscheiden, wäluend
die intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen aufgrund ihrer Mittler-
stellung darauf angewiesen sind, beide Programme miteinander zu vermischen,

dte All-Round Agencies sogar eindeutig ftir die Implementation der Qualittits-
programme zuständig sind.

Jederpolitische Steuerungwersuch fordert also die intermediärcnForschrurgs-

und Fördereimichtungen zur Reaktion heraus. Ihre reflexiven Interessen und
ihr organisatorisches Gleichgewicht werden gestört. Ihre optimale Situation ist
es ja" im Gleichgewicht anischen Qualitlits- und Relevanzprogrammen zu blei-
ben, um keine Seite zu verschrecken. Dies weist damuf hin" daß funktionalisti-
sche Thesen" wie sie etwa in der Dritte-Sektor-Theorie verüeten werden, egal

ob sie einen rfunktionalen Dilettantismusr (Seibel 1992) oder einen >funktiona-

len Expertismus< (Offe 1975) vermuten, im Fall von Fördersystemen wenig
erklärungsl$äftig sind. Fördersysteme entwickeln ein Eigenleben und eine Eigen-

dynamilq die keine Voraussagen tlber ilue Funktionalität möglich machen . Zwar
mag die Politik die Aufgabe der Förderung an verselbständigte Verwaltungsein-
heiten abgeben mit dem Ziel, hierdurch entlastet zu werden oder besser und

schneller ihre Strategien umsetzen zu können, sie rechnet aber gerade nicht mit
deren Verselbständigrrng. Die Betachtung der Funktionsweise von Fördersyste-

men nach dem Zweiten Weltkrieg lehrt, daß die Politik zwar in vielen Fällen
aktiver und engagierter bei der Gdlndung von Forschungs- und Fördereiruichtun-
gen auftat und diese Einrichtungen auch durchaus als funktionale politische

Gebilde verstand, daß sie aber kaum in der [.age war, diese lnstitutionen auch

tatsächlich an steuern. Die intermediAren Forschungs- und Fördereimichtungen

wuchsen zu selbständigen korporativen Akteuren heran und tnrgen so zu der

Herausbildung von Figurationen in der forschurgspolitischen Steuerung der

Wissenschaft bei, in denen Fließgleichgewichrc und Eigendynamiken dominie-
ren.
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Die Mikroebene der forschungspolitischen
Steuerung der Wissenschaft : Interessenvermittlung
in Förderorganisationenr I I

Die politische steuerungsfähigkeit in der forschungspolitischen steuerung der
Wissenschaft ist, wie das Ergebnis des vorigen Kapitels zeigt, prekär: Versteht
man unter steuerungsfähigkeit die Eigensbhaft des staates, kohärente Ziele und
strategien zu entwickeln und diese tiber eine Koordination der wichtigsten be-
teiligten Organisationen und Akteure zu implementieren, dann wies keines der
vier Länder eine hohe politische Steuerungsfähigkeit auf. Stategiebildung und
Koordination fanden zwischen einer vielzahl von politischen lnstanzen, wissen-
schaftlichen Beratem und intermediären organisationen in verschiedenen Spie-
len und Figurationen statt. Dabei konnten die politischen Akteure zwar zum Teil
dominieren, im Grunde genommen wurden aber fast alle Auszahlungsmaüizen
des Spiels schließlich durch einen Verhandlungs- und Tauschprozeß bestimmt.
Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft erwies sich als ein Kräfte-
spiel, in dem drei Kräftevektoren wirkten: Die Vereinnatrmungsbestebungen
von Wissenschaftlern in bezug auf die Definitionsmacht über die Verteilung
öffentlicher Fördermittel; die vereinnahmungsversuche politischer Akteure
gegenüber den intermediären Organisationen und der Wissenschaft, um die

I l8 Die hier dargelegte Analyse benrht im wesentlichen auf einer Serie von Interviews, die
ich mit Forderadministratoren auischen 1990 und l99l sowie in Ftanlaeich noch einmal
1993 gefllhrt habe (Instint Nationale de la Santö et de la Reclerclu Mödicalei National
btstiuteofHealth:,MedicalResearchCoattil;PtojeklträgertForschungundEntwicWung
im Dienste der Gesmdheit< des BMBF; Centre National de la Recherche Scientifique;
Nationol Science Foundation; Deutsche Forschungsgemeinschofr)wdder Teilnahme
an verschiedenen Sitarngen &sGeswdheitsforsclungsrates des damaligen BMFT. Zur
Einschätzung der fianzösischen Grazdr Organismeshabeich zusätzlich dankbar von den
Analysen von Krauss (1993) Gebrauch gemacht, der ebenfalls zahlreiche Interviews in
Frankeich durchgefflhrt hat. Ftlr die Binnenorganisation der Förderorganisationen wurden
ansonsten Jahresbroschllren, Strategiepläne und sonstige Übersichten durchgesehen.
Selbstventändlich wurde auch aufSekundärliteratur, insoweit vorhanden, anllckgegriffen.
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eigenen forschungspolitischen Ziele zu definieren und umzusetzen; und schließ-

lich die Verselbständigungstendenzen der intermediären Organisationen gegen-

tiber politischer Fremdbestimmung.
Die Förderorganisationen bildeten dabei zweifellos das Zentrum in der for-

schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft. In allen >Spielen< wurde von
politischer Seite aus versuch! Einfluß auf sie zu nehmen, sei es, um sie in eine

umfassende Forschungspolitik zu integrieren, sei es, um Relevanzprogramme

in den Förderentscheidungen zu stärken. Förderorganisationen stellen den Kon-
takt zur Wissenschaft her und mtissen gleichzeitig der politischen Seite Rede

und Antrvort stehen. Sie sind die Institutionen, in denen wissenschaftliche und
politischeKräfteunmiuelbaraufeinanderneffenundkoordiniertwerdenmilssen.
Kntz, wer die Politik der Förderorganisationen bestimmen kann, verftlgt aller
Watrscheinlichkeit nachtlber die Vormacht bei der forschungspolitischen Steue-

rung der Wissenschaft.
Unbeleuchrct blieb bisher, wie konkrete politische Steuerungsansprliche in

den Förderorganisationen aufgegriffen und implementiert werden. Die OECD
(1991a) und andere Autoren haben lediglich aufgezeigt, wie komplex der Inter-
aktionsprozeß an'ischen Wissenschaft, Förderadministation und Politik abläuft
und wie untlbersichtlich der Entscheidungsablauf ist. Mit welchen Strukturen,
Akteuren und Prozessen die Entscheidungsbildungsverfahren innerhalb der

Förderorganisationen verlaufen und welche Berticksichtigung politische Inter-
essen hierbei finden, ist nach wie vor ungeklärt. Die Aufgabe dieses Kapitels
ist es, Licht in das Dunkel der intaorganisatorischen Entscheidungsverfahren
von Förderorganisationen zu bringen. Erst dann lassen sich auch Aussagen dar-

tlber teffen, inwiefem Förderorganisationen dr.uch wissenschaftliche Interessen

vereinnattmt sind, die Organisationsinteressen der Förderorganisationen eine
intenrenierende Rolle im >Zahlungsprozeß< spielen und die politischen Interessen

berilcksichtigt werden.
Das Kapitel ist in an'ei Abschnitte unterteilt Um zu verstehen, welche Macht

die politischen Instanzentatsächlich in der Förderorganisation ausüben können,

bedarf es einer näheren Darstellung det Ziele des politischen Akteurs in der
forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft und seiner Möglichkeiten,
auf die Förderorganisationen einzuwirken. Dabei ist es notwendig, die Förder-
organisationen nach ihrer rNähe zw Politik< zu unterscheiden. Die formale
Ausprägung der unterschiedlichen >Verselbständigungsgrade< gegenllber der

Politik wird antnnd einiger Fallbeispiele im ersten Abschnitt (7.1) dargestellt.
Im zweiten Abschnitt (7.2) wende ich mich der Binnenorganisation und den

Entscheidungsabläufen auf den verschiedenen Ebenen des Förderhandelns in
den Förderorganisationen zu.
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7.1 Formale Gestaltungsmacht der Politik
in Förderorganisationen

Die forschungspolitische Steuerung gehört zu jenen Politikfeldern, dies wurde
in Kapitel 4 ausgeftihrt, in denen zu Steuerungsavecken überwiegendfinaruielle
Anreizprogramine venvendet werden. Das wesentliche Problem dieses Steue-
rungsinstuments besteht einerseits darin, den finarziellen Anreiz der Maßnah-
me, die rMotivationskomponente<, athaktiv genug zu gestalten, und andererseits
ilber die >Regulierungskomponente< die beabsichtigten Steuerungseffekte zu
eneichen. Um dies erfolgreich durchftihren zu können, bedarf es der Informatio-
nen tlber die Verhaltenspräferenzen und die Motivsünrktur der Forscher. Es ist
die Aufgabe der Förderorganisationen, diese Präferenzen und Motive zu er-
mitteln und den richtigen >Mix< von Motivations- und Regulierungskomponente
zu finden, der die politischen Steuerungsziele verwirklichen kann.

Der entscheidende Punkt im Verhältnis von politischen Aufoaggebern und
den Förderorganisation als Aufuagnehmem ist die Übermittlung von politischen
Relevanzprogrammen an die Förderorganisationen und die Übersetzung dieser
Relevanzprogamme in Handlungsprogrcmme der Forschungsfö,rderung. Es ist
in der Forschungspolitik invielen Fällenjaso, daIJ die Übergabe von politischen
Entscheidungs- und Handlungsrechten an die Förderorganisationen keineswegs
vollständige Selbstbestimmungbedeutet. Förderorganisationenerhaltengewisse
Kompetenzen, nur selten aber verftigen sie über die alleinige Definitionsmacht
ihrer Organisationsziele. Wie beim korporativen Akteur formulieren die rAnteils-
eigler<, also die politischen Geldgeber, immer wieder aufs Neue ihre Wünsche
und Vorstellungen, die die Organisation zu verwirklichen hat.

Eine eigene Formulierungskompetenz, die sie gegentiber den Förderorganisa-
tionen geltend machen kann, entwickelt die Politik, wenn sie kein eigenes For-
schnngsministerium beaufoagt, allerdings lediglich auf der globalen politischen
Zielebene, also im Parlament, in der Regierung sowie in den Beratungsorganen
des Kabinetts. Die hier formulierten Ziele können aber nicht detailliert sein. Auf
dieser Ebene werden lediglich die forschungs- und technologiepolitischen Glo-
balziele und langfristigen Pläne der Regierung unter Berücksichtigung der son-
stigen wirtschafts- und sozialpolitischen Ziele formuliert. Die Globalziele sind
dabei sehr weitläufig definiert, wie zum Beispiel die verstärlde Förderung der
Grundlagenforschung, die lntensivierung der Kooperation von Universitäten
und Indusüie, der Ausbau der Raumfahrtforschung oder die Bekämpfung von
Krebs. Auf dieser Ebene werden den Förderorganisationen nicht mehr als all-
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gemeine Problemorientierungen vorgegebenrre .Das >fine+uning< erfolgt auf der
sfiategischen und operationalen Ebene.

Auf der programmatßclwn Zielebene (siehe hierzu auch OECD 1991a: 23-37)
werden die globalen Ziele nHandlungsprogamme der Forschungsfärderung
oder Forschung tibersetzt. Erst hierdurch können die Förderorganisationen die
politischen rSignale< empfangen und bei den Entscheidrurgen über rZahlen< und
rNicht-Zahlen< berücksichtigen. Aufdieser Ebene, die weitgehend in die Förder-
organisationen hinein verlagert ist, nimmt die Politik an'ar häufig teil, tlberläßt
aber im wesentlichen der Wissenschaft und der Förderadministration die Über-
setzurgpolitischallgemeinerZiele inkonkrete Förderprogramme (siehe unten).
Die OECD macht zurecht darauf aufinerksam, daß die prognmmatische Formu-
lierungsebene in vielerlei Hinsicht das Zentum der Forschungspolitik ist. Das,
was rnan den Kem einer Forschungspolitik nennen wtirde, die zweclcationale
Umsetzung allgemeinerpolitischerZiele, findet aufderprogrammatischen Ebe-
ne statt.

Die letzte Ebene des >Operationalisierungsprozesses(, den die politischen
Ziele dnrchlaufen müsserg um implementiert werden an könnerq istdie operative
Ebene. Auf dieser Ebene erfolgen im Falle extramuraler Förderung die Aus-
schreibungen der Förderprogramme rxrd ihrer Schwerpunkte beziehungsweise,
in der innamuralen Forschung, die Festlegung von Forschrmgsprojekten in den
Forschungsabteilungen. Politische Verteter haben in diesem Bereich keinen
Einfluß.

Die Interaktion anischen Politik und Förderorganisation konzenftiert sich
also auf die Ebene der programmatischen Zielformulierung. Hier werden die
Fordenrngender Politikmit denlnteressen der Wissenschaft rmd den Eigeninter-

I 19 Die Fördenrng der Gesundheitsforschung im Gesundhcitsforschungsprogramm der Bun-
desregierung solltc arm Beispiel dafllr sorgen, daß ,krmkmachende, aber auch gesund-

heitsfördemde Faktorpn, L,cbensweisen und Leberabcdingungen analysiert und die Ursa-
chen von lQankheiten und Möglichkeitcn an ihrcr Vermcidung erkannt werden. Die
Forschung solltc daar beinagen, daß dic gesundhcitspolitischen Lritlinienwie Chancen-
gleictrheit, kisurngsfthigkeit Bedarßgerechtigkeit, Wirtscha$lichkeitund Finülzieöar-
keit des Gesundheitswesens €r€icht werden könnten @undesministcrium fflr Forschung
und Technologic (Hg.) 1978: 3E). Bei der Grllndung von Förder- und Fonchungsein-
richtungen sind die Vorgaben noch allgemeincr gehalten: So hatrc der englisctre Medicd
ReseochCoutpjlim Bersich der@io)rnedizinischc,n Fonchungdie statistischen Methe.
denangürke'n" allgemeindieForschugsansrengugenzrfördemundsclbstan initiieren,
dic vortandenen Kcnnhissc ar analysiercn und bcstshendc Dcfizite llber Forschuttg ztt

beseitigen (landsborouglr-Thornson l9E7:72\. Die ersten Großforschungseinrichnmgen
inderBundesrrpublikhaüenmitHilfederKemreaktorenGrundlagenproblemedereiperi-
mentcllen physikalischcn Forschung zu bcqrbeiten, die nicht näher spczifiziert wurden
(Truto 1994: 539; Hohn und Schimank 1990).
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essen der Förderorganisation vermittelt. Diese Interaktion stellt den Kem des
Interessenvermittlungssystems in der Forschungsfö,rderung dar und entscheidet
darüber, ob die strukhrelle Kopplung arischen politischem System und Wissen-
schaffssystem erfolgreich hergestellt werden kann. Wenn politische Steuerung
erfolgt, dannmuß sie imstande sein, aufdieserEbene eine stukturelle Dominanz
zu erreichen.

Es ist zu erwarten, daß die Möglichkeiten der politischen Akteure, auf dieser
strategischen Ebene auf die Förderorganisationen und ihre Ziele einzuwirken,
von dem Grad der Verselbständigung der Organisationen abhängig ist. Bei der
Beschreibung der Evolution von Forschungs- und Förderorganisationen waren
die Organisationen in fttnf Typen der Verselbständigung eingeteilt worden. In
der Abbildung 3 wird nach den gleichen Einteilugslaiterien eine Übersicht uber
die heutigen Forschungs- und Förderorganisationen gegeben.

Gegenüber den Forschungs- und Förderorganisationen, die lediglich rcinen<
Grad der Verselbständigung aufiveisen - die also nur organisatorische Selb-
ständigkcit avfvteisen, aber im allgemeinen kaum eigene Entscheidungsrechte
besitzen und auch keine Adressaten aufden Entscheidungsebenen eingebunden
haben -, besitzt die Politik hierarchische Einflutlmöglichkeiten. Solche Förder-
organisationen sind so eng an die staatliche Administation angebunden, daß
ihre Freiheiten, sich >opportunistisch< (Williamson 1975) zu verhalten, stark
eingeschränkt werden. Die Politik besitzt Weisrmgsbefugnisse, die sie im Zwei-
felsfall einsetzen kann. Im Grunde genornmen läßt sich diese Beziehung zwi-
schen politischem Aufoaggeb€r und Förderorganisation, wie Coleman beschreibt
(Coleman 1990: 148), als Hen-Knecht-Beziehung darstellen, in der den politi-
schen Aheuren detaillierte Kontollrechte zustehen und sie zwar das Recht auf
Handeln abgegeben haben, nicht aber das Recht aufEntscheidung.

Diese Möglichkeit einer etatistischen Steuerung gegenüber intermediären
Organisationen kann aber zweifellos gerade das zunichte machen, was die Ver-
wendung einer intermediären Ebene funktional macht: Nur durch die Distanz
zur unmittelbaren Saatsverwaltung erlangen die Förderorganisationen ja Ver-
tauen im Wissenschaftssystem und können die Adressaten und ihr Wissen in
die Implementationsverfahren eingebunden werden. Hierarchie verringert zwar
das rmoralische Risiko< @reton und Wintobe 1982), es senlct aber zweifellos
auch die Effrzienz und kgitimität der Förderverfalren. Die Vorteile der Delega-
tion an intermediäre Organisationen (Objektivität; die Möglichkeit zu experi-
mentieren; das Vermögen eine Expertenadministation auszubilden; Flexibilität;
Wirtschaftlichkeit und Effizienz) sind nur dann gegeben, wenn solche interme-
diären Organisationen weitgehend unabhängig sind. Hierarchie und Verftauen
verhalten sich also umgekehrt proportional zueinander.
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ln Fördersystemen ist Verbauen zudem die Vorbedingung fflr effizientes Han-
deln. Der Staat muß also das richtige Mischungsverhältris anischen Vertrauen
und Reduzierung des Risikos erreichen. Eine der Möglichkeiten hierfflr ist der
Einsatz nicht-etatistis cher Steuerungsformen (Schimank und Glagow I 984).

Bei den nicht-eatistischen Steuerungsformen läßt sich einerseits eine >ver-
ordnete Selbststeuerrng< unterscheiden, in der vom Staat gegrtlndeten quasi-
staatlichen Organisationen (Verselbständigungsgrad zweiter und dritter Ord-
nung)undstaatlichenOrganisationenmiteinemVerselbständigungsgradminde-
stens zweiter Ordnung hoheitliche Rechte in Selbstverwaltung tlbertagen wer-
den. Die Politik ist bereit, auch einen Teil ihrer Entscheidungsrechte in der For-
schungsförderung an die Förderorganisationen abzugeben, etwa das Recht, ttber
konkrete Programme der Forschugsförderung zu entscheiden. Andere Rechte,
wie die Benennrmg allgemeiner Zielsetzungen in der Forschturgspolitik, kann
sie sich aber vorbehalten.

Oder man gewährt fast-staatlichen Selbstverwaltungskörperschaften die Be-
fugris, mit saatlicher Sankfionierung und Untersttltzung hoheitliche Aufgaben
zu übemehmen (idem). Fast-staatliche Organisationen, auf die die Politik llber
das Steuerungsprinzip >gewährte Selbststeuerung< zugreift (idem), sind nicht
als Stellverheter der Politik entstanden, sondern meist von wissenschaftlichen
Aktewen gegr{lndet worden. Diese Organisationen fflhlen sich dann auch nicht
der Politik, sondem der Wissenschaft verpflichtet. Sie tlbernehmen bestimmte
Pflichten und Interessen des politischen Aufoaggebers, ohne hierdurch eigene
Entscheidungsrechte abzuteten. Auch hier handelt die Forschungs- oder Förder-
organisation anstelle des politischen Aufoaggebers, sie tut dies aber in Diensten
der Wissenschaft.

Ich werde in diesem Kapitel solche Förderorganisationen als Fallbeispiele avs-
wählen, die alle drei Steuenurgsformen abdecken. Um das Innenleben der För-
derorganisationen genauer darstellen zu können, werden außerdem Förderorgani-
sationen ausgewählt, die ein vergleichbares Förderprofil aufiueisen: Entweder
verfolgen sie spezifische Aufgaben lrl.der Gesundheitsforschung oder aber sie
zählen zu den sogenanntenl ll-Round-Agencies, die eine allgemeine Forschungs-
fürderung meist mit dem Schwerpunkt in der Grundlagenforschung beteiben
(OECD 1972) wd zu deren Fördergebieten auch die Gesundheitsforschung
zählt. Eine solche Eingenzung auf einen Aufgabenbereich erscheint deswegen
sinnvoll, weil Verzemrngen ausgeschaltet werden, die durch unterschiedliche
kognitive Bereiche in der Forschungsfördenurg hervorteten könnenr2o. Schließ

120 Solche kognitiven Unterschiede manifestieren sich unter anderem in der Zusürunenset-
zung des Inshmentariums der Förderorganisationen und dem unterschiedlichen Gewicht
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lich wird so auch die Komplexität der Darstellung erheblich reduziert. Die Wahl
der Gesundheitsforschung ist insofem nicht willkürlich, als es daraufankommen
sollte, einen Forschungsbereich auszuwählen, der weder reine Grundlagenfor-
schung verkörpert wie die Mathematik, noch zu eng an den Anwenderbereich
angelehnt ist wie etrva die Ingenieurswissenschaften. Die Gesundheitsforschung
ist ein Bereich par excellence, in dem die sFategische Forschung eine wichtige
Rolle spielt, vor allem seit die molekularbiologische Forschung die notwendige

Reife eneichthat, um sie in die industielle und klinische Anwendung zu über-

ftihren (Braun 1994a).

ln der Klassifikation werden die in den folgenden Abschnitten diskutierten
Förderorganisationen nach dem Grad ihrer Verselbständigung aufgelistet. Ich
habe mich auf solche Organisationen bescluänkt, in denen die extamurale För-
dertätigkeit einen wichtigen Stellenwert im Aufgabenbereich der Organisation
einnimmt. Es handelt sich also entweder um reine Förderorganisationen (der

Projektfltger >Forschung im Dienste der Gesmdheit< des Bundesministeriums

fiir Bildung, llissenschafi, Forschung und Technologie (BMBF); die National
Science Foundation; die Deutsche Forschungsgemeinschafi) oder um For-
schungs- cum Förderorganisationen (Nationol Institutes of Heahh; Centre Na-
tional de la Recherche Scientifique; Institut Nationale de la Santö et de la Re-

cherche Mödicale, Medical Research Councit). Zu den All-Round Agencies

zählen die National Science Fowtdation, des Centre National de la Recherche

Scientifque und die Deutsche Forschungsgemeinschafi. Die restlichen Förder-

organisationen sind raufgabenbezogene Förderorganisationen<, das heißt sie sind

auf die Förderung der Gesundheitsforschung spezialisiert.
Die rechtliche Institutiondisierung der Förderorganisationen ist nicht gleich-

fr1mig. Die meisten Organisationen zählen zum rquasi-staatlichen Bereich<, das

heißt sie sind als öfentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten oder Stiftun-
gent2rvom Staat (mit)gegründet worden mit dem Aufoag, gemeinnätzige Auf-
galpn anstelle der unmittelbaren Staatsvenualhmg an libernehmen. Davon abge-

ereinist in diesem Fall die Deutsche Forschungsgemeinschafi als privanecht-
licher Verein. Die DFG ist privaten Mitgliedern gegenüber verantwortlich und

das bestimmts Instnrmente hier erhalten. Schließlich entsteh€n in jedem Wissenschaffs-

bereich andere Probleme, die llbcr eincn anderen InstrumentcneinsaE gelöst werden

mllssen. Sie zeigen sich auch in der unterschiedlichen Repräsentation von Anwendern
in den Förderorganisationen.

l2l Der Status enes >body corporate< des Medlcal Research Council, der Etablissemenls

Publiques de Caractöre Seientifique et Technologique nlr das Centre Nationsl de la
Recherclw kientiJiquewddas lrctitul Nationalede laSantöet de la Reclprche Mödicale
und die Form der >Jkttfution< ilr die Nalional Science Foundation entsprechen in den

anderen Ländern dieser öfrentlich-rechtlichen Qualität'
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nicht als staatliche rZweckschöpfung<, sondern als >staatlich tolerierte Zweck-
schöpfung Privater zur Verfolgung gemeinsamer Privatinteressen< gegründet
worden, mit dem besonderen Merkmal, ihre Tätigkeit nicht auf die Verfolgung

Übercicht 5 Forschungs- und Födercinrichtungen nach dem Gnd
ihrcr Vercelbständigung

Geinge
Vercelbständigung

BMBF/Projektträger rForschung
und Entwicklung im Dienste der
Gesundheik

Mittlerc
Verselbständigung

National lnstitutes of Health
Centre National de la Recherche
Scientifique
National Science Foundation
Medical Research Council
lnstitut National de la Recherche
M6dicale et de la Sant6

Hohe
Vercelbständigung

Deutsche
Forschungsgemeinschaft

privater Interessen der Mitglieder zu beschränken, sondern allgemeine Belange
zu verfreten und hierftir öffentliche Mittel zu venvalten (siehe allgemein Müller-
Thoma 1973:31-32). Die DFG ist also eine Zweckschöpfung Privater, während
die anderen Förderorganisationen ausnahmslos Zweckschöpfungen des Staates

sind. Nur die Deutsche Forschungsgemeinschaft kann demnach als >unabhängi-
ger Auftragnehmer< (Coleman 1990) betachtet werden.

Wie stellt sich nun die formale politische Gestaltungsmacht in diesen unter-
schiedlichen Typen von Förderorganisationen dar?

(1) Förderorganisationen mit geringer Verselbsnndigung: Zu diesem Typus
zähle ich die Projelotrtiger des Bundesforschrxrgsministeriums in Deutschland.
Die Projekthäger sind eigenartige organisatorische Konstuktionen, da sie perso-
nalrechtlich und organisatorisch in die Großforschungseinrichtungen eingeglie-
dert sind, die ihrerseits privahechtliche Konstuktionenmit öffentlichem Auftag
sind. In der administativen Hierarchie sind die Projektuäger aber dann eindeutig
dem BMBF zugeordnet. Projekttr:iger zählen zur Leistungsverwaltung des Bun-
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des nnd sind an die Zuwendungsverfaluen und ihre adminisfrativen Regeln
gebunden @undesministerium fttr Forschung und Technologie 1987: a). Projekt-
täger werden als rAufoagnehmer< verstande& also nicht als ministerielle Abtei-
lungen. Trotzdem ermöglichen die rechtlichen Bestimmungen dem BMBF, den
Projektträgem Weisungen zu erteilen. Dies macht den staatlichen Charakter
dieser Fördereinheiten aus. Das BMBF tibemimmt die vollständige Finanzierug
dieser Einheiten, entscheidet darüber, wer eingestellt wird und wie viele Stellen
zur Verftlgung gestellt werden, setzt häufig eigene Angestellte, vor allem Ftlh-
rungspersonal, in den Projekthägem ein, kann sie nach Belieben gritnden und
auflösen und determiniert auch inhaltlich, was die Projekthäger zu tun haben.

Der eigene Handlungsspielraum von Projekttägem ist auf die interne Betriebs-
urd Personalffthnurg eingeschränkt. In diesem Sinne kann das BMBF zweifellos
hierarchisch in die Förderverfahren der Projektträger eingreifen.

Q) FörderorganisationenmitmittleremVerselbstöndigungsgrod:DieNational
Institutes of Health sind dagegen ene Beht;rde, die zum Department of Health
and Human Semices und dort zur Abteilun g Public Health Serttice (PHS) zählt.
Die MH beftachten sich als eine rgesonderte Einheit innerhalb des PHS< (In-
stitute of Medicine 1990:37), deren rechtliche Position man wohl am besten
mit einer nachgeordneten Bundesbehörde wie unserem frtlheren Bundesgesund-
heitsamt vergleichen kann. Das heißt, es gelten die tlblichen personal- und haus-

haltsrechtlichen Vorschriften wie fttr alle Bundesbehörden und man ist der Lei-
tungshierarchie innerhalb des Ministeriums unterstellt. Die NIH haben zu be-
dicksichtigen, wenn der Minister bestimmrc Prioritätsgebiete der Regierurg in
der Gesundheitsforschung und Gesundheitspolitik benennt. Wie diese Gebiete
dann allerdings in die konkreten Forschungs- und Förderprogramme der NIH
eingearbeitet werden, bleibt ihnen selbst ttberlassen. Man muß sich also den
generellen politischen Richtlinien und Zielvorhaben anschließen und ist auch
formal-rechtlich, wie es einer nachgeordneten Bundesbehörde geziemt, daran
gebunden, an der Erftlllung dieser Ziele mitzuwirken.

Es gibt allerdings eine ganze Reihe von Faktoren, die den Handlungsspiel-
raum derltafional Institutes of Health im Vergleich zu den Projektträgem weit-
räumiger machen. Sicherlich sind die NIH keine rechtlich selbständigen Institute
und zählen so zur unmittelbaren Staatsvenvaltung. Trotzdem kann die politische
Administration käum willhlrlich in das Organisationsverhalten und den organi-
satorischen Bestand eingreifen. Der hauptsächliche Schutz der NIH, dies wurde
in der Figuration des rSchutzbtlndnisses< dargestellt, ist der Cong,ess: Dieser
hat in den meisten Fallen die einzelnen Institute der NIH durch ein Gesetz be-
stellt und mit einem konkreten Auffng versehen. Die Exekutive ist nicht in der
Lage, solche Institute nach Belieben wieder aufzulösen oder Weisungen 

^L
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erteilen, die nicht im Ehklang mit dem gesetzlichen Aufuag stehen. Es kommt
hinzu, daß die jäfulichen Haushalte der NIH pro Institut durch ein Gesetz im
Congress verabschiedet werden, das heißt die Aufgaben derNIH werden jedes

Jatr auß Neue definiert und festgelegt. Das eigentliche Spiel um die Handlungs-
freiheit findet also nicht zwischen den NIH und der Exelartive statt, sondem in
letzter Instanz zwischen NIH und Congress. Die Exekutive kann keine Richt-
linien anordnen, die demjährlich gesetzlich festgelegten Aufoag widersprechen.
Will man eine bestimmte Politik eneichen, muß man dies mit demCongress
einvemehmlich entscheiden. Es ist nicht erlaubt, bereits vergebene Mittel zwi-
schen den Instituten hin- und herzuschieben oder aber diese Gelder fllr andere

Abteilungen im Ministerium zu verwenden. Mit anderen Worten, diese
Definitions- und Haushaltsmacht des Congtess sichert eine hohe Autonomie
der NIH von der Exekutive und venveist sie daraufl iluen Handlungsspielraum
im wesentlichen mit dem Congress zu verhandeln. krnerhalb des Ministeriums
besita man so einen selu großen eigenständigen Spielraum, der wohl weiter geht

als der, den zum Beispiel das Bundesgesundheitsamt jemals gehabt hat.

Eine der Machtessourcen des Department oder des Präsidenten (im Fall des

National Cancer Institute und des National Center for Human Genome Re-

search), steuemd und eigenständig in die MH einzugreifen, ist die Emennung
des NlH-Directors und der Direktoren der einzelnen Institute. Ansonsten verfatr-
ren die NIH in der Abwicklung und Organisation eigenständig. Sie nehmen
selber Einstellungen und Entlassungen vor, sind dabei aber an die Richtlinien
und Besoldungdes >Civil Service< gebunden. Jede größere organisatorische
Verändenurg oder auch nur Andenmgen der thematischen Richtlinien und Vor-
gaben im Haushaltsgesetz m{lssen somit anerst mit dem Congress vtd der Exe-
kutive abgestimmt werden.

Die NIH sind also eindeutig eine staatliche Bundesbehörde und können nicht
als rechtlich selbständiger Akteur aufoeten. Sie sind gezwungen, sich in finan-
ziellen und organisationssfirktuellen Fragen mit Exekutive und Legislative ins
Einvemehmen zu setzen, und sie mllssen sich an die generellen [ritlinien von
Exekutive und Legislative halten. Trotzdem haben sie, im Unterschied zu den
Projektfiägem, deutlich nicht nur Handlungsrechte, sondem auch wesentliche
Entscheidungsrechte bei der Abwicklung der Forschungsförderwrg erhalten. Dies
ist in den vorigen Kapiteln zur Genllge aufgezeigt worden. Intern, dies wird
weiteruntennoch ausgearbeitet werden, verfährtman mit einer ähnlichenrelati-
ven Entscheidungsautonomie wie die quasi-staatlichen Instanzen.

Wie wenig unterschiedlich die Distanz zur Politik zwischen den NIH und den
quasi-staatlichenlnstitutionenteilweise ist, zeigt sich am besten andenfranzösi-
schen Einrichtungen.
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Das Centre National de la Recherche Scientifique und das Institut National
de la Santö et de Ia Recherche Mödicale sind keine staatlichen Behörden und
nicht in ein Ministerium integriert. Trotzdem unterliegen sie den meisten
personal- und haushaltsrechtlichen Vorschriften, wie sie ftir die staatlichen Be-
hörden auch gelten. Erst mit der Grtlndung der EPST 1982 r vorher waren beide
InstitutionenEraälissements Publics äCaractäre Administratif (EPA) wdlnttert
diese Freiheiten nicht - erhielt man etwas mehr Spielraum in der eigenen Ver-
waltung und das Recht, bestimmte Gelder nicht mehr einzeln auszuweisen und
von vorgesetzter Stelle genehmigen zu lassen, sondern als Globalbudget an die
eigenen Forschungseinheiten weiterzugeben. Erst jetzt erhielt man auch das
Recht, selbständig Verbäge mit Dritten in der Privatwirtschaft oder anderen
Anwendern abzuschließen, >filiales< zu gründen und an anderen Forschungsein-
richtungen teilzunehmen.

Vor 1982 konnte die adminishative Kontolle und Bevormundung sehr weit
gehen. Zwar gab es keine Weisungsrechte in den inhaltlichen Fragen, man hatte
aber bei allen organisatorischen und finanziellen Fragen eng mit den zuständigen
Abteilungen in den Ministerien anammenzuarbeiten. Übermieben formuliert
hatten die Grands Organismes vor 1982 zwar Entscheidungsrechte in der For-
schung und Forschungsförderung erhalten, aber gerade die Handlungsrechte
waren durch eine Vielzahl von administrativen Kontrollregulierungen einge-
schränkt. CNRS und INSERM waren zwarjuristisch eigene Rechtspersönlich-
keiteq was sichunteranderem anderExistenz eines Verwaltungsrates festnach-
te, frotzdemmischte die staatlicheAdministrationanvielen Stellen und in vielen
organisatorischen, personellen und finanziellen Fragen mit, Bis 1982 gab es so
in der NäIrc zur Politik kaum Unterschiede avischen NIH, CNRS und INSERM.

Diese dauernde administrative Intervention wax allerdings nicht mit einer
vergleichbar starken thematischen Steuenrng verkntlpft. Wie bei den NIH auch

-ichwerde dies weiter rmten diskutieren-hat die Politik in Franlcreich durchaus
Machnnittel, in die personellen Besetzungender Grands Organismes einzugrei-
fen, inhaltlich erfolgen die Entscheidungen aber in gesonderten internen Gre-
mien, in denen die Regiermg Sitz und Stimme, aber keine einseitige Entschei-
dungsmacht besitzt. Über eine hierarchische Weisungsmacht verftigen die Mini-
sterien also nicht (Iazar 1989: lM). Auch hier können sich die Förderorganisa-
tionen aber nicht den generellen Leitlinien staatlicher Politik entziehen. Auf
lange Sicht sind die Verheter der Ministerien imstande, die Grands Organismes
zu verpflichten, einen gewissen Teil ihrer Mittel für solche Tätigkeiten an ver-
wenden, die man gefördert sehen will.

Wie bei denNIH auch, so legen die zuständigen Minister, in Frankreich der
Forschungsminister, die allgemeinen Schwerpunkte einerForschungspolitik fest
(INSERM 1989: l4), die die Grands Organismes in ihrer Planung ebenso zu
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berücksichtigen haben wie die NIH. Der Forschungsminister kann auch gelegent-
lich verlangen, daß ein ganz bestimmtes Forschungsgebiet, das von nationalem
Interesse ist, geftrdert wird. Ein solcher Fall ist allerdings relativ selten (Inter-
view Amiel vom 14.9.1991). Ein ministerieller Auftrag erfolgt nicht in Form
einer Weisung, sondem wird über das >earmarking< des Haushalts, also als eine
zweckgebundene Sonderfinanzierung, vergeben. Rein rechtlich können sich die
EPST solchen gezielten Wtlnschen der Politik nicht entziehen, weil in ihren
Statuten explizit die Verpflichtung aufgenommen wurde, die eigene Politik im
Rahmen der allgemeinen Forschungqpolitik des Staates rmter besonderer Berück-
sichtigung der,kulturellen, ökonomischen und gesellschaftlichen Bedtirfrrisse
der Nationn (Ddcret Nr. 82-993 vom 24.11 .1982, Art. 2) zu formulieren. Der
größte Teil der forschungspolitischen Gestaltung erfolgt ansonsten aber inner-
halb der Institution.

Im Unterschied zu denNIH sind CNRS und INSERM ab 1982 öffentlich-
rechtlichselbständige Einrichtungen, die aucheigene Vertäge schließendürfen.
Was aber die Entscheidungsrechte beniffi, so ätrneln sich diese Institutionen
sehr: Sowohl die französischen Einrichtungen wie die MH besitzen eine weit-
gehende rechtliche Freiheit in der direkten Gestaltung ihrer Fördertätigkeiten.
Alle drei Organisationen verftlgenalso ilbereine relativ große Gestaltungsfähig-
keit, aber auch eine gewisse adminishative Inflexibilität, die allerdings im fran-
zösischen Fall seit 1982 abgenommen hat.

Die National Science Foundation kann ebenfalls als Verwaltrmgseinheit mit
mittlerem Verselbständigungsgrad betachtet werden, obwohl sie keine recht-
liche Selbständigkeit besita und dem politischen System zugerechnet werden
kann. So hat man sich jedes Jahr den Haushaltsverfatren und damit der Kon-
kunenz um Haushaltsmittel zu stellen. Man darf ebensowenig wie die NIH zum
eigenen Vorteil beim Congress lobbyen oder gegen die Finanzentscheidungen
des Präsidenten opponieren. Man hat aber, wie die NIH auch, die Möglichkeit,
vor dem Congress dib eigenen Haushaltsvorschläge zu begründen.

Die NSF ist Teil der Exekutive, besitzt aber durch ihren Status einer runabhän-
gigen< Agency einen erheblichen Handlungsspielraum (siehe Kapitel 6). Man
hat die Erlaubnis erhalten, personalrechtlich eigensttindig zu verfahren, ist nicht
an die üblichen Vorschriften des Civil Service gebunden und besita selbsttutdige
Kompetenzen, die Geldmittel nach den operativen Zielender Organisation zu
verteilen. Gerade als Organisation der Wissenschaft ftir die Wissenschaft, wie
sie ja ursprtinglich von V. Bush konzipiert worden war, war es notwendig, die
Angestellten der NSF aus dem Wissenschaftssystem zu rekrutieren. ln einer
Organisation, die ihre Fördertätigkeit über Programme abwickelt, braucht man
eine solche Flexibilität, damitjederzeit die entsprechenden Experten gewonnen
werden konnten, um solche Progtamme effektiv zu betreuen.
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Die NSF ist keine aufgabenbezogene Förderorganisation" sondem eine staatli-
che Einrichtung mit einem allgemeinen Auffrag und somit auch nicht an ein
bestimmtes Ministerium gebunden @rice 1954: 60). Dies garantiert gerade ilre
Unabhängigkeit in der Fllhrung der Geschäfte. Diese Unabhängigkeit wird vor
allem durch den National Science Boardrmnifestiert der zvrrar vom Präsidenten
emannt wird, aber so, pss to provide representation of the views of scientific
leaders in all areas of the Nationn (zitiert in Weingart 1970:91). Der Präsident
mußalso die Vonchläge derftlhrenden Wissenschaftsorganisationenbedicksich-
tigen. Fllr Weingart ist mit demNational Science Board als dem höchsten Gre-
mium der NSF klar der oSelbststeuerurgsmechanismus des Wissenschaftssy-
stems in die Kooperationssphäre von Staat und Wissenschaft,, hineingetragen
worden (idem: 90). Die Wissenschafr habe sich eine autonome rnd einflußreiche
Position innerhalb der Exekutive verschaffi.

Die NSF besita so eine rechtliche Konstruktion, die nach dem amerikani-
schen Staatsverständnis die eirzig mögliche Form darstellt, Bundesgelder an
eine lnstanz zu vergeben, die mit privaten Akteurcn besetzt ist. Ihre faktischen
Rechte entsprechen sehr genau den Rechrcn der quasi-staatlichen lnstitutionen
in den andercn Ländem. Sie besitzt aldem keine Regulienurgsaufgaben, sondem
ist eine reine Förderverwalturg. Ihre Autonomie in der Personalfflhnrng und
Abwicklung der Fördertätigkeiten und die deutliche Dominanz der Wissenschaft
in den Organisationsgremien bestimmt den rVerselbständigungsgrad< dritter
Ordnung.

Der Einfluß der Politik erschöpft sich wie bei den NIH auch in der Einfluß-
natrme desCongress und des Ofice of Management and Budget während der
Haushaltsverhandhurgen sowie in der Macht des Präsidenten, die Direktoren
der NSF nach eigenem Ermessen ab- und einzusetzen. ln gewisser Hinsicht
vergrößert sich die Entfemung zum politischen System sogar noch, wenn man
badenkt, dafJ keine politischen Repräsentanten im National Science Board ver.
freten sind, ebensowenig im tlbrigen wie&idenNational Advisory Boards der
NIH. Wenn die Politik also mitgestalten will, tut sie dies aufierhalb der Institu-
tionwÄ nicht wie in Franlaeich oder Deutschland, innerhalb der Organisation
selbst.

Trotz ihrer Stellung als Institution des politischen Systems ist die Nähe zur
Politik also relativ gering, geringer watuscheinlich als bei jeder der bisher be-
sprochenen Institutionen. Dies liegt wesentlich an der wsprltnglichen Aufgaben-
stellung, die Grundlagenforschrurg zu ftlrdem. Hier hielt sich sowohl die Exeku-
tive wie die Legislative lange Zeit anrllok. Als der Congress Ende der sechziger
Jalre anfing, auch Themen der angewandten Forschung zum Gegenstand der
NSF zu macheq hatten sich bereits die Verfahren und Kompeterzbereiche ver-
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festigt, so daß an eine grundlegende Umsrulturierung nicht gedacht werden
konnte.

Det Medical Research Council wurde 1920 als body corporate, also als
öffentlich-rechtliche Körperschaft, gegrllndet (Landsborough-Thomson 1987:
48). Durch diesen Status wurde der MRC auf Dauer angelegt und erhielt alle
Rechte und Pflichten, um als eigenerkorporativerAkteurauffreten zukönnenl22.
Der MRC kann zum Beispiel bis heute eigene Gebäude erwerben oder wissen-
schaftliche Mitarbeiter und administatives Personal anstellen. An die Politik
ist er insofem gebunden, als alle Finanz-, Personal- und administativen Fragen
im Prinzip frtiher vom Priuy Council, später dann vom DES und heute vom
Choncellor for the Duchy of Lancaster genehmi$ werden mtlssen. Dies war
und ist allerdings häufig eine Routineangelegenheit. Man ist nicht, wie lange
Z,eitdre französischen Organisationen, an den Einzelnachweis der Mittelverwen-
dung gebunden, sondem nur verpflichtet, die gesamte Haushaltsführung zur
Rechenschaft vorzulegen. Die Verantwortung, die der MRC hierbei hat, bezieht
sichdarauf, die erhaltenenöffentlichenGeldertatsächlich auchnur indem Sinne
einzusetzen, der in den Statuten formuliert istr23.

Der MRC ist also ein voll rechtsftihiger korporativer Akteur mit relativ auto-
nomen Verwaltungs- und Führungskompetenzen innerhalb der Organisation.
Die Nähe zur Politik wr.rde - wie im historischen Teil ausftlhrlich beschrieben

- bewußt vermieden. Dies sollte schon der Status des body corporate anzeigen,
der den MRC frei genug machte, flexibel seine Gelder zu venvalten und vor
allem auch in der Lage zu sein, aus dem privaten Bereich zusätzlich€ Förder-
mittel zu akquirieren. Er wurde dr.uch seine Funktiorq einen >serttice of a general
character< zu verrichten, gerade nicht bei etnem Depar,rzent untergebracht. Die
Ausilburg der Forschungs- und Fördertätigkeit sollte so ungebunden wie mög-
lich sein von den kurzfristigen politischen Enrägungen eines Ressorüninisteri-
ums. Nur dies würde die notwendige >flexible and rapid assistance to the na-
tional need< möglich machen (Landsborough-Thomson 1987: 38). Wie bei den
anderen Einrichtungen, insbesondere auch beimNSF, spielte die Möglichkeit,
auf diese Weise Experten in die Förderverwaltung miteinzubeziehen, eine aus-

schlaggebende Rolle. Nur die Distanzbeziehung, so falJte einer der frtiheren

122 oThe Council was empowered to sue and be sued; to enter into contacts or agr€€ments

. , .; to accept, hold, and dispose of, money and other personal prop€rty; to accept ürrsts;
and'to do all other lawful acts whatso€ver that may be conducive to or incidental to the
attainment of the objects'n (Landsborough-Thomson 1987: 48).

123 ,The Council remained subject to the obligations ofrusteeship. It would therefore not
be permissible to use such funds for any purposc which the Treasury would regard as

improper or for any purpose outside the scope ofthe Council's appropriate functionsc
(Landsborough-Thomson 1987: 5r$-55).
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Seloetäredes lvRC,Himsworth, ztxannmen, ermöglichte die dauerhafte Inkorpo-
ration von Expertenmeinungen, die durch die Distanz des MRC zur Politik
neutal sein konnten (zitiert in Gummett 1980: 189). Der MRC hat immer grof3en

Wert darauf gelegt, diese Distanz zur Politik gegentlber der Wissenschaft zu
verdeutlichen, weil man nur so meinte, an die wissenschaftliche Expertise ge-

langen zu können, die ftir die eigene Arbeit als Ressource zur Verftigung stehen

mußtel24.
Die rechtlichen Grundlagen in der Beziehung von Research Councils vnd

Politik haben sich allerdings, wie gezeigt, seit 1965 verändert, da mit dem
Science andTechnologt Act die Regierung das Recht erhielt, auchregulativ in
die Verfalnen det Research Councils efutntgreifen. Diese Regulierungserlaubnis
geht weiter als alle sonstigen Steuenurgsberechtigungen, die wir bisher bei den
quasi-staatlichen Förderorganisationen kennengelernt haben. Der Minister kann
bis heute oinsist upon or forbid particular lines ofresearch or research projectsn

(Gummett 1980: 188). Noch 1987 versuchte der Advisory Boardfor Research
Councils dieses Interventionsrecht zu relativieren, und bescheinigte den Re-

search Councils ein gehöriges Maß an Autonomie ,within the constraints and
rules laid down by Government. The Secretary of State's formal powers to direct
Research Councils under the Science and Technolory Act have never been used;

rather, policy is developed and implemented through consensus and persuasion,

with the Govemment's power of the purse in the backgroundn (Advisory Board
for the Research Councils 1987: l4).

Trotz der formalen Interventionskompetenzen hat sich also der englische Staat

offenbar daraufbeschränlt, wie in den anderen Ländem auch, eine rverhandelte

Steuerung< einzuhalten, die die relative Autonomie der Research Councils re-
spektiert, aber der Politik auch Möglichkeiten gibt, die eigenen Prioritäten auf
die Agenda der Research Councils zu setzen. Im Prinzip haben die Research
Couneils die alleinige Aufgabe, die wissenschaftlichen Prioritäten in ihrem
Problemfeld zu bestimmen und die Ressourcen hierftir einzusetzen (Advisory
Board for the Research Corurcils 1987: l4). Sie müssen sich allerdings dabei,
wie gesagt, gegenilber dem Parlament und dem Minister verantworten. Die
Politik, dies ist seit Thatcher und Major deutlich geworden, ist gewillt, globale
Richtlinien vorzugeben, die von allen einzelnen Councils in ihrer Arbeit zu
berücksichtigen sind. Sie verzichtet aber freiwillig darauf, die Umsetzung ihrer
globalen Richtlinien hierarchisch als Handlungsprogramm einzubringen. Dies

124 "The Council in time became well known as a body that was mainly composed of, and

largely staffed by, scientificmen; thatwas fiee fromextemal adminisüative commitsnents;

and that could be counted on to rcsist political pressure. (Landsborough-Thomson 1987:

le3)
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ist Bestandteil der verhandelten Steuerung. Immer dann also, wenn die Wissen-
schaft mitentscheiden muß, das heißt also auf der stategischen Ebene der Poli-
tikformulierung, wird die hierarchische Kontolle von der Politik verlassen und
dazu übergegangen, Steuerungsmechanismen zu verwenden, die in Verhand-
lungsarenen mit gleichberechtigten Partnem zur Verftigung stehen.

Die Förderorganisationen mit mittlerem Verselbständigrrngsgrad sind - wenn
man die Kompetenzen der staatlichen Seite in die Zielbestimmrmgen und Abläu-
fe dieser Organisationen einzugreifen als Kriterium für die Ntihe oder Distanz
zum politischen System verwendet - eine relativ homogene Gruppe. Die unter-
schiedlichenhistorischenErfatrungenundnational-spezifischeninstitutionellen
Besonderheiten scheinen hier keinen großen Unterschied zu machen.

Sie sind grofJenteils Delegierte der Politik im Sinne eines >trustee(,also ohne
imperatives Mandat. Die freie Repräsentation berechtigt zur Interpretation des
Willens des Repräsentierten, macht abernicht frei von Kontollen und globalen
Vorgaben. Die Weisungsmacht der Ministerien spielt kaum eine Rolle. Es gibt
solche politischen Regulierungskompetenzen, wie das Beispiel des Medical
Research Council wÄ der National Institutes of Health znigan,tatsächlich aber
wird selbst in diesen Fällen die Weisungsmacht praktisch nie angewandt. Hierin
unterscheiden sich diese Forschungs- und Fördereinrichtungen von den meisten
Ressortforschungseinrichtungen. Trotzdem besitzt die Politik selbstverständlich
Einfluf3- und Kontollmöglichkeiten. ÜUeratt ist es aber so, daIJ die Entscheidung
über >Zahlen< oder >Nicht-Zahlen< nach den Funktionserfordernissen der Organi-
sation und durch die eigenen Selektionsinstanzen erfolgt.

Thematisch erweist sich das Prinzip det Globalsteuerung,wie es in den sieb-
ziger Jatren in Deutschland ftir die Großforschungseiffichtungen formuliert
wurde (Stamm 198 I ; Szöllösi-Janze und Trischler (Hg.) 1990; Hohn und Schi-
mank 1990), auch als das handlungsanleitende Prinzip, wie die Politik in Frank-
reich, den USA und England mit ihren Förderganisationen umzugehen gedenkt.
Erstens gibt es thematisch gesehen keine hierarchischen Weisungs- oder Kon-
trollmechanismen. Zweitens bedingt sichjede Regierung aus, die globalen Ratr-
menbedingungen der Forschungspolitik selbst, ggf. im Einvemehmen und unter
Beratung der Förderorganisationen, zu formulieren und als Leitlinien an die
Förderorganisationen zurückzuverweisen. Drittens ist es in allen Fällen so, daß
die strategische Formulierungskompetenz innerhalb der Organisationen selbst
situiert ist und damit Bestandteil einer Verhandlungsarena wird, in der außer
der Politik noch die Wissenschaft, die Adminisfation und Repräsentanten von
Anwendersystemen teilnehmen können. Globalsteuerurig ist in dieser Hinsicht
nicht ntn verhandelte Steuerun g, sondem dezentrale Kontextsteuerung. Deswe-
gen muß die nächste Aufgabe sein, herauszufinden, aufwelche Weise und über
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welche Gremien mit welcher Kompetenzverteilung die >verhandelte Steuenmg<

innerhalb der Förderorganisationen selbst verläuft und welche Möglichkeiten
derDurchsetanngpolitischer Ziele hier ftir die Politik bestehen (siehe Abschnitt
7.2).

(3) Förderorganisationen mit hohem Verselbständigungsgrad: Die Deutsche
Forschungsgemeinsclnfi tntnscheidet sich von den oben dargestellten Förder-

organisationen vor allem durch ihre rechtliche Stellung als privatrechtlicher
Verein, der nicht von der Politik als eigene Zweckschöpfung, sondern von der

Wissenschaft als Institution ftir eigene Zwe*ke gegri,lndet wurde. Die DFG ver-

steht sich als Selbstverwaltungsorganisation. Solche Organisationen sind, wie
Ziercldausffthrt Personenvereinigungen mit Rechtspersönlichkeit, die auf ge-

nossenschaftlicher Grundlage mit staatlicher Anerkennung, aber unter eigener

Verantworhrng, im allgemeinen Interesse handeln (Zierold 1968: 528). Die DFG
ist gemeinnlitzig in dem Sinne, dalJ ihre Gewinne nur für die satzungsmäßigen
Zwecke verwendet werden und die Mitglieder keine Gewinnanteile und auch

keine sonstigen Zuwendungen erhalten. Der Status des Vereins bedingt, da[J es

eine Mitgliedervennmmlung geben muß, die liber Änderungen der Satzungen
und sonstige grundlegende organisatorische Veränderungen entscheidet (Trute

1994: 67 7). Die Mitgliederversammlung der Deutsche Forschurgsgemeinschaft
(die Hochschuler\ Akademien der Wissenschaft, die Max-Planck-Gesellschaft
u.a-) ist der Aufoaggeber und nicht die Politik. Die Politik ist aber als der wich-
tigste Geldgeber in der DFG verfeten. Hierauf basiert ihr Einfluß. Bei den ande-

ren Förderorganisationen war dieser Einfluß schon in den Statuten festgehalten
worden. Bei der DFG ist dies nicht der Fall. Sie kann sich nur freiwillig ver-
pflichten, bestirnmte Funktionen für die Politik zu ilbernehmen. Allerdings hat

sie sich als gemeinnlltzige Stiftung auch dazu verpflichtet, die öffentlichen Gel-
der zum allgemeinen Nuoen und nicht ftir private Zwecke einzusetzen. Dies
begründet ihre Offenlegungspflicht gegenltber Politik und Öffentlichkeit.

Die Position als Verein verhindert formal-rechtlich, trotz der Abhängigkeit
von staatlicher Finanzierung die Majorisierung von Entscheidungen durch die
Politik. Wie sich weiter unten zeigen wird, entscheiden allerdings Stimmen-
verhältnisse in Förderorganisationen selten liber die tatsächliche Gestaltungs-

und Interessendurchsetzungsmacht von Akteuren. Fast tlberall finden wir aus-

fflhrliche Kompromiß- und Konsensbildungsverfatren.
Die Politik kann allerdings auch im Fall des runabhängigen Aufuagrehmers<

gezieltversuchen, ganz bestimmte hioritäten in der Forschungsfördenrng dr.uch-

zusetzen. Sie kann daftlr zwar nicht auf ihre Autorität verweisen wie bei den

anderen Einrichtungen, an'eckgebundene Mittel ermöglichen es aber, die Förder-

ströme der DFG in eine ganz bestimmte Richtung zu lenken. nl-eistungsvorbehal-
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te und besondere Bewilligungsbedingungen ermöglichen eine zusätzliche Ein-
flußnahme. solche Einflußfhktoren begründen zusammen mit den personellen
Verflechtungen die oft schwer ersichtlichen Abhärgigkeiten der Vereinstätigkeit
von den Direltiven der Finanzhägern (Mitller-Thoma 1973: 2B).

Prinzipiell hat die Politik aber keine Berechtigung, der DFG globale Ratrmen-
bedingungen ihres Handelns vorzugeben, wie dies bei den restlichen krstitutio-
nen der Fall ist, sondem sie ist direkt auf die rverhandelte Steuerung< angewie-
sen, die sie allerdings in einer etwas schlechteren Position beginnen muß als in
den anderen Förderorganisationen.

Der Staat hat das Recht, insgesamt die Mittelverwendung der DFG auf die
sparsame Verwendung der Mittel zu tlberprttfen, nicht aber an irgendwelchen
inhaltlichenKriterien zumessen, wie dies bei den anderen Förderorganisationen
der Fall ist. Personalrechtlich kann die DFG unabhängig über die Einstellung
von Referenten und Adminisfratoren entscheiden, ebenso wie sie selbst tiber
die Abwicklung der Fördertätigkeit enscheidet. Gebunden ist sie allerdings an
die Besoldungstarife des öffentlichen Dienstes. Formal gesehen kann sie selbst-
verständlich in der Mitgliederversammlung ttber jede Art von organisatorischer
und satzungsänderung entscheiden, die ihr beliebt. Faktisch ist sie aber durch
die Macht des Finanzgebers in den meisten Fällen auf dessen Zustimmung ange-
wiesen, so daß die Politik in wichtigen organisatorischen Fragen in beftächt-
lichem Maße mitredet. Trute folgert daraus, dafJ die DFG gerade wegen ihrer
starken finanziellen staatlichen Abh&rgigkeit als ein >privatechtlich organisier-
ter Trabant der öffentlichen Verwaltung< zu sehen ist, der,nicht gänzlich als
werkzeug staatlicher Zweckverfolgung instrumentalisiert werdenn kann (Trute
1994: 661462). Der Vergleich mit den Förderorganisationen mit mittlerem
Verselbständigungsgad zeigt aber, daß es doch einige gewichtige Unterschiede
zur DFG gibt, die zumindest in der rechtlichen Position zu einer stärkeren An-
bindung der quasi-staatlichen Organisationen an die Politik ftthren als es fftr die
DFG der Fall ist. Dies zeigt sich insbesondere in der Kompetenz der Politik, die
globalen Richtlinien der Forschungspolitik fftr die organisationen mit mittlerem
verselbständigungsgrad vorzugeben und gerade das Führungspersonal in diesen
Einrichtungen zu emennen. Es ist die Frage, wie die konkrete Verhandlung in
den Gremien der DFG und den anderen Institutionen schließlich aussieht und
ob es tatsächlich zu gewichtigen Unterschieden in denMöglichkeiten staatlicher
Steuerung kommt.

Wie schlagen sich die Untenchiede im Verselbständigungsgrad und derpoliti-
schen Gestaltungsmacht in der Binnenorganisation der Förderorganisationen
und vor allem in ihren Verhandlungsgremien nieder? Diese Frage soll im näch-
sten Abschnitt beantwortet werden.
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7.2 Binnenorganisation und Verhandlungsprozesse
in Förderorganisationen

Bildet man ein Kontinuum möglicha Organisationst5rper\ an dessen einem Ende

Organisationen plaziert sind, die rhochgradig formalisiert und zentralisiert< sind

und >klar definierte Ziele< verfolgen (>rationale Systeme<\,währendam anderen

Ende Organisationen stehen, deren Formalisierungsgrad geringer istn und die
sich,mehr auf die persönlichen Qualitäten der Beteiligtenn st{ltzen, dabei aber

klar definierte Ziele vermissen lassen (>natürliche Systeme<; Scott 1986: 177),

dann sind Förderorganisationen grundsätzlich den natllrlichen Systemen zu-
zuordnen. Dies liegt an der Umwelt dieser Organisationen, an ihrem Aufgaben-
feld und an den an sie gerichteten Erwartungen. Wissenschaft ist in zahllose,

sich fortwährend differenzierende rurd re-integrierende Disziplinen, Subdiszipli-
nen und Forschergemeinschaften zergliedert. Das ftir die Forschung nötige Wis-
sen ist also segmentiert und dezentalisiert. Der Gegenstand selbst, die Wissen-

schaftsentwicklung und die Forschung, befindet sich in ständigem Wandel und

unterschiedlichen Entwicklungsphasen, diejeweils ganz andere Förderstrategien

erfordem. Die ständig wechselnden Probleme machen immer wieder die För-
derung neuer Forschungsgebiete rurd damit die Umverteilung von Mitteln not-
wendig. Zu der hohen Variabilität des Gegenstandes üeten die ständig wechseln-
den Anforderungen aus den Anwendersystemen und der Politik hinzu. Beides

zusammen erfordert eine kontinuierliche Re-Interpretation bestehender Förder-
prograrnme sowie immer wieder erneute Operationalisierungsleistungen. Um
diesen Anforderungen gerecht zu werden, haben Förderorganisationen einen

hohen und beständigen Informationsbedarf, der aus der dezentalisierten und
segmentierten Wissenschaftslandschaft gewonnen werdenmuß. Zu dieserturbu-
lenten Umweltteten Unsicherheiten über die eigene Tätigkeit hinzu. Im Grude
genommensindFörderorganisationenRisi&obearbeitungssysteme.Dasbesonde-
re Merkmal der Forschrurgsförderung istja die erhebliche Unsicherheit ilber die
Effrzienz dieser Steuenrngsmaßnahmen. Die forschungspolitische Steuerung

der Wissenschaft zählt, neben einigen andercn Politikfeldem wie etwa der Indu-
stiestrukturpolitik oderderaktivenArbeitsmarktpolitik, zujenen Bereichen der

Iristungsvenvaltung, die in Personen, Organisationen oder Proj ekte hwestieren,

also Geld anlegen, um zuk)nfiige Ertrttge zu erzielen. Der Förderakt zerftillt,
wie im Falle von Unternehmensinvestitionen, in mehrere Phasen. Die Geld-
vergabe stellt nur den Anfang desFörderaktes dar. Der Ertag in der Forschungs'
förderung wird e,tst, wenn ilberhaupt nach mehreren Jaluen sichtbar und ist -
im Falle der gnrndlagenorientierten und shategischen Forschtrng - zudem noch
kaum meßbar. Wie jede Investition in die Zukunft, so ist die Forschungsför-
derung ein riskantes Unternehmen: Man muß damit rechnen, in die falschen



Miboebene der Steueruns der Wissenschafr 335

Projekte oder Personen zu investieren oder nicht in der Lage zu sein zu ermitteln,
ob der Mitteleinsatz effizient gewesen ist. Bei Industriestnrktur- oder aktiver
Arbeitsmarktpolitik läßt sich der Erfolg leicht an abnehmenden Arbeitslosenra-
ten und steigender Rentabilität messen. bn Fall der Wissenschaft gibt es solche
Indikatoren außer in der Produktentwicklung, also in der angewandten
Forschung, kaum. Die Unvorhersehbarkeit der wissenschaftlichen Forschung
im Grundlagenbereich und strategischen Bereich lassen kaum klar definierte
und meßbare Zielvorgaben, genaue Z,eitangabenoder eindeutig interpretierbare
Ergebnismessung zu. Dies fägt zu der bleibenden Unsicherheit in der
Forschungsförderung bei.

Diese heterogene und instabile Umwelt erzwingt einen Organisationst5pus,
der sich nicht routinisierter und technisierter Abläufe bedient, sondern in der
Lage ist, flexibel auf die turbulente und unsichere Umwelt zu reagieren (Bums
und Stalker 1966). Es ist der hohe Informationsbedarf und die gleichzeitige
Dezenfralisierung, die Segmentierung turd Veränderlichkeit der lnformationen
sowie die hohe Unsicherheit, die die Förderorganisationen dazu zwingt, exteme
Expertise ins Haus zu holen und sich nicht auf eine eigene Venvalhng zu verlas-
sen.

Der Charakter eines >nattlrlichen Systems<, den die Förderorganisationen
aufgrund der Umweltbedingungen annehmen, bedeutet aber keineswegs, daß
es keine Ziele gäbe,die zweckrational verfolgt werden könnten. In den Statuten
der Förderorganisationen sind jeweils mehr oder weniger spezifische Ziele fest-
geschrieben. Alle Förderorganisationen haben das Ziel,ihre Mittel so bereit-
zustellen, dafJ ein optimaler Erkenntnisgewinn inundefinierten oder definierten
Problembereichen möglich wird. Die aufgabenbezogenen Förderorganisationen
mtlssen zusätzlich ftir die Umsetzung des Erkenntnisgewinns in die Anwender-
systeme Sorge tragen. Es wird erwartet, daß sie diesen Zielenmit den besten
Informationen, den geeigneten lnstnrmenten und der erforderlichen Wirtschaft-
lichkeit in der Verwendung der Mittel nachgehen. Förderorganisationen verfol-
gen also Ziele aufrationale Art und Weise, sie weisen hierftir aber keine Stuktur
auf, die man, wie in der Organisationssoziologie, als ein rrationales System<
bezeichnen wärde. Die Ziele werden aneckrational innerhalb eines rnatürlichen
Systems< verfolgt. Förderorganisationen sind in erster krstanz korporative Akteu-
re, die Ziele verfolgen, und keine neutralen Arenen. Das bedeutet allerdings
nicht, daß nicht innerhalb der Förderorganisationen Arenen existieren können.
Sie sind aber in den Zusammenhang eines korporativen Akteurs eingebettet, der
ihre Aufgaben, Kompetenzen, Verfahren und ihre Funktionalität bestimmt.

Wie ist die Abwicklung der Forschungsförderung organisatorisch gestaltet? Die
Abwicklung vollzieht sich hauptsächlich tlber zwei funktionale Ebenen.
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Übersicht 6 Typen und Funffiionen der organisatonbchen Grcmlen in
Födercryanlsatlonan

Typus FunKion

Technische Ebene:
Gutachtergremien

Programmatische Ebene:
Wlssenschaftlich dominierte
Gremien

Programmatische Ebene:
Gremlen
mit politlscher Beteiligung

Selektion von Förderprojekten nach Qualität

Selektlon von FörderproJekten nach programmatischen
Gesichtspunkten/Beratung und Mitentscheidung bei der
Strategieblldung

Flnanzecfiüidre Konbolle; Mlüelbewilgung / Mltenbdei-
dung bai der Strategiebildung

(l) Auf der technischen Ebene (siehe zu dieser Terminologie Parsons 1960:

60{5; Scott 1986: 142) werden ttber Gutachtergremien die Entscheidr.rngen tlber
die Verteilung eines Teils der Fördermittel nach rein wissenschaftlichen Quali-
tätskriterien getroffen.

(2) Aaf der programmatischen Ebene werden alle Entscheidungen getoffen,
die ar Fördenurg und Venvirklichwrg der programmatischen Organisationsziele
notwendig sind. Konkret werden hier die politischen und globalen Richtlinien
mit den wissenschaftlichen Möglichkeiten rurd disziplinären Enhvicklungen in
Einklanggebracht. HierwirddiePrioritätensetzungzwischendenverschiedenen
Programmen vorgenonrmen und llber mittelfristige Förderperspektiven beraten
und entschieden. Auf dieser Ebene soll sichergestellt werden, dal} die generellen

Ziele der Förderorganisation taMchlich bei der Begutachtung und der Venren-
dung von Förderinstnrmenten bedicksichtigt werden. Schließlich werden hier
aber auch die wissenschaftlichen Informationen gesammelt und aufbereitet, die
fttr die strategischen Entscheidungen mafJgeblich sind.

Auf dieser funktionalen Ebene besteht eine große Vielfalt an institutionellen
Arrangements und organisatorischen Gremien. Man findet Gremien, die sich
nur mit bestimmten sü:ategischen Teilbereichen der entsprechenden Forschungs-

ftlrderung einerFörderorganisationbeschäftigenund solche, die umfassendtlber

die gesamte mittel- bis langfristige Sfrategie der Förderorganisation beraten.

Ebenso findet man rein wissenschaftliche Programmgremien vor, dann Grcmien,

in denen zrryar tlberwiegend Wissenschaftler vefireten sind, aber zusätzlich An-
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wender und/oder Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aufgenommen sind,
und schließlich gibt es überall Gremien, in denen der politische Geldgeber mit-
verfeten ist. In vielen Fällen haben die Gremien mit Repräsentanz der Politik
die Aufgabe, die Mittelverwendrurg nach ZweckmäfJigkeit und wirtschaftlich-
keit zu überprüfen. Diese Aufgabe wird aber in den meisten Fällen mit einer
Einflußnatrme auf die Programmentwicklung kombiniert. Die Gremien mit
wissenschaftlicher Dominanz erftillen in allen Fällen auch eine Begutachtungs-
aufgabe, die in diesem Fall aber nicht an der wissenschaftlichen Qualität ausge-
richtet ist, sondem an der programmatischen Zieleneiehung der Förderorganisa-
tion.

In der Übersicht 7 (siehe Seite 338) werden die organisatorischen Gremien in
den einzelnen Förderorganisationennach Gutachtergremien aufdertechnischen
Ebene, Wissenschaftsgremien (einschließlich jener Gremien, die auch Anwender
und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens auftehmen) auf der programmati-
schen Ebene und Gremien mit politischer Beteilung auf der programmatischen
Ebene dargestellt.

Wir finden vier Aldeursgruppen rndenFörderorganisationen vor, die in unter-
schiedlicher Formation in den drei Verhandlungsarenen aufeinanderfeffen:
Wissenschaftsvertreter, Sponsoren(Akteuremittechnisch-administativenAuf-
gaben), die Leitung der Förderorganisation und politische Vertretert2s (siehe
Abbildung 4, Seite 339). Die erste Verhandlungsarena befindet sich auf der
technischen Ebene in den Gutachtergremien. Dort findet eine Abstimmung
zwischen den Wissenschaftlem untereinander sowie mit den Sponsoren statt.
Die zweite verhandlungsarena ist auf der programmatischen Ebene situiert und
dient dazu, die Belange der wissenschaftlichen Verfeter und der Leitung der
Förderorganisation aufeinander abzustimmen. In der dritten Verhandlungsaxenq
die sich ebenfalls auf der programmatischen Ebene befindet, werden die politi-
schen Verteter zu Mitspielem. Die Abstimmung findet hier hauptsächlich mit
wissenschaftlichen Vertretern und der Leitung der Förderorganisation statt.

125 Da die sonstigen extemen Verfeter in diesem Zusammenhang keine nennenswerte Rolle
spielen, verzichte ich aufeine Erörterung dieser in sich inkohärenten Akteursgruppe.
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Übersicht 7 Organisatortsche Grcmlen in Fördercryanisationen

Gutachtergrcmien auf
dertechnischen Ebene

Ws*nschaftsgremien
aü derprognmmati-
schen Ebene

Gremien mit polltischer
Beteiligung

Projec{ Research
Committees

Scientilic Boards;
Strategic Committee I

Strategic Committee ll;
Council

MRC

NIH

NSF

CNRS

Scientific Review
Groups

National Advisory
Boards

Extem: Appropriation
CornnfbestlesCmgess

Peer Review Panels Advisory
National

Councils; Extem: Appropriation
Science Board CormibesdesCongtess

Conseils
de D6partements

ConseilScienlifique ConseildAdministration

INSERM ConseilsScientifiques
Sp6cialis6s

Conseil Scientifique;
Colläge de direc,lion
scientilique

Conseil dAdminisbation

DFG Fachgutachter;
Hauptausschuß

Senat Kuratorium

BMBF

Die folgende Diskussion ist in drei Abschnitte unterteilt: Im ersten Abschnitt
(7.2. I ) werden die Funktionsweise der technischen Ebene und die dort geltenden

Verhandlungslogiken vorgestellt. Im an'eiten Abschnitt werden die Verhand-
lungsprozesse an'ischen den wissenschaftlich dominierten Gremien und der
I-eitungsebene bescluieben Q.2.2) bevor im letzten Abschnitt auf die Einfluß-
möglichkeiten der Politik über die Crtemien mitpolitischer Beteiligung eingegan-

gen wird (7.2.3).

Gutachterpanels
beim Projektträger

Gesundheils-
forschungsrat
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Abb. 4 Verhandlungsarcnen in Fördercryanisationen

Wissenschafl-
lich dominierte

Gremien

Gutachter-
gremien

7 .2.1 Die Selbstverwaltung der Wissenschaft auf der technischen Ebene

Förderorganisationen könnten ihre Gelder einfach in die Gebiete investieren,
die ihnen am dringlichsten erscheinen, ohne daß weitere Selektionskriterien
angewendet werden. Man verfährt dann nach dem Gießkannenprinzip in der
Hoffirung, damit zumindest einige Forscher zu erreichen, die in der Lage sind,
die nötigen Erkenntnisse zu erzielen. Dies ist eine höchst ineffiziente Verwen-
dung der Gelder, da ein großer Prozentsatz der Mittel durch Mitnatrmeeffekte
abgeschrieben werden milßte. Tatsächlich verQihrt kaum eine Förderorganisation
auf diese Art und Weise, obwohl man ein solches Selekfionsverfahren durch
jede Art von Bürokratie routinemäßig durchftihren könnte. ln fast allen Fällen
wird die Erfolgswalrscheinlichkeit von Anfang an dadurch erhöht, daß zusätz-
lich eine Selektion der geeigneten Forscher und Projekte stattfindet. Drei Krite-
rien, die alle ein profundes Wissen über die operativen Regeln und den Gegen-
stand erfordem, werden bei der Selektion von Förderanfrägen bzw. Forschungs-
projekten auf der technischen Ebene verwendel um das Risiko einer Fehlinvesti-
tion zu verringem:

Gremien mit
politischer
Beteiligung

Sponsoren

Leitungs-
ebene
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(l) Die Glaubwilrdigkeit der Person oder der Institution wird berücksichtigt.
Der Maßstab ist hier in den meisten Fällen die wissenschaftliche Reputation
und/oder vergangene Erfalrnrngen, die mit diesen Akteuren in der Forschungs-
fördenmg gemacht wurden. Die krformationen tiber die Reputation der Forscher
und ihre allgemeine Eignung kanndie Förderadminishation meist nurmit Hilfe
von wissenschaftlichen Experten erfahren.

(2\ Die Forschungsansffäge werden inhaltlich auf ihren Innovationswert durch-
leuchtet. Diese Selektionsleistung kann nur von Wissenschaftlem durchgeftihrt
werden, die mit der Materie und dem Leistungsstand ihrer Disziplin vertraut
sind.

(3) Es wird die Durchftlhrbarkeit und die Glaubwürdigkeit des Projekts selbst

überprllft. Hierftlr werden die angelegten Methoden, der Zeit- und der Mittelauf-
wand kritisch an den Forschungszielen gemessen.

In allen drei Purkten wird auf Wissen rekuniert, das oft nur in den segmentierten

Wissenschaffsdisziplinen selbst vorhanden ist und deswegen nur von Experten
beigebracht werden kann, die sich in den entsprechenden Wissenschaftsberei-
chen auskennen.

Die Unterstlltzung durch Wissenschaftler wird lediglich dann nicht gebraucht,

wenn es sich um wissenschaftsexterne Selektionskriterien, die nicht unmittelbar
mit der Sache, sondem mit politisch definierten Gesichtspunkten zu tun haben,

handelt, wie etwa die Notwendigkeit, bei der Förderselektion auf die Kosten
der Projekte und aufdie Chancengleichheit zu achten oder ethische Gebote
einzuhalten.

Es sind diese drei Selektionskriterien, die die Forschungsförderer direkl an
die Expertise aus der Wissenschaft anbindet.

Die Förderorganisationen mltssen also, um ihre Aufgabe erftillen zu können,
Wissenschaftler aus dem Wissenschaftssystem kooptieren, die bereit sind, die
Selektion anstelle der Förderadministration durchzuführen. Dabei wird den
extemen Experten eine weifreichende Autonomie im Selektionsverfatren und
bei den Selektionsentscheidungen zugestanden. In aller Regel handelt es sich
bei der Selektionaufdertechnischen Ebene, also der direkten Begutachtung von
Förderantiägen durch freiwillige Gutachtergremien, um > globale Fördermafi-
nahmen<, also um FördermafJnatrmen, die zwar in das Gesamtprogramm der
Förderorganisationen passen mtlssen, bei denen aber die Themen und Ziele
ansonsten frei vom Forscher gewählt werden dilrfen. Eine rRegulierungskompo-
nente< fehlt in diesem Fall. Aber auch beider programmgebundenen Förderung
wird den rein wissenschaftlich asammengesetzten Gutachtergremien auf der
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technischen Ebene die erste Auswatrl ttberlassen. Hiermit soll verbltrgt werden,
dal3 Forschergnrppen oder Förderantäge den wissenschaftlichen Qualitätsge-
sichtspunlten entsprechen. ln einem zweiten Gutachterverfahren aufder pro-
grammatischen Ebene können dann solche programmgebrmdenen Förderprojekte
durch die dort tätigen Gremien begutachtet werden.

Auf der technischen Ebene kooptieren die Förderorganisationen ihre Gut-
achter meist aus den Universitäten oder anderen Forschungseinrichtungen, in
denen Grundlagenforschung und shategische Forschung betieben wird. In
Frankreich können auch in der Organisation angestellte Wissenschaftler hin-
zugezogen werden. Sie erscheinen dann aber als freie und unabhängige Gut-
achter. Keinem Wissenschaftler kann aufgetagen werden, eine Gutachterfrnk-
tion wahrzunehmen.

Das Kooptationsverfabren variiert in den Förderorganisationen: Bei der DFG
werden alle und bei den franztisischen Einrichtungen ein Teil der Gtrtachter duch
die Wissenschaft sgemeinschaft gew ahlt. Ansonsten entscheiden im allgemeinen
die Sponsoren, also die adminisftativen Kräfte in der Förderorganisation, die
für die Abwicklung der Förderverfatuen zuständig sindr26, ilber die Auswahl
der Gutachter . Sie verlassen sich hierbei auf die Empfehlungen ihnen bekannter
Wissenschaftler. Ein objektives, personenunabhängiges Verfahren kann es hier
angesichts der wissenschaftlichen Reputationsmechanismen nicht geben. Im
allgemeinen taut man den Sponsorcn zq dalJ sie nach ener Tnitihr Fördergebiet
so weit kennen, dafJ sie die richtigen Multiplikatoren in der akademischen Ge-
meinschaft ansprechen können. In Frankreich wird außerdem ein Teil der Gut-
achter duch die Regierung auf Empfehlung der Förderorganisation ernannt.

Die Erstellung der Gutachten erfolgt entweder ilber Einzelgutachten, die
schriftlich eingereicht werden (beim rNormalverfahren< der Deutschen For-
schungs gemeins clafi , beim mail review det Natiorul Science Fomdation), odeg
in der Melnzahl,iber dre Panels, also Gutachtergremien, in denen ilber Diskus-
sion - unter Anwesenheit der Antragsteller @MBF/Projekthäger) oder ohne
sie (die übrigen Förderorganisationen) - entschieden wird, wie ein Förderantag

126 Die Adminisuation in den Förderorganisationen läßt sich nach ihren unterschiedlichen
Rollen folgendermaßen darstellen: An der Spitze sorgen wissenschaftlich angesehcne
Administratoren fllr die Koordination der gesamten Fördertätigke it. Sie sind in erstcr Linie
fftr die Zieleneichung verantwortlich. Das {lbrige wissenschaftlich geschulte Personal
ist fllr die Beteuung der wissenschaftlichen Grcmien und fllr die direktc Abwicklung du
Selektionsverfahren, aber auch fllr die logistische Vorbereitung der Stategiefindung
atständig. Zusätzlich verfllgen die Förderorganisationcn, wiejede andere Organisation
auch, {lber rein adminishativ geschultes Personal, das zur Aufiechterhaltung der tech-
nischen Aspekte der Organisation, also fflr Personal, Finanzen, Infrastruktur usw. einge-
stellt ist.
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oder eine Forschungsguppe zu gewichten ist. Lr beiden Fällen können die Gut-
achrcr frei nach wissenschaftlichen Maßstäben entscheiden. Wenn nicht-wissen-
schaftliche Gesichtspunkte auf dieser Ebene eine Rolle spielen, dann handelt
es sich um Rahmenbedingungen, denen die Förderorganisationen durch politi-
sche Anweisungen unterworfen sindr2?. ln den meisten Fällen werden solche
extemen Kriterien aber eher auf der programmatischen Ebene eingebracht also
dann, wenn die Leihrng der Förderorganisation und externe Akteure mit hin-
zuteten. Im allgemeinen können sich die Gutachter auf der technischen Ebene
aufdie Bewertung der Antäge nach rein wissenschaftlichen Kriterien besclrän-
ken.

Die Förderadministation gefährdet die Autonomie der Gutachter auf dieser
Ebene nicht. Die wichtigsten Aufgaben der Sponsoren bestehen darin, Annäge
in die passenden Cutachtergrcmien einzuordnen, die geeigneten Gutachter aus-

findig zu machen, den Sitzungen beizuwohnen und sie zu protokollieren und
daftir zu sorgen, daß die Ergebnisse der Gutachterausschlisse an die sonstigen
Bewilligungsinsanzen und Förderadminishationen weitergeleitet werden. Sie
können während der Gutachtersitzungen aufbesondere Interessen der Förder-
organisationen oder besondere Probleme wie eine knappe Finandage hinweisen.
Auf die Entscheidungen selbst haben sie keinen Einfluß. Die Sponsoren sind
aufdieser Selektionsebene eine rein logistische Unterstiltzung der wissenschaft-
lichen Gutachter.

Was eine Förderorganisation aufder technischen Ebene im wesentlichen also
leistet, ist nicht die zielgerichtete Steuerung der Adressaten selbst, sondem die
Insallationeines organisiertenrmd flexiblenBobachrcr- rmd Selektionssystems.

Diese Verfahrensweise konstituiert die Abhängigkeit der Förderorganisationen
von externen Experten. Steuerung bedeutet die lntegration, Instnrktion wrd
Kontolle der Gutachter. Ihre Kooperation gilt es zu erreichen. Forschungsför-
derung isthret doppelt indirehe Steuerung: Die Politik beauftragt die Förder-
organisation urd die Förderorganisation kooptiert wieder freiwillige Experten,
die schließlich ftir die Implementation der forschungspolitischen Steuenrng der
Wissenschaft sorgen sollen.

Experten, die zudem noch in Professionen eingebunden sind, können aller-
dings nicht wie normale Angestellte behandelt werden. Ihre Fuktionalität ftlr
die Förderorganisationen ist gerade durch ihre feste Einbindung in die dezen-
tralen Stnrl:turen des Wissenschaftssystems gegeben. Nur so können ständig

127 Wie zum Beispiel die knappen Mittel, die ar Verfflgung stehcn, oder der Zwang, nur
so vielc Forschungseinhciten eröftren an dllrfen, wie vortcr gcschlossen wurden, oder
aber die Direktive, daß die Fördcrminel nicht ar stark auf eine Region konzentriert sein

dtlrfcn.
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die wichtigen Informationen abgenrfen werden. Eine >heteronome, professionelle
Organisation< (Scott 1986: 30f301), in der die Experten klar der administrati-
ven Hierarchie unterstellt sind, läßt sich auf dieser Ebene in Förderorganisatio-
nen nicht etablieren, weil die Aufgaben der externen Experten nicht formalisier-
bar und routinisierbar sind und die Beobachter nicht selbst fester Bestandteil
der Förderorganisationen werden dürfen. Die Integration wissenschaftlicher
Experten kann also Nü temporör undfreiwillig erfolgen. Gutachter arbeiten
nicht im Angestelltenverhältnis. Sie werden im allgemeinen nicht entlohnt,
sondem arbeiten nach den Regeln des Wissenschaftssystems. Ihre Motive zur
Teilnahme sind meist wissenschaftsdeterminiert, entweder aufgrund eines in-
trinsischen Interesses an der Verbesserung der Funktionsweise des Wissen
schaftssystems oder an der Steigerung ihrer eigenen Reputation, die durch die
Teilnahme an Gutachterverfahren möglich wird. Auf solche nw zeitweise koop-
tierten und freiwillig kooperierenden Experten kann die Förderorganisation aber
keine hierarchische Macht ausüben. Die Gutachterverfahren genießen deswegen
in aller Regel ein hohes Maß an Selbstverwaltung. In diesem Sinne sind Förder-
organisationen autonome, professionelle Organisationen (Scott 1986: 300): Sie
inkorporieren externe Experten und gestehen ihnen weifeichende Autonomie
in der Definition und Durchführung ihrer Aufgaben zu. ln dieser organisatori-
schen Eigenschaft ähneln sich-zumindest auf der technischen Ebene - Förder-
organisationen und Universitäten.

Auf der technischen Ebene erscheint die Förderorganisation als Bestandteil
der Selbstverwaltung der Wissenschaft. Wie an den Universitäten auch, so ak-
zeptieren die Förderorganisationen den Anspruch der Wissenschaft, nach eige-
nen operativen Regeln und wissenschaftsimmanenten Entscheidungsmecha-
nismen (KollegialitäQ vorangehen und dabei geeignete Forschung ar selektieren.
Wätrend aber die Universitäten auf dieser Grundlage entstanden sind und die
gesamte Organisation als autonome, professionelle Organisation betachtet
werden kann, so haben Förderorganisationen die Selbstverwaltung der Wissen-
schaft auf einen bestimmten Aufgabenbereich, nämlich die primäre Selektion
von Förderanüägen, eingeschränlt. [m Unterschied zu den Universitäten sind
die Förderorganisationen außerdemzielgerichtete Aganisationen.Die Selbst-
verwaltung der Wissenschaft muß damit auf irgendeine Weise an die Ziele der
Organisation gekoppelt werden. Dies geschieht aber erst auf der programmati-
schen Ebene (siehe unten).

Die Einrichtung einer Selbstverwaltungsebene der Wissenschaft auf der tech-
nischen Ebene bildet einen funktionalen Bestandteil der Förderorganisationen.
Weil man der Wissenschaft weitgehende Autonomie zugesteht, erhältman eine
kostenlose Service-Leistung in der Form von Multiplikatoren, die Programme
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der Fördoorganisationen in die Scientific Communitytagenkönnen rurd persön-

liche Kontakte zwischen Sponsoren und der wissenschaftlichen Elite.
Mukerji bezeichnet die Gutachter als die Brllckenköpfe der Politik in der

Wissenschaft (Mukerji 1989: 7). Dies weist zwar zurecht darauf hin, daf} die
Gutachter das Tor der intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen zur
Wissenschaft hin öffiren, verkennt aber den dialektischen Prozeß, der mit der
Inkorporation der Gutachter verknllpft ist. Die Einbeziehung von Gutachtern
weist vielfältige Aspekte auf:

Gutachter haben zuallererst die Aufgabe, die rOperationalisierung< der auf
der programmatischen Ebene entschiedenen Förderprogramme vorannehmen
oder, mit anderen Worten, fltr die Kompatibilität von Förderprogrammen und
wissenschaftlicher Handlungslogik tlber die Interpretation und Übersetzung
dieser Programme zu sorgen (Stichweh 1994). In dieser Funktion sind sie Garant
dafflr, daß der Förderorganisation das fflr die Übersetzung notwendige Wissen
zufließt und gleiclzeitig eine QualitatsUberwachung der geförderten Projekte
erfolgt. Das Gutachtenryesen soll also zuerst einmal die Effektivität der Förder-
tätigkeiten erhöhen. Über die Gutachter wird die Informationsasymmetie zwi-
schen Förderadministation und Wissenschaft insofem tiberwunden, als das
notwendige Wissen in den organisatorischen Zusammenhang der Förderorgani-
sation eingegliedert wird und damit im Prinzip abrufbar ist. Gleichzeitig dienen
die Gutachrcr aber auch der l*gitimitäsverschaff.urg gegen{lber dem Repräsen-
tanten, der Politik. Gutachter, so Mukerji (Mukerji 1989: 79), verschaffen der
Fördertätigkeit den rStempel wissenschaftlicher Qualität< und sind damit Aus-
druck der erfolgreichen Tätigkeit der Förderorganisation. Den Stempel kann nur
der erhalten, der von der Wissenschaft aufgenommen und akzeptiert wurde.
Damit ist aber der erste Zweck der Förderorganisation, die Inkorporierung der
Adressaten in den eigenen Formulierungszus , erreicht worden. Gut-
achter erscheinen als rZeichen eigener Verüetungsmacht< (Sofsky und Paris
1991: 115; Braun 1993a). Sie sind das Aushängeschild der Förderorganisation
und sorgen fftr das Verfauen des politischen Geldgebers in seine Fähigkeiten.

Gutacht€r sind aber nicht nur Aushängeschild der Förderorganisation gegen-

tiber der Politik, sondem auch gegenllber der Wissenschaftsgemeinschaft. Sie
sind die Garanten daftir, daß das Selektionsverfahren der Förderbewilligungen
den wissenschaftlichen Kommrurikations- und Koordinationszusammenhängen
entspricht. Ihre Herlarnft aus und ihre Verhaftung im Wissenschaffssystem ist
fllr die Wissenschaftler der Beweis, daß ilue furtäge fair und kompetent beur-
teilt werden. Das Verfatuen selbst verschaffi so der Förderorganisation die nöti-
ge Legitimität, allerdings nur so lange, wie ersichtlich ist, dafl die Verteilung
der Mittel an die rGrundbedtlrhisse< der Wissenschafr anschließt. Das Gut-
achtenresen wird zum Synonym fflr die Selbstorganisation der Wissenschaft.
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Zwei Merkmale der Forschungsftirdenurg über das Gutachtenvesen fagenhierzu
bei:

(1) Zum einen entwickelt sich das Gutachterwesen zu einer ausdifferenzierten
und institutionalisierten Bewertungsinstanz wissenschaftlicher Leistungen und
verteilt somit indirekt Reputation. Durch die Instrumentalisierung der Förder-
verfahren fflr die Verteilung von Reputation werden die Förderorganisationen
wie durch keinen anderen Mechanismus zur vertrauten Instanz im Wissen-
schaftssystem. An die eigentliche Funktion der Gutachterverfahren, Forschungs-
projekte nach MafJgabe wissenschaftlicher Qualität zu selektieren, wird eine
andere Selektionsfunktion angekoppelg die dem Wissenschaffssystem immanent
ist: Die Selektion von geeigneten und produktiven Forschem. Dies ist aber nur
dann möglich, wenn die Bewilligungsverfahren uneingeschränkt als >wissen-
schaftlich< gelten können. Das Gutachterwesen legitimiert die Förderorganisation
vor der Wissenschaft, es wird aber auch zur Bewertung wissenschaftlicher [,ei-
stungen und damit zu einer Institution der Selbstorganisation der Wissenschaft.

(2) Zum anderen erhält die Wissenschaft durch die Existenz von Förderorgani-
sationen die Möglichkeit, ihre ansonsten dezentalisierten und unkoordinierten
Entscheidungsverfahren nach allgemeinen Selektionskriterien zu strukturieren.
Es gibtkeine andere Instanz innerhalb des Wissenschaffssystems, die eine ähnli-
che Koordinationsleistung vollbringen könnte. Indem die Gutachter ihre Selek-
tion an den Grundbedürfrrissen der Wissenschaft ausrichten, so Rip (Rip 1994),
entsteht so etwas wie ein Meclnnismus der irwisible hand: Alle Wissenschaftler
stehen in Konkurrenz zueinander und versuchen beim Akquisitionshandeln ihren
egoistischen Nutzen zu maximieren, das heißt sich so viel Geld wie möglich
ftir die Forschung zu beschaffen. Der Selektionsmechanismus rGutachterwesen<
sorgt dafflr, dafJ aus diesem unkoordinierten Prozeß der rmaximale Vorteil ftir
den Fortschritt der Wissenschaft< entstehen kann (idem): Wenn sich die Gut-
achter an die mit der Handlungslogik der Wissenschaft kompatiblen Entschei-
dungsmechanismen halten, wird gleichsam automatisch die beste Wissenschaft
gefördertundbelohntwerden. Dies istgleichzeitig im Sinne derFörderorganisa-
tion und der Politik. Auch dadurch hägt das Bewilligungsverfahren zur Selbst-
organisation der Wissenschaft bei: Es verschaf;ft sogm Steuerungsmöglichkeiten,
die ansonsten im Wissenschaftssystem nicht vorhanden sind, nämlich ilber die
Selektion ganz bestimmter Forschungsbereiche zu einer Konzenüation von
Ressourcen in Defizitgebieten zu kommen und so Ungleichgewichte in der
wissenschaftlichen Entrvicklug zu bereinigen. Es ist aber gerade diese Steue-
rungsmöglichkeit, die auch der Förderadministration Möglichkeiten der Beein-
flussung von Verhaltensorientierungen im Wissenschaftssystem verschafft.
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Das Gutachterwesen ist also entscheidend ftir das Verüauen von Politik und
Wissenschaft in die Förderorganisation. Durch das Gutachterverfahren wird
eneicht, daIJ die Wissenschaft sich innerhalb der Förderorganisation vertreten

fiihlt.Die Wissenschaftsgemeinschaft wird duch die Inkorporierung ihrer Gut-
achter in die Förderorganisation zum impliziten Mitglied. Man erhält das, was
man >Voice< (Hirschman 1970) nennt, also Mitentscheidungsrechte innerhalb
der intermediären Forschungs- und Fördereimichtungen. Dies ist die Dialektik
der Rollen. Aus dem eigentlichen Klienten wird über die Gutachtenolle ein
Mitglied der Förderorganisation. Gutachter werden miwerantwortlich ftir die
Förderverfalren. Dies ist die Kehrseite der gewonnenen Entscheidungsmacht.
Als Repräsentant der Wissenschaft haben die Gutachter eine Verfetenolle in
der Förderorganisation. Wie beim Politiker aber auch, entwickelt sich neben
dieser Repräsentantenrolle eine >Amtsrol/e<, die mit der Funktion des Gutachters
notwendigerweise verkntipft ist. Über diese Amtsrolle teten die Gutachter der
Wissenschaft als Exekutoren gegenüber. Bs ist diese Doppelrolle, die zum Teil
wie ein Puffer gegen die Forderungen aus der Wissenschaft wirken kann.
Ein selbstverwaltetes Gutachtersystem kann filr die Förderorganisationen aber
nur dann rational sein, wenn es nicht nur daftir sorgt, daß wissenschaftliche

Qualität ausgewählt wird und damit das Risiko, rauf die falschen Pferde zu set-

zen< reduziert wird, sondern auchsoflexibel mgelegl ist, daß es die ständig
wechselnden Probleme und Erkenntnisse im Wissenschaftssystem verarbeiten
kann. Ohne einen ständig wechselnden Gutachterkreis ist dies nicht mtiglich.
Förderorganisationen sind, so laßt sich darum schlußfolgem, bei ihrer Arbeit
nnbedingt auf enflexibles Kooptationssystem von Gutachtem angewiesen. Die
Flexibilität soll durch die Nicht'Anstellung der Gutachter ermöglicht werden

- hier verbinden sich Eigeninteressen der Wissenschaft und fun}fionale Inter-
essen der Förderorganisationen. Gutachter werden entweder für eine bestimmte
Zeit, meist vier Jahre, gewählt oder aber sie werden von der Adminishation ftir
die Begutachtung eines bestimmten Programms bzw. eines bestimmten For-
schungsgebietes kooptiert. Nach Ablauf der Amtszeit bzw. nach Beendigwtg
des Förderbereichs werden diese Cutachter nicht mehr benötigt. Die Förder-
organisationen erhalten die Möglichkeit, ihre Mittel in anderenFörderbereichen
und ftlr andere Gutachtergemien einansetzen. Dies ist allerdings der ldealfall.
Tatsächlich zeigt siclr, daß es gerade in beang auf die Flexibilität auchpathologi-
sche Entw icHungen gibt.

So ist zum Beispiel im Fall det Natiorul Institutes of Healrft und der französi-
schen Eimichtungen festzustellen, daß Schwierigkeiten bestehen, einmal ein-
berufene Guachtergremien wieder aufzulösen. Im Fall derNIH hilft man sich
hier durch die ständige Expansion von Gutachtergremien, eine Maßnahme, die
nur bei genllgenden Mitteln und Organisationskapazitäten möglich ist. h Frank-
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reich ist dies nicht mehr gegeben. Hier mtissen auch aus programmatischen
Erwtigungen heraus Umschichtwgen vorgenomnren werden, die auf den erbitter-
ten Widerstand der sections (der Wissenschaftlergruppen in den Programm-
bereichen des CNRS) oder der Conseils Scientifiques Spöcialisös (CSS) beim
Institut Nationql de Ia Santö et de la Recherche Mödicale stoßen. Beim Medical
ResearchCouncilhatlangeTr,iterne ähnliche Entwicklung vorgeherrscht. Hier
waren es aber vor allem die wissenschaftlichen Boards auf der Sftategieebene
und die intamuralen Forschergruppen, die sich nicht bereit zeigten, ihre Privile-
gien und gesicherten Ressourcen aufzugeben.

Diese Behamrngsmomente sind leicht erklärbar: Im allgemeinen verstehen
sich Gutachter nicht als Verteter des gesamten Wissenschaftssystems, sondem
als Repräsentanten einer bestimmten Disziplin oder Subdisziplin, die in Mittel-
konkurrenz zu anderen Disziplinen steht. Die Einrichtung eines Gutachtergremi-
ums in bestimmten Forschungsfeldem begtinstigt zumeist eine dieser Diszipli-
nen. Auf diese Weise entstehen eine ganze Reihe von Interessengruppen, die
es als ihre Aufgabe ansehen, den Mittelfluß aus den Förderorganisationen in die
Forschungsbereiche ihrer Disziplin zu lenken. Diese Situation Eihnelt dem von
Olson beschriebenen Kampf des Staates gegen die zahlreichen Interessengrup-
pen, die eine kollektive Wohlfahrt verhindem können (Olson 1982). Das Partiku-
larinteresse der einzelnen Disziplinen wird bei den Gutachtern häufig höher
gewichtet als das l:nteresse an der kollektiven Wohlfatrt des Wissenschafts-
systems, dem durch eine flexible Umverteilung von Ressourcen besser gedient
wtire.

Zum Teil wird diese Haltung durch die Sponsoren gestärkt. In den meisten
Fällen ist ein Sponsor ftir ein Gutachtergremium zuständig, das er über Jalre
hinweg beneut. Diese Sponsoren sehen das Wohlergehen rihrer< Disziplin immer
mehr als eine Aufgabe an, mit der sie sich identifizieren können. Sie haben sich
in die Materie eingearbeitet; sie kennen sich in dem Gebiet aus, wissen, welche
Personen sie ansprechen müssen; sie verkehren seit langem mit denselben Perso-
nen, was zur Herausbildung von sozialen Abhängigkeiten ftihren kann usw (tlall
te72).

Auf diese Weise können also >Verteilungskoalitionen< entstehen, die darum
kämpfen, ständig mehr Ressourcen zu erhalten als im vorigen Jahr. Gerade weil
die technische Ebene eine so große Freiheit in der Abwicklung des Verfahrens
erhält, ist die Macht dieser Verteilungskoalitionen beträchtlich und sind die
Zwangsmittel der Leitungsebene beschrän}t. Beim INSERM mußte sich der
Generaldirektor gdnz neue Instrumente einfallen lassen und hierfür neue Gut-
achtergremien einrichten, um von ihm favorisierte Forschungsgebiete fördem
zu können (Braun 1992). Beim CNRS wurde nach jalrelangem Tauziehen An-
fang der neunziger Jahre ein Großangriffder Politik auf die Stuktu des Comitö



348 Kapitel 7

National gestartct, um das Behamrngsvermögen der einzelnen sections zu bre-
chen (Musselin und Vilkas 1994). Von den 45 bestehenden Sektionen korutten
darauürin ganze fflnf aufgelöst werden, obwohl man sich eine sehr viel größere

Rednlrtion vorgenommen hatte. I*diglich beim Medical Resemch Council wu
man erfolgreich bei der Stärkung der Flexibilität Hier konnte eingefflhrt werden,
dall nicht, wie bisher, jeder Board,jedes Institut oderjede Forschergruppe jähr-
lich Mittel nach demselben Verteilungsschlllssel erhält, sondem jedes Jahr nach
Leistungskriterien und progtammatischen Anforderungen Evaluationen der
bestehenden Einrichtungen und Gutachtergremien stattfinden. Der Anspruch
auf feste Ressourcen, der vorher gehenscht hat, wird damit hinfllllig (Braun
t9e2).

Im allgemeinen weiß sich die akademische Gemeinschaft aber recht erfolg-
reich gegen solche Interventionsversuche der Leitung zur Wehr zu setzen. Einer
der Schltissel hierftlr ist die fehlende Weisungsmacht der Leitung auf dieser
Ebene und das Mitspracherecht der Wissenschaft auf der stategisch-programma-
tischen Ebene. Ohne Konsensfindung auf der programmatischen Ebene kann
die Lrihrng solche Reformen nicht initiieren.

Diese Überlegungen und Sachverhalte zeigen, dafJ die Einrichtung einer auto-
nomen, professionellen Organisationsebene als Bestandteil einer Förderorganisa-
tion ein an'eischneidiges Schwert isfi Zweifellos entlastet sie die Förderorganisa-
tion in vielen Hinsichten und schaffi die Voraussetzungen ftlr informiertes und
damit zielgerichktes Verhalten und eine hohe Legitimität der Förderverfahren.
Die nötige Flexibilität aber geht durch die Bildung von Verteilungskoalitionen
zum Teil verlorenund muß mllhsam tlbergroßangelegte reformerische Ansten-
gungen oder ständige Expansion hergestellt werden.

7.2.2 Die Beziehung von wissenschaftlich dominierten Gremien
und der Leitung der Förderorganisation

Die Wßsensch4rtler, die auf der programmatischen Ebene hinzugezogen werden,
stanrmen, ebenso wie die Gutachter auf der technischen Ebene, meist aus den
Universitäten - im Fall der französischen Eimichtungen auch aus der Organisa-
tion selbst-, rekrutieren sich aber im allgemeinen nicht aus den Gutachtergre-
mien der technischen Ebene. Sie vertreten die größeren Wissenschaftsgebiete
und sind durch eine besonders hohe, die Subdisziplinen und Forschungsgemein-
schaften llbergreifende Reputation in der Wissenschaffsgemeinschaft ausgezeich-

net. Sie sind diejenigen, von denen die Fähigkeit zur tlbergreifenden Beüach-
tungsweise der Forschungslandschafr und die Bereitschaft, sowohl zur kollekti-
ven Wohlfahrt der Wissenschaft wie zur Zieleneichwtg der Förderorganisation
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beizutagen, abverlangt wird. Die Gremien, in denen diese Wissenschaftler Platz
nehmen, sind zwar nach wie vor ftir bestimmte Förderbereiche zuständig, die
Zusammensetzung garantiert aber, dafJ dieser Förderbereich sehr breit angelegt
ist. Häufig muß über die disziplinären Grenzen hinweg verhandelt werden. Wie
umfassend die Gremien sind, hängtvonkontingenten, organisationshistorischen
Bedingungen ab.Der Senat der DFG umfaßt praktisch alle wissenschaftlichen
Disziplinen, der Conseil Scientifique des INSERM nimmt alle wissenschaftli-
chen Disziplinen auf, die mit der medizinischen Forschung in Bertihrung stehen,
die NSF hat ihre Beratergremien auf dem Abteilungsniveau angesiedelt und der
MRC hat vier verschiedene Boards, die nach großen Gesundheitsforschungs-
gebieten gegliedert sind. Selbstverständlich sind die Gremien in den aufgabenbe-
zogenen Förderorganisationen aufdie Disziplinen beschränkt, die mit der Erftil-
lung des Förder- und Forschungsaufuages zu tun haben.

Die wissenschaftlichen Gremien der programmatischen Ebene besitzen, wie
erwähnt, zwei Aufgaben: sie nehmen an der programmatischen Implementation
der Förderprogramme teil und sie wirken an der Formulierung rmd. Stategie-
bildung maßgeblich mit. Nur die letzte Funktion soll uns hier interessieren.

Die Kooptation der Wissenschaft bei der Sftategie- und Programmentrvick-
lung ist unerläßlich, weil nur so politische Zielsetzungen oder gesellschaftliche
Probleme in wissenschaftlich verständliche Handlungsprogranrme tlbersetzt
werden können. Die Wissenschafrler tibemehmen die Rolle des Dolmetschers
in die Wissenschaftssprache. Zweitens bedttrfen die Förderorganisationen dieser
Wissenschaftler, weil sie die nötigen Informationen über den Stand der wissen-
schaftlichen Entwicklung geben können, die als Entscheidungsgrundlage in die
Förderprogramme einfließen. Ohne solche Informationen wäre die Übersetzung
politischer Relevanzforderungen in die intemen Operationen des Wissenschafts-
systems wenig wahrscheinlich, weil die Programme möglicherweise Entwick-
lungen voraussetzen, die nicht gegeben sind, oder Instumente verwendet wer-
den, die keine Wissenschaftlergruppen ansprechen. Die Förderorganisationen
bedtlrfen der ständigen Rtickmeldung aus dem Wissenschaftssystem, um den
Einsatz der Fördermifiel zu optimieren. Nur llber diese Informationen kann
zudem gezielt die Aufgabe erftlllt werden, ein möglichst produkxives For
schungssystem instandzuhalten. Schließlich ist die Beteiligung solcher Wissen-
schaftler unabdingbar, weil sie ihr Ansehen und ihre herausragende Stellung zu
hervonagenden Multiplikatoren fllr die Verbreitung der Förderziele und -pro-

$amme macht.
Auch auf der Programm- und Strategieebene werden also Wissenschaftler

kooptiert mit dem Ziel:

- wissenschaftsexteme Ziele indie Wissenschaftssprache zu ilbersetzen;

- Informationen zur Strategiebildung der Förderorganisationen zu liefern;
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- über Beratung mit dazu beizuragen, die Forschung des Landes produktiv und
konkunenzfähig zu halten;

- die FördCIorganisationen bei der Implementation von anwendungsorientierten
Programmen durch Werbung im Wissenschaffssystem zu untersttltzen.

Eine Förderorganisation, die sich nicht der Unterstützung der Wissenschaft
versiche$ wäre aufblinden Aktionismus angewiesen. Die Kooptation der Wis-
senschaft auf der technischen Ebene war allerdings nur möglich, weil man die
Selbstorganisation der Wissenschaft ak?ßpierta. Auch auf der programmatischen
Ebene werden Wissenschaftler kooptiert. Sie entscheiden aber nicht mehr, wie
die Gutachtergremien auf der technischen Ebene, alleine, sondern müssen sich
mit der Leitung der Förderorganisation abstimmen. Welche Rolle übemimmt
die Leiturg auf dieser Ebene?

Die Verantwortung der Leitung besteht in erster Linie in der Eneichung der
Organisationsziele. Die tritung soll die Abläufe in der Förderorganisation sfeil-
ern, also Ziele erstellen und umsetzen. Sie ist das Herz des korporativen Akteurs
> Förderorganisation<.

Der Leiter besita viele Entscheidungskompetenzen, die seine Schlüsselstel-
lung untermauem: Er ist der Leiter der Verwaltung und kann sie hierarchisch
dirigieren und in vielen Fällen kann er alltägliche Probleme und Geschäfte allei-
ne ftihren und entscheiden. Er besitzt nicht nur nach innen Autorität, sondem
ist auch erster Repräsentant der Förderorganisationen nach außen. Dies stärkt
ihn auch nach innen. Im Gegensatz an den meisten Wissenschaftlern, die koop-
tiert werden, ist er immer anwesend und weiß so llber die Situation und Proble-
me der Förderorganisationen besser Bescheid als irgend jemand sonst. Er ist ftir
die Qualität der Forschungsförderung verantwortlich, daftlr, die Öffirung zur
Wissenschaft zu erreicherL und gleichzeitig aber auch daftir, die Interessen von
Politik und Anwendern zu bertlcksichtigen. Er muß ständig die Organisations-
ziele imAuge behaltenund alle Entscheidungen an der Wohlfalrt der Organisa-
tion messen. Dies unterscheidet ihn von den kooptierten Wissenschaftlem, die
die Bindung an die Organisationsziele immer mit Eigeninteressen verbinden
können. Der l.eiter besita keine gesonderten Eigeninteressen, die unabhängig
sind vom Wohlergehen der Förderorganisation. Das Wohl des korporativen
Akteurs Förderorganisation ist seine ercte und einzige Aufgabe.

Hinter seiner Rolle verbirgt sich also der Manager, der direkte Delegierte des

Aufsichtsrates oder anderer Konüollgremien. Er ist die Integrationsfigur, die
ftir die Kooperationsbereitschaft der Wissenschaftler an sorgen hat. Insofem
steht er anischen allen Fronten. Er ist die wichtigste und erste Instanz, die den
Teilnehmern auf der rAufsichtsebene< die Politik der Förderorganisation glaub-

haft an machen hat. Seine Aufgabe ist es, VorschläEe zu präsentieren, Fakten
vorzulegen und das Haushaltsbudget zu beantragen.
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Die Handlungsrationalität der Wissenschaftler besteht dagegen in erster Linie
darin, als Verfteter der Wissenschaft ftir eine Verteilung der Fördermittel zu
sorgen, die zu einer Erhöhung der Gesamlproduktivität des Wissenschaftssy-
stems beifiagen kann. Als Berater der Förderorganisation sind sie lediglich ge-
halten, die Durchfthrbarkeit und Erfolgswatrscheinlichkeit von Fördermaß-
nahmen zu Die kitung ist fttr die Tätigkeiten der Förderorganisa-
tionen insgesamt verantwortlich. sie steht grundsätzlich unter einem höheren
Druck als die wissenschaftler, die wissenschaftlichen Ziele auf der einen seite
und die politischen oder Anwenderziele auf der anderen seite miteinander zu
verbinden. Sie muß, wenn dies gefordert wird, in der Lage sein, Qualitäts- und
Relevanzprogramme gleichermaßen zu berilcksichtigen. Die Leihrng bzw. das
Management ist der eigentliche Stellverüeter der Politik in der Förderorganisa-
tion. wenn die Politik in dieser verhandlungsarena Einfluß ausüben will, dann
kann sie dies nur über die Leitung. Dies bedeutet allerdings keineswegs, daß
die Politik in der kitung derFörderorganisationen ein beliebig manipulierbares
Steuerungsinstrument hätte.

Das Einflußinstrument, das die Politik in bezug auf die Leitung besitzt, ist
die Ernennungbnr. Abberufung. Außer im Fall der Deutschen Forschungs-
gemeinschart hat sich die Politik überall das Recht vorbehalten, Ernennungen
bei Rollen und Amtern in den Förderorganisationen vorzunehmen. Förderorgani-
sationen unterscheiden sich nur danach, ob die Politik lediglich die Leihrng
emennt @rojektfrägo), zusätzlich Repräsentanten aus Öffentlichkeig Anwender-
systemen oder Politik bestimmt Om{, NSF, INSERM, CNRS, lfRC) oder gar
berechtigt ist, aufJ,erdem noch wissenschaftliche Mitglieder in Förderorganisatio-
nen zu benennen (INSERM; CNRS).

Ernennungen erfolgen immer - außer im Fall der Projekthäger - auf Vor-
schlag der lritung und der wissenschaftler inden wissenschaftlich dominierten
GremienderFörderorganisationenodervonexternenwissenschaftlichenAkteu-
ren. Die Politik hat das Recht, diese Vorschläge zu prilfen und gegebenfalls
davon abzuweichen. Für die Emennung der Leitung werden oft exteme wissen-
schaftliche Berater hinzugezogen, zrtm Teil aber auch industrielle Kreise oder
relevante Personen aus der Öffentlichkeit. Die Politik behält sich hier also ein
Letztentscheidungsrecht vor.

Die Ernennung der Leitung kann ein durchaus wichtiges Steuerungsmittel
derPolitik sein, weil Personenund nichtformale Kompetenzen in Förderorgani-
sationen eine bedeutende Rolle spielen. Die Bedeutung von Personen liegt daran,
dafJ die Entscheidungen hier oft in Verhandlungssystemen fallen, die eher auf
kollegialenAbstimmungsverfahrenbenrhenalsaufhierarchischerKoordination.
Wer an solchen Abstimmungsverfahren teilnimmt und dort, zum Beispiel durch
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wissenschaftlicheReputation,miteinergewissenAutoritätinderVerhandlungs-
ftihnurg ausgestattet ist, kann diese durchaus im Sinne der Politik einsetzen.

Die Emennung als Steuerungsinstument der Politik weist aber auch Schwä-
chenauf, vorallem weil die Politikkeine Verftlgungsgewaltüber den Ernannten

hat. Er oder sie kann in keiner Weise auf die Erftillung konkreter Interessen der

Politik verpflichtetwerden. Vom Emannten kann man nur Dankbarkeit erwarteru

fttr die Einforderung von lnteressen besteht keine rechtliche Handhabe. Die
Politik geht also das Risiko ein, in die falschen Personen zu investieren (in der

Sprache der Priruipal-Agent-Literatrx wird dies adverse selection genannt;

Williamson 1975). Das Konektiv, das sie sich ftir diesen Fall vorbehalten hat,

ist zumeist die Entlassung der Ernannten. Solche Entlassungen sind bei den
Leitem der Förderorganisationen auch während der Amtsperiode möglich, al-
lerdings nicht einfach durchzusetzen.

Als Drohmittel ist die Entlassung allerdings wenig wirksam, da die Emannten
auf die Positionen kaum jemals angewiesen sind.Die Leiter kommen meist aus

ftihrenden Positionen im Wissenschaftssystem und können dorthin ohne weitere
Probleme zurückkehren. Oft stehen sie außerdem am Ende ihrer Karriere. Das
Sanktionspotential ist bei diesem Instnrment also eingeschränkt. Ernennungen
sind wohl eher Risikoversicherungen gegen die Ausbeutung solch wichtiger
Positionen zuungunsten der Politik. Es kann niemand an die Spitze der Förder-
organisationen gelangen, der sich vorher eindeutig gegen die Ziele der Förder-
organisationen oder gegen die allgemeine Forschungspolitik des Staates gestellt

hat.
In der Regel - eine Ausnahme ist bisher nur bei der Nationol Scierrce Foundo-

fion vorgekommen und selbstverständlich bei den Projektüägem - können nur
erfahrene Wissenschaftler in die Leitungspositionen der Förderorganisationen
gelangen. Die Besetzung von Leitungspositionen mit Wissenschaftlem ist fast
eine conditio sine qua non" weil nur so eine Kooperation mit den Wissenschaft-
lern in der Förderorganisation auf gleicher Basis stattfinden kann. Ein reiner
Administator wttrde von der Wissenschaft in der SEategie- und Programm-
bildung kaum emst genommen werdent2t. Filr die Leitungspositionen bedarf

128 Dies gilt im ltbrigen auch fllr die Sponsoren, die ftlr die Beüeuung der Gutachtergremien
und der wissenschaftlichen Gremien anständig sind. Kaum eine Förderorganisation erlaubt
es sicb fflr diese Ar.beiten nicht wissenschaftlich geschultes Personal einzusetzen (siehe

insbesondere Hall 1972). Fast imrner weisen die Sponsoren einen Doktortitel auf und
werden meist in den Förderbereichen eingesetzt, in denen sie selbst wissenschaftliche
Erferhnrngen haben. Dies garantiert eineneits, daß die Sponsoren die Sprache der Wissen-

schaftler verstehen können, anderprseits aber vor allem, daß die Sponsoren von der wis-
senschaftlichen Profession als Kooperationsparher akzeptiert werden. Das wissenschaftli-
che Verständnis erst ermöglicht es, Projekte nach Sachbereichen und Gutachtergruppen
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es der Personen, die möglichst in beiden Welten, der wissenschaftlichen und
der adminishativen, zuhause sind. Ein Leiter wird auch danach ausgesucht, ob
er administrative Erfahrungen besita. In den meisten Fällen wird er vorher
bereits ein Forschungsinstitut geleitet haben oder eine Position im Wissen
schaftsmanagement nach seiner Forscherkarriere eingenommen haben. Er muß
aber von der Wissenschaft akzeptiert werden können. Das verpflichtet, einen
Wissenschaftler zu engagieren, der in dem Fördergebiet eine besonders hohe
Reputation und Autorität besita. Der Leiter zählt also in aller Regel zur wissen-
schaftlichen Elite und gehorcht so den normativen Anforderungen der Wissen-
schaftsprofession. Die Politik hat hier kaum altemative Möglichkeiten, als diese
Verbindung von Leitung und Wissenschaft zu akzeptieren. ln manchen Fällen
wird dem wissenschaftlichen kiterein administativer, von derPolitik emamter
Leiter zur Seite gestellt (CNRS).

Seine Herkunft aus dem Wissenschaffssyst€m erlaubt dem wissenschaftlichen
kiter, mit den Wissenschaftlern in deren Sprache zu reden und die Verhauens-
beziehungen aufzubauen, die fflr die konsensbedttrftigen Verhandhurgen er-
forderlich sind. Der Konsens zwischen den wissenschaftlichen Gremien und
der Leitung wird unter anderem gerade dadurch hergestellt, dafJ die Diskussion
auf lrallegialer Basis stattfinden kann, als Diskussion zwischen Gleichen. Eine
solche Verhandlungsbeziehung udre mit einem von der Politik emannte& reinen
Adminishator nicht möglich. Auch wenn die Leitung von der Politik emannt
worden ist und mit der tlblichen hierarchischen Macht in formalen Organisatio-
nen ausgestattet wrude, kann eine solche formale Autorisienng der kitung nicht
ausreichen, um eine Organisationzu ftlhren, die hybride organisiert ist, das heißt
in formale hierarchische Stukturen und professionelle, kollegiale bzw. selbst-
organisierende Strukturen auseinanderftillt. Die Leitung muß auch Autorität
besitzen, das heißt Anerkennung bei den Wissenschaftlern selbst finden. Legi-
timität dwch formale Kompetenz, also reine Machtaustlbung aufgrund legaler
Anspdiche, ist in Förderorganisationen keine Handlungsbasis. Professionen sind
hierftlr erstens nicht empfänglich und zweitens sind die Föderorganisationen,
wie beschrieben, so organisiert, dafJ gegentlber einer solchen Autorittit gentigend
Veto-Macht besteht. Professionen kann man nur indirekt steuern, indem man
versucht, einen der ihren herüberzuziehen und ihn zum Delegierten zu machen,

einzuordnen. Die Sozialisierung in der Wissenschaft venchaft Einsichten in die personale
Besetzung des Wissenschaftssystems und Erfahrungen im Umgang mit der Wissenschaft.
Sponsoren und Wissenschaftler beachten die gleichen Spielregeln, wenn sie aufeinander
üeffen. Dies ist eine der entscheidenden Voraussetzungen fllr eine Kooperationsbezie-
hung.
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ohne daß er die Anerkennung der Profession verliert. Eine Versicherung, daß
dieserDelegierte sichauchals Delegierter der Politikversteht, gibtes aber nicht.

Der [.eiter der Förderorganisationen wird von der Politik emannt, um wissen-
schaftliche, adminisüative und politische Anforderungen miteinander zu verbin-
den. Auf ihn baut die Politik im wesentlichen. Seine Position durch dauemde
Auswechslungen zu schwächen wäre kontaproduktiv. Der Leiter besitzt eine
solche Schlüsselstellung, weil er der Knotenpunkt fflr die Informationen aus
allen Bereichen ist. Mit seiner Autorität, die er aufgrund seiner wissenschaftli-
chenReputationmit sich bringt, können die InteressenderFörderorganisationen
druckvoll gegenüber den rein wissenschaftlichen lnteressen eingebracht werden.

Emennung ist eine deutlich schndchere Steuenrngsform als Weisrurg, die aber
nur in wenigen Fällen, etwa bei den ProjektMgem des BMBF wahrgenommen
werden kann. Sie ist aber eine der wenigen Möglichkeiten der Politilq auf akzep
table Art und Weise in die Verhandlungsprozesse mit den wissenschaftlichen
Gremien einzugreifen und ein Minimum an politischen Interessen auf diese Art
und Weise abzusichern. Trotzdem bleiben Handlungsschranken der Politik
bestehen, weil sie gezwungen ist, auch bei den Ernennungen auf die Wissen-
schaft und die Förderorganisationen, also auf die Behoffenenen selbst zu hören.

Welche Verhandlungslogik charakterisiert nun die Beziehung an'ischen diesen
beiden Akteursgruppen?

Ich werde die Verhandlungslogiken vor allem an den französischen Förder-
organisationen als heteronome, professionelle Organisationen und am MRC als
autonome, professionelle Organisation ausarbeiter5 weil sich in diesen Organisa-
tionen die Rolle der tritung voneinander unterscheidet. Da sich die Verhand-
lungslogiken der Gremien in denanderenFörderorganisationennurunwesentlich
von diesen beiden Tlpen differieren, werde ich mich bei deren Darstellung kurz
fassen.

Gehen wir zu denfraraösischen Förderorganisationen {iber, in denen sich wis-
senschaftliche und politische lnteressen vom Auffrag her die Waage halten.
Beim INSERM und dem CNRS sind die wissenschaftlichen Beratungsorgane
(dte Conseils) ftlr die Süategiebildurg maßgeblich. Während die Auseinander-
setzung mit der Politik im Vuwal$ngsrat (Conseil d'Adminßtration) stattfindet,
wird ein großer Teil der alltäglichen Entscheidungen und der shategischen Vor-
bereitung, teilweise aber auch der shategischen Entscheidungen" in diesen wis-
senschaftlichen Beiräten im Einvernehmen mit der kitung der Förderorganisa-
tion verhandelt. Es sind in den Grands Organismes allerdings die (General)-
direltoren (directeur-gönöra[), die die Letztentscheidung llber Programme,
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Personal und Mittel besitzen. Formale Macht bedeutet aber auch hier nicht, daß
sie ohne weiteres ausgeübt werden kann. Die Ergebnisse von Krauss (1993;
1994) und meine eigenen Befunde (Braun 1992) weisen darauf hin, daß die
Direktoren sich selten gegen das geschlossene wissenschaftliche Votum wenden.
Wenn Steuerung durch die Leitung erfolgt, findet sie in aller Regel vor den
Entscheidungen statt. Entscheidungsmacht wird aber selten eingesetzl um Voten
zu konigieren. Es gilt, so der Leiter des INSERM (Lazar 1989), Konflikte mit
dem wissenschaftlichen Rat weitgehend zu vermeiden, weil damit die Unterstüt-
zung der Wissenschaftler, die unabdingbar ist, verloren gehen kann. Diese Aus-
sage zeigt, tiber welche Definitionsmacht die kooptierten Wissenschaftler in
solchen Fördergremien verftlgen können. Wenn der Direktor Einfluß ausüben
will, muß er dies wälrend der Sitzungen der wissenschaftlichen Gremien tun,
an denen er, oft als Vorsitzender, regelmäßig teilnimmt. Daß dies keineswegs
immer zugunsten der Lritung ausgeht, znigendie Bemlihungen der kiturg beim
INSERM, sich zusätzlich ein eigenes wissenschaftliches Gremium von loyalen
Wissenschaftlem aufzubauen (Collöge de Diröction Scientifique; CODIS), mit
denen Förderprogramme initiiert werden können, die vom wissenschaftlichen
Rat abgelehnt wurden (Lazar 1989; Braun 1992).

Dieser Vorgang macht zweierlei deutlich: Die kitung der Förderorganisatio-
nen kann auf der programmatischen Ebene nicht autokratisch regieren, sondem
stößt auf die Veto-Macht der kooptierten Wissenschaftler. In den französischen
Einrichtungen besitzen diese Wissenschaftler eine zusätzliche Machtposition,
weil sie zum Teil Angestellte der Organisation selbst sind und somit auch die
Wissenschaftlerinteressen innerhalb der Förderorganisationen verheten. Zum
anderen wird anhand des CODIS deutlich, daß jede Ausarbeitung eines Förder-
programms durch Wissenschaftler befüeben werden muß. Mit der Förderad-
ministration alleine wäre eine Übersetzung von politischen Förderzielen und
die Akzeptanz in der Wissenschaftsgemeinschaft nicht zu erreichen gewesen.
Die Akzeptanz hlingt auch in diesem Fall vom Ansehen der kooptierten Wissen-
schaftler ab:I-azar bemiihte sich, so angesehene Wissenschaftler wie möglich
ftir dieses Projekt zu gewinnen, um Sachkritik zu verhindem und Vertrauen in
der ScientiJic Community herzustellen (Laz.ar 1989: Kap. l3).

Es ist wichtig, hier ganz deutlich zu machen, dalJ die Veto-Position der Wis-
senschaflsgremien nicht etrrya auf formalen Kompetenzen in der Organisations-
hierarchie beruht, sondern einzig und allein auf der informellen Macht die Legi-
timitötfiir organisatorische Entscheidungenzuverweigern. Die kitung besita
in beiden Organisationen die formale Macht, auch unabhängige Entscheidungen
zu fieffen. Um die Kontinuität der Wissenschaftsgremien zu wahren, ist sie aber
gezwungen, auf einseitige Vorteile durch autonome Entscheidungen zu verzich-
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ten und stattdessen Kompromisse anzusheben bzw. Umgehungsshategien zu
wählen.

Dies zeigt, daß es bei den wissenschaftsdominierten Gremien auf der pro-
grammatischen Ebene - dies läßt sich auch auf andere Förderorganisationen
tlbertagen - nicht so sehr auf faktische, durch die Organisationsbestimmungen
festgelegte Kompetenzen ankommt, sondern auf die Interaktion zwischen den
Wissenschaftsvertretern und dem Management.

Es wurde bereits deutlich gemacht, daß selbst wenn die Leitung es wollte,
sie kaum dezisionistisch in den wissenschaftlich dominierten Gremien der pro-
grammatischen Ebene regieren könnte. Eine Abstimmung mit der Wissenschaft
ist notwendig. Die Handlungsrationalitäten von Wissenschaftsvertretern und
der Leitung differieren hierbei; sie bilden aber keine unilberbrilckbaren Gegen-
sätze. Spannungen mllssen immer dann auffreten, wenn es gilt, bei knappen
Finanzmitteln Relevanzprogranrme zu lancieren, oder wenn Umverteilungen
von Fördermitteln zwischen Disziplinen stattfinden sollen. Die Veto-Macht der
Wissenschaft ist hier aber eingegrenzt: Die Teilnahme an der Förderorganisation
zwingt die Wissenschaftler, einen Verhandlungsraum zu akzeptieren, der durch
die Statuten der Förderorganisationen festgelegt ist. Keiner der Wissenschaftler
kann es sich erlauben, Forderungen zu stellen, die eine Erfltllung des Aufuags
der Förderorganisationen nachhaltig erschweren wtlrden. Beraten, planen und
mitentscheiden bedeutet, daf} die Wissenschaftler bereit sind, sich in die Rolle
und Verantwortung der Leitung hineinzuversetzen und kooperativ nach Lösun-
gen an suchen, die alle Interessen befriedigen.

Die Abhängigkeit der Leitung von der wissenschaftlichen Expertise und die
Akzeptaw des organisatorisch bestimmten Verhandlungsrahmens durch die
Wissenschaftler erzeugt eine Spielsituation, die in vielen Hinsichten dem
>Kampf der Geschlechter< (Battle -of-the-,Sexes) in der Spieltheorie gleicht (siehe

hierzu Scharpf 1988). Leifimg und Wissenschaftler besitzen ähnliche Präferen-
zen. Beide wollen mit den Fördermitteln den Erkenntnisgewinn im Wissen-
schaftssysüem steigem. Beide Seiten wissen, dafJ sie dies nur zusammen errei-
chen können. Ohne die Kooperation der Wissenschaft m{lßten die Handlungen
der kitung blind bleiben. Ohne die Mitarbeit der Leitung könnte die Wissen-
schaft weder entscheiden noch die Organisationseffizienz verwirklichen, die
den Bestand der Förderorganisation als Ganzes garantiert. Es gibt aber aufgrund
der unterschiedlichen Positionen der Akteure auch unterschiedliche Präfetrenzen,

die austariert werden mtlssen. Beide Seiten mllssen sich sehr genau überlegen,
welche Folgen eine einseitige Aufl<itndigung der Kooperation bewirkf F{tr die
Leitung witrde dies den Verlust der lnformationen aus der Wissenschaft und
damit der Möglichkeit an rationalem Handeln bedeuten. Die Wissenschaft milßte
damit rechnen, daß die Leitung daraufhin ebenso die Kooperation aufktlndi4
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und so ihr Einfluß in den Entscheidungsverfahren verloren geht. Diese Situation
ist dann realistisch, wenn die Leitung mögliche Alternativen an Wissenschaftlem
besitzt und die wissenschaftlichen Gremien nicht gewählt sind. Die Verhand-
lungen zwischen den Wissenschaftlern und der Leitung werden also in aller
Regel typische Koppelgeschäfte sein, bei denen abwechselnd beiden Seiten
Vorteile zugestanden werden.

Das Verhandlungsspiel in den National Institutes of Health kann als ver-
gleichbar mit dem in den französischen Förderorganisationen betachtet werden.
Sowohl in der inüamuralen Forschung wie bei der exfamuralen Forschungsför-
derung treffen die Institutsleitung und Wissenschaft lergruppen aufeinander,
wobei die Institutsleitung die Letztentscheidungsrechte erhalten hat.

Der Medical Research Council ist dagegen ein Beispiel ftir eine Förderorganisa-
tion, in der lange Zeit weitgehend die Wissenschaftsinteressen die Watrneh-
mung aller anwesenden Akteure bestimmt haben. Dies findet sich auch in der
Organisationsstruktur wieder: Es sind Wissenschaftler, die in allen Gremien auf
der programmatischen Ebene (die Scientific Boards; der Council; die Stategic
Committees) in der Mehrheit sind und dort den Ton angeben. Die Administation
und die Leitung durch den ,Se uetary treten demgegenüber in den Hintergrund.
Sie dienen in erster Linie als Unterstiltzung derwissenschaftlichen Gremien rurd
nicht als Gegenmacht wie in den französischen Einrichtungen. Der Secretary
besita hier keine Letztentscheidungskompetenzen. Er ist tatsächlich als der
Sekretär des Medical Research Council zu verstehen. Man kann so die wissen-
schaftlichen Gremien auf der programmatischen Ebene, also die Scientific Bo-
ards,als Ausdruck einer Selbstorganisation der Wissenschaft benachten. Die
Optimierung der Forschungsproduktivität steht im Vordergrund. Die Wissen-
schaftler beraten, implementieren und planen hier nicht nur, sondem entscheiden
gleichzeitig, nattirlich nicht ohne die administative wrd wissenschaftliche Ex-
pertise des Seuetary gehört zu haben, auch ilber die strategischen Ziele.

Dnrch die eindeutige Dominanz der Wissenschaft war der MRC langeZeit
besonders erfolgreich in der Informationsgewinnung wrd in der Akzeptanz von
Fördermaßnalmen im Wissenschaftssystem. Allerdings wurde dieser Erfolg -
die historische Besclueibung hat dies deutlich gemacht - einerseits durch eine
starke Übergewichtung der Grundlagenforschung, und andererseits durch eine
fehlende Flexibilittit in der Mittelvenvendung erkauft. Mit anderen Worten, die
Dominanz der Wissenschaft förderte eher eine spontane Selektion durch die
Forscher als eine geplante Selektion durch die Programmgremien. Bis in die
achtziger Jahre hinein kann der MRC so insgesamt, also auch auf der program-
matischen Ebene, als eine autonome, professionelle Organisation betrachtet
werden, während die französischen Einrichtungen durch die Gegenmacht der
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Leitung auf der programmatischen Ebene eher einer heteronomen, professionel-
len Organisation entsprechen (Scott 1986).

Erst in den achtziger Jalren t:at durch die Tlatcher-Politik eine Vertinderung
in der Beziehung von Wissenschaft und tritung ein. Durch diese politisch indu-
zierte Veränderung frel demSecretary, der bisher vor allem eine >außenpoliti-
sche< Bedeutung besaß, auch in der Binnenorganisation eine größere Bedeutung
zu. Er wwde mehr und mehr zu der teibenden Kraft, die ftir die Anpassung des

MRC an die veränderten und organisationsbedrohenden Umstände zu sorgen
hatte. Seine Rolle begann immer melr der l.eitung in den französischen Förder-
organisationen zu ähneln. Filr die Durchft,ihrung einer solchen Anpassung besaß

er die entscheidenden shategischen Vorteile, weil er ständig anwesend ist (im
Unterschied zu den wissenschaftlichen Boards und Strategiekommissionen, die
nur einige wenige Male im Jatr tagen), die Administation konftolliert und die
nötige Autoritätbesitzg wichtige Entscheidungen in den Gremienvoranzuteiben
sowie mit den politischen Instanzen zu verhandeln. Der Secretary ist außerdem,
zusammenmit den erst Ende der achaigerJatue und Anfang derneunzigerJahre
gebildeten Strategiekommissionen und dem Council, die einzige Instanz, die
koordinierend und im Querschnitt tätig werden kann, also überhaupt die Ver-
änderungen durchftihren kann, die über die Partikularinteressen der einzelnen
Boards hinausgehen. Genau diese Querschnittskompetenz wird aber durch die
ansteigende Bedeutung der interdisziplinären Forschung immer mehr zu einem
Machtfaktor.

Das Verhältris zwischen den Boards vnd dem Seuetarybeginnt sich so dem
Verhandlungsspiel in den französischen Einrichtungen anzunähe,m, wobei sich
der Secretary aber vielleicht noch stärker als die Direktoren in Frankreich in
erster Linie als Wissenschaftsverheter versteht und erst in zweiter Linie als
politischer Repräsentant.

Der Seuetary hat es verstanden, allerdings ohne wesentlichen Gegendruck
durch die Wissenschaft, in den achtziger und neunziger Jahren weiheichende
Umschichtungen in der Mitüelverwendung vorzunehmen, wobei die globale
Förderung eindeutig der programmatischen Förderung Platz machte. Der Wider-
stand aus der Wissenschaft konnte nicht groß sein, weil die glaubhafte Drohung
der Tlatcher-RegierungbeiNicht-Anpassung an die globalen Ziele der Regie-
rung das Science Vote als Sanktionsmitrcl einzusetzen, ftir alle Beteiligten exi-
stenzbedrohend war. Wissenschaft und die Lritung des MRC befanden sich in
dieser Hinsicht im selben Boot, Sie wußteq daß sie nur durch gemeinsames und
entschlossenes Handeln einerseits verhindem konnteq daß die Mttel abnehmen"
andererseig bei den Anpassungsmaßnahmen so viel wissenschaftliche Qualitäts-
maßstäbe und Interessen des Wissenschaftssystems wie möglich retten konnten
(siehe ausflihrlich Braun 1993d).
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Trotz dieser bedeutenden Veränderungen behalten die wissenschaftlichen
Boards im MRC eine große Macht, die sie nach wie vor relativ selbständig
nutzen können. Ihnen werden jedes Jahr Gelder zugewiesen, die sie nach eige-
nem Gutdilnken verteilen können. In diesem Sinne bleiben sie selbstorganisierte
Einheiten. Diese Qualität einer autonomen, professionellen Organisation ist totz
der zunehmenden Konkurrenz durch die Managementebene weitgehend auf-
rechterhalten geblieben.

Die Deutsche Forschungsgemeinschart ist wohl die Instanz, die die Wissen-
schafts- und Qualitätsorientierung am konsequentesten in ihrer Organisation
verwirklicht hat. Die Leitung sieht sich in einer ähnlichen Positionen wie der
frähere Secretary des MRC. Die Adminisfration ist, wie beim MRC, eine rein
unterstützende Administration, die sich nicht gegen die Wissenschaft stellt,
sondem sich bemühen muß, ihre Aufgaben einer Wissenschaffsorganisation im
Sinne der Wissenschaft zu erledigen. Sie ist in diesem Sinne der verlängerte Arm
der Wissenschaft und hat so eine weniger unabhäingige Position wie in manchen
der anderen Förderorganisationen. Die Verhandlungslösungen sind also ein-
deuti g wissenschaft sdominiert.

Die Wissenschaft dominiert auch den Organisationsablauf bei der National
Science Foundation.Trolzdemist es schwer, die Organisation in eine der beiden
Gruppen )autonom oder heteronom< einzuordnen.

lm National Science Bomd nehmenzwar auch Wissenschaftler aus indusriel-
len Unternehmen teil, ihr Anteil ist aber von vomherein auf ein Drittel begrenzt
worden. Ihre Verhandlungsmöglichkeiten sind zudem durch den eindeutigen
Vonang der akademisch orientierten Grundlagenfonchung eingeschränkt. Die
restlichen zwei Drittel sind mit Verhetem aus den Wissenschaftsinstitutionen
besetzt. Dem Direktor und dem adminisbativen Stab kommt bei der NSF eine
größere Bedeutung zu, als dies in den anderen Organisationen der Fall ist, weil
es pralctisch nur beratende Ad-hoc Kommissionen auf der Shategieebene gibt,
ansonsten aber die meisten Entscheidungen durch die Administration selbst
gefroffen werden. Hierdurch wird aber die Vormacht der Wissenschaft in der
Stategieformulierung nicht gebrochen. Das Management versteht sich als wis-
senschaftliche und nicht als politische Adminisfation. Die übliche Pra,ris, eine
ganze Reihe der Programmadministratoren ftir zwei Jahre aus den Universitäten
kommen zu lassen (die >rotators(), und die ohnehin große Mobilität zwischen
Administration und Wissenschaftsgemeinschaft in den USA, verstärkt dieses
Selbstverständnis. Über die wissenschaftlichen Beiräte auf verschiedenen E-
benen der Organisation wird die Verbindung zur wissenschaftlichen Expertise
hergestellt.
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Die NSF ähnelt, so wie der MRC, auch eher einer selbswerwalteten Organisa-

tion der Wissenschaft. Dr:rch die hohe Mobilität der wissenschaftlichen Ad-
minisftatoren erhält man fast den Eindruck, als ob die akademische Gemein-
schaft ihre eigenen Administatoren zur Bearbeittrng schickt. Trotzdem besitzt
die Adminisüation, insbesondere in den Leitungspositionen, ein von den Wis-
senschaftlemunterschiedenes Interesse ander Organisationseffizienz und Orga-
nisationsleistung. Sie müssen auf den Erfolg der Programme achten und diese
Erfolge vor dem Congress glaubhaft machen können. Die Administration hat
zudem das Recht, die Gutachterkommissionen zu überstimmen. Dies ist aller-
dings, wie in den anderen Organisationen auch, relativ selten.

Die Macht der Wissenschaft ist im NSF also etwas anders als in den bisher
behandelten lnstitutionen institutionalisiert. Die wissenschaftlichen Beiräte
haben eine weniger dauerhaft institutionalisierte Position in der Shategie- und
Programmfindung, obwohl ihre Mithilfe unabdingbar ftir die Formulierung von
Förderstategien bleibt. Im wesentlichen dürften sich die Diskussionen in den
Beiräten zwischen Wissenschaft rurd den Administratoren auf ähnliche Weise
vollziehen wie in den anderen institutionalisierten wissenschaftlichen Gremien.
Die Administration niffi die Entscheidungen, die Wissenschaft ist aber wesent-
lich für die Entscheidungsvorbereitung und besitzt eine erhebliche Definitions-
macht. Der National Science Boardals höchstes Gremium derNSF sigralisiert
tvdieder Council des Medical ResearchCouncil dre Dominanz der wissenschaftli-
chen Orientienrng.

Wir finden demnach in der Beziehung zwischen wissenschaftlich dominierten
Gremien und Leitung der Förderorganisation zwei Verhandlungslogiken: Im
Falle einer relativ unabhängigen Leitung mit eigener Entscheidungsmacht ent-
wickelt sich ein Verhandlungsspiel nach dem Muster des >Kampfes der Ge-
schlechter<. Keine Seite kann einseitige Entscheidungen durchsetzen. Man ist
aufkooperativeLösungenangewiesen.Indenautonomen,professionellenOrga-
nisationen wie dem früheren MRC tud der DFG kann dagegen die wissenschaft-

liche Sichtrveise die Verhandlungslösungen auf dieser programmatischen Ebene
dominieren, weil das Selbstverständnis der Leitung und der Adminishation
weitgehendaufdieVerwirklichungderQualigtsorientierunginderForschungs-
förderung ausgerichtet ist. Sobald sich dieses Selbstverständnis ändert - das
Beispiel MRC hat es geznigf-,beginnt die Verhandlungslogik den heteronomen,
professionellen Organisationen zu ähneln. Dabei ist es nicht einmal wichtig, ob
die Leitturg tatsächlich Entscheidungshoheit besitzt. Sie verftigt durch ihre ad-
ministative Position, die Außenkontakte, das wissenschaftliche Ansehen und
die ständige Anwesenheit über hinreichende Ressourcen, um die Ziele der För-

7
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derorganisationen als gleichwertiger Partner in die Verhandlungsarenen auf
dieser Ebene einzubringen.

7 .2.3 Politische Einflußmöglichkeiten in Förderorganisationen

In den Gremien mitpolitischer Beteiligung feffen wissenschaftliche Interessen,
oft verteten durch die Leitung oder wissenschaftliche Repräsentanten, die Ei-
geninteressen der Förderorganisation urtd politische Interessen aufeinander. Im
allgemeinen geht es in diesen Gremien um die Festlegung der mittel- bis lang-
fristigen Förderperspelctive und um Überprtlfung der Erftillung der bisherigen
Programmziele. Die Politik besita hier direltere Möglichkeiten der Einfluß-
natrme als aufdie Verhandlungslösungen zwischen wissenschaftlich dominierten
Gremien und der Leitung der Förderorganisation. Woraus bestehen ihre Einfluß-
möglichkeiten und welche Grenzen sind der Einflußnahme gesetzt?

Ich werde die wesentlichen Verhandlungslogiken und die politischen Einfluß-
möglichkeiten in den Gremien mit politischer Beteiligung anhand des Gesund-
heitsforschungsrates des BMBF und des Council des MRC herausarbeiten. Die
Verhandlungslogiken im Kuratorium der DFG, in den Verwaltungsräten der
französischen Einrichtungen und in den Appropriation Committees des amerika-
nischen Congress unterscheiden sich hiervon kaum.

lmGesurdheitsforschungsrat (GFR) des Bundesftirderprogramms rGesundheits-
forschung 2000<, das vom Projelrttuäger >Forschrurg und Entwicklung im Dienste
der Gesundheik (FDG) verwaltet wird, sitzen Wissenschaftler mit politischen
Repräsentanten, Vertretern der Wissenschaflsorganisationen und Förderadmini-
stratoren an einem Tisch, um die mittelfristigen Snategien des Bundes-
progranrms zu bestimmen. Da dieses Gremium direkt an das Ministerium an-
gebunden ist und die Politik Letztentscheidungsrechte in der Forschungsför-
denrng hehält, kann man dies als einen besonders interessanten Fall betrachten,
um festzustellen, wie weit der Einfluß der Wissenschaft in politischen, hier-
archisch organisierten Förderorganisationen reichen kann.

Der GFR ist ein in der Mehrzahl wissenschaftlich besetztes Gremium, das
das Bundesministerium fiE Bildung, Wssenschafi , Forschung und Technologie
bei der Formulierung geeigrreter Stategien in der Förderung der Gesundheitsfor-
schung beraten soll. Gleichzeitig ist es aber auch eine Schnittstelle nach außen,
weil zusäulich die wichtigsten Finanzgeber und Wissenschaftsinstitutionen in
der Gesundheitsforschung eingeladen sind.
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Die Auswahl der Themen und die Vorbereitung der Entscheidungsgnrndlage

ist Sache des Projektftägers und des zuständigen Referats im BMBF. Im GFR
erfolgt eine Aussprache über die Vorschläge. Das Gremium besita keinerlei
Entscheidungsmacht, trotzdem hat das BMBF sich mit der Einrichtung des GFR
insoweit gebunden, als es in erhebliche legitimatorische Schwierigkeiten käme,

würde es eindeutige Voten im GFR mißachten.
Wenn das Ministerium, das zusammen mit den Projektträgem an den Sit-

anngen teilnimmt" also Einfluß auf das Votum dieses Gremiums ausüben will,
muß es auf indirekte Einflußressourcen anrückgreifen: zum Beispiel bestimmen,

worüberentschiedenwerden kanru wie die Agendaauszusehen hat und wie die
Diskussionen geleitet werden. Eines der Mittel hierftir besteht darin, die Position
des Vorsitzenden, der eine erhebliche gestaltende Funktion ftir den Ablauf der
Versammlung hat, mit einem politischen Vertreter zu besetzen. Tatsächlich
überläßt man diese Position aber regelmäßig einem Wissenschaftler, von dem

man allerdings der Meinung ist, daß er der politischen Forschungsförderung

aufgeschlossen gegenlibersteht.
Im GFR spielen Stimmenmehrheiten - dies ist eine der wichtigsten Erkennt-

nisse - keine Rolle. Man versucht, einen Konsens zwischen allen Beteiligten
herzustellen. Ein solcher Konsens wird über den Diskurs und die rsanfte Autori-
tät< des Vorsitzenden erreicht. Sollten sich tiefgreifende Meinungsverschieden-

heiten ergeben, werden Beschlilsse vertagt oder an den >l{issenschaftlichen
Ausschuf<verwiesen, der zusätzliche Stellungnahmen einholen kann. Entschei-

dungen werden nicht über die Auszählung von Stimmen, sondem durch Ak-
klamation geüoffen. Als angenomen gilt ein Vorschlag, wenn sich auf die Frage

des Vorsitzenden nach Einwänden keine Stimmen mehr erheben.

Durch dieses Konsensbildungsverfahren, das ftir viele mit Wissenschaftlem
besetzte Gremien der Förderorganisationen typisch sein dilrfte, erhält die Mei-
nrmg aller Beteiligten das gleiche Gewicht. In vielen Fällen wirkt die Sachautori-

tät der Wissenschaft allerdings meinungsbildend. Auch das BMBF kann es sich

nicht erlauben, ein Förderprogramm zu verabschieden, das von den Wissen-
schaftlern als wissenschaftlich mangelhaft abgestempelt wude. Den Wissen-
schaftlem kommt in solchen Grcmien so häufig eine Art Veto-Position zu, die
von den anderen Alteuren kaum negiert werden kann.

Im Fall des GFR behalten das Ministerium und die Förderadminishation
insofern eine Definitionsmacht, als sie die Strategiealternativen vorlegen, die
denDiskussionsrahmenabgeben. DiesistaberimintemationalenVergleicheine
Ausnahme.

Die Entscheidungssittr,ationim Cotmcil des MRC, in dem Verüeter der Wirt-
schaft und der Politik sitzen, und der die Doppelfunktion besitzt, einerseits die
langfristigen programmatischen Entscheidungen zu fällen, andererseits für die
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Vermittlung zur Umwelt ztr sorgen, ähnelt der im GFR, nur unter umgekehrten
Vorzeichen. Die Anrechte auf Ressourcen und die Bestimmung programmati-
scher Gebiete lagen lange Zeit eindeutig bei der Wissenschaft. Die Definitions-
macht der Wissenschaft in diesem Gremium manifestiert sich in der Festlegung
der Agenda und der stategischen Alternativen, die man zu diskutieren gedenkt.
Ein Gleichgewicht zur politischen Seite hin wird, wie beim GFR des BMBF,
durch die Wahl eines >Lord< zum Vorsitzenden des Councilhergestellt, der die
entsprechenden Sitzungen leitet. Das Verhandlungsprinzip ist aber ansonsten
identisch mit dem im GFR. Es finden keinerlei Abstimmungen statt, einfache
Mehrheitsverhältnisse und Entscheidungsverfatren spielen keine Rolle. Statt-
dessen wird größter Wert auf konsensuale Entscheidungen gele$ (Himsworth
te70).

kr einem Verhandlungssystenr, in dem Meluheitsenccheidungen ungebräuchlich
sind und Verhandlungslösungen im Prinzip der Einstimmigkeit bedürfen, ist
es essentiell, daß eine von allen Teilnehmern akzeptierte normative Ordnung
existiert, die allgemeine Prinzipien der Verteilungsgerechtigkeit festlegt und
so von vomeherein bestimmte Verhandlungslösungen im >Aufteilungsspiel<
(Zintl1992: 109) anbietet und andere ausschließt. Ohne eine solche normative
Ordnung sind Verhandlungslösungen ausschließlich von den aktuellen Macht-
verhälbrissen und Tauschmöglichkeiten abhängig. Die Gefahr, keine Einigung
zu erzielen, ist hierbei groß. Die normative Ordnung hält die Anrechte der Teil-
nehmer im Aufteilungsspiel fest (idem: 1l l) und steht selbst nicht mehr zur
Diskussion. Innerhalb eines solchen Ratrmens sind gemeinsame hoblemlösun-
gen durch wechselseitige Überzeugung anhand von fugumenten leichter (siehe

auch Trute 1994:684) als in Verhandlungsarenen ohne klare normative Ord-
nung. Erst wenn die Anrechte von allen Akteuren akzeptiert sind, kann die ko-
operative Haltung zwischen den Akteuren entstehen, die Friedrich im Zusam-
menhang mit dem Föderalismus durch den Begriff der coziry, der wechselseiti-
gen Rücksichtnahme, gekennzeichnet hat (Friedrich 1968: 175-176).

Es läßt sich zeigen, dafJ in allen Verhandhmgsgremien-und dies umfafJt auch
die Verhandlungsarena zwischen wissenschaftlich dominierten Gremien und
der Leitung -, die sich mit der Shategie- und Programmbildung der Förder-
organisationenbeschäftiger5 normative Ordnungeneine wesentliche Rolle spie-
len und die Abstimmung zwischen den Beteiligten wesentlich erleichtem. Das
Erwartungs- und Anspnrchsniveau aller beteiligten Akteure wird durch in den
Satzungen formal festgesclriebenen Aufgaben der Förderorganisation, durch
das institutionelle Selbstbild und die institutionellen Erfahrungen der Förder-
organisation bestimmt.
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Im Prinzip stoßen wir auf drei Möglichkeiten der normativen Strukturierung
von Verhandlungsspielen in den Arenen der Förderorganisationen: ( I ) die Situa-
tion, bei der keine eindeutige normative Ordnung ttber die Anrechte besteh! (2)
eine Ordnung, bei der die Politik die höher bewerteten Anrechte besitzt und (3)
eine Ordnung, bei der die Wissenschaft mehr Anrechte beanspruchen kann.

In einem Verhandlungsgremium, indem die Anrechte nicht eindeutig definiert
sind, kann es zu ständigen Auseinandersetzungen um die grundlegenden An-
rechte kommen. Der Verhandlungsprozeß gestaltet in diesem Fall als rbargai-
ning<, als Tauschprozeß, bei dem jede Seite versucht, die eigenen Kooperations-
gewinne zu maximieren (Zntl1992: 103; Scharpf 1988). Bei gleichen Macht-
bedingungen werden Lösungen zustandekommen, die in etwa gleichermaßen
vorteilhaft ftir beide Seiten sind.

Bei eindeutig politischer Ausrichtturg der Förderorganisation wie im Fall der
Förderung des BMBF verschiebt sich der Möglichkeitsraum der Verhandlungs-
lösungen angusten der politischen Seite. Die Wissenschaft ist von vornherein
bereit, eigene Ma:<imalpositionen fallenzulassen und Verhandlungslösungen
zu akzeptieren, die ftir die Politik vorteilhafter sind als ftir die Wissenschaft
selbst.

Umgekehrt ist es, wenn die Förderorganisation eindeutig wissenschaftsdomi-
niert ist wie im Fall der DFG. Die politischen Akteure wissen hier sehr genau,

daß sie - hotz ihrer >Macht des Portefeuille< - nicht die Verhandlungslösungen
diktieren können, sondem auf die freiwillige Bereitschaft der Wissenschaftler
hoffen m{lssen, wollen sie bestimmte Förderziele erreichen.

Hieraus läfJt sich in bezug auf politische Verhandlungsmacht schlußfolgem,
daß politische Relevanzprogramme leichter einzubringen und durchzusetzen
sind, wenn, ceteris paribus, die Förderorganisation das Relevanzprogramm der
Politik als Bestandteil ihrer normativen Ordnung aufgenommen hat. Aber auch

in diesem Fall - dies hat die Beschreibung des GFR gezeigt -, bleibt das Ergeb-
nis eine Verhandlungslösung und erhält die Wissenschaft genügend Chancen,
sich an der Suche nach Entscheidungslösungen zu beteiligen.

Die Thatcher- und die Major-Regierung haben diese Botschaft sehr genau

verstanden: Mit ihrer Politik wechselte der normative Bezugsratrmen der Re-
search Councils voneiner starken Wissenschaffsorientierung zu einem Bezugs-
rahmen, in dem Relevanz- und Qualitätsorientierung gleichwertig nebeneinander

stehen. Seit 1994 sind die Statuten so verändert worden, daß die Anwendungs-
orientierung explizit und unmißverständlich zu den Aufgaben des MRC gehört
also rVerfassungsauftrag< geworden ist. Die erste institutionelle Konsequenz
dieser Entscheidung ist die lntegration von indusriellen Vertetem in den Gre-
mien. Zwar hat sich die formale Position der politischen Vertreter im Council
nicht verändert. Durch die neuen Statuten sind die Wissenschaftler und die
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Leitung aber von vornherein gezwungen, aufdie Forderungen der politischen
Akteure und Anwenderinteressen einzugehen und sie bereits in ihrer Stategie-
planung miteinzubeziehen.

Die Bedeutung der normativen Ordnung zeigt unmittelbar, daß das eigentliche
Machtinstument der Politik, nämlich die >Macht des Portefeuille<, restingiert
ist. Mit der glaubhaften Androhung, Mittel zu entziehen oder der Auflage, einen
Teil der Mittel zweckbestimmt einzusetzen, wie es zum Beispiel der amerika-
nische Congress häufig verlangt, kann sich die Politik zwar auch in wissen-
schaftsdominierten Förderorganisationen Gehör verschaffen. Dies ändert aber
nichts an den beschriebenen Verhandlungslogiken: Die Politik wird ein solches
Insfrument in wissenschaftsdominierten Einrichtungen nur mit äußerster Vor-
sicht einsetzen. In den politisch dominierten Förderorganisationen hat sie es
dagegen kaum nötig, hierauf zu verweisen. Trotzdem bleibt dies Instnrment
wichtig: Die Macht des Portefeuille sichert der Politik eine Machtposition im
Förderbetrieb. Ohne sie mllßte sie damit rechnen, im Laufe der Tnit aus dem
Förderkalkül verdrängt zu werden. Sie bildet ein Unterpfand, mit dem Ungleich-
gewichte in der Forschungsförderung konigiert werden können. Allerdings darf
man den Einsatz dieses Instruments nicht als hierarchische Intervention ver-
stehen. Die Macht des Portefeuille ist dazu d4 in den Verhandlungen als gleich-
wertiger Diskussionspar-tner auffreten zu können und emst genommen zu wer-
den. Sie erlaubt keine Befehlsmacht. Die politischenZiele mtlssen totz aller
finanziellen Macht in den Verhandlungsarenen gut begrilndbar und schließlich
flir die Förderorganisationen und die Wissenschaft akzeptabel sein. Ohne das
Wissen und die Autorität der Wissenschaft sowie die Organisationserfatrung
der Leitung lassen sich die politischen Ziele nicht rünsetzen.

Man muß hierbei bedenken, daß die politische Steuerung auf prinzipielle
Grenzen stößt, die eine selbstbewußtere und regulative Steuerung gegenllber
diesen beiden Aktewsgruppen schwierig machen und den Gebrauch der >Macht
des Portefeuille< einschränken:

(l) Wenn es i.iberhaupt forschungspolitische Instanzen in der Regierung gibt,
also eigens eingerichtete Forschungsministerien, teffen sie auf so viele Ein-
richtungen im Forschungs- und Fördersystem mit unzähligen Progammen und
Insfrumenten, daß es schon aus kognitiven Grilnden fflr das Ministerium nicht
möglich wäre, sich in einen Prozeß der Feinsteuerung zu begeben. Die Fragmen-
tierung des Fördersystems selbst schitA die Förderorganisationen so vor direk-
ten Interventionen. Die Ausdifferenzierung in ministerielle Abteilungen reicht
hier meist nicht aus, weil sie personell unterbesetzt und mit fubeit überlastet
sind.
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(2) Auch die Politik weiß, daß die Förderorganisationen meist keine schnellen
Segler, sondem große Tanker sind, deren Zeitbedarf, um gegenzusteuem, außer-

ordentlich hoch liegt. Viele Gelder sind auf Jahre festgelegt. ln bestimmten
Förderbereichen sind rwissenschaftliche Reservearmeen< aufgebaut worden, die

weiter urtersttitzt werden müssen usw. Es gibt also immer nur einen begrenzten

Handlungsspielraum, mit dem neue Relevanzprogranrme eingeführt werden
können. Je flexibler die lnstnrmente sind, die die Förderorganisationen hier
anwenden, um so schneller und erfolgreicher kann die Politik eingreifen. Die
USA sind hierftir ein Beispiel: Dort werden meist exramurale Förderinstnrmente
von begrenzter Dauer eingesetzf, so daf| nach wenigen Jahren umgesteuert wer-
den kann. Ganz anders sind hier die Möglictrkeiten in Frankreich, wo es die fast

rein intamurale Ausrichtung der Forschungsfdrderung es ftir die Politik wenig
sinnvoll macht, über den EinsaE von zweckgebundenen Mitteln zu verfahren.

(3) Als Handlungsgrenze der Politik erweist sich auch die Kooptation der

Wissenschaft und die Einbindung in das Wissenschaftssystem. Eine ausbeuteri-

sche Strategie gegenttber den Qualitätsprogrammen würde diese Grundlage
gefähnden und damit den möglichen Erfolg der Förderorganisationen als Binde-
glied zwischen Politik und Wissenschaft zunichte machen.

Die Finanzmacht der Politik ist so sicherlich ein wichtiges Verhandlungsinsüu-
ment der Politik. Es hift aber auf sfirkhrelle Grenzen des Einsatzes, die die
hieraus entstehende Machtposition des politischen Akteurs relativieren.

Der Prozeß der Entscheidungsfindwrg in solchen Gremien kann so am besten

als dynamisches Gleichgewicht dargestellt werden, bei dem die Alteure jeweils

um positionelle Vorteile ringen" im Prinzip aberjeder an einer stabilen Verhand-
lungslösung und vor allem an dauerhafter Kooperation zwischen allen Beteilig-
ten interessiert ist.

7.3 Schlußbefrachtung

Behachtet man die Rolle der Wissenschaft in den Förderorganisationen und die
vielfrtltigenhrterdependenzenbzw. Kopplungssüulturen, wird deutlictr, daß sich
Förderorganisationen - egal ob sie lll-Round Agency oder aufgabenbezogene
Förderorganisation sind, ob sie eine große Nähe oder eine große Distanz zrn
Politik besitzen und unabhängig davon, in welchem land sie institutionalisiert
sind - an ihre turbulente Umwelt ltber die Kooptation von Expertise aus der

Umwelt angepaßt haben, dabei aber diesen Experten einen prominenten Platz
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in den Seleklions-, Entscheidungs- und Stategiebildungsverfahren eingeräumt
haben. Die technische Ebene wird praktisch autonom durch die Wissenschaft
nach ihren eigenen operativen Regeln und lnteressen organisiert. Aufder pro-
gammatischen Ebene sind wissenschaftliche Gremien zur Implementation und
Strategiebildung eingebunden, die Leitung und die Sponsoren stammen fast
ausnahmslos aus dem Wissenschaftssystem. Die Insüumente der Förderorganisa-
tionen sind auf die spontane Selektion der Wissenschaft zugeschnitten. Aufdiese
Weise - und das ist die Ratio dieses Unternehmens - kann die dauerhafte Ko-
operation der Wissenschaft mit der Förderorganisation erreicht werden. Die
Aufgabe der Förderorganisation, sich Vertauen bei den Adressaten der Förder-
maßnahmenzuverschaffen, istdurcheine solche Organisationsstnrktur, die sich
aus autonomen, professionellen Snukturen und Verhandlungssystemen ansatn-
mensetzt, gelungen. Die Fähigkeit, Entwicklungen in der Wissenschaft anzusto-
ßen, wird mit solchen Strukturen betächtlich erhöht. Der Preis, der hierftir ge-
zatrlt werden muß, ist die Akzeptanz von institutionalisierten Machtpositionen
der Wissenschaft aufpraktisch allen organisatorischen Ebenen der Förderorgani-
sation, die damit, sieht man einmal von dem Extemfall der Projektträger des
BMBF ab, mehr Möglichkeiten des >Voice< besitd als die Politik selbst.

Trotzdem kann sich auch die Wissenschaft nicht auf den Standpunkt zurtick-
ziehen, daß ihre Interessen auch die einzigen im Förderprozeß zu sein haben.
Alle Förderorganisationen haben den Anspruch der Politik auf Unterstiltzung
ihrerZiele akzeptiert. Dieser in den SaEungen festgelegte normative Interpreta-
tionsrahmen bindet auch die Wissenschaftler, die an den Förderorganisationen
teilnehmen. Auch die Wissenschaft muß also, trotz ihrer Definitionsvormacht
und ihren Veto-Positionen verhandeln und bereit sein, an der Eneichung der
Organisationsziele teilzunehmen.

Die Kooptation der Wissenschaft als Kopplungsmechanismus (Scott 1986:
267) zwischen Relevanz- und Qualitätsprogramm der Förderorganisation, ist,
wie Scott es ausdrilckl, eine ,Staße mit Gegenverkeln, in der Einfluß und Unter-
stützung einmal in die eine und ein andermal in die andere Richturg fließen,
häufigerjedoch in beide Richtungen.o (idem)r2e. ,Bis zu einem gewissen Grad
bedient sich die eine Gruppe derandere4 um die eigenenZiele zu verwirklichen,
und beide sind in gewisser Weise eingezwängt in die Notrvendigkeit, auf die
Interessen desjeweils anderen einzugehen.n (Scott 1986: 267).

Trotzdem hat es die Politik mit der Einffthrung von Relevanzprogammen
schwerer als die Wissenschaft mit der Behauptung ihrer Qualitätsprogramme:

129 Siehe auch Trute 1994: 565, der in beang aufdie deutschen Großforschungeinrichtungen
zu ganz ähnlichen Schlußfolgerungen kommtwie diese Arbeit in bezug auf die aufgaben-
bezogenen Förderorganisationen.
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Die Organisationsstruldur begünstigt struhurell Qualittircprogramrne. Solange

die Politik oder die Leitung keine konkreten Initiativen unternehmen, um be-
stimmte Relevanzprogramme einzufüh,ren, selektiert diese Stnrktur automatisch
nach den operativen Regeln der Wissenschaft. Dies mag die festgestellte Ten-
denz aller Förderorganisationen erklären, sich nach einer gewissen Zeit automa-
tisch zttr Grundlagenforschung hin zu orientieren, auch wenn man ursprünglich
stärker der Problemorientienxrg und Anwendrmg verpflichtet war. Um Relevanz-
programme einzubringen, müssen die lritung oder die Politik also aktiv werben

und praktisch eine Gegenmacht in der Förderorganisation aufbauen. Aber selbst

dann bleibt eine solche Umsteuerung in den normalen Routineabläufen der
Förderorganisationen schwierig, weil die institutionalisierten Interessen und die
Eigenschaft vieler Förderinstnrmente, relativ schwerftillig zu sein, eine flexible
Anpassrurg erschweren. Je größer die Förderorganisationen sind, um so schwieri-
ger wird es, neue Initiativen und Relevanzprogramme einzuftihren. Eine Umver-
teilung von Ressourcen ist auch in der Forschungsftirderung schwierig.

Der Fall MRC lehrt, dafJ es ftir große Umorientierungen in Förderorganisatio-
nen massiver Interventionen seitens der Politik bedarf. Am wichtigsten hierft,ir
ist nicht hierarchische Steuerung, sondern die Einführung neuer Verteilungs-
regeln, die an die Interessen von Anwendersystemen angelehnt sind. Offensicht-
lich reichten die in den Statuten verankerten Verpflichtungen der Förderorgani-
sationen, sich um den Transfer der Grundlagenergebnisse zu kilmmern, nicht
aus. Erst die mit Sanktionen abgestützte Verankerung eines solchen neuen Inter-
pretationsrahmens zwingt die Akteure in den Förderorganisationen in ein neues

Verhandlungsspiel. Im Fall des MRC bedeutete diese Neuerung die Verschie-
bung des Verhandlungsraumes von einer wissenschaftsdominierten Verhand-
lungslösung zu einer mehr gleichgewichtigen Verhandlungslösung, in der die
politischen Ziele besser als vorher verwirklicht werden können. Je länger die
politischen Anrechte verankert werden können, um so mehr kann die Relevanz-

orientierung zum Bestandteil der Organisationsidentität und damit zum Eigen-
interesse des korporativen Akteurs Förderorganisation werden. Praktisch alle
Regierungen haben in den achtziger Jahren angefangen, an der stärkeren Ver-
ankerung solcher nützlichkeitsorientierter Interpretationsrahmen bzw. Vertei-
lungsregeln zu arbeiten, allerdings auf ganz unterschiedliche Weise. In Frank-
reich geschah dies liber den rSolidarpakt< von 1982; in den USA erfolgte dies
über eine immer stärkere Zweckbindung der Mittel durch den Congress, in
England über die Anderwrg der Statuten und die Drohung, das Science Vote als

Sanktionsmittel einzusetzen. ln der Bundesrepublik war eine solche Strategie
nicht nötig, da seit den ftinfziger Jahren beide Interpretationsrahmen in unter-
schiedlichen Organisationen institutionalisiert sind, in der DFG/lvlPG einerseits

und dem Forschungsministerium andererseits. In Deutschland wird die Ambiva-
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lenz des Handlungsprogranrms der Forschungsförderung tiber unterschiedliche
Organisationen ausgetragen, in den anderen Ländem dagegen innerhalb einer
Organisation.

Auch durch die Einftihrung eines solchen lnterpretationsrahmens wird die
prinzipielle Beschränkung politischer Steuerung in Förderorganisationen nicht
aufgehoben. Mit dem lnterpretationsrahmen wird lediglich eine normativ-in-
stitutionelle Ordnung etabliert, die die Akteure dazu zwingt, stärker als zuvor
die Interessen der Politik zu bertlcksichtigen. Die konkrete Umsetzung findet
dann weiter in den Verhandlungsspielen der Förderorganisationen und über die
spontane Selektion der Wissenschaft statt.



Kapitel 8

Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft
im >Kooperativen Staat< - ein Fazit

Die Steuerungsfähigkeit des Staates am Ende des 20. Jalnhunderts entspricht
nicht mehr dem Bild des Souveräns, der sich sowohl nach außen wie nach innen
gegen konkunierende lnteressen monokratisch und dezisionistisch dwchsetzen
kann. Mit der Fokussienurg auf den >Kooperativen Staat< hat die Politikwissen-
schaft dieser schleichenden Entzaubenrng staatlicher Macht Rechnung getrdgen.

Im Mitt€lpunktderheutigenfuialysenarpolitischen Steuerung stehendie inter-
undsupranationalenVerflechungen(intemationaleRegime,intemationaleOrga-
nisationen, Europäische Union) und die zahlrcichen Verhandlungssysteme zwi'
schen dem politischem System und gesellschaftlich funktionalen Bereichen. Die
hier vorgelegte Studie hat die nationale Forschungsförderung als einen exem-
plarischen Bereich herausgegriffen, in dem der Staat seit jeher auf intermediäre
Vermittlungssysteme und -organisationen zurilckgegriffen hat, um gestaltend

in wissenschaftliche Abläufe einzugreifen. Wenn man Aussagen dartiber teffen
will, welche Steuerungsfätrigkeit dem rKooperativen Staatr in Verhandlungs-
systemen verbleibt, biekt sich die Analyse der forschungspolitischen Steuerung

der Wissenschaft besonders an. Die vergleichende Analyse von Fördersystemen
ist auch in anderer Hinsicht lohnenswert: Bisherige Studien sind nur spärlich
vorhanden und enden meist mit der Fesstellung, daß die Forschungsförderung
ein hochkomplexer und wenig durchsichtiger Prozeß ist, in dem die Interessen-

gewichte kaum zu bestimmen seien. Die Aufgabe dieser Studie war es deswegerl

diesen komplexen Interaktionsprozeß mit politikwissenschaftlichen Methoden
in seine konstituierenden Besandteile zuzsrlegenund mit Hilfe politikwissen-

schaftlicher Theorien zu Verallgemeinerungen tlber die politische Steuerungs-

fähigkeit in Fördersystemen zu gelangen.

Eine solche empirisch angelegte Analyse der politischen Steuerungsfähigkeit

im rKooperativen Staat< hatte zudem explizit ntmZiel, die an'ar theoretisch

reizvollen, aber empirisch-konkret wenig ausgearbeircten Gedanken der system-

theoretisch angeleglen Steuerurgsttreorie ilbör die Verankenng in einer akteurs-

theoretischen Perspektive ftlr eine politilavissenschaftliche Beobachtung aryäng-
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lich zu machen. Die neuere deutsche Systemtheorie konstatiert avar fortwährend
die lndependenz-Interdependenz-Problematik funllional differenzierter Gesell-
schaften und die Schwierigkeiten des modernen Staates, diese Problematik zu
lösen, ihre vermeintlichen Lösungen- rstnrkturelle Kopplung< (Luhmann) und
dezentale Kontextsteuerung< (willke und reubner) - verbleiben aber auf einem
absfrakten und makrosozietalen Beobachtungsniveau, das bisher keine nähere
Bestimmung der konkreten Mechanismen, Prozesse und Stnrkturen systemriber-
greifenden Handelns erlaubte.

Mit dem Begriffder strukturellen Kopplung will Luhmann deutlich machen,
daß sich Teilsysteme nach binnendynamischen Regeln fortentwickeln, dabei
aber insofem umweltoffen sind, als sie >Iritationen< aus anderen Teilsystemen
durchaus wahmehmen und tlber Stnrkhrveränderungen in die inteme Opera-
tionsweise integrieren können. Wichtig ist nach Luhmann nur, daß dieser hozeß
ungesteuert verläuft. Irritationen werden nach systemintemen Operationsregeln
verarbeitet werden. Ulrich bemerkt hier zurecht, daß es so aber keineswegs
ersichtlich wird, wie die notwendige Reflexivität teilsystemischen Handelns
erreichtwerdenkann.InitationenrufenAnpassungsleistungenhervor. DerRefe-
renzpunkt dieser Anpassungsleistung bleibt aber offensichtlich der eigene Code
und nicht die Gesellschaft oder das Wohl anderer Teilsysteme (Ulrich 1994:
104). Das politische System ist nach Luhmann nicht fähig, zu der notwendigen
Refl exivität beizutragen.

Teubner und Willkes Begriffder dezenfralen Kontextsteuerung betont da-
gegen, erstens, dalJ >Irriation< ilber Überzeugung und Moderation in reflexives
Handeln tiberftihrt werden kann un{ aveitens, daß das politische System hierbei
einen instuierenden und moderierenden Einfluß austiben kann. Die Autoren
beschäftigen sich abermehr damit nachzuweisen, daß dezenhale Kontextsteue-
rung als rnicht-etatistischer SteuenngstJpus( in funktional differenzierten Ge-
sellschaften den Vorzug gegentlber etatistischen Stategien verdiene, als daß
sie aufzeigen würden, wie und urter welchen Bedingungen (InSitutionen, Ak-
teurskonstellationen, Problemlagen) dezentale Kontextsteuerung möglich wird
und wie sie in der Lage ist, zu einer alle Seiten befriedigenden L,ösung beizufia-
gen. Hier macht sich die die gesamte deutsche Systemtheorie durchziehende
Grundsatzentscheidung, auf den Akteur als Beobachtungskategorie m venich-
ten, negativ bemerkbar. Da Teubner und Willke Macht und Interessen von Ak-
teuren vernachllissigen, kann die dezentale Kontextsteuerung schnell als ideale
politische Steuerungsform modemer Gesellschaften erscheinen. Es entsteht das
rosige Bild eines henschaftsfreien Diskurses, in dem nach dem Vorbild sokrati-
scher Dialoge das bessere Argument siegt und zu einem gemeinwohlorientierten
Leben verhilft.
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Daß die Realität in einer akteurstheoretischen Welt anders aussieht, ist selbst-

verständlich.TeilsystemttbergreifendeKooperationininstitutionalisiertenDialo-
gen als Voraussetzung fflr dezentale Kontextsteuerung ist höchst vorausset-

zungsvoll. Angewandt auf die empirische Materie dieser Studie heißt das: Wenn

Förderorganisationen keine neutalen Arenen, sondem korporative Akteure mit
Domäneninteressen sind; wenn die Wissenschaft in eine Vielzahl von trnteressen-

gruppen gespdten ist rurd wenn der Staat aus einer ganzen Reihe von politischen

Akteuren mit Sonderinteressen besteht; wenn also die Verhandlungsbedingungen

für dezentale Kontextsteuerung durch eine Vielzahl von Machtbeziehungen
und stategische lnteressen charakterisiert sind, dann gilt es systematisch nach-

zuweisen, wie dezentale Kontextsteuerung überhaupt möglich sein kann und

ob sie zur Reflexivität teilsystemischen Handelns beitragt.

Wie also stellt sich die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft aus

einer akteurstheoretischen Perspektive dar? Welche Rolle spielen die Förder-

systeme als Kopplungssysteme zwischen Politik und Wissenschaft herbei? Und

was lemen wir hieraus ftir die politische SteuerungsQihigkeit im rKooperativen

Staat(?
Die politische Steuerungsfllhigkeit in den intermediären Systemen der For-

schungspolitik wurde in dieser Studie nacheinander an drei Kriterien festge-

macht: Erstens wurde danach gefragt, ob die Institutionalisierung der For-

schungspolitik ein politisch gewollter Prozeß der Steuerungserweiterung in
funktional differenzierten Gesellschaften gewesen ist. Zweitens wurde unter-

sucht, inwiefem Regierungen nach dem Zweiten Weltkrieg in der Lage waren'

Förderorganisationen und Ressortministerien in eine horizontale forschungs-
politische Koordination einzubinden. Drittens wrnde anhand der binnenorganisa-

iorischen Prozesse in Förderorganisationen gefragt, ob politische Zielvorstel-
lungen - das Relevanzlaiterium - systematisch in die Politik der Förderorganisa-

tionen eingebunden werden. Da Förderorganisationen zudem in der Forschungs-

politik dieinstitutionelle Form der Intercssenvermittlung zwischen Politik und

Wissenschaft darsrcllen, mußte sich an der Beschreibung der binnenorganisatori-

schen Prozesse auch beantworten lassen, ob dezenhale Kontextsteuerung tat-

sächlich der dominante Steuerungstlpus in derForschungsförderung istund wie
hierbei ein rreflexives Handeln< der Wissenschaft angestoßen werden kann.
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8.1 Der historische Entwicklungsprozeß der
Forschungsflirderung

Der Befund ist, was das Entstehen der Forschungspolitik betiffi, eindeutig:
Förderorganisationen und Fördersysteme entstanden nie als ein rationaler, dezi-
sionistischer politischer Akt der Steuerungserweiterung. Stattdessen sind sie
Resultat des Bemilhens einiger Wissenschaftlergruppen, Verftlgungsrechtetlber
Ressowcen und Regelsetzung in der Forsehungspolitik zu gewinnen, mit dem
Ziel,der wissenschaftlichen Forschung gesicherte und genllgende Forschungs-
miuel zw Verftigurg zu stellen. Das Akquisitionshandeln dieser Wissenschaft-
lergruppen stellte also den Auslöser ftir die Institutionalisienurg der Forschungs-
politik dar. Die Institutionalisierung der Forschungsfrrderwrg im >Dritten Sek-
tor< ist dabei das Ergebnis machpolitischer Auseinandersetzungenr Die lnter-
essen von neuen und innovativen Forschergruppen, möglichst unabhängig tlber
die Verwendung öffentlicher Gelder zu verfflgen und die Bemtlhungen politi-
scher Akteure, auseichende Kontollmechanismen an etabliererL mit deren Hilfe
eine effrziente Verwendung der öffentlichen Gelder llberwacht werden kann,
bildeten die Motivationen der AuseinanderseEungen. Die Institutionalisierung
des Politikfeldes Forschungspolitik ist in vielerlei Hinsicht ein Kompromiß
zwischen innovativen wissenschaftlichen Eliten, verbtlndeten Politikern und
Ressortninisterien sowie dem Finanzminister beziehungsweise dem Parlament.

Die Ausdifferenzierung von Kopplungssystemen avischen Wissenschaft und
Politik war aus einer akteurstheoretischen Perspektive also ein interessengeleite-
ter und machtpolitischer Prozeß. Die unterschiedlichen politischen Regulierungs-
formen in den vier Fördersystemen bestätigen dies: Der Selbstorganisationsgrad
des entstehenden Fördersystems und damit die Freiheit von politischer Bevor-
mundung war umso höher, je stärker die Scientific Commmity rndem jeweiligen

Land war und je zurückhaltender die politische Adminisüation in der Regelung
gesellschaftlicher Bereiche aufoat. Das Distanzmodell Englands ist so das Er-
gebnis einer starken Wissenschaftsgemeinschaft und einer taditionell liberalisti-
schen staatsinterventionistischen Tradition gewesen. Wenn eine starke Scientific
Community auf eine politische Administation üaf, die gewöhnt war, aktiv und
steuemd in die Gesellschaft einzugreifen, kam es zu jener Mischung von wissen-

schaftlicherFreiheitundpolitischerVerantwortung, wie sie das deutsche Modell
genossenschaftlicher Selbstverwaltrurg kennzeichnete. Im Fall Frankreichs da-
gegen standen sich eine schwache und organisatorisch vielfältig fragmentierte
Wissenschaftsgemeinschaft und eine etatistisch orientierte staatliche Venvaltung
gegenäber. Als institutionelle Form entstand allerdings ncht die pantouflage,
jene administative Durchdringrmg gesellschaftlicher Bereiche, wie sie ansonsten

ftir das administrative Verhalten in Frankreich typisch war, sondern ein
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ständisch-korporatistisches System. Dieses System war hochzentralisiert, wie
es der etatistischen Tradition entsprach; es ließ den Wissenschaftlern aber genll-
gend Eigenverantworh.rng, um hier von einem intermediären System sprechen
zu können. In den USA schließlich waren sowohl die grundlagenorientierte
Scientific Communitywie die bwdespolitische Administration lange Zeit sehr
schwach geblieben.In dieserKonstellationkonnte es wissenschaftlichenAkteu-
ren gelingen, adminisüative Aufgaben im Staatsapparat zu tibemehmen und sich
Forschungsstruktuen aufrubauen, mit denen man die (problemorientierte)
Grundlagenforschung unterstlltzen konnte.

Trotzdem darfman die historische Herausbildung nicht nur als einen Macht-
kampf sehen, bei dem die durchsetzungsfähigere Seite schließlich die Institu-
tionalisienrng bestimmenkonnte. Es üeten andere Gründe hinzu, die von furfang
an den Spielraum für altemative Institutionalisierungsmodelle eingeschränkt
haben. Ich sehe hier mindestens drei solcher Gtlnde:

(l) Es schien aus politischen Effrzienzerwägungen heraus vemünftig, die
Forschwrgsßrderung in die Hände selbstverwalteter Wissenschaftsorganisatio-
nen an legen. Die disziplinäre Segmentierung der Wissenschaft, die ständig
voranschreitende Spezialisierung und die immer neuen Erkenntnisse und For-
schungsbereiche, die ftir die Ilisung gesellschaftlicher Probleme von Relevanz
seinkonnteru zwangendazq die Fördermittelvergabe so flexibel wie möglich
zu gestalten. Ein enges administatives Korsett ministerieller lnstitutionen mit
standardisierten Regeln und Routinen wäre dieser Aufgabe nicht gewachsen
gewesen. Die hohe Unsicherheit tlber kistungen und Entwicklungen der Wis-
senschaftträtte zudemeine Bllrokratie, die eng andie politische Handltutgslogik
angebunden und mit einer Vielzahl rurterschiedlicher Tätigkeiten beschärftigt
gewesenwäre,liberfordert. Es läßt sichanhandder Außenurgendamaligerpoliti-
scherAlcteurewiederholtzeigen, daß mansichliberdiese fuiforderungendurch-
aus bewußt war rurd dementsprechend intermedift€ Konsüuktionen favorisierte.

@ Bis lange nach dem Zweircn Weltkrieg war das Science-Pwh-Modell , also
die Annahme, daß ungesteuerte Grundlagenforschung am besten in der Lage
sei, das Wissen zur Löswrg gesellschaftlicher Probleme hervorzubringen, bis
auf wenige Ausnahmen in den dreißiger Jatuen praktisch unwidersprochen glll-
tig. Es dominierte als rimplizirc Theorie< auch die Walrnehmung von Hand-
lungsoptionen seitens politischer Akteure bei der Insitutionalisierung der For-
schungsftirderung.

(3) Schließlich blieben viele Regienrngen um die Jaluhundertrvende, als man

begann, Förderorganisationen zu grtlnden, noch sehr zurltolüaltend, was die
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Ambitionen in der staatlichen Regulierung gesellschaftlicher Teilbereiche an-
ging.

Fördersysteme wurden nie, so l?ißt sich zusammenfassen, als Srcuercnveitenngs-
systeme oder funktionale Systeme zur Vermittlung von kistungen zwischen
Teilsystemen etabliert, sondern bildeten sich in der politischen Auseinanderset-
zung heraus. Sie waren kein Produkt rationalen staatlichen Handelns. Trotzdem
spielten rationale Erwägungen der Steuerungsenreiterung durch den Aufbau
intermediärer Fördersysteme druchaus eine Rolle ftir die politischen Akteure
und erleichterten der Wissenschaft, ihre Domänenansprüche tiber eine möglichst
staatsfeme Konstnrklion der neuen lnstitutionen zu erreichen. Die Etablierung
von Organisationen mit relativer Entscheidungsfreiheit machte auch aus einer
Steuerungsperspektive heraus gesehen Sinn. Von Anfang anzeige sich aber
in den kontoversen Diskussionen zwischen politischen Akteuren das grundle-
gende Dilemma bei der Enichtung intermediärer Systeme: Die größere Distanz
zur Politik konnte möglicherweise die Steuerungsfähigkeit in einem Politikfeld
erhöhen, die Politik verlor hierdurch aber an Einfluß auf die Implementations-
instanzen und war so mit dem rPrinzipal-Agent-Dilemma< konfrontiert Es galt
nun, Methoden zu entwickeln, die sicherstellte& daß der Agent auch tatsächlich
im Sinne des Prinzipals handeln w{lrde. Mit dem Steue,lungstypus der Delegation
hatte man zwar Defizite der hierarchischen Koordination ilberwunden, mußte
dafflr aber andere mögliche Defizite in Kaufnehmen. Um die politische Steue-
rungsfrhigkeit unter den Bedingungen intermediärer Systeme zu erhalten, muß-
ten danrm nach der Enichtung der Fördersysteme vor allem zwei Dinge sicher-
gestellt werden: Zum einen, ddj sich die Förderorganisationen in eine nationale
Forschungspolitik einbinden ließen und diese tatkräftig verfolgten und, zum
anderen, daß man die Arbeit der Förderorganisationen koirnollieren rmd gegebe-
nenfalls korrigieren konnte.

8.2 Die politische Koordinationsftihigkeit in Fördersystemen

Die Studie hat gezeigt daß die Regienurgen in derlage warc& die Förderorgani-
sationen und die Ressorhninisterien in eine horizontal koordinierte Forschungs-
politik einzubinden, daß diese Koordinationsleistungen aber selten waren und
im wesentlichen von drei Faktoren abhingen: nämlich davon, welche rimplizite
Theorie<, also welche intersubjektiv verbindlichen Situationswatrnehmungen
und -interpretationen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft
vorherrschten (l); ob die Macht im Regierungssystem konzentriert oder frag-
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mentiert war (2) urd, damit zusammennangena, in welchen Machtfigr:rationen
die Regierungen die Koordination eneichen mußten (3).

(1) Daß rimplizite Theorien< (Hofrnann 1993), rpolicy paradigms<r3o lHall
1992) oder >Dogmatologien< @usch 1995) eine Rolle fth Entscheidungen in
einzelnen Politikfeldem spielen können, ist inzwischen Common Sense. Die
Bedeutung von handltrngsanleitenden Orientienngen, der Wunsch nach >Über-

zeugugssystemen< (belief systems) nt Implementierung von Policies, ist, so

Hall, in den letzten Jatrzehnten beständig gestiegen (Hall 1992). Die zunehmen-
de Aufgabenlast des Staates und die ständig wachsenden kognitiven und in-
stnrmentellen Anforderungen zu ihrer Bewältigung erfordern Expertenwissen
und ständig neue Informationen. Den Lieferanten von Informationen und Über-
zeugungssystemen(also den >advocacycoalitions<r3rbeziehungsweise den repi-

stemic communities<r32; fäUt, so Haas, vor allem in Politikfeldern mit hoher
Unsicherheit wie in der Forschungsfö,rderung, eine besonders große Bedeutung
zv.

Der Wriile der Regierungen zur forschwtgspolitischen Koordination der Wis-
senschaft ist interessanterweise weniger durch parteipolitische Ideologien als

durch solche länderübergreifenden, relativ homogenen >impliziten Theorien<
bestimmt gewesen. Obwohl sich bei sozialdemokratischen und sozialistischen
Parteien in der Geschichte der Forschungsft,rderung immer wieder Neigungen
zu einer stärker unitarisierenden und zentralisierenden Haltung in der for-
schrmgspolitischen Steuerwrg der Wissenschaft als bei den bürgerlichen Parteien

nachweisen lassen, die in manchen institutionellen Weichenstellungen (1936

nnd 1982 in Frankreich;1945 und 1965 in England) durchaus von Bedeutung
gewesen sind, zälrlte die Forschungsförderung der (problemorientierten) Grund-
lagenforschung im allgemeinen zu den üow Politics<. Die Parteien müssen in

130 ,Intechnically complex fields of policn such as that of macroeconomic policy-making,
decision-makers are often guided by an overarching set ofideas that speci$ how the
problems facing them are to be perceived, which goals might be attained through policy
and what sorts oftechniques can be used to reach those goals. Ideas about each ofthese
matt€rs interlock to form a relatively coherent whole that might be described as a policy
paradigmn (Hall 1992: 9l-92).

13l Unter radvocacy coalitions< versteht Sabatier rPersonen aus verschiedenen Organisatio-
11e11n, die in einem Politikfeld,gemeinsame normative und kausale Vorstellungen haben

und ihre Handlungen oft o6s6snsn. (Sabxier 1992: l2l). Diese Koalitionen versuchen

aktiv ihre ,handlungsleitenden Orientierungen in öffentliche Maßnahmenn umzusetzen
(idem).

132 Eine rcpistemische Gemeinschaft< ist fltr Haas ein Netzwerk von professionellen Akteuren
mit anerkannter E:<pertise und Kompetenz in einem bestimmten Gebiet, die glaubwllrdig

einen Anspruch aufpoliry-relevantes Wissen in einemPolitikfeld verfieten können (Haas

1992t 3).
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diesem Politikfeld keine grundlegenden Verteilungskonflikte entscheiden; sie
sind nichtmit lnteressenverbändenkonfrontiert, die sie unteröffentlichenDruck
setzen können und die Parlamente greifen forschungspolitische Themen im
allgemeinen nw selten auf. Die forschungspolitische Steuerung der Wissenschafr
läßt sich zudem nur schlecht in eine der parteipolitischen Konflilllinien pressen
und erlaubt von daher keine parteipolitische Profilierung. Die Summen, die ftir
dieses Politikfeld ausgegeben werden, sind relativ gering und durch den dis-
tributiven Charakter auch relativ konfliktfrei. Dies erklärt, wamm sich der politi-
sche Wille von Regierungen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft eher dwch >implizite Theorien< beeinflussen ließ.

In allen vier Ländern akzepierten die Regierungen und Adminishationen,
wie beschrieben, bereits vor dem Zweiten Weltlrieg das Science-Push-Modell
und damit den Anspruch der Förderorganisationen auf Autonomie wie auch die
Dominanz des Qualitätsprogramms im Fördersystem. Die dezentale Selbst-
organisation der Wissenschaft und die politisch ungesteuerte Enrwicklung be-
henschten die Abläufe in der Forschungsfördenurg. Und in allen Ländem kam
es in den sechziger Jatren mit knapperen finanziellen Ressourcen und einem
größeren steuerungspolitischen Optimismus zu einem Wechsel der rimpliziten
Theorie<, bei dem die Regierungen anfingen, die Allokation von Fördermitteln
mitzubestimmen. Diese Gleichzeitigkeit politischen Handelns und Denkens aller
Regierungen war einerseits der ftihrenden Rolle der USA in der Forschungs-
politik zuzuschreiben, die gnrndsätzlich das Tempo und die Richtung der for-
schungspolitischen Steuerung der Wissenschaft angab, und andererseits der
Rolle der OECD, die ab Ende der flinfziger Jahre zu einer Vereinheitlichung
und allgemeinen Politisierung der Forschungspolitik beitug. Nach dem Modell
sozialer Relevanz Ende der sechziger Jatre verbreitete sich dann die bis heute
vorherrschende Auffassung, daß sich die Wissenschaft stärker als bisher als
Dienstleistungssystem der Gesellschaft zu verstehen habe und ihren ökono-
mischen Nutzen sichtbar machen mllsse.

Seit der Allokationsphase läßt sich durchgängig ein stärkeres Bemühen der
Regierungen erkennen, die Forschungspolitik horizontal zu koordinieren. Am
stärksten war dieses Bemtlhen in den sechziger Jahren. ln dieser Phase kam es

am deutlichsten zu der Herausbildung eigener, genuin politischer Institutionen
im Zenttrm des politischen Systems, die neben die bestehenden intermediären
Organisationen üeten und sie in einen umfassenden Forschungsplan integrieren
solltenr33. Dieser institutionelle Elan verlor sich aber schnell wieder. Von den

133 Die Grllndung des Hailslwm-Oflice 1959 in England, die Erweitenrng des Atomministeri-
ums zum BMwF in der Bundesrepublik 1962, die Enichtung eines wissenschaftlichen
Beraterstabes beim amerikanischen Präsidenten ab 1957 und die Gründung zenfialer
politischer Koordinierungsinstitutionen im französischen Staatsapparat 1958 sind Indika-
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damals geschaffenen Institutionen hat sich lediglich das deutsche Forschungs-
ministerium gehalten. In Frankreich und England kam es aber in den achtziger
und neunziger Jahren zu emeuten Bemithungen um eine zentale Koordination
über Forschungsministerien.

Es waren also die rimpliziten Theorien<, die bestimmten, ob und wann sich die
Regierungen in die Forschungsförderung einschalteten. Sie sorgten ftir den
Rhythmus im Willen der Regienurgen, die Forschungspolitik zu koordinieren.
Die Förderorganisationen konnten so lange relativ autonom verfahren, wie das

Science-Pwh-Modell die Regierungendavonabhielt, meln Relevanzorientierung
in der Forschungsförderung einzufilhren. Die anderen Modelle verlangen da-
gegen einen anwendungsorientierteren Ansatz.

(2) Ftir das machtpolitische Spiel in der forschungspolitischen Koordination
und die Varianzen in der Koordinationsfähigkeit der Lender sind dann aber
schließlich zwei andere Faktoren ausschlaggebend gewesen: Zum einen die
Koruentrationbeziehwrgsrvei* Fragmentiertng der politßchen Macht vrÄ, anrr
anderendieMachtfiguratiorcn imlnteressenkampfanischenFörderorganisatio-
nen und politischen Akteuren.

Wenn die staatliche Macht in irgendeiner Form geteilt war und untenchiedli-
che politische Interessen an einer forschungspolitischen Steuerung bestanden,
hatte die politische 7*nf:ale kaum Zugriffauf die Förderorganisationen. Dies
war in den Vereinigten Staaten durch das System der Checks-and-Balances
zwischen dem Executive ffice des Präsidenten und dem Congress gegeben.

Hier hatten die Forschungs- und Förderorganisationen immer wieder die Mög-
lichkeit, wechselnde Schutzbttndnisse mit der eine,n oder anderen Seite zu schlie-
ßen, um sich gegen Vereinnahmungsbestebungen zur Wehr zu setzen. Die
Offenheit des politischen Systems gegenilber gesellschaftlichen Forderungen
in der Form des lobbying erlaubte den Organisationen zusätzlich, Verbtlndete
in der Gesellschaft zu suchen, die zur Verteidigung der eigenen Interessen im
Congrest eingesetzt werden konnten. Das System der Checlu-and-Balances
verhinderte ebenso,daßCongress oder Präsident ihre Machtstellung aufKosten
deranderen Seite ausbauenunddamit eine übergreifende Koordinationsstrultur
in der forschungspolitischen Steuenrng der Wissenschaft enichten konnten. Auf
Initiativen der einen Seite erfolgten regelmäßig institutionelle Geg€Nunaßnahrnen

der anderen Seite, um das Machtgleichgewicht in der forschungspolitischen
Steuenng der Wissenschaft zu erhalten. Bedtcksichtigt man zudem die baditio-
nell fragmentierte administrative Stnrktur und den lnteressenpluralismus, der

durch die gesellschaftlic.he Offenheit der staatlichen Administation in den

toren dieser neuen und von allcn Rcgienrngen dqcpti€rtcn rimpliziten Thcoricr.
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Staatsapparat hineingetagen wurde, ist es nicht verwunderlich, daß die Ver-
einigten Staaten in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft nur
eine gering institutionalisierte und negative Koordination aufiveisen. Gelegent-
lich, bei Problemen von besonders hohem Öffentlichkeitswert (wie die Welt-
raumforschung nach Sputnik und die Krebsforschung unter Nixon), konnte
allerdings fttr eine kurze Zeit eine positive Koordination aller Kräfte eingeleitet
werden (khner 1986; Hohlfeld 1979). Wie erfolgreich die Forschungsftirderung
in den USA ist, hängt demnach in erster Linie von den Mission-Agencies wrd
den Independent Agencies ab.

ln der Bundesrepublik ist die vertikale Machtteilung im Regierungssystem
zwischen Bund und ländem die entscheidende Süuktur ftir die Herausbildung
von Machtfigurationen, die den fast-staatlichen Wissenschaftsorganisationen
die Position etnes Tertius Gaudens erlaubn In den USA spielt der Föderalismus
in derForschungspolitikkeine Rolle, weilpraktisch die gesamte Forschungsför-
derung tiber Bundesinstitutionen verläuft, es keine gemeinsame Bund-Länder-
Finanzierung von intermediären Forschungs- und Fördereinrichtungen wie in
der Bundesrepublik gibt und mehr als die Hälfte der Universitäten nicht unter
die Aufsicht der Länder fallen, sondem privatrvirtschaftlich operieren. ln der
Bundesrepublik können Förderentscheidungen in der Forschungsförderung
dagegen nur tiber die Politikverflechtung verlaufen. Die hohe Institutionalisie-
rung der Mittelvergabeverfalren, die festgeschriebenen und auf Einstimmigkeit
zielenden Abstimmungsverfatren und die Dynamik der Politikverflechtung
haben seit 1976, demzeitpunkt der Einftthrung der Rahmenvereinbarung For-
schungsfi)rderzng, praktisch keine Ändenng in dieser Machtfiguration erlaubt.
Keine Seite kann in diesem Arrangement einseitig oder in Räuberkoalitionen
auf Kosten der anderen Seite gewinnen. Dies zeigt den starken Abstimmungs-
und Konsenszwang im deutschen Fördersystem auf. Die großen Wissenschafts-
organisationen können nicht zu einer Kooperation gezwungen werden. Auf der
anderen Seite erlauben die institutionalisierten Verfalren (Bund-Llinder-Kom-
mission; Wissenschaffsrat; die regelmäßigen Treffen des Kanzlers mit den Prä-
sidenten der großen Wissenschaftsorganisationen; eine Vielzahl von Gremien,
in die das Bundesforschungsministerium und die Wissenschaffsorganisationen
Repräsentanten entsenden), in Kontakt zueinander zu teten. Wie in den son-
stigen Gemeinschaftsaufgaben auch, so ist diese Form der Abstimmung selten
dazu geeignet, eine positive Koordination zu eneichen. Zumindest aber werden
ftir die Kompromisse, die schließlich formuliert werden, aufgrund der reduzier-
ten Konfliktintensität relativ gute Implementationsbedingungen geschaffen.
Niveauprobleme lassen sich so in der bundesdeutschen forschungspolitischen
Koordination gut bewäItigen. Die Regelung von Interaktions- und Umvertei-
lungsproblemen bleibt dagegen auch in der Forschungsförderung mühsam.
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In Ländem mit hoher Machtkonzentation an der Spitze, also in England und
Franlaeiclu verläuftdie forschrmgspolitische Koordination dagegen nach einem
anderen Muster. Die politische Zenüale ist hier nicht durch eine Fragmentierung
ihrer Machtbefugrrisse eingeschränkt. Trotzdem führt dieser Handlwrgsvorteil
keineswegs automatisch zu einer ruritarisierenden wrd zental geleiteten Koordi-
nation in der Forschungspolitik. Die >endogene Figurationsdynamik< verläuft
hier nach folgendem Muster: Die politische Zentale kann dann stark werden,
wenn die dezenhalen Einheiten in sich zerstitten sind (>Königsmechanismus<).

Sie wird geschwächt, wenn sich die dezentalen Einheiten zusammenschließen
(zennifugaler Mechanismus). Hinzu kommt der politische Wille: Aufgrund des
geringen parteipolitischen lnteresses und der langen Dominanz des Science-
Push-Modells, ergriffdie politische Zenfrale nur gelegentlich die lnitiative, um
eine umfassende Koordination einzuleiten. In den meisten Perioden vollzog sich
die forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft in diesen Ländem dezen-
hal, wenig institutionalisiert und über eine negative Koordination.

Die forschungspolitische Koordination in England und Frankreich muf3te aber
nicht nur die intermediären Förderorganisationen, sondem auch die Ressort-
ministerien integrierenr3a. Wenn Ressortministerien und Förderorganisationen
ein Schutzbändnis schlossen, wie es häufig in Franlaeich der Fall war (das

Patronat), gelang es der politischen Zenftale trotz ihrer Machfressourcen nur
mtihsam, eine umfassende Koordination zu erreichen. Zwar entwickelte sich
unter de Gaulle nach 1958 zum ersten Mal eine selbständige Forschungsabtei-
lung im Regierungssystem und wurden ilbergreifende Koordinierungsgremien
enichtet, aber weder die Ressorfrninisterien noch die Gran ds Organßmes konn-
ten hierüber in eine positive Koordination eingebunden werden. Das Pahonat
wurde l98l dwchbrochen, als dem neuen Forschungsministerium die Schirm-
henschaft llber die Grands Organisnes neben den Ressortninisterien zugespro-
chen und ein Solidarpakt zurModemisierung derVolkswirtschaft zwischen der
sozialistischen Partei und der Wissenschaft geschlossen wurde. Zumindest in
der bilateralen Abstimmung zwischen den einzelnen Grands Organismes wrd
dem Forschungsministerium hat sich die Position der politischen Zentrale seit-
dem verstärkt. Auch gegenilber den Ressorfrninisterien hat das neue Forschungs-
ministerium mit der enveloppe-recherche Koordinierungsmöglichkeiten, ohne
allerdings die Ressorts zur Kooperation aringen zu können. Trotzdem konnte
sich das Forschungsministerium nie wie in der Bundesrepublik als Gegenmacht

134 In der Bundesrepublik spielten die Bundesressorüninisterien nach 1962 kaum mehr eine
Rolle, weil man fast die gesamten Befugnisse in der Forschungsförderung an das

Forschungsministerium ltberüagen hatte. In den USA hat sich durch die Integration der
Mßsion-Agencies mdie Deputmenls praktisch eine Arüeitsteilung entwickelt, dwch die
die Förderorganisationen von Domäneninteressen der Ressorts frei bleiben.



Forschunpspolitische Steuerunc der lfissenschafr im tKooperativen Staak 381

zuden intermediären Wissenschaffsorganisationenetablieren. Dieswurde durch
dauemde Auflösungen oder Eingliederungen in andere Ministerien verhindert.
Die Forschungspolitik ist in Frankreich Verhandlungsmasse im Parteienspiel
um Regierungsämter geblieben. Genau dies gibt denGrands Organismes eine
so große Unabhängigkeit von politischer Bevormundung und reduziert gleich-
zeitig die politische Steuerungsfilhigkeit gegenttber diesen Organisationen. Die
forschungspolitische Steuerung der Wissenschaft in Frankreich vollzieht sich
so meist ilber negative Koordination auf dezenfialer Ebene.

In die schlechteste Position geraten die Förderorganisationen, wenn ihnen,
wie in England seit den achtziger Jatuen, die Unterstützung der Ressorts fehlt
und eine entschlossene politische Zentale auf Unitarisierung rurd Zentalisierung
in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft drängt. In dieser Situa-
tion kann sich der rKönigsmechanismus< entfalten. Förderorganisationen, die
nur auf die Wissenschaft als Koalitionspartrer verfauen können, haben in zen-
tralistischen politischen Systemen kaum eine Veto-Macht gegenttber solchen
zentralen Koordinierungsversuchen der Zentrale. Dies hatte sich bereits 1965
gez.eigS,alsdie Labour Party eine grundlegende institutionelle Reform im För-
dersystem durchsetzte. Die Research Councils behielten nur deswegen eine
relativ hohe Autonomie, weil in England das Distanzmodell als implizite Theorie
und rinstitutionelles Gedächtnis< virulent blieb. Mit jeder institutionellen Ande-
rung, die nach dem Zweiten Weltlnieg vorgenommenwurde, fielenaberwichti-
ge Bausteine dieses Modells heraus, so daß es schließlich unter Major zu einer
Zentalisierung in der forschungspolitischen Steuerwrg der Wissenschaft kam.

In Frankreich scheint sich, aufgrurd der starken zentifugalen Kräfte, die die
Dynamik hier prägeq eine positive Koordination nw durch gelegentliche umfas-
sende Solidarverhandlungen zwischen Politik und Wissenschaft eneichen zu
lassen(Colloque 1956;Colloque 1982). Ansonsten tlbenrriegt die negative Koor-
dination. In England dagegen erlaubte die Schwächung des Distanznrodells und
die Fragmentierung der dezentralen Einheiten im Fördersystem, nachdem das
Distanzmodell und das Science-Push-Modell seine normative und kognitive
Kraft verlorenhatte, eine positive Koordinationunterdem Diktatderpolitischen
Zentrale.

Die Beschreibung zeigt, daß eine positive Koordination urd das aktive Bemtihen
von Regierungen um eine hohe Koordinationsfähigkeit in der forschungspoliti-
schen Steuerung der Wissenschaft relativ selten geblieben, aber unter bestimm-
ten normativen und machtpolitischen Bedingungen durchaus möglich sind.
Ausschlaggebend ist das Zusammenspiel von rimpliziten Theorien<, politischen
Institutionen und Machtfigurationen. Politische Koordination findet auch im
rKooperativen Staat< statt, wenn, erstens, die implizite Theorie es als möglich
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erscheinen läßt, aktiv koordinierend in der Forschungspolitik aufzuteten; zwei-
tens, die politische Macht relativ zentralisiert und konzentiert ist; und schließ-

lich, drittens, >divide-et-imperacStategien der Förderorganisationen nicht mög-
lich sind. Das bedeutet, daJJ forschr:ngspolitische Koordination als Ausdruck
politischer Steuerungsfähigkeit erwartungsgemäß eher in England und Frank-
reich als in den USA oder der Bundesrepublik auftreten wird. Dort ist die rim-
plizite Theorie< des Scienc e-Push-Modells insgesamt schwächer, die politischen
Zentalen besitzen die notwendigen Machüessourcen, um hierarchisch koordi-
nierend aufzuteten und der rKönigsmechanismus< kann unüer bestimmten Figu-
rationsbedingungen in Kraft neten. In den USA läßt die weiterhin beträchtliche

Wirkung des Science-Push-Modells und das System der checks-and-balances
nur in wenigen Flillen eine positive Koordination zu, nämlich dann, wenn es

sich um ein öffentlichkeiswirksames und hochpolitisiertes Thema handelt, bei
dem Präsident vndCongress an einem Stang ziehen und die Förderorganisatio-
nen keine wechselnden Schutzbündnisse eingehen können. In der Bundesre-
publik ist das Science-Push-Modell,unterstützt und propagiert von den großen

Wissenschaftsorganisationen, auch heute noch von tagender Bedeutung. Durch
denFörderalismus istdie Machtderpolitischen Akteure staxk geteilt und erlaubt

den Förderorganisationen eine komfortable Shategie des rdivide-et-impera<. Die
Bundesrepublik bietet so relativ wenige Chancen einer horizontalen Koordina-
tion in der Fonchungspolitik.

Förderorganisationen entwickeln - dies hat sich nach dem Zweiten Weltkrieg
geznigl- Stategien zur Domänensicherung und zur Bewalrung ihrer Hand-
lungsfreiheiten. Sie verhalten sich so wie jeder andere korporative Akteur auch.

Die politische Steuerungsfllhigkeit der Fördersysteme gerät so in Gefahr. Sie

kann nur - dies lehrt der oben angeftlhrte Befund - unter ganz bestimmten nor-
mativerl institutionellenund machtpolitischenVoraussetzungen zudickgewon-
nen werden. Fördersysteme entn'ickeln ein Eigenleben, das sich zunehmend

einer Integration in eine umfassende und zental formulierte Forschungspolitik
entzieht. Um so wichtiger ist es fftr die politischen Akteure, die Politik der För-
derorganisationen zu konftollieren und gegebenenfalls zu konigieren.
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8.3 Die Politische Steuerungsfähigkeit innerhalb
der Förderorganisationen

Die Handlungslogik von Förderorganisationen wurde in dieser Arbeit anhand
differenzierungstheoretischer Überlegungen verdeutlicht: Aus der Sicht des
politischen Geldgebers erftillen Förderorganisationen und Fördersysteme eine
ähnliche Aufgabe wie die Banken im Wirtschaftssystem (Baecker l99l), nur
daß sie >Zatrlungsversprechen < zwischenplitischem System und wissenschaftli-
chemTeilsystemvermittelnundnichtinnerhalbdesWirtschaffssystems. Förder-
systeme beziehungsweise ihr organisatorischer Kem, die Förderorganisationen,
sind auf >Einlagen< der Politik angewiesen, um Forderungen gegentiber der
Wissenschaft eingehen zu können. Der >unit act< des Fördersystems ist wie im
Wirtschaftssystem >Zahlew oder Nicht-Zahlen<. Die Entscheidung hier{iber
ftillt aber nicht wie bei den Banken oder Wirtschaftsunternehmen aufgnmd des

Handlungsprograürms Profit (Luhmann 1984c), sondern aufgrund von Hand-
lungsprogrammen, die direkt an die Interessen der beiden Referenzsysteme des

Fördersystems, nämlich Politik und Wissenschaft, anggbunden sind. Dies macht
die einzigartige Qualität von Kopplungssystemen aus. Die Entscheidung tiber
die Disüibution von Fördermitteln muß einerseits an politische Interessen an-
kntipfen, die von der Wissenschaft die gesellschaftsrelevante Erschließung von
Wissen erwartet, aber andererseits ebenso auf den Reputationskreislauf und
seinen Anschluß an den Walrheitscode der Wissenschaft Rücksicht nehmen.
Fördersysteme unterliegen, so wurde in der Arbeit herausgearbeite! ernem ambi-
valenten Handlungspr o gramm von Qualitöts - und Relev anzor ie ntierung bei der
Vergabe saatlicher Gelder. Es ist diese gnrndlegende Ambivalena die die Stuk-
tur und die Handlungsdynamik von Förderorganisationen bisher geprägt hat.
Weil die Entscheidungen tlber Zahlen oderNicht-Zahleninterpretationsbedurf-
rig sind, bieten Fördersysteme die Möglichkeit, in einen Diskurs einzufteten,
in dem Verheter der Qualitätsorientierung und der Relevanzorientierung unter
Vermittlung der Förderorganisation um die Entscheidung ringen.

Die Förderorganisationen sind gewohng mitder Ambivalenz ihres Handlungs-
programms zu leben. Ihre Organisationsidentität verbindet sich in vielen Fällen
mit der gleichzeitigen Bewältigung von Qualität und Relevanz, ihre Organisa-
tionsstrukturen sind im Prinzip dafür ausgerüstet, Qualität und R:elevara nr
prozessieren. Kurz, Förderorganisationen bieten eine institutionelle Struktur,
um den rAntagonismus( von wissenschaft lichen (Grundlagenorientierung;
Selbstbestimmung)undpolitischenlnteressen(Anwendungsorientierung; Steue-
rung) einzubetten. lnsofem können sie auch nie als reine Steuerungsenveiterung
politischen Handelns oder als Trophäe der Wissenschaft berachtet werden. Die
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Thesen der Steuerungserweiterung und der Vereinnatrmung intermediärer Syste-
me dwch gesellschaftliche Alterue greifen hier zu kurz.

FtirdieHandlungslogikderFörderorganisationenbedeutetdieseAmbivaleru,
eine Mittlerposition zwischen Politik und Wissenschaft zu erreichen, die den
eigenen Organisationsbestand nicht gefährdet. Dauerhafte Räuberkoalitionen
mit einer Seite zu scNießen, ist gefährlich. Die Mittlenolle läßt sich nur auf-
rechterhalten, wenn sich Interessenkonstellationen mit einer Seite, die sich in
einerhistorischen Situation eingependelt haben, rFließgleichgewichte< sind, also
nach einer gewissen Zeitspanne neue Interessenkonstellationen ermöglichen,
die denbisherbenachteiligtenAkteur(die Politikoderdie Wissenschaft) mitein-
schließen. Solche Wechsel der Interessengleichgewichte werden unter anderem
möglich, weil die Eigeninteressen der Förderorganisationen weder mit denen
derwissenschaftlichen Seite nochmitdenen derpolitischen Seite identisch sind.
Das erste Interesse der Förderorganisation ist die Aufrechterhaltung der Organi-
sation und nicht, der Wissenschaft oder der Politik gefällig zu sein. Sie sind aber
auf die Unterstiltzung von beiden Seiten angewiesen. Deswegen müssen sie sich
taktisch klug verhalten und möglichst eine ungefährdete Mittlerposition ein-
nehmen, die das Vertrauen beider Seiten nicht gefährdet.

Durch diese aufgrund von Domäneninteressen hervorgerufene Sensibilität
der Förderorganisationen gegentlber den Forderungen von Wissenschaft und
Politik und durch die bereitgestellten Organisationssbukturen kann die Förder-
organisation zum Ort der Auseinandersetzung von politischen wd wissenschaft-
lichen Forderungen in der Forschungspolitik werden. In dieser Hinsicht sind
Förderorganisationen also eine besondere Form von Interessenvermittlungs-
systemen. Welche Eigenschaften kennzeichnen abschließend solche lnteressen-
vermittlungssysteme und wie ist hierin eine dezentrale Kontextsteuenrng aus

akteurstheoretischer Sicht möglich?

Die Förderorganisationen institutionalisieren durch ihre melustufigen Verfalren
verschiedene Verhandlungsarernen. Während die technische Ebene weitgehend
rohne Politik< stattfindet und Interessenkonflikte und Konsensverfahren fast
ausschließlich zwischen Wissenschaftlem ausgebagen werden mit den Sponso-
ren als Moderatoren, üeffen in den Verhandlungsarenen auf der programmati-
schen Ebene Wissenschaft, Leitung der Förderadministration und politische
Aktetue aufeinander. In diesen Verhandlungsarenen mtlssen Kompromisse bei
der Selektion von Förderprojekten, der Entwicklung von Förderprogrammen
und der Mittelvenvendung geschlossen werden. Es wurde in dieser Studie her-
ausgearbeitet, dafJ die Interaktionsorientierungen in diesen beiden Arenen zwi-
schen allen Beteiligten weitgehend kooperativ sind und damit eine wesentliche
Vorbedingung fflr eine >insüuktive Interaktion< im Sinne der dezentralen Kon-
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textsteuerung hergestellt ist. Wie erklärt sich diese Kooperationsbereißchaft?
Meines Erachtens sind hierftir vier Faktoren verantwortlich: das Fxpertentum
(l) die Eigenschafren distributiver Policies (2), die normative IOaJt der Verfas-
sungvon Förderorganisationen (3) und die geringe Kontlilctintensitdt (4).

(1) In der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft haben wir es mit
einem Policy-Bereich zu tun, in dem es nicht, wie in korporatistischen Arange-
ments, vor allem um die Akzeptanzfähigkeit von Umverteilungsmaßnahmen
in einem gesellschaftlichen Teilsystem wie der Wirtschaft geht, sondem in erster
Linie um die Inkorporienrng von Experten. Die Repräsentanten im Korporatis-
mus, die Wirtschaffsverbände, werden in die trnteressenvermittlung eingebunderl
um ihre wichtigste Organisationsressounoe, die Verpflichtung ihrer Mitglieder
auf die zenfal ausgehandelten Kompromisse, zu nutzen. trn Experten-Netzwer-
ken geht es darum, die Mitarbeit von Experten zur effektiven Umsetzung von
Steuerungsmaßnahmen sicheranstellen. ln erster Linie wird also das llissen
benötigt und erst in zweiter Linie die Fähigkeit wissenschaftlicher Eliten, die
l+l,aeptaru von FördermalJnahmen in der Wissenschaft zu steigem. Der Unter-
schied zu den korporatistischen Systemen besteht demnach einmal darin, daß
nicht Verbände, sondem individuelle Akteure inkorporiert werden, und zum
anderen, daß diese individuellen Akteure nicht als Interessenverfeter der Wis-
senschaft erscheinen, sondem, wie van Waarden schreibt (1992a),ihre persönli-
chen Interessen als Experten verteidigen. Es ginge aber m weit, sie als rein
egoistische Nutzenmaximierer zu bezeichnen. Selbstverständlich können sich
auch diese Experten nicht dagegen wehren, die übergreifenden lnteressen ihres
Forschungsgebietes, der Disziplin oder der Wissenschaft zu verteten. Selbstver-
ständlich sind sie auch immer kollektive Interessenvertreter.

Der wichtige Unterschied zu den korporatistischen Systemen besteht aller-
dings darin, daß die Experten nicht in den Loyalitätskonflikt geraten können,
der das Verhältnis von Wirtschaftsverblinden und Mitgliedem prägt. Es gibt
keinen expliziten Mitgliederaufuag für die Experten. Sie können die Rolle als
kollektiver Interessenverteter wahrnehmen oder nicht. Dies bleibt ihnen selbst
überlassen. Das Einzige, was sie nicht verletzen dilrfen, sind die Spielregeln der
intemen Operationsweise des Wissenschaftssystems. Wenn es aber keine loyali-
tätskonflikte gibt, wenn also die Mitgliedschaftslogik fehlt (Otre und Wiesenthal
1980; Schmitter und Sneeck l98l), kann es auch nicht zu dem rZwei-Ebenen-
Spiel< kommen, das ftir die Tauschverhandlungen im Korporatismus typisch
ist: Die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbäinde mtlssen ständig damit rech-
nen, daß ihre Mitglieder die Unterstlitzung zurücknehmen, die sie vorläufig
erhalten haben. Dies hat auf die Kompromißfähigkeit in Verhandlungen großen
Einfluß (Tsebelis 1990; Putram I 988; Benz u .a. 1992). Experten können in eine
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solcheloyalitätsfalleanischenMitglie.dschafts-udEinflußlogikkaumgeraten.
Ihr wenig explizites Mandat, ja im Grunde genonrmen das fehlende Mandat,
erlaubt es ihnen, mit der Förderadminishation frei zu verhandeln und der Ein-
flußlogik Vorrang zu geben. Die Kompromißmöglichkeiten sind aus der Sicht
der Wissenschaft also sehr hoch. Dies frrdert ein kooperatives Verhandlungs-
klima.

(2) Förderlich ftir ein solches Verhandlungsklima ist auch der z,teite Gesichc-
punkl In der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft wird keine
redistibutive, sondern eine distributive Politi,timplementiert. In der korporatisti-
schen Tauschpolitik geht es im wesentlichen darum, den Kapital-Arbeit-Konflikt
über die Verteilung des Volkseinkommens friedlich zu regeln. ln der For-
schungsfö,rderung werden staatliche Mittel in einem eingegrenzten Politikfeld
in Form eines Anreizsystems vergeben, von dem im Prinzip niemand ausge-

schlossen ist, solange er einigen selektiven Kriterien genügt. Der Konflikt zwi-
schen Wissenschaft und Politik besteht im wesentlichen aus den Versuchen der
Wissenschaftsverhekr, das Selektivitärckriterium auf die Qudität der Wissen-
schaft einzuschränkerq während die politischen Akteure versuchen, die Mittel
in erster Linie nach Problemgesichtspunkten zu vergeben. Grundsätzlich geht
es aber nicht um eine Umverteilung, sondem um die Verteilung von Geld. Auch
dies hat insgesamt positive Konsequenzen ftir die Kompromißfdhigkeit in sol-
chen Verhandlungsarenen: Der Politisienmgsgrad einer disüibutiven Politik ist
relativ niedrig. Dementsprechend gering ist auch die Konfliktintensität und die
Notwendigkeit für die Politik, präventiv oder regulierend einzugreifen. Eine
dishibutive Politik, so schreibt Windhoff-Hdritier (1987: 48), braucht keinen
Zwangdes Staates. ,Sie wird in der Öffentlichkeit als Maßnahme angesehen,
die nurNutzen verteilt und keine Kosten fflr irgendeine Gruppe venrsacht. Dies
erklärt, warum in der Politikformulierung distibutive Policies nicht als mitein-
anderkonkunierendbeurteiltwerden ... unddie Politikarena indersie gebettet

sind, durch Konsensus und freundliche Gleichgältigkeit geprägt sind* (idem).
Distributive Policies erzeugen in der Wissenschaft wenig Unfrieden, weil dieje-
nigen, die nicht unter die Selektivitätskriterien fallen" die Verteilung der Förder-
mittel kaum als konlarnierend zu den eigenen Mitteln wahmehmen und, wenn
sie bei einem Anftag in einem Förderbereich nicht berücksichtigt wurden,
schnell bereit sind, das Qualitätskriteriun bei der Selektion als gerechtes Kriteri-
um zu akze. ptieren. Hier zeigt sich noch einmal, wie wichtig die von den Förder-
organisationen angewandte Konstruktion der rautonomen, professionellen Orga-
nisation< ist Eine solche iür;znptanzder Entscheidungen von Förderorganisatio-
nen ist nur dann möglictt, wenn die Beüoffenen davon llberzeugt sind, daß die
Selektion nach wissenschaftlichen Maßstäben erfolgt ist. Die Gutachter als die

I
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wissenschaftliche Elite sind die Garanten ftir eine solche Selektion. Dies avingt
sie ungewollt, zumindest die wissenschaftlichen ldeale der Qualitlit in den Ver-
handlungsarenen ar verüeten. Die dishibutive Politik kann, solange sie über
kooptierte Wissenschaftler verläuft, relativ friedfertig verlaufen, was zu dem
Konsens und der rfrerurdlichen Gleichgiiltigkeit< in den Arenen beitidgt. Tatsäch-
lich kommt es dann zu Aufürhr und Opposition in der Wissenschaft, wenn, wie
heute in England und zum Teil in den USA, so wenig Geld fttr die Forschungs-
frrderung zur Verftigung steht, daß ganz offensichtlich auch wissenschaftlich
hervorragende Projekte abgelehnt werden müssen (Braun 1993d).

Die disfibutiven Policies in der forschungspolitischen Steuerung der Wissen-
schaft können sich überwiegend in einer >geruhsamen politischen Szene< entfal-
ten, nin der verschiedene Forderungen friedlich nebeneinander stehen und die
Empftinger sich wechselseitig unterstützen, um in den Genuß öffentlicher Zu-
wendungen zu gelangenn. Die Forschungsförderung besteht aus rGeschäfte[n]
auf Gegenseitigkeit< (Windhoff-Hdritier I 987: 4849).

(3) Schließlich hat sich geznigl, daß die gegenseitige Berücksichtigung eben-
falls durch die in den Satzungen festgeleglen normativen rVerteilungsregeln<
praktikabel wird. Es gibt, dies wurde im vorigen Kapitel herausgearbeitet, unter-
schiedliche Typen von Förderorganisationen, je nach ihrer relativen >Nähe< zum
politischen Geldgeber. Diese Positionen sind in den entsprechenden Statuten
der Förderorganisationen und in ihrem Selbstverständnis festgeschrieben. Sie
bilden gleichsam unhintergehbare Ordnungen, die bei den Verhandlungen in
den verschiedenen Arenen der Förderorganisationen eine normative Kraft entfal-
ten. Sie verbärgen die legitimen Ansprüche der verschiedenen Akteure auf De-
finitionsmacht und Ressourcen in den jeweiligen Verhandlungsarenen.

Wenn wir drei mögliche Präferenzen der Akteure in dem Verhandlungsspiel
in Förderorganisationen annehmen @ie globale Verteilung von Fördermitteln
nach disziplinären Gesichtspunkten (l); der Einsatz von stnrkturkonigierenden
Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen ftir Grundlagenerkenntnisse
(2); und der Einsatz von Relevanzprogrammen, wozu sowohl süukturkonigie-
rende wie programmorientierte MafJnahmen zählen (3)), dann würde sich folgen-
de Präferenzordnung bei den drei wichtigsten Akteuren ergeben: Politik: 3-2-11'
Wissenschaftler l-2-3; Leitung: 2-l-3. Je nach normativer Ordnung der För-
derorganisation (wissenschaftsorientiert, hybrid, politikorientiert) bestehen unter-
schiedlicheVerhandlungslösungen.InwissenschaftsorientiertenOrganisationen
verschieben sich die Verhandlungslösungen zur Präferenzordnung l-2-3 hin,
wtihrend sie in politisch dominierten Förderorganisationen meist eher in Rich-
tung von 3-2-l tendieren wird. In den hybriden, aufgabenbezogenen Förder-
organisationen finden wir instabile Gleichgewichte je nach konjunktureller Lage.
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Hier spielen die >impliziten Theorien< in der forschungspolitischen Steuerung
der Wissenschaft eine wichtige intervenierende Rolle. lnZeitendes Science-
Push-Modell verschieben sich die Verhandlungslösungen in Richtung der wis-
senschaftlichen Präferenzordnrurg, während zum Beispiel die Allokationsphase
eher die politischen Präferenzordnrurg bevorteilte.

Die wichtige Botschaft dieser Erörterung ist aber, daß solche normativen
Ordnungen und impliziten Theorien konsensuale Verhandlungslösungen fördem
und schädliche Auseinandersetzungen in rAufteilungsspielen< weitgehend ver-
mieden werden.

(4) Förderlich ftir die Kooperationslähigkeit in den Verhandlungsarenen ist
allerdings auctu daß die politischen Teilnehmer, außer in den USA, häufig For-
schungsministerien sind, die hinsichtlich der Stärkung der Forschungsbasis, der
allgemeinen Stärkung der Forschungspolitik im politischen System und der
Expansion von Fördenessourcen lnteressenaffinitäten mit der Leitung der För-
derorganisationen und den Wissenschaftsveftretern aufweisen. Selbstverständ-
lich gibt es auch auf dieser Ebene lnteressenkonfliftte, die mit dem Einsatz von
Machüessourcen(>power ofthe purse< versus >power ofthe mind<) ausgetagen
werden. Im Vergleich zu den möglichen Konflikten in korporatistischen Ver-
handlurgssystemen muß man insgesamt aber von erner geringen Konflildintensi-
fdr sprechen.

Expertentum, distributive Policies, Anerkennung der normativen Ordnung
und geringe Konfliktintensität anstelle von Verbändeverfretungen, redisnibuti-
ven Policies, antagonistischer Werteorientierung und hoher Konfliktintensitäit
sind so hervorragende Kooperationsbedingrrngen in der forschungspolitischen
SteuerungderWissenschaft. Siemachensolidarischelnteraktionsorientienrngen
möglich und tragen zu der geruhsamen Atnosphäre bei, in der gemeinsame
Perzeptionsmuster rmd Problemlösungen entstehen können @öhler 1990). Kom-
petitive Sfategien, das >mmimize relative garn< (Scharpf 1988), spielen kaum
eine Rolle. Jeder Partei ist daran gelegen, die andere Seite zu berücksichtigen.
Die Verhandlungsarenen in den Förderorganisationen bilden jene >working-
rules< oder >Kongreß-Regeln< (Willke 1992) aus, die zu gegenseitiger Berück-
sichtigung und friedlichen Konsensbildungsverfahren beitragen. Sie können
tatsächlich einen wesentlichen Schritt in Richnurg rsystemrationaler Iösungen<
machen.

Die Delegation von öffentlichen Ressourcen an Förderorganisationen bedeutet
offensichtlich einen Wechsel von einer etatistischen Politik zu einer nicht-etati-
stischen Politik, in der Überzeugung und insüuktive Interaktion zu einer wichti-
gen und oftnals der einzigen Handlungsressowce der Politik werden. Insofem

8
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entspricht der SteuerungstJpus dem Begriff der dezentalen Kontextsteuerung.
Die Politik gibt die forschr"rngspolitische Steuerung der Wissenschaft praktisch
an ein mehrstufiges Verhandlungssystem ab, das sie nicht dominieren kann rurd
in dem sie nicht einmal primus inter pares bleibt. Ob diese freiwillige Selbst-
beschränkung der Politik auch aus einer Steuerungsperspektive erfolgreich ist,
hängt dann entscheidend davon ab, inwiefem unter allen Beteiligten eine Ver-
handlungsmentalität der >comity<, der wechselseitigen Bedlcksichtigung, ent-
steht, die tatsächlich zu jener reflexiven Betachtung des eigenen Handelns
ftihren kann, die Willke als so wichtig ftir die Erueugung einer gesamtgesell-
schaftlich orientierten Handlungsweise von Akteuren ansieht Die Verhandlungs-
voraussetzungen in den Arenen der Förderorganisationen bieten, wie gezeigt,
hierftlr gute Möglichkeiten.

Man muß sich allerdings bewußt sein, daß, erstens, die >autonome, professio-
nelle Organisationsstuktur< auf der technischen Ebene und in manchen Organi-
sationen auch auf der programmatischen Ebene, zweitens, die in den wissen-
schaftlichen Gremien institutionalisierte Definitionsvormacht der wissenschaftli-
chen Experten, drittens das einheitliche soziale Milieu von wissenschaftlichen
Gutachtem und Förderadminisftation und, viertens, der Zwangfür die Förder-
organisationen, sich mit dem Adressaten ins gute Einvernehmen zu setzen,
struHurell vnd eigendynamisch eher zu einer Berticksichtigung wissenschaftli-
cher Interessen ftihrt (Braun 1993a). Die Förderorganisationen müssen explizite
und aktive Gegengewichte gegen solche inhärenten Tendenzen der Forschungs-
ftirderung enichten. Diese Gegengewichte bestehen in den Domäneninteressen
der Leitung bei der Stategiebildung, in der Teilnahme politische Akteure an
Verhandlungsgremien und iluer rMacht des Portefeuille< sowie zum Teil in den
normativen Vorgaben der Satzung.

Vor allem die Leitung der Förderorganisation muß, vor allem, wenn es sich
um eine >heteronome, professionelle Förderorganisation< handelt, das Organisa-
tionsinteresse an gleichgewichtigenVerhandlungslösungen inder Forschungsför-
denxrg verteidigen. Sie sorgt daftir, daß Relevanzprogramme auch in den wissen-
schaftlichen Gremien auf der programmatischen Ebene Gehör finden. Die Gre-
mien mit politischer Beteiligung sind politische Korrehurmechanismen gegen
eine dauerhafte Verschiebung des Handlungsprogramms von Förderorganisatio-
nen in Richtung wissenschaftlicher Qualität und auf Kosten politischer Inter-
essen an Problemlösungen. Erst itber diese institutionellen und interessengebun-
denen Gegengewichte - dies kann eine akteurstheoretische Betrachtung im
Unterschied zu einer systemtheoretischen Behachtung selu deutlich machen -
entstehtjene tlpische Oszillation avischen den Fließgleichgewichten im Förder-
system, in der sich die Dominanz des Qualitätskriteriums und des Relevanz-
kriteriums bei der Entscheidung tiber rZahlen oder Nicht-Zahlen< ablösen. Die
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Förderorganisationenurd ihre Organisationsinteressen und -stnrkturen schaffen

die institutionellen Voraussetzungen ftir einen >funldionalen Antagonismus< in
der lnteressenauseinandersetzung von Politik und Wissenschaft.

Schimank hat diesen Ausdruck im Zusammenhang mit den Akteurskonstella-
tionen im deutschen Forschungssystem geprägt (Schimank 1994). Wenn sich

zwei gleich starke Akteure oder Akteursgruppen gegenüberstehen, die um die

eigene lnteressenrealisienrng bemüht sind, kann die Auszahlungsmatix durch-

aus ein kollektives Optimum ergeben, wenn ein Machtgleichgewicht möglich
ist. Trüge einer der beiden Akteure den Sieg davon, k?imen ftir alle Seiten dys-

fimktionale lösungen zustande. Wenn sich im Fördersystem also die Qualitäts-
orientierung auf Kosten der Relevanzorientierung durchsetzen wtlrde, blieben,
totz aller Versprechrmgen der Anhänger des Science-Pwh-Modells,viele gesell-

schaftliche Probleme ungelöst. Setzte sich hingegen die Relevanzorientierung
auf Kosten der Qualitätsorientierung durch, wtirde das Wissenschaftssystem

austocknen und die nötigen wissensclrftlichen Vorarbeiten zur gesellschaftli-

chen Problemlösung fehlen. Das Optimum kann also am besten dann entstehen,

wenn sich beide Seiten in Schach halten und sowohl Qualitäts- wie Relevanz-

orientierunganm Zuge kommen. Während Schimank hierbei aber auf das Macht-
gleichgewicht setzt, macht die Beschreibung der Förderorganisationen deutlich,

daß ein fimltionaler Antagonismus in vielen Fällen erst dann entstehen kann,
wennes institutionelle Arenen gibt, indenen derAntagonismus in einem labilen

Spannungsverhältnis gehalten werden kann.

Mit dieser hybriden Mischung von organisatorischen Eigeninteressen der Förde-

radministation, institutionalisierter Verfahren zur lntegration der Adressaten

und mehrstufigen Arenen zur Implementation der jeweiligen Aufgabe, dtlrften

die Förderorganisationen keine einmalige Konsfruktion sein. Alle Dritte-Sekfor-
Organisationen, die unter Beteiligung der Bettoffenen Lenkungs- und Förde-

rungsfunktionen ausübenr35, sehen sich mit ähnlichen Organisationsproblemen,
-lösungen und -möglichkeiten konfrontiert wie die Förderorganisationen. Unter-

scheiden dürften sich ledigtich der Organisationsgrad der Adressaten, die inteme

Ausgeshltung von Gremien und administativen Verfahren und vor allem die

I 35 Siehe an dieser Gruppe von Einrichtungen: Schuppert (1981: 30-64). Schuppert unter-
scheidet zwischen Organisationen, die reine lenkungsfunktionen wahrnehmen wie die
>independent regulatory agencies< mdetUSA und Organisationen, die der rEffektuierung
der Förderungsvenralnmg< dienen. Daan wiederum zählen Organisationen der allgemei-
nenWirtschaftsförderungAbsatz-undStabilisierungsfonds,intcrmediär€Marktverbände,
Rationalisierungskuratorien, Organisationen staatlicher Ausfirhrförderung, öffentlich-
rechtliche Kreditanstalten der Wirtschaftsförderung Formen staatlicher Filmförderung
und Organisationen der Forschrmgsförderung. Ich meine, daß die Forschungsförderung

Förderung und Lenkung vereint.
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intemen Operationsweisen der Adressatenebene, auf die die Implementations-
organisationen Rticksicht nehmen müssen. Die prinzipiellen Konflikte und die
Möglichkeiten des rgtitlichen Einvemehmens< anischen Implementationsorgani-
sation und Adressaten aber sind, aller Walrscheinlichkeit nach, genauso wie
die ständig vorhandene Möglichkeit der Vereinnahmung dtrch den Adressaten,
immer gegeben.

8.4 Die politische Steuerungsftitrigkeit im >Kooperativen Staat(

Was bedeuten die hier vorgelegten Befirnde nun abschließend ftlr die politische
SteuerungsQihigkeit im >Kooperativen Staat<?

Die bisherigen Analysen zu rDritte-Sektor-Organisationen< rmd intermediären
Systemen haben diese Organisationen entweder als zweckrationale Schöpfungen
des Staates zurEntlastung in Politildeldembetachtet, in denen ein Staatslersa-
gen vorgezeichnet war, oder aber den rfunktionalen Dilettantismus< gelobt, mit
dem solche Organisationen die staatlich-administative Organisation vor Un-
regierbarkeit und drohendem Legitimitätsentzug schützen. Funktionales Selbst-
steuerungwersagen oder funktionale Selbststeuenurgseffizi erlz imDriüen Sektor
schützt den Staat davor, ftir Regelungsbereiche, die seine Kapazitäten über-
steigen, zur Verantwortung gezogen zu werden. Die hier vorliegende Studie hat
diese Aussagen relativiert. Förderorganisationen als rDritte-Sektor-Organisatio-
nen< sind nicht als zweckrationale Schöpfungen des Staates entstanden. Trotz-
dem können sie ganz erheblich zur politischen Steuerungsfähigkeit beitagen,
allerdings auf eine ganz andere Art und Weise als sie bisher in den Arbeiten zu
den >Dritte-Seltor-Organisationen< watrgenommen wurde.

Im Fall der Forschungsförderung wird deutlich, daß der Wert intermediärer
Organisationen weniger in ihrer Effizienz und schon gar nicht in ihrem Dilettan-
tismus zu finden ist, sondem in ihrer Fähigkeit liegt, die gegensätzlichen Inter-
essen von Politik und Wissenschaft in ein Kräftegleichgewicht zu bringen, das
einenfunloionalen Antagonismns erlaubt. Die in den Förderorganisationen in-
stitutionalisierte Ambivalenz von wissenschaftlichen und politischen Interessen
schaft ein Interessenvermittlungssystem, das ftir das Wissenschaftssystem und
das politische System gleichermaf3en funktional ist und damit einen Beinag zur
Lösung der Interdependenzproblematik in funktional differenzierten Gesell-
schaften leistet: Indem die egoistischen lnteressen beider Seiten ausbalanciert
werden, leidet zwar die kudistige Interessenrealisienng, mittel- und langfristig
stellt sich aber ein kollek:tives Optimum an Interessenbefriedigung ein.
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Die funktionale Iöswrg des Antagonismus aüischen Wissenschaft und Politik
kommt zustande, weil die Förderorganisationen weder der Wissenschaft noch
der Politik beliebig zur Verftlgung stehen, sondem nach beiden Seiten hin Gren-
zen ftlr eine ungehemmte Interessenrealisierung ziehen. Das Paradox dieses
Steuerurgsfeldes bestehtalso darin, dafJ derVerlustan Steuerungsfähigkeit, den
das politische System durch die Delegation der Forschungspolitik an relativ
selbständig operierende intermediäre Organisationen erleidet, kollektiv ver-
ffiglichere Lösungen zustandebringen kann, als wenn sich das politische System
darum bemüht hätte, diese Organisationen zu beliebig manipulierbaren Steue-
rungsbastionen auszubauen.

Wichtig ist hierbei allerdings, daß sich dieser funktionale Antagonismus
zwischen Wissenschaft und Politik nu dann einstellen kann, wenn sich alle
Akteure (also die wissensctraftlichenRepräsentantert die Förderadministationen
und die politischen Akteure) weiter um ihre eigene (kurzfristige) lnteressen-
realisierung bemllhen und dabei ihre Machtessourcen einsetzen. Sobald ein
Aktenr ausgeschaltet wird oder nicht mehr mitspielt, gerät die Möglichkeit der
frurktionalen Balancierung des Antagonismus in Gefatu. Dezentrale Kontext-
steuerung wird erst durch die Verfolgung eigensinniger lnteressen in institu-
tionalisierten Verhandlungsarenen intermediärer Organisationen möglich.

Und schließlich ist eine funktionale Lösung auch nur dann zu envarten, wenn
die Akteure durch Opportunitätsstrukturen und rimplizite Theorien< in die Lage
versetzt werden, ihre Interessenauseinandersetzung in Form einer gegenseitigen
Insbuktion abzuwickeln. Die Funktionalität der intermediären Organisationen
in der Fonchungsförderung besteht gerade darin, diese Opportunitätsstnrkturen
als Organisationsbestand zur Verfflgrrng süellen zu können und gleichzeitig aus
organisatorischen Eigeninteressen an dem Zustandekommen einer Förderpolitik
mitzuwirken.

Die politische Steuerungsfähigkeit im rKooperativen Staat( kann also durch
die Einrichtung intermediärer Systeme abnehmen. hr funktional differenzierten
Gesellschaften bietet diese abnehmende Steuerungsfätrigkeit schließlich aber
größere Chancen des rreflexiven Handelns< in der Gesellschaft und in der Poli-
tik.
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Terminologie

Zur Unterscheidung von Grundlagenforschung,
anwendungsorientierter Grundlagenforschung,
angewandter Forschung und Entwicklung

Im Frascati-Handbuch (Bundesministerium ftir Forschung und Technologie
(Hg.) 1982) werden drei Forschungsphasen umrissen:

- Die Grundlagenforschung vnfaßt oexperimentelle oder theoretische Arbeit,
die in erster Linie auf die Gewinnung neuer Erkenntnisse über den zugrunde-

liegenden Ursprung von Phänomenen und beobachtbaren Tatsachen gerichtet

ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder Verwendung abanzielen (Bun-

desministerium ftir Forschung und Technologie (Hg.) 1982:29)t. Solche

Forschung ist durch langtistige urd offene Zeitperspektiven sowie durch eine

hohe Unsicherheit über die mögliche Verwertbarkeit der Forschungsresultate

ftir Anwenderzwecke gekennzeichnet. Während des Forschungsprozesses

können praktisch alle Richtungen eingeschlagen werden, ohne daß dem For-
scher irgendwelche Grenzen gesetzt wären. Das Produkt der Grundlagenfor-

schung, so wird allgemein angenornmen, ist das schriftliche Material, die
Publikation, die in Wissenschaftszirkeln verbreitet wird und die gewonnenen

Erkenntnisse der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zur Verftigung stellt.

- Die angewandte Forschung erarbeitet ebenfalls neue Erkenntnisse. oSie ist
jedoch in erster Linie auf ein spezifisches, praktisches Ziel oder eine bestimm-

te Zielseuung gerichtet* (idem) und suchtkonlaet nach Anwendungsmöglich-

keiten von Grundlagenwissen. Sie exploriert die Möglichkeiten, konkrete
Produkte, Methoden und Verfalren zu entwickeln. Die Zeitperspektive ist
hierbegrenaer und die Unsicherheittiber die Wahrscheinlichkeit von Anwen-
dungsmöglichkeiten nimmt ab. Die angewandte Forschung ist damit die

Siehe ähnlich auch Select Committce on Sciencc and Technolory 1988, I : 6: Grundlagen-

forschung ist,rcsearch undertaken primarily to acquire new knowledge and with no speci-

fic application in mind.. Fllr Mittelstaß ist diese Definition auf die 'reine Grundlagenfor-

schungn bezogen, 'deren Erkenntnisse keine praktische Anwendung erwarten lassen'

(Mittelsraß 1989:6).
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Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Anwendersystemen, steht allerdings
mit ihrem Schwergewicht in den Anwendersystemen. Die Ergebnisse sind
z.B. Modelle, anhand derer Prodtrkte, Verfalren und Methoden in Anwender-
systemen weiterentwickelt werden können. Angewandte Forschungsergeb-
nisse werden ebenfalls in wissenschaftlichen Publikationen, häufig aber eher
in praktisch orientierten, populärwissenschaftlichen Zeitschriften verbreitet.
Oft geht es aber nicht um die Publikation. Stattdessen fließen die Ergebnisse
direkt in die experimentelle Entrvicklung ein und werden so in enger Zusam-
menarbeit mit den Anwendem verwertet. Der angewandte Forscher hat nicht
mehrdie Möglichkeit, während des Forschungsprozesses praktisch alle Rich-
tungen einzuschlagen (IJNESCO 1969: 2l).

- Experimentelle EnwicHung schließlich ist osystematische, auf vorhandenen
Erkenntnissen aus Forschung und/oder praltischer Erfahrung aufbauende
Arbeit, die auf die Herstellung neuer Materialien, Produkte und Geräte und
die Einführung neuer Verfahren, Systeme und Dienstleistungen sowie auf
deren wesentliche Verbesserung abzielt* (Bundesministerium ftir Forschung
und Technologie (Hg.) 1982:29). Diese Forschungsphase gehört noch zur
Forschung und nicht zur Produktion eines konkreten Prodults. Sie ist aber
so eng mit der Produktion verbunden, daß der institutionelle Ort, an dem die
experimentelle Forschung stattfindet, zumeist in den Anwendersystemen
selbst liegt. Die Ergebnisse dieser Forschungsphase sind konkrete Produkte
und nicht mehr schriftliche Publikationen. Das Publikum des Forschers ist
nur noch im Anwendersystem und kaum mehr in der Wissenschaft zu finden.
Statt Wissen zu erwerben, will dieser Forscher >erschaffen< (JNESCO 1969:
2t).

Es gibt, vor allem in den letzten zehn Jahren, zahlreiche Diskussionen darüber,
wie und ob sich diese verschiedenen Forschungsphasen im konkreten Fall von-
einander abgrenzen lassen und vor allem wie sinnvoll diese Einteilung im Zuge
immer schnellerer Forschungszyklen heute noch ist. Schon 1972 meldete die
OECD Zweifel an, ob angesichts der heutigen intensiven Vernetzung der For-
schungsphasen eine solche Unterscheidrmg überhaupt noch Sinn mache rmd man
nicht lieber von Forschungssystemen insgesamt sprechen sollte (OECD 1972:
t6).

Tatsächlich gibt es ftir den aufJenstehenden Beobachter nur Hilfskonstruktio-
nen, um Trennlinien zu ziehen. Dies liegt dararL d4fj eine Einteilrurg in bestimm-
te Forschungsphasen aufgrund der kognitiven Struktur eines Forschungsprojek-
tes nicht nw für den Außenstehende4 sondem häufig auch ftlr den Durchfthren-
den selbst schwierig ist.
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( I ) Das fflr den Beobachter am leichtesten zugängliche Abgrenzungskriterium
liegt in der Institutionallsierung der Forschungsphasen (OECD 1972).Dabei
wird angenornmen, daIJ sich im Laufe der Geschichte eine Differerzierung der
Forschungseinrichtungen nach dem Muster Grundlagenforschungsinstitute -
angewandte Forschungsinstitute und experimentelle Forschungseinheiten oder
nach dem Muster Wissenschaftsrytem (Grundlagenforschrurg) und Anwender-
systeme (Angewandte Forschung und experimentelle Entwicklung) vollzogen
hätt€. Die Art der Institutionalisierung wtlrde in unterschiedliche Freiheiten der
Forscher bei der thematischen Wahl, der Arbeitsorganisation und der Art der
Finanzierung einmtlnden (UNESCO 1969), wobei Grundlagenforschung dann
z.B. durch oeine freie Wahl der Thematik, durch llberwiegend individuelle For-
schung undZuweisungvon Mitteln an den Foncher sowie durch die Unvoraus-
sagbarkeit einer fuiwendungsrelevanz und hohe wissenschaftliche Bedeutung
der Ergebnissen gekennzeichnet sei (Spiegel-Rösing 1973: ll2)2, angewandte
und noch mehr experimentelle Forschung aber durch die gegenteiligen >Werte<.

Bis zu einem gewissen Crrad läßt sich eine solche Wahl verfreten, weil es zum
Beispiel offensichtlich ist, dal} die Forschung in Industiebehieben tibenviegend
der experimentellen Entwicklung gewidmet sein wird und universittue
Forschung meist grundlagenorientiert ist. Inzwischen gibt es aber so zahlreiche
Einschränkungen dieser klaren institutionellen Differenzierung, daß die institu-
tionelle Einteilung nur noch ein Grobraster ftlr die anschließende empirische
Forschung sein kann (MittelstafJ 1989: 8). Auch in Industriebehieben findet
inzwischen Gnrndlagenforschrurg statt und die Universitäten sehen sich immer
mehr mit der Forderung konfrontiert, in verstfuktem Maße angewandte For-
schung zu fördem.

(2') In ähnlicher Weise leßt sich ern>sozialer Kontext< als Abgrenzungskriteri-
um wählen, eine normative Ordnung, in der sich der Forscher bei seiner Arbeit
bewegt (Mulkay 1977:95). Entscheidend ist dann, welchem Publikum (dem
wissenschaftlichem oder einem Anwenderpublilnrm) sich der Forscher verpflich-
tet flihlt. Je nach Publikum werden dann andere Erwartungen an seine For-
schungsarbeiten gestellt.

(3) Ein drittes Trcnnlciterium istdre Motivationdes Forschers (im Unterschied
an eben der Intention der Forschungseimichtung, die dem institutionellen Ansatz

So auch noch Markl (1991): 2E: 'Grundlagcnforschung findet allemal statt, wenn die
Foncher fiei darin sind, ihre Fragestellungen, Methoden, Arbeitsschritte und Schlußfolge-
rungcn allein danach zu wählcn, was sie den Erkennhiszielen nähcrbringen kann.,

2
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zugrundeliegt) (Kidd 1965; Carter 1968: 36)3. Es ist der Forscher selbst, der
bestimmt, in welche Richtung er zu gehen wünscht (entweder, wie Kidd be-
schreibt, in eine >forscherzentrierte< oder in eine >produkt- oder substanzzen-
tierte Richtung( (Kidd 1965; siehe auch Spiegel-Rösing 1973: I I l) und welches
Publikum er vor allem anvisiert. Forschungssfiategisch ist es allerdings schwie-
rig, eine solche Motivation des Forschers zu ermitteln.

(4) Ein viertes Ikiterium ist ergebnisorientiert:Mandefiniert Grundlagenfor-
schung als die Art der Forschung, bei der sich aller Wahrscheinlichkeit nach
rin absehbarer Zeit< keine Anwendung der Erkenntnisse erwarten läßt, während
dies bei der angewandten Forschung ungefähr bestimmt werden kann.

Modelltheoretisch ließen sich Motivation, sozialer und institutioneller Kontext
sowie Ergebnisorientierung miteinander kombinieren: Grundlagenforschung
würde man dann z.B. in dem Wissenschaffssystem bav. in den Forschungsein-
richtungen vermuten, die den Forscher finanziell gut absichem und ihm Freiheit
der Themenwahl lassen, in denen der Forscher grundlagenorientiert denkt, sich
der Scientific Community zurechnet und vorläufig keine Anwendungen seiner
Ergebnisse zu erwarten sind.

Auch wenn die Trennung von Grundlagenforschung und angewandter For-
schung inzwischen durch die neueren Entwicklungen ilberholterscheint und die
Grenzen immer fließender werden, so spielte die Unterscheidung ftir die Institu-
tionalisierung der Forschungspolitik und ftir die vergangenen Auseinanderset-
zungen in der forschungspolitischen Steuerung der Wissenschaft eine solch
wichtige Rolle, daß man sie, um diese ttberhaupt nachvollziehen zu können,
weiter verwenden sollte. Es darf zudem mit Recht bezweifelt werden, ob man
auch in der politischen Diskussion die Unterscheidung inzwischen aufgegeben
hat. Nach wie vor findet man genilgend Auseinandersetzungen zwischen wissen-
schaftlichen und politischen Akteuren, die aufgenau dieser Unterscheidung
beruhen.

Was sich allerdings inzwischen weitgehend durchgesetzt hat, ist die Ein-
ftilrrung einerdrittenKategorie zwischen Gnrndlagenforschungund angewandter
Forschung. So spricht das englische 

^9ele 
ct Committee on Science and Technolo-

g/ von strategischer Forschung, oundertaken with eventual practical applications
in mind even though these cannot clearly be specified* (Select Committee 1988,

oThus pure research is seen as research which is undertaken by scientists who have no
interest in the ultimate applicability of the results; while in the case of applied research
the researchers' objectives are assumed to be entirely or primarily utilitarian (Mulkay
1977:94).

J
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l: 6). Ganz ähnlich wird im Bundesforschungsbericht von 1988 zwischen reiner
Grundlagenforschung und amr endungsorientierter oder strategischer Grundla-
genforschungunterschieden @undesbericht Forschung 1988: 343), wobei letzte-

re im Gegensalzzur ersteren nicht völlig frei, sondern an "allgemeinen Inter-
essen( orientiert sei. Die angewandte Forschung konzentiere sich dagegen auf
,besondere Anwendung* (siehe auch Bundesministerium ftir Forschung und
Technologie (Hg.) 1982: 70 und Bundesministerium ftir Forschung und Techno-
logie 1993: 3). Mittelstaßüenntreine Grundlagenforschung, anwendungsorien-
tierteGrundlagenforschungundproduktorientierteAnwendungsforschung(Mit-
telstraß 1989: 7). Den beiden letzten Typen gemeinsam ist die Anwendungs-
orientierung. Was sie unterscheide, sei der wahrscheinliche Zeitraum, der benö-
tigt wird, um Forschungsergebnisse in die Anwendung umzusetzen, aber auch
eine allgemeinere Anwendungsorientierung im ersten Fall und eine speziellere

Anwendungsorientierung im letzten Fall. Bei der anwendungsorientierten
Grundlagenforschwrg weiß man also nicht genau, welches Produkt sich hieraus
möglicherweise ergeben, man weiß aber ungefäh,r, ftir welche Zwecke die Ergeb-'

nisse dienen könnten. Bei der produktorientierten Anwendungsforschung hat

man ein ganz bestimmtes Produkt oder Ziel vor Augen.
Schließlichheben auch bvine und Martin (1984) denTlpus der strategischen

Forschunghervor. Sie gehen dabei aber nicht vom Forschungsprozeß, sondem
von den Erwartungen der Geldgeber aus: Die strategische Forschung soll dabei
Hintergrundwissen für die Entwicklung neuer Technologien erbringen.

Zwar gibt es Nuancenunterschiede in der Entrvicklung dieses Zwischentypus,
als gemeinsamer Kem läßt sich aber herausschälen, daß die anwendungsorien-
tierüe, sftategische oder, wie ich sie im weiteren Verlauf des Textes auch nennen
werde,problemorientierte Grundlagenforschlrng sowohl aus wissenschaftlicher
Neugier und Reputationsinteressen heraus betieben werden kann, dabei aber
grundsätzlich ein möglicher Anwendungsbezug in relativ allgemeiner Form
miteinbezogen wird. Die hieran beteiligten Forscher können also durchaus auch
eine produktzentierte Motivation besitzen. Als Beispiel ftir die problemorien-
tierte Grundlagenforschung kann hier der biologisch geschulte Krebsforscher
dienerL der sich anhand von Analysen zur Tumorzellregulation mit der Erfor-
schung der Entstehung von Krebs beschäftigt, dabei aber ebenso aus seiner
Arbeit heraus einen wissenschaftlichen Beitag zu chemischen Reaktionsketten

bei der Informationsübermittlung imNervensystem schreiben könnte. Problem-
orientierte Grundlagenforschung ist wie eine Fokussienmg, indem man sich auf
eine bestimmte Materie konzentiert. Grrurdlagen zu erforschen heißt dann aber

auch immer, die allgemeinen Zusammenhänge von Krankheitsfaktoren und
Gesundheit an verstehen. Grundlagenforschung weist also stets, auch wenn sie
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fokussiert ist, über die Materie hinaus und wirft neue Fragen allgemeinerer Art
auf.
Dieser Forschungsbereich ist deswegen von Bedeutung, weil, wie kvine und
Martin deutlich machen), sich die Förderungsressourcen des Staates genau auf
diesen Bereich. Die Förderung der reinen Grundlagenforschung kann Bestandteil
einer Forschungspolitik sein, aber selbst hier wird langfristig die Erwartung
vorhanden sein, daß die Anwendung in bestimmten Gebieten möglich ist. ln den
meisten Fällen wird die reine Gnndlagenforschung aber über die Wissenschafts-
politik oder über Stiftungen finanziert. Die angewandte Forschung wird wie die
experimentelle Entwicklung tlberwiegend von der Industie oder den Anwender-
systemen selbst finanziert. Der Staat kann hier aber, vor allem aus konkurrenz-
politischen Erwägungen heraus, subventionieren. Genau um diese Subventionie-
rung der Technologieentwicklung geht es bei der Technologiepolitik. Der größte
Teil des staatlichen Geldes fließt dagegm genau in den Bereich, in dem noch
eine Unsicherheit über die Anwendungsmöglichkeiten der Forschung besteht,
die Anwendung selbst aber deutlich im Visier der Forscher steht. An diesem
Punkt gilt es, ftir die Verküranng der Transferzeiten zrr sorgen. Forschungs-
politische Förderung der Wissenschaft meint in der Hauptsache die forschungs-
politische Beeinflussung dieserproblemorientierten Grundlagenforschung. Sie
ist das Untersuchungsgebiet dieser Studie.

Abb.5 Forschungsphasen

Grundlagenforschung

Problemorientiede
Grundlagenforschung

Wissenschaflliche
Veröffentlichung

Angewandte
Forschung

Experimentelle
Entwicklung

Produkte,
Palente
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Abkürzungs- und Übersichtsverzeichnis der Organisationen

ABRC

ACSP

AEC

ARC

BLK

BMBF

BMFT
CRS

Advisory Board for Research Councils (UK); 1973; Gremium zwi-
schen dem Deparfrnent ofEducation and Science und den Research
Councils; diente der Koordinierung der Haushalte der Research
Councils
Advisory Council of Scientific Policy (UK); l9a5; allgemein bera-
tend und koordinierend
Atomic Energy Committee (USA); 1946; Fördergremium in der
Atomforschung
Agricultural Research Council (JK), l93l; Forschungs- cum För-
derorganisation, Mission-Agency; Landwirtschaffsforschung
Bund-Länder-Kommission fttr Bildungsplanung und Forschrurgsför-
derung @); 1970; Abstimmungsorgan von Bund und Ländern zur
Abwicklung der institutionellen Forschungsförderung
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Technologie (D); l99a
Bundesministerium fflr Forschung und Technologie (D); 1972
Caisse Audiffied (Caisse de la Recherche Scientifique) (F); l90l;
Förderorganisation; All-Round und Mission Agency; Schwerpunlt
Public Health Forschung

Caisses Nationales des Lettres et des Sciences (F); 1930; Förderorganisationen
und Rentenkassen für Forscher

CCRST Comitö Consultatif de la Recherche Scientifique et Technique (F);
1958; Wissenschaftliches Gremium zur Beratung der politischen
Zentrale
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CEA

CIRST

CNES

CNRS,IE

CNRS,IA

CNRSA

CNS

CSP

CSRS

DES

Commission d'examen des inventions intöressant I'armöe (F); 1887; Förder-

organisation; Mission Agency; Militärisch-Industrielle Forschung

Committee of Civil Reseuch (lJK); 1925; erstes Koordinienmgsgremium in der

Forschungspolitik; wissenschaftlicher Beirat der Regienng

Committee on Future Scientific Policy (UK); 1945; Beratungsgremium nach

dem Kriege, das eineNeuordnrmg fonchungspolitischerKoordinationsstuktuen

entruickeln sollrc

Commissariat d'Energie Atomique (F); 1947; Forschungs- cum

Förderorganisation in der Kemenergieforschung

Comitö lnterministeriel de la Recherche Scientifique (F); 1968;

Interministerielles Komittee zur Abstimmung der Forschungspolitik

zwischen den Ressorts

Cenfte National d'€tudes spatiales (F); 1962; Forschungs- cum För-

derorganisation; Weltaumforschung
CentreNational de laRecherche Scientifique (F); 1939; Forschungs-

cum Förderorganisation; All-Round und Mission Agency; Koordi-
nationsorgan der Forschungspolitik
Caisse Nationale de la Recherche Scientifique (F); 1935; For-

schungs- cum Förderorganisation, All-Round und Mission Agency

Cente National de la Recherche Appliqude (F); 1938; Forschungs-

cum Förderorganisation; technologieorientierte Forschung

Caisse Nationale des Sciences (F); 1933; Forschungs- cum Förder-

organisation; All-Round und Mission Agency

Committee for Science Policy (UK); 1965; Koordinienurgsgremium

ftir die Forschungspolitik
Conseil Sup€rieur de la Recherche Scientifique (F); 1933; Koordina-

tionsorgan der Forschungspolitik
Departnent of Education and Science (UK); 1965; Erziehungs- und

Bildungsministerium; verantwortlich ftir den Science Vote

Devonshire Commission (UK); 1887; Vom König eingesetzte Untersuchungs-

kommission nxLage der Wissenschaft in England
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DFG

DGRST

Deutsche Forschungsgegreinschaft (D); 19 52; Nachfolgeorganisa-
tion der Notgemeinschaft
DölCgation GdnCrale ä la Recherche Scientifique et Technique (F);
1959; Sekretariat ftir die Forschungspolitik

Etablissements Publics ä Caractöre Administatif (F); 1982 Ressort-
forschungseinrichtungen aus öffentlich-rechtlicher Perspektive
Etablissement Publics ä Caractöre Industriel et Commerciel (F);
I 982; Industriebezogene und anwendungsorientierte Forschungs-
cum Fördereinrichtungen aus öffentlich-rechtlicher Sicht
Etablissements Publics ä Caractöre Scientifique et Technologique
(F); 1982; Gruppe der Forschungs- cum Förderorganisationen in
Frankreich aus öffentlich-rechtlicher Perspeltive
Gesundheitsforschungsrat (D); I 990; Gremium zur bundespoliti-
schen Abstimmung mit der Wissenschaft, den Wissenschaftsorgani-
sationen und der länder in der Förderung der Gesundheitsforschung

Direction des Inventions (F); l9l5; Förderorganisation; Mission Agency;
Militarisch-Industrielle Forschung

DRPC Defense Research Policy Committee (IK); 1945; wissenschaftliches
Koordinierungsgremium ftlr die militärische Forschung
Department of Scientific and Industial Research (JK); l9l5; For-
schungs- cum Förderorganisation; All-Round Agency und Mission
Agency; Schwerpunlct: Industrielle Forschung

DSIR

Ecole Pratique des Hautes Etudes (F);1868; Auf3eruniversitäre Forschungsein-
richtung vor allem zur Postdoktorandenausbildung

EPA

EPIC

EPST

GFR

Government Relations and Science Advisory Committee (USA); 1935; über-
nimmt Aufgaben des Science Advisory Board; rein beratend

Grandes Ecoles (F); Von Universitäten gesonderte Ausbildungseinrichtungen
mit hohem Ansehen, die zum Teil auch Forschung betreiben

Grants-In-Aid(JK); 1849, 1876; Fördergelder, diederRoyal SocietyzurUnter-
stützung der naturwissenschaftlichen Forschung vom Staat übergeben wurden
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Haut Comitö de Coordination de la Recherche ScientiJique et Technique (F);

I 938; korporatistische Koordinierungsinstanz der Forschungspolitik

Hygienic Laboratory @SA); 1887; Forschungslabor erst des Marine Hospital
Sewice, dann des Public Health Service; wurde später in das National lnstitute
of Health überftlhrt

INH Institut National d'Hygiöne (F); l94l; Forschungs- cum Förder-
organisation; Mission Agency; Gesundheitsforschung

INRA Institut National de la Recherche Agronomique (F); 1946; For-
schungs- cum Förderorganisation; Mission Agency; tandwirtschaft-
liche Forschung

INSERM InstitutNational de la Santd et de la Recherche Mddicale (F); l96a;
Forschungs- cum Förderorganisation; Mission Agency; Gesund-

heitsforschrurg

Institutfi)r InfeWionslvanWteiten (Robert-Koch-InstituQ (D); l89l; staatlich
finanzierte,aufJeruniversitäreForschungseinrichtung; MissionAgency; Gesund-

heitsforschung

IRA

KWG

MPG

MRC

Medical Research Committee (UK); l9l3; Forschwrgs- cum Förderorganisation;

Mission-Agency; Gesundheitsforschung

Institut des Recherches Agronomique (F); 1921; Forschungs- cum
Förderorganisation; Mission Agency; Landwirtschaftliche For-
schung

Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (D); l9l l; Dachorganisation der

Kaiser-Wilhelm-Institute; grundlagen- und anwendungsorientierte

Forschung; ab 1948 Max-Planck-Gesellschaft

Max-Planck-Gesellschaft (D); I 9a8; Folgeorganisation der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft nach dem Zweiten Weltkrieg
Medical Research Council (UK); 1920; aus dem Medical Research

Committee entstanden; Forschungs- cum Förderorganisation, Mis-
sion Agency; Gesundheitsforschung

Ministöre de la Recherche et Technologie (F); l98l; Forschtutgs-

ministerium
MRT
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NAAS National Agricultural Advisory Service (UK); l9a5; Anwendungs-
bezogene Forschungs- und Beratungsinstitution fftr das Landwirt-
schaftsrhinisterium
National Advisory Committee for Aeronautics (USA); 1915; Förder-
und Beratungskommission ztr Entwicklung der militärischen Luft-
fahrtforschung ; Mission-A gency

National Academy of Science (l 863); Wissenschaft sorganisation;
zum Teil auch in geringem Ausmaß Förderorganisation; Beratende
Tätigkeiten ftlr die Regierung bis heute; Sfukturanalysen des Wis-
senschaftssystems und der Forschung
National Aeronautics and Space Administation; I 958; Forschwrgs-
cum Förderorganisation; Mission-Agency Welüaumforschung

National Cancer Institute (USA); 1937; Forschungs- cum Förder-
organisation; Mission Agency; Krebsforschung
Natural Environment Research Council (UK); 1965; entstand aus

der Natural Conservancy und aus Forschungsbereichen des DSIR
National Institute of Health (USA); I 930; Bundesforschungsein-
richtung; Mission Agency, Gesundheitsforschung; später, nach
1945, Zusammenschluß vieler Gesundheitsforschungsinstitute *
National Institutes of Health
National Institute of Medical Research (UK); l9l4; Forschungs-
institut zuerst des Medical Research Committee, dann des Medical
Research Council

National Planning Board (USA); 1934; zenfrale Planungsinstanz flir die For-
schung; rein beratend

Natioral Resources Committee (USA); I 935; llbemimmt Aufgaben des National
Resources Board und entwirft einen nationalen Forschungsplan; rein beratend

National Resources Board (IJSA); 1934; entstand aus National Planning Board;
Aufgabe: nationalen Forschungsplan entwerfen; rein beratend

NACA

NAS

NASA

NCI

NERC

NIH

NIMR
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Notgemeinschafi der deutschen llissenschafi (D); 1920; später Deutsche Ge-

meinschaft zur zur Erhalnmg und Fördenurg der Forschrurg (Forschungsgemein-

schaft); ab 1952 Deutsche Forschungsgemeinschaft; Förderorganisation; All-
Round Agency

NPL

NRC

NSF

OMB

ONERA

ONHS

ONR

ONRSI

ORSTOM

National Physical Laboratory (UK); l90l; erst außeruniversitäre,

staatlich finanzierte Forschungseinrichtung ftir Grundlagen- und
angewandte Forschung; dann inhamurales Forschungsinstitut des

DSIR(ab l9l8)
National Research Council (USA); l9l8; von derNational Academy

of Science gegründete zentrale Koordinierungsinstanz der For-
schrmg; Finanzierung meist privat; reines rinformation clearing hou-

se< ohne Förderaufgaben; wäluend des Krieges zur Enrwicklung
militärischer Technologien
National Science Foundation (USA); 1950; Förderorganisation; All-
Round Agency, später auch Mission Agency
Office of Management and Budget (USA); das Finanzministerium
des Präsidenten

Office National d'Etudes et de la Recherche Aöronautique (F);
1946; Forschungs- cum Förderorganisation; Mission-Agency;
Luftfatut- und Welnaumforschung
Office National de I'Hygiöne Social, ä la Santd Publique (F); ß2a;
außeruniversitäre, staatlich finanzierte Fonchungseinrichtung; Mis-
sion Agency; Gesundheitsforschung; ab 1934 wieder direktes Res-

sortforschungsinstitut des Gesundheitsministeriums
Office of Naval Research (USA); 1946; Förderorganisation;
Mission-Agency; Forschungsinstitut der Marine
Office National de la Recherche Scientifique et des Inventions (F);

1922; Fonchungs- cum Förderorganisation; Mission Agency; tech-

nologieorientierte Forschung; verwalteh die laboratoires de Belle-
vue

Offrce de Recherche Scientifique et Technique d'Outre-Mer (F);

I 954; Forschungs- cum Förderorganisation; Mission-Agency; For-

schung in Bereichen, die mit den französischen Kolonialgebieten
zusammenhing
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OSRD Office of Science and Research Development (USA); l94l; all-
gemeines wissenschaftliches Koordinationsgremium der For-
schungspolitik während des Krieges

Paul-EhrlichJnstitut @); 1896; erst unter dem Namen rlnstitut ftir Serumsfor-
schung und serumprüfung<, das aus dem Institut ftir Infektionskrankheiten ent-
stand; dann 1899 unter dem Namen rKönigliches Institut ftir experimentelle
Therapie<; nach dem zweiten weltkrieg in Paul-Ehrlich-Institut umgetauft;
außeruniversitäres, teils staatlich, teils privat finanziertes Forschungsinstitut;
Mission Agency; biomedizinische Forschung

PTR

SAC

Physikalisch-Technische Reichsanstalt (D); I88Z; Ressortfor-
schungseinrichtung; Mission-Agency; Grundlagenforschung und
anwendungsorientierte Forschung bis 1914; danach stark anwen-
dungsorientiert
Science Advisory Committee (USA); 1954; Beratendes Gremium
des Präsidenten

Scientific Research Council (UK); 1965; Förderorganisation ftir
Asfonomie, Biologie, Chemie, Mathematik und Computerwissen-
schafterS Ingenieurwissenschaften, Physrlq Festkörperforschung rurd
Nuklearphysik zuständig

University Grants Council (UK) ; l9l9;staatliche Förderadminisfta-
tion zur Finanzierung der Universittiten; All-Round Agency

science Advisory Board (JSA); 1933; zentale Koordinierungsinstanz der For-
schung beim Präsidenten; entstand aufBeteiben des National Research council
hin; Aufgaben: Forschungsplanung und Analyse ministerieller probleme

Semice National de la Recherche Scientifique (F); 1933; Koordinierungs- und
Förderinstanz im Cenhe National des Sciences

smithsonian Institution(IJSA); I 844; Förder- und Forschungseinrichtung; durch
öffentlich verwaltete private stiftungsgelder finanziert; privahechtlich; verstand
sich eher als Wissenschaftsorganisation

SRC

UGC



Sachregister

Advisory Board for Research Councils
(ABRC) s. Research Councils

Advisory Council of Scientific Policy
(ACSP)(UK) /86, 188, teo, Ie2

Advocacy Coalition 376
Agency-Capture 56
Agarian Research Council (UK) 98, 124,

155,192,194-195, 198

Akquisitionshandeln 70, 80, 89, I 09, I 27,

345, 376
Akteur

- gesellschaftlicher 48, 5O-52, 54, 56,

63, 108, 123, 140,206,384

- Interessen in der Forschungsförderung
85,93, 104, 137-150
der politischen I'klewe 90-92,
I 3 l-t 37, I 83-t 84, 279-280,
283-284, 286-3 I 9, 373-37 5,

38G387; der Wirtschaft 142-143;
der Wissenschaftlet 88-90, I 29-l 3 I,
r 77-l 79, 37 3-37 5, 386-387

- Konfiguration s. Machtfiguration

- Konstellationen 20, 23, 59, 6l-62, 64,

85, 371, 384, 390
als Determinante politischer Steue'
rungsfähigkeit 85; in Deutschland
213-214, i08-309; in England
298-302; in der Evolution der För'
derorganisationen 84-85, I 23-l 50,

146-150: in Franlaeich 234, 244,

254, i05-308;nach 1945 183-184,
290, 29F298, 310-314; in den USA
258, 267, 302-305,374; als Theo-
rienperspektive 62-64

- korporativer 2 3-24, 30, 36, 3842, 62,

r28, 372, 382

in der Forschungsförderung I 09, I 99,

2l I, 222, 231, 233-234, 239,

25i-254, 283, 290, 292, 296, 299,
307, 3 I 3-i 14, il7, 329, i35, 350,

i68, 372, 382, 385

- Rolle in der Forschungsförderung 157,

169,172-173, 175
Furktion4749

Akteurstheorie 22, 24, 3O-31, 3540,
4145, 47, 50, 83, 84, 123, 370,

372-373, 384, 389

- akteurstheoretische Differenzierungs-
theorie 22, 3I , 36, 4H2, 45, 65' 64'

8ß5
- Definition 36

- Differenzen zur Systemtheorie 3840,
4244,372

Allokationsmodell s. politische Steuerung,
der Wissenschaft

All-Round-Agency 2 3 5, 26 I, 264, 266, 292,

3t4,321-322,366
- Definition 292

angewandte Forschung 54, 88,93, 418423
- und Forschungpfördentng 280, 292,

335
in Deutschland 103-104, 210, 225,
23l; in England 96, 185,187-188,
I go-t 91, 196-t 97, 205, 208,
300-30 I ; in Franlaeich I I 0, I I 3,

236-237, 240-241,250; in den USA
123,259, 263, 265-266, 278, 303,

i28



Sachrepister 437

Antagonismus, funktional 383, 390-392
Anwenderinteressen s. Anwendersysteme
Anwendersysteme 17, 68, 79, 84, 92,

r 1o-r 12, I I7-t t8, r37, 142,
r 5 t-t 52, 1 58, I6r, 165, 195-t98,
201-202, 204-206, 259, 284,
291-292, 322, 326, 331, 33,1-335,
337, 35135r, 365, 368

Appropriation Committees NSA) I2l, 146,
267-268, 338, 361

Atomforschung

- Rolle in der Forschungsförderung nach
1945 279-280, 285
in Deutschland 209, 214,222-227,
233; in England 186, 189-190;in
Franlreich 2J9, 243-244, 248; n den
usA 257, 26t, 263, 266

Atomic Energy Commission (USA) 233,
261, 263, 265-266, 269, 274, 277

Battle-of-the-S exes 3 5 6, 3 6 0
Blaue Liste-Institute (D),r. Königsteiner

Abkomrnen
BMFT s. Bundesministerium fllr Forschung

und Technologie (D)
Bundesministerium fllr Atomfragen (BMAI)

s. Deutschland, Atomforschung
Bundesministerium fflr Forschung und

Technologie (D) 209, 220, 23(F232,
255, 286, 288, 294, 296, 309, 364

- Grtlndung/Rolle/Aufgaben 2 3 0-2 3 2
- Kampf um die Rahmenvereinbarung

Forschungsförd erung 2 I 9-2 2 0
- Projektüäger 23 l-232, 322-324, 338,

34t, 354, 367
Bundesministerium fllr Wissenschaft,

Bildung, Forschung und Technologie
(BMBF) s. BMFT

Bundesministerium fllr wissenschaft liche
Forschung (BmwF) (D) 226-229

- Aufgaben/Rolle 2 2 9-2 3 0
Bureau of Budget (BOB) (USA) 264

266-267,27t,328
Bureauof Mines 124, I3l, 145
Bureau ofStandards 125, 142, 145

Cabinet Committee on Scicnco and Techno-
log (UK) 204

Caisse Audiftod/Caisse de Rccherches
Scientifiquos (F1 93, I ItU 12, I 14,
124, 126, 132-.t33, 137, I4t, 145

Caisse Nationale de la Recherche Scientifi-
que (La CNRS) (F) I I 3-I 15, I 32,
144-t45, I6l

- Grllndung/Aufgabe I I3-l 14
Caisse Nationale des Scienccs (CNS) (F)

I 14, 124, 126, I2'LI 30, 1 37, t45,
160-16t, 235

captured statisrn/pressuro pluralism s, USA
Cenüe National de la Recherche Scientifi-

que (LeCNRS) I13, l15,124,129,
t32,134, 137, 142, 145, t6t-163,
I 74, I 82, 234-245, 247-24E,
25F251, 292, 306, 3t5, 322-323,
326-327, 338, 347, 35t, 353-354

- Comitd National24l, 244, 347-348
Organisation 24l

- Conseil d'Adminisration 162, 354

- Conseil Sup6rieur do la Rechcrohe
Scientifique (CSRS)/2{ 129, I 33,
145, I6FI6I,24F241

- Ennvicklung nach I 945 2 3,1-2 37,
239-242, 243-245

-Grllndung II4-ll5
- Haut Comitd de Coordination de la

Recherche Scientifique et Tcohni-
que/Haut Comitö I15, 234, 241,
243-244, 246
Organisation 243-244

- rechtlicher Status 237, 322-323
- Rolle der Politik 32G327, 347-348,

353-354

- Verhälüris zu den Grands Organismcs
263-240, 243

- Vcrhältnis zu Univcrsitäten 240-243

Cente National do la Rcsherche Scientifi-
que Appliqude (CNRSA) I15, 124,
134,137, 142

Colbertismus s. Frankreich
Colloque/Colloque zu Caen r, Frankreich
Comitö Consulatif de la Recherche Scienti-

fique et Tcchnique (CCRST)
24G249, 282
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Comitd Interministeriel de la Recherche

Scientifique (F) 245-246, 248
Comit€ National s. Centre National de la

Recherche Scientifique (Le CNRS)
Commissariat ä l'Energie Atomique (CEA)

(F) 23C-240, 250, 282, 294
Committee for Future Scientific Policy

(uK) /85
Committee on Science Policy (CPS)

r92-193, 197-198
Conseil Supdrieur de la Recherche Scienti

fique (CSRS) s. Centre National de la
Recherche Scientifique (Le CNRS)

Customer-Contractor-Principle s. England

Defense Research Policy Committee
(DRPC) (UK) /86

D6lögation G€ndrale Ä la Recherche Scienti-
fique et Technique (DGRST) (F)
246-250, 285, 287, i06

Deparfinent of Education and Science
(DES) 192-193, 196, 205-206,299

Departnent oflndustial and Scientific Re-
search (DSIR) l l 5, 124-125, 1 32,

134, t37,I5FI52
- Beispiel fftr Distanznodell 156-157

- Grllndung/Au fgabe 9 7 -9 8
-nach 1945 186-192

Deutschc Atomkommission s. Deutschland,
Atomforschung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
209, 2 I 3-2 19, 222-226, 228,

2io-233, 282, 292, 308-309, 3 I 5,

322-323, 332-333, 338, 34 t, 349,
35r, 359-36t, 364, 368

- Auseinandersetzung mit Bund und
Ländem 2 I 2-2 I 3, 2 I A-2 I 9, 222-226

- Deutscher Forschungsrat 2 I 5, 282

-Grürdiurlrg2l2-21j
- Organisation 2 I 2, 332-3 3 3

-rechtlicher Status 49, 322-i23, 332

- Rolle der Politik 332-33i, 364
Deutscher Forschungsrat s. Deutsche For-

schungsgemeinschaft @FG)
Deutschland

- Atomforschung
Auftau 209, 222-224;Bundesmini-
sterium fllr Atomfragen (BMAD

2 2 4-2 2 8, 2 9 4 ; Deutsche Atomkom-
mission 224, 282:' Senatskommission
fflr Atomphysik 223, 225

- defensive Machtpolitik I 0 I, 107

- Finanzierung der Forschungsförderung
nach 1945 2 I 3-2 I 4, 2 I6-22 I

- genossenschaftliche Selbswenralnrng
100, I6i, 166,169, l7l,173-174,
177-t78,210, 373
nach 1945 2 /,3-215, 227, 230, 233

- Institutionalisierung außeruniversitärer
Forschung 102-104

- Institutionalisierung der Forschungs-
förderung
Akteurskonstellationen I 6 3 - I 6 9 ;
Entwicklung vor 1933 99-107;Ent-
wicklungnach 1945 209-234; ver-
änderte Akteurskonstellationen nach
1945 2 I 3-2 I 6, 232-233, 308-309,
379-380

- Königsteiner Abkommen 2//,
2te-219,226,233
Königsteiner Insf:intte 2l I, 220

- Kulturstaatsgedarke I6i, 168,

173-174

- patemalistisch-absolutistisches Modell
99, 168, I7i

- Rahmenvereinbarung Forschungsftlr-
denng2I9-22I, 2j2, 309, 379

- Rolle dpr Alliierten 209-21I, 213-214

- Rolle des Bundes narch 1945 216,
222-232
Verhälüris zu Wissenschaftsorganisa-
tionen 224-232

- Rolle des Föderalismus 102, 106, l3l ,

I 68, I 73, 2 I O-222, 232, 298,
308-309, 379
Interessen des Bundes 2 I 6, 220; ln-
teressen der Länder 2 I 6-2 2 0i lnter'
essen der Wissenschaflsorganisatio-
nen 2 I F2 I 9; vor 1933 102, I 06,

I3t,168,173
- Rolle der Ressorüninistenen 228-229,

233
Politik der goldenen Ztlgel 217, 233,
309

- science-push-Mdell2l4, 225, 308
dezpntale Kontextsteuerungs. Steuerung
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Differenzierung

- tunktionale 17, 2l-22, 24, 30-i2,
35-37, 39, 42, 44, 49-50, 65, 86-47,
37t-372, 383, 39t-392

- situative Rollendifferenzierwg 87, 89
Direction des Inventions/Commission

d'Examen des Inventions intdressant
de I'Armde (F) I I I, 124, 132,
134-t35,137,139,143

distibutive Policies 22-2 3, 80, 377,
385-388

Dritter-Sektor 19, 21,23,48, 5l-52, 56,60,
8t-82,86, 156, 179-t8t, 314, i73,
390-39r

Dritte-Sektor-Organisationen s. intermediä-
re Organisationen

Ecole Pratique des Hautes Etudes (F) /2d
132, r34, t37

Ecole Polyechnique (F) 109-110, 251
Eigen-Sinn s. Teilsysteme
England

-der aktive Staat 189-193, 195

- Customer-Contractor-Principle I 9 5,
207, 286, 30t-302

- indikative Planung /89
- Institutionalisierung der Forschungs-

förderung
Akteurskonstellationen I 5 5-l 60;
Entwicklung vor 1939 94-98iBnt-
wicklung nach 1945 I 85-208,
380-38 I ; institutionelle Reformen
nach 1945 I9O-193, 196-198,204;
veränderte Akteurskonstellationen
nach 1945 185-188, 298-302

- Modell der sozialen Relevanz
194-t99, 286
Rothschild-Repoft I 94-l 98, 20 I,
225; Dainton-Report I 97

- Projektförderung 95, 195, 201

- Rolle der Ressortministerien /J8-/d4
185-188, I9t, t93-196, 198,204,
20a-208, 300, 302

- steady state-Periode 200, 208

- Treuhändermodell/Distanznodell
Devonshire (Royal) Commission 12fl
155; Entwicklungen vor 1939
1 55-160, I 7 l, 175, 178, 180; Ent-

wicklungen nach 1945 185, 187-188,
I 9o-191, t93-t 94, 206-208,
294-299, 301-302, 3tO-31 I, i73,
381;Konzept 185

- utilitaristisch-liberales Modell 94-9 5,

155-t56,200
- Value for money-Prinzip 201-202

Epistemic Community 3 76
Etablissements Publics ä Caractöre Admini-

stratif (EPA) 240, 326
Etablissements Publics ä Caractöre Indu-

shiel et Commerciel (EPIC) 237, 240
Etablissements Publics ä Caractöre Scienti-

fique et Technologique (EPST) 237,
240, 253, 322

Etatismus s. Frankreich
Expertens. Gutachter
Expert€nsystem 18,6ffi8
exhamurale Förderung s. Forschungs- cum

Förderorganisationen

Finanztrilfeprogranrme 77, 8H I, 3 I 7

- Motivationskomponente 8H I 3 I 7

- Regulierungskomponente 8O-t l, 264,
3t7, i40

Fließgleichgewicht.r. Machtfiguration
Förderadministration 19, 54-55, 57, 60,

248, 251, 3t6, 3t8, 340, 342,
344-34s, 35s, 361-i62, 384-386,
389-390, 392

Förderorganisation

- als autonome, professionelle Organisa-
tionen 343, 348, 354, 357, 359-360,
367, 386-387, 389
Verhandlungsl ogken 3 5 7-3 60

- extramurale Förderung 94, 97, I I I,
I t3, r25, 20t, 2ir, 24r, 256-257,
3r8, 322, is7, 366

- reine Förderorganisationen 86, 92-9j,
96,98, 104, 148, 322-328

- Forschungseinrichtmgen mit Regulie-
rungsaufgaben 92, IU-102, 125,
t3t, 133, 137, 15F|52,264

- Gremien 3i6-339, 348-349, 389-390
Leitung 337-3 38, 347-357, 363,
365, 367-368, 384, 387-389; t*-
teursgruppen 337,384
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- Gründungsinitiativen dcs Staatcs vor
t939 124, I3l-137

- Grllndungsinitiativcn dcr Wirtschaft
vor 1939 124, 142-143

- Grllndungsinitiativcn der Wissenschaft
vor 1939 I 2,1-l 29, 373-375

- Gutachtcnrcscn 225, 242, 340-34E
Kooptation$ystem 3 4f3 ß, 3 4 6,

34%350, 355, 36F367
- als hoteronomc, professionellc Organi-

sationcn 343, 354, 358-359, 389

Verhandlungsl ogiken 3 5,1- 3 5 7,

359-360

- und Institutionalisicrung der For-
schungsförderung 373
Dcutschland I 02-l 05, I 63-1 65;
England 96-97, I S9:Franlaeich I08,
II0, II2-115, /6t;USA II7-118,
12F123,126, 169-170

- als korporative Alcteure 19, 317, 335,
317, 329, 335, 350, 368, 372

- als nattlrliche Systemc 334-335

- Organisationsstruldur
operative/technische Ebene 3 /8,
33F343, 347-348, 350, 367, 384,
389; programmatische bzw. strategi-
sche Ziolebcne 3 I7-3 19, 33 I,
3 3C338, 34 I -344, 348-3s0,
355-358, 36F36t, 367, 384, 389

- politische Stcuerungsmöglichkeiten
345, 3 I 5-3 I 9, 323-333, 361-369,
374-375, 381, 383, 38F392 nden
vs[ 266, 27(F27 I , 276, 290, 304
Macht des Portcfeuille/power of the
pwse 207, 307, 330, 364-365,
388-389

- problemorientiertc Fonchungseinrich-
ttngen92-94, I3l, 147-148, I5I,
/J4; nach 1945 I9I, 195, 210, 233,
235, 237, 269, 300, 305

- als rationale Systeme 334-335

- als Risikobearbeitungssysteme 334

- Rolle/Intcressen der Politik 3 I 7-3 37,

35r-352, 36t-366, 37+375, 378,
384-391

- Rolle der Wissenschafrler i4b35l,
35+36 I, 36G368, 384-39 I

- Rolle der Sponsoron 337, 341-344,
347, 352-353, 367, 364

- Stellung in der Forschungsförderung
82-83, 316, 373-375, 378, 38F382

- als Verhandlungsarena 33l, 337, 3j9,
351, 361, 363, 365, 384-392

- als Verhandlungssystcme 3 3 7-3 3 9,

356-36t, 363-369, 383-391

- Vcrselbständigungsgrade I 50- I 5 4,

29 I-292, 3 I 3-3 I 4, 3 I 9-333
fast-staatlich I 52- I 5 3, j2 I ; gefinge

Verselbständigun g 32 3-j24: mittlere
Verselbständigung 3 2 3-3 3 2 ; hohe
Verselbständigun g 3 2 3, 3 2 3-3 3 3 ;
mittelbare Staaßverwaltung /52;
quasi-staatliclr/nicht-staatlich
153-155, 321-322, 325, 328, 330,
333; unmittelbare Staatsvenralnrng
I5r-153,276, 319, 322, 324

Förderprogramme 57, 61, 74, 8 1, 83, 3 1 8,

32t, 324, 327, 334, 33G337, 340,
344, 349, 355, 360-362, 384

Forssher 1 9, 52-54, 57-58, 6M1, 67-7 1,

73-78, gHI, 83, 87-90, 92,

II7-118, 128, 134, 158

- in Förderorganisationen 315, 317,

336-337, 340-368

- Forscherberuf 87-90, 92

- in der Forschungsförderung 57-58,
6Hr, 7o-73, 70-78, 8UA I, 279,
28 1 -282, 284-285, 290, 292-29 3,

373-374, 38+387, 389
nach 1945 in Deutschland 212, 215,
228-229; in England I 85- I 86, I 88,
I 92-t 93, I 9G I 97, 20 I-202,
207-208; in Franlreich 236-238,
240-242, 243-248, 25 I-252, 305; in
den USA 256-265, 270-279, 284

- Funktion/Rolle 67-7 I, 73-75, 78-80
home of scientists 8& I0l

- Rolle in der Evolution der Forschungs-
förderung 1 25-1 3 1, 1 33-1 34, 1 36,

138-147,149, 177, 179, 182

Deutschland I 02- I 05, I 67 ; England
95-97, I 56, I 58-l 60; Frankreich
108-109, Ill, II4-115, I6o-162,
174; USA I IFI18, 120, 122-123,
169-170, 176

- und Universitätcn 87, 89-90, 92,

9,1-95, 102-1 05, 107-108, I I 3,

I l7-1 18, 1 35-1 36, 148, 1 56, 170
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Forschungs- cum Förderorganisationen /9,
49, 54, 57, 60, 64, 82-87, 90, 92-93,
96, 123, t27, I3t, 137, 148,
1 50-t 5 t, 207, 2 1 6, 222, 240-241,
253, 276, 29t, 298, 305, 3 t 5-368,
37 2-37 5, 37 7-37 8, 3 8o-384-i92

Forschungs- und Fördersysteme 23, 18-19,
35, 40, 49, 60, 62-65, 8t-86, 97,
107, 118, 149, 182

- Ambiguität der Handlungsprograrnma-
tik 82-{3, 388

- Definition 8/, 86

- Entwicklung nach 1945 l8i-l 84, 283,
285, 290, 292, 294, 3 t2-3 1 4
in Deutschland 209-210, 212,214,
2 I 6, 2 I 9, 222, 224, 232; in England
185, 187, 189,203-204; inFrank-
reich 234-235, 240, 244, 250, 254,
305; in den USA 2J8, 269, 276-279

- Evolution 84-86,93-94, l,48-150,
I7A-183,373-375;
differenzierungstheoretische Erklä-
rung 130-131, 147, 388; tunktionali-
stische Erklärung 8r'J5; gesell-
schaft lich/wissenschaft lich gewollte
Institutionen 84-45, I 23-l 24, I 3 1,

1 37, 1 49, 178, 373-375, 392; poli-
tisch gewollte Institutionalisierung
84,123, Iit, Ii7

- Funktion 18, 8l-82, 84-85, 375, i83
- Gebildecharakter I 8-l 9, 85-86, I 50

- als Kopplungssysteme 82-83, 89,
l0t-t02, 109, II5, il7-il8, 120,
126, 144, 147, 168, 171, 174,
I 77-t 78, I 8o-t 82, 32 I, 365,
372-373, 383

- nationale Institutionalisierungsmuster
92-94, r50, 154-t78
Deutschland I 55, I 63-1 69, I 7 l-174,
I 78, 379;England I 54-l 66, I 7 I,
I 7 4- I 7 8, 38/; Frankreich /54,
l6O-163, l7l-174, 178;USA 155,
169-t71, 174-178,377

- Seleltionskiterien 336, 339, 340-345,
384. 386

Forschungsförderung I 8-20, 2 3, 64-65,
8H3, 370, 372, 389-392

- Dynamik 83, 146-148

- Entwicklung nach 1945 I 83-l 84,
279-289; in Deutschland 213-217,
219-222, 224-233; in England 188,
190, rga-r 99, 20t, 203, 207; n
Franlreich 230, 235,237, 239-240,
247; n denUSA 256-258, 260,
262-264, 266, 270, 274, 276, 278

- in Förderorganisationen 3 I 7-i I 9, 32 I ,
325-326, 332, 334-336, 340, 342,
345, 350, 357, 360, 362, 365-366,
i68-369, 376-380, 386-387
als doppelt indirekte Steuerung 342

- Institutionalisierung 85-86, 93,
125-t26, 131, Ii4, Ii7, 145,
t47-1 48, 1 54, 178, Igt-t82,
373-374
Deutschland I 0O-l 02, I 06-1 07;
England 94-98, 1 56, 1 58-1 591'

Frankreich I l0-l14, 16l;USA I I8
- als komplexer Interaktionsprozeß

I8-20
- Motive 9O-92, 139, I4l, 146-147,

279-289, 373-374
-alspolicy 22-23, 376, 385-387

- Politisierung 184-185, 233, 296, 312,
377

Forschungshandeln 20, 70, 77-78
Forschungspolitik 2 5, 5 5-5 6, 5 8-S 9,

6t44,80,9t, 104, I I2-t 13, 120,
125,127,130, t36, 140, 146-t47,
r s8, r 60, 162, 370, 372-37i, 375,
377-382, 384, 388, 392

- Begriff /8
- Entwicklung nach 1945 I 83, 28 l-285,

290, 292, 294-296, i I O-3 I I, 3 r 3,

i77-i82
in Deutschland 2 I 3-2 I 6, 222-226,

228, 230, 232-234; in England
r85-r88, 190, 193-t94, 196, 198,
201, 207, 299;inFrarüceich 237,
243-244, 247-249, 25 r, 253, 25s,
306-308; in den USA 255, 258, 262,
270, 272-275, 304

- und Förderorganisationen 3 I 6-3 I 8,

32r, 326-327, 33 1, 333, 352, 373,
375, i84, 388, 392

forschungspolitische Steuerung der Wissen-
schaft s. politische Steuerung der
Wissenschaft
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Frankreich

- Colbertismus /08
- Colloque/Colloque an Cacn 2y'5,

250-25r, 381

- enveloppe-rccherche 24F249, 2 5 I,
304, 306, 380

-Etatismus 108-109, II2, I6FI6I,
172-t74, 243, 253-254, 305,
37i-374

- Institutionalisierung der Forschungs-
förderung
Akteurskonstellationen vor I 939
I 60- I 6 2 : Alteurskonstellationen
nach 1945 236-237,243, 305-308,
380-381; Entwicklungen vor 1939
I 07-l I 5; Entwicklungstrends nach
t945 234-240, 243-246, 248-252,
380-381

- institutionelle Reformen nach 1945

235, 237, 239-240

- Patronat 305-306

- Planungsgedanke I I2-l I 3, I I 5,

I6t-t62, 244-245, 254

- Rolle des Bildungs-/ Erziehungsmini-
steriums 1l I-l12, I14, I6t>162,
245, 250

- Rolle der Politik nach 1945 244-247,
249-254, 380

- Rolle der Ressortninisterien nach
t945 235-237, 239, 245, 247-2s I,
305-306

- Rolle der staatlichen Bllrokratie 108,

t73-174,236,243-244
- ständisch-korporatistisches Modell

t62, l7t, 174,243, i73-374

Gebildecharakter s. Teilsysteme
Gesundheitsforschrmg 96-97, I 44, I 47,

r 55, 256, 268, 270, 279, 318,
32r-i22, 324, 361

Gesundheitsforschungsrat (GFR) s. ancfr
BMFT; Projeknräger 315, 361-363

Grandes Ecolqs (F) 89, 109, I 19, 140, 160

Grands Organismes (F) 236-240, 24i, 245,
247-255, 287, 305-308, 38F38 1

- Auseinandenetanng mit der Politik
nach 1945 249-254,380

- Grllndung/Organisation 2 3 5-2 3 8, 30 5,

i54-35s
- in Machtfiguration 305-308

- Rolle der Politik 326

- Vethälutis CNRS - andere Grands Or-
gurismes 238-240

grants economy s. USA/Drittnittelwirt-
schaft

Granrs-in-aid 95, 124, 126, 128, 130, 143,
145

Großforschungseinrichtungen 22 7,

230-232, 3 18, 323, 33 r, 367
Grundlagenforschrxrg I 8-20, 54-5 5, 63, 7 4,

79,4tAq23
- und Förderorganisationen 3/Z

32r-322, i28, 341, 357, 3s9, 368,
374

- und Institutionalisierung der For-
schungsförderung 88-89, 92, 93, 96,

98, r03, 104, 105, 109-il4,
r r7-n8, I2 r, 122-t23, r 30-1 32,
143, 146-t48, I5t, 154, 159,
163-t65, t69-170
nach 1945 280-1 5 1, 1 54, 1 59,
t63-t65, r 69 282, 284, 286, 288,
292, 295-296; in Deutschland
209-2r0, 2r4, 22s, 228, 230-23I,
233; in England 187, I9l-192,
I 95-t 96, I 98, 202-203, 208: n
Frankreich 239-240, 242-243, 250,
252; n denUSA 2J4 258-266, 269,
273, 275-278

- problemorientierte I 8-20, 54, 63,
73-74, 79, 250, 256, 269, 290, 300,
374, 376,422423

Gutachter 70,71,78, 327, 329-330,
33G338, 340-348, 350, 352, 360,
366

- als Ausdruck der Reputation des Wis-
senschaftlers 74, 345

- in Förderorganisationen 3 40-3 48,
385-i86, i8A:89
Funktion 3 4 4-3 4 6; auf Programm-
ebene 348-3 50 ; auf technischer Ebe-
ne 34(F348

Haldane Report I 5A-l 59, 208
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Handlungsprogramm der Forschungsför-
denng 3 I7-i I8, 3i0, 349, 368-369,
383, 389

Handlungssysteme 36, 38, 40, 66
Handlungstheorie 42
Haut Comitd de Coordination de la Recher-

che Scientifi que et Techniquey'flaut
Comitd (F) s. Cenre National de la
Recherche Scientifique (Le CNRS)

Hilfsinstitute 93, I0l, 109, I17, l5l, 164

Implementationsverbund 5 6, 5 9-60
lmplizite Theorie 140, 156, 163-164, 275,

279, 282, 286, i74-378, 38t-382,
388, 392

-Begriff 140, j76
Institut fftr Infektionskrankheiten s. Robert-

Koch-Institut
Institut Louis Pasteur I 24, I 29-1 30, I 54,

160
Institut National de la Santö et de la Recher-

che Mddicale (INSERM) (F) 235,
240, 243, 253, 3 r s, 322-323,
326-327, 338, 347, 349, 35t,
354-355

- Alteursdynamk 3 5,r-3 5 5
-Conseil Scientifique 347, 349, 354

- rechtlicher Sunlß 326-327
- Rolle der Politk 326-327, 351,

354-355
Institut des Recherches Agronomiques

0RA)(r) r24, r5r,235
Interessenvermittlungssystem s. Verbund-

und Verhandlungssystem
intermediäre Organisationen/Dritter-seltor

- Definition/Tunktion 19, 48-49, 5l-52,
86, r78, r83,39t-392

- Organisationen I 9, 2 I , 4849, 5l-52,
56,65,8r-A2,86, rs0, t54, t63,
170-t7 t, r8t, t83, 234, 252, 269,
283, 285, 287-294, 296-298,
302-i05, 307-308, 3t I-3t4,
3 r 5-i r6, 3 t9, 344, 377, 379-381,
i9r-392

- Typen
fast-staatliche Staatsverwaltung
4849, i79 ; quasi-staatliche Staats-

verwaltung r'8-49,' unmittelbare
Staatsverwaltung 48

intermediäre Systeme 18,21-24, 40, 42, 4i,
45-52, 5G59, 6345, 79-84, 86,
I3I, 155, I7t, 178-t84, 2t3, 261
3t3, 370, i72, 374-375, 384,
391-392

- Definition 30-31, 47, 82

- in der Fonchungsförderung 19, 5,1-55,
8o-a3, t3t, 183-t84,2t3,26t 3t3,
370, 372,
Schamier- Pufferfunktion 8 I -32 ; lJr-
sachen fllr SO-82, 84, I 3 l, 148, 178,
375

-Funktion 8H2,131,148
- Konzept des technischen Systems 52,

54-55

- Kopplungssysteme zwischen Politik
und Wissenschaft 17l, 178-182,
372-373, 38i

- als Risikoverwaltungssysteme 27, 82
iron füangles 2 I, 59, 26e-269

- der Forschungsförderung in den USA
267-269

Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft I 04-l 05, I 09,
r24-126, 128-r 30, r 33, 1 35,
142-t46, t63-t66,2t0

-Finanzierung 106, 165

- Funktion l6J
-Gründung 105, 164

- Organisation 165-166
-Senat 164-166

- Vorbildfunktion ftlr Frankreich I10,
I I3

Kaiser-Wilhelm-Institute 93, I 06-1 07,
I 64-t 66

Koexistenzen, organisatorische 86, 98, 102
kompetente Reaktion 69-70, 76
Königsmechanismus s. Machtfiguration
Königsteiner Abkommen s. Deutschland
kooperativer Staat r. Staat
Koordinationsspiel I 87, 297, 300, 308,

3r5-3t6
Kopplungssysteme s. Forschungs- und För-

dersysteme
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Ileistungs-, Komplementärrolle s. Steue-

rungsmedien
Low Politics I8I, 376-377

Machtfiguration 62, 29 6-3 I 4, 3 7 6,

378-382

- Begriff/Theorie 2 9 6-2 9 7

- Fließgleichgewicht 297, 300, 313-314,
384, 389

- in der Forschungsfördenng 29G298,
3lo-314,378-382
Deutschland 3 0 8-3 09, j 7 9 ; England
2 98-3 02, 3 I 0, 3 80-3 I I ; Franlaeich
305-308, i I 0, 380-381 ; USA
i02-i05, 310, 37a-379

- Königsmechanismus 252, 298-300,
30s, 3 10, 3 I 2-3 I 3, 380-382

- schutzbündnis 298, 302-304, 306,

3t0-31 I, 313, 324, 378, 380, 382

- Tertius Gaudens 2 18, 298, i02,
304-305, 308-3 I I, 3 I 3, 379

- Fiadische Figuration 298

- zentrifugaler Mechanismus 249,
252-253, 287, 298-299, 305-307,
3t0-313,380-381

Max-Planck-G esellschaft 2 I 0-2 I 3,

2 r 5-2 1 9, 222-223, 228, 230-233,
308-309, 332

- Auseinandersetzung mit Bund und
Ländem 2 I 3, 2 I 7-2 19, 23 l-234

- Grllndung nachl945 2lO-21I
- Organisation 2l O-2 I I

Medical Research Committee/Medical
Committee (VK) 9A-97, 124,

I 57-l 59

- Advisory Council /58
- Akteurskonstellation bei Grllndung

124

- und Distanznodell 157-1 59

- Grllndung 96-97, 157-159
Medical Research Council (MRC) (UK)

97-98,126, 132, 134, 137, I4s, 155,

1 57-1 59, 192, 195, 197-199, 201,
204-206, 208, i0o-30t, i t 5, 3 1 8,

329-33 I, 338, 347-348, 35 I, 354,

357-362, 364, 368

- Akteursdynamtk 347-348, 357-359

- Distanznodell als Organisationsprin-
zip 157-159

-Enrwicklungnach 1945 192, 195,

I97-r99, 20r, 204-206, 208,

300-301

-Grllndung 157-159

- Organisation 3 38, 3 57-3 59
Council 357-358, 360-364: (Scienti-
fic) Boards 338, 347-349, 357-359;
Secretary 357-359

- rechtlicher Status 329-33l
- Rolle der Politik 329-331 , 35i, , 364,

368
merit system s. USA
Ministöre de la Recherche Technologique

(MRT) (F) 250-2Jl
Ministry of Supply (VK) 186, 190

Ministry of Technolory (UK) 190, 285
Mission Agencies {,lSA) 258-263,

265-267, 269, 27 l, 27 3, 27A-278,
292, 294-295, 302-304, 3 I I,
379-380

- Aufgabe 122

- Entrricklung/Rolle I 22-l 2 3, 2 63-266

- Stellung im Forschungssystem 266
Mitgliedschafts- vs. Einflußlogrk 3 8 S-3 86
Modell der sozialen Relevanz s. politische

Steuerung, der Wissenschaft
Modernisierungshypothese 63, 84, I 48

National Academy of Sciences (VSA) 124,

126, 128, 130, 138, 154,273
National Advisory Committee for Aeronau-

tics (USA) 128, 130, 142, 145

National Aeronautique and Space Admini-
stration (NASA) 269, 274, 277, 302

National Cancer Institute (USA) 126,

l2a-129, 133, 143, I5l-152,256,
266

National Defense Research Committee
(NDRC) 255

National Institute of HealthA'{ational Insti-
tutes of Health (NIH) (USA) 126,

1 28-t 29, l 3 l, 145, 257, 263,
265-269, 277, 294, 296, 303, 3 I 5,

322-328, 3i 1, 338, 346, 35 t, 357

- Organisation 325

- rechtlicher Slolnls 324-325
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- Rolle des Congress 266-269, 324-325
- Rolle der Politik 32'l-325, 328

National Insurance Act 96
National Physical Laboratory (NPL) 90-98,

124, 126, 128-130, 145, 15,H55,
157

National Research Council (USA) 124-125,
t28,130

National Science Foundation (NSF)
254-266, 269, 27 I, 273-274, 277,
286, 292, 294-295, 302-304, 3 1 5,

322-323, 327-329, 338, 341, 349,
35t-352, 359-360

- Akteursdynamk 3 5 9-3 60

- Aufgabcn 262

- Entwicklung 262-266, 269
- Grllndung/Organisation 2J&262, 328,

338, 359-360
National Science Board (NSB)
26r-262, 273, 32E, 338, 35%360

-rechtlicher Status 26l, 327-329

- Rolle der Politik 327-329, 351
Naturwissenschaften

- Rolle bei der Evolution der For-
schungsförderung 87-90, I 29, 282
Deutschland I 02-l 05, I 07, I 64-1 65:
Franlaeich I 09-l I I, I 62;USA I I 7,

170
Netaverke 23,48,59-{10

- in der Evolution der Forschungsför-
derurg I4FI44, 147, 150, 172

- in dcr Forschungsförderung 545d
5740,71,292-293, 385

Netzwerktheorie 2 l, 4 l, 5H0, 376
Notgemcinschaft93, 107, Il3, 124, 126,

r28-1 30, 1 33, 1 35, 1 37, r 39,
142-t45, 154, 163, I6GI68,
2tu2t3,2t5

-Grllndung 107, 166

-nach 1945 210, 2 12-2 1 3, 21 5

- Qrganisation 160-168

- Vorbild fllr Frankreich l/3

OECD (Organisation of Economic Coope-
ration and Devclopment/ Rolle in
der Forschungsfördcrung I 69, I 94,
226, 283, 285, 377

Office National de PHygiönc Sociale, ä la
Santö Publique (ONHS) I 24, I 3 I,
15t,235

Office National de la Recherche Scientifi-
que ct dcs lnventions (ONRSD
I I I-l I 2, I I 4-l I 5, I 2,1-l 25,
132-r34, 137, r42-t43, 145,235

- Organisation /12
Office of Naval Research (ONR) (USA)

257, 26t266, 269, 277, 282
Ofüce of Science and Tcchnologr (UK)

204, 206, 293, 29A-299
Ofüce of Science and Tcchnolog (OST)

(vs[) 272-274
Office of Scientific Research and Develop

m€nt (oslrD) us[) 255-257
Office of Management and Budg€t s. BOB
operationale Geschlossenheit r. T€ilsysteme

Patonat^r. Fnnlaeich
Pfadabhängigkeit 62
Physikalisch-Technische-Reichsanstalt 93,

96, I04-r05, I25-t26, I2a-t29,
137, t42-145, I5l

-Grltndung 104-105
Piganiol-Report der OECD 189, 283
policy puadigm s. Implizite Theorie
policy subgovemmenß s. iron fiangles
politische Akteure 31, 37,40, 4546, 59, 63

- B ildungs-lTonchungsministerien
r8-r9, 1 33-1 3s, r 3E-t 39, r4t,
14F147,29t-29i, 385

- Finanzministenen I 38, I 4,1-l 47, I 82
- Padamente/Abgeordnete /03,

T IU 12, T T4, I 17, I2E, ]32-134,
1 38, I 4I-t42, t 4'*-t47, 1 55,
158-159, 161,29,tr296

- polirische Zcnrale 1 42, 282, 285,
289-290, 293-294, 298-300, 302,
304-308, 315-316, 319, 36,1-366

- Ressortninisterien I 2 I, I 32-l 3 3,

r37-t38, t5r, t63, 29r, 298, 3r r
- Rolle in der Forschungsfördeiung 78,

84, 123-125, I 3t-t 32, 1 34,
1 37-t 42, 1 49-t 50, 1 54, 1 69-t 70,

t75, t80
nach 1945 183-184, 190, 196,206,
212, 2t4-2t5, 2tE,222, 225, 229,
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232, 234,254, 270, 290-297,
3 IU3 14, 372-375, 378, 382, 384,
386-387, 389, 392

- als Stcuerungsubjekt il-32, 36-j7,
4r, 43, 290, 3 10-3 14, 372

- Wissenschaffsadminisratoren 128,

1 33-1 36, 140, 142, 147, 149, t72,
278

politische Steuerung 2f45, 4748, 49, 51,

56, 58, 62-64, 370, 375

- in Akteurstheonen iG43, 372

-Begitr 32-33, 36-37, 4142
-Defnition4,F45
- in Fördenystemen 82-{J
- als Interaktionsproznß 4(H2, 4j46,

1748
-Plan 36-37
- politisches Steuerungssubj eK 3 6-37,

4o-il,4345, 372

- Steuerungsformen
etatistisch 3 I 9, 37 I, 388; nicht+tati-
stisch 32l, 371, 3E8

- in der Systcmtheorie 3l-35, 4243,
371371

- der Wissenschaft 18-20, 26, 52,

55-58, 6M5, 7o-7 I, 73-83, 86,
I09, I20,148, 17I,179, I8I,
3 I 5-3 I 7, 3 19, 333-334, 342, 365,

36C-370, 372, 375-382, 385-389,
392
Allokationsmodell I 89, 20 I, 2 30,

2 8 3-28 5, 28G2 87, 377-3 88; De-
frnition 76; in Dcutschland 209,
2t 5-216, 221-222, 225, 232, 309;
dezentrale Kontextstcucnrng 33 l,
364, 388-389; EmanziPation der Po-
liti/r283-285; in England 185-190,
199, 203, 20F207,300; in Frank'
reich 234, 239, 243-244, 247-254,
i06-i08; goldenes Zeitalter dcr Phy'
sk 279-283;Modell der gePlanten

Wisscnschaft J3; Modell dcr sozia'
len Rclevanz I 94, 285-287 280-28 I,
377; nach 1945 183-184, 279,
287-2E8, 29t>29 I, 293-298,
3 I 0-3 I 4; scicnce-push-Modcll 57,

2 I 4, 225, 258-260, 270, 27A-279,
281-282,295, 305, 374, 377-378,
3EF382, 3EE, 390; sPczifische Pro-

bleme 72-76, 79-82; Txi*eitsgren-
zn 73, 77,8l; in den USA 257, 266,
27 0-277, i03-304; verfiandelte
Steuerung 330-33i: Wissenschaft als
Dienstleistungs or gan 2 E 7 -2 8 8 : 7*it-
alter des Zweifels 281287

politische Ökonomie der Wissenschaft 89,

r72,28r
politisches System /7-l8, 22, 29, 34,

36-37, 44, 57,70,74, 8l-33,
370-37 I

- Definition 29

- Enrartungen an Wissenschaft 82-83

- und Forschungsörderung 98, 105,

108-109, I I5, I I7-n8, 120, 127,

I 3l, 1 35-136, I3A-t44, 147,

149-I 50, I 57-160, 175-176,
I8t-r82, 377-378, 381, 383, 388,
391-392
in England 185, I E7-1 88, 190; n
Franlaeich 284; nach 1945 I 83, 282,
291, 293, 296, 3 I 3, 3 19, 327-328,
331; in den USA 259, 261-262, 264,
275-279

Prinzipal-Agutt-D ilenma 3 5 2, 3 7 5
Privy Council

- Advisory Council 156-157

-Funktion 95, 157

- lord President I 59, 186

- Rollc in der Forschungsförderung
95-96,144,157, I5C-160, 186, 193,

329
Profession 17,48, 58, 6H8,73, 75-76,

78,80, I3l, 342, 352-354

-Defrrition6G67
Projekffiger 229, 231-232, 315, 322-325,

33E, 341, 35 I-352, 354, 361-362,
367

-Aufgabcn 231-232

- rechtlicher Sta'aß 32 3-324, 36 I-362
- Rolle der Politik 323-324, 361-362

Qualitätslaiterium/Qualitätsprogramme
E243,260,266, 269, 301, 303-309,
314, 336, 341, 344, 351, 35t-360,
361, 36G368, 377, 383, 386-3E7,
3E9-390
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Rahmenvereinbarung Forschungsfördenrng
219-221,232,379

reflexives Handeln s. Reflexivität
Refl exivität s. Systemtheorie
reine Förderorganisationen s. Forschungs-

cum Förderorganisationen
Re levanzkriterium/Relevanzprogramme

82-83, 233, 266, 268, 269, 277, 285,
287-288, 29r_292, 295, 30r_303,
309, 314, 310-3r7, 349, 35r, 356,
364, 366-368, 372, 374, 378, 383,
387, 389-390

Reputation 67-d2
- Bindung an die Person ZJ-26
-Defnition 6748
- Funktion in der Forschungsförderung

I 27, I 3 t, t70, 340_341, 343, 345,
348, 352-354

- Funktion im Wissenschaftssystem
67-40

- Kreislauf 68-70, 74, 76-77, 80-Al,
383

- als soziales Kapltal6S-70
- Unsicherheit der 73-74
- als Zahlungsmittel 6&40

Research Councils (UK)
-Advisory Board for Research Councils

(ABRC) r 97-r 98, 202, 206, 29e
-Ennvicklungvor 1939 95, 159

- Entwicklung nach 1945 I AG208,
298-302, 38t

- Reformen 1980-1993 200-202,
204-206, 330

Ressortforschungseinrichtungen t9, I 37,
143, 147,267,29t,33t

- in Deutschland 124, 170

- in England 95-96, 102, 1 54
- in Franlreich I 09, 235, 237, 2J9-240
-inUSA l2l,l23

Risikobearbeitungssysteme r. Förderorgani-
sationen/nafltrliche Systeme

Robert-Koch-Institut(D) 93, 104, 122, 126,
t29-t 30, 1 32, 1 35, 1 37, I4t

Royal Society(UK)91, 129, IS9, Ig6,
197-t98

Savants-tumed-politicians I 24, I 27-l 29,
I 34-t 36

science-push-Modell s. politische Steue-
rung, der Wissenschaft

Science Research Council (IIK) 95, I9l,
193, 195

Science and Technolory Act(Jd() Im
192, 330

Scientific Bureaus (USA) I2 l-122, 124,
15t, 179,277

Scientific Community 69,70, 7i, I9g, 241,
25r, 262, 264, 273, 292_293, 344,
355, 373-374

Selbststeuerung s. Systemtheorie
Service National I 14, 1 24, 1 26, 1 29-t 30,

133, I6I
Smitbsonian Institution I 2'r- I 26, I 28, I 30,

145
Staat 19, 29-31, 34, 37,40,42,46,42,

5o-54, 56-58, 59, 63-64, 370_372
- Definition 29
- und lnstitutionalisierung der For-

schungspolitik 84, 86, 9F93,
r 24-t 25, I 2A-t 3 t, I 35_t 37,
t46-r48, t52, t7I-172, 178_t8l
in Deutschland 99- l 02, I 0'l-l 06,
I 63-1 65, I 67-1 68, I 72-I 74; nBng-
land9'l-98, 155-158, 160, I7*t75;
in Franlaeich 10A409, I I2-l14,
l6O-162, 172-174; in den USA
IIA-il9, 122, t45, 170, 175_r76;
nach 1945 186, 189, I9S, 20F201,
203, 2r t, 223, 232, 243, 252_253

-kooperativer 2O-22, 24, 29-31, j5-36,
4t42, 4546, 4A<9, 5r_52, 56, 63,
370, 372, 38t, 391-392
in der Akteursthe oÄe 4 I , J0; Defini-
tion 29-30; in der Forschungspolitik
84, I 50, 28t, 288, 300, 3t2, 3 r s,
32r-323, 327-328, 347, 352, 376,
386; und positive Koordination 5.t; in
der Systemtheone 35, 50, 371

- Staatsdiskussion 2(I-22, 29-il
- Staatst'?€n 26-27, I 72-l ZA, i I 2-3 t 3,

378-38r
Steuerbarkeit s. Steuerung
Steuerung

- dezentale Kontextsteuerung i4-jl,
4t, 86, 207, 331, 37t-372, 377,
384-385, 389-389, 392
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- Steuerbarkeit 3l
in der akteuntheoretischen Differen'
zierungstheorie 37-38, 43,6J; in der

Systemtheorie iI-32, 43; der Wis-
senschaft 6142,65,6Fd,3

- Steuerungsfähigleit 26, 3I , 37, 4 I , 43 '
45, 47, 49, 56, 62-63, 65, 85
Definition 3/-32; in Fördcrorganisa'
tionen 19, 315, 383-390; in dcrFor'
schungspolitik 20, 52-55, 56-58,
60-04, 85, 183, 206, 221, 248, 258,

276, 279,288, 290, 310, 312,

375-382; in intermediären SYste'

men/im kooperativen Staat 21,

23-24, 47-65, 85, 37F372, 375,

391-i92
- strukturelle KopPlung 35, 3940,44,

53,63, 371, 383
in der Forschungsförderung 82-83'
144, 147, 168, I7 l, 173-174,
177-182, 254-255, 3 19, 366,
372-373; prozndwale 47, 64

Steuerungsenueiterung, These der 23,

49-52, 84, 372

- in der politischen Steuerung der Wis-
senschaft J2-J5, 63, 82, 1 23, 1 48'
315-316, 373, 375, 383-384

Steuerungsfähigkeit s. Steuerung
Steuenrngsformen s, politische Steuerung

Steuerungsmedien 35, 3940, 42, 7M0,
82-83

- Akkumulierbarkeit 72, 76-77

- Akzeptanzfähiglait 72, 77-79

- Funktion 3f40
-Geld 39, 7O-78,80-+2

- Leistungs-, Komplementänolle 72,

79-80
-Macht29,43,
- Maßeinheit 72, 73-75

- Rechtliche NormienxrgT2, 79

- Reichweite ZI-73
- Übertagbarkeit 72, 75-76

- in unterschiedlichen Teilsystemen
7t-80

Steuerungsprogamme 50, 52

- in der Forschungsförderung 7/
Steuerungstheorien 3(F3 I, 34-37, 45

- akteurstheorethische 34 3H2, 372

- systemtheoretische 3G-35, 370-37 I

shrknrelle Kopplung s. Steuerung
Systemtheorie 2 I -22, 29-3 5, 37-38,

4244,47, 50, 85, 370-371, 389

- autopoietische 3l-35, 4243
- Emergenz 4l
- Interdependcnzproblem I 7, 34, 37 l,

391

- Initationen 37I

- politische Steuerung J2-3J, 371

- reflexive Interessen 3940, 64, 314

Defrnition 39

- Reflexivität 37 1-372, 389, 392

- Selbststeuerung2T, 32-33, j5, 43,

202, 253, 391

gewährte 321; verordnete 321;im
WissenschaftssYslen 3 2 8

- Steuerung als Differenzninderung
32-34,40,43,70, 80

- strukturelle Kopplung arischen Staat

und Wissenschaft 6i45, 82, 3 1 9,

372-373, 383

Technologiepolitik /8-r9, 5 3-54, 63, I 49,

230, 250, 274, 423
Teilsysteme I 7, 3 I-35, 3H0, 4245, 48,

50, 66, 70-7 1, 75, 78, 82, 104, I 16,

126, 140, 148, 172, 371-372, 375,

383, 385

- in der Aliteurstheorie J8-{0
- Eigen-Sinn 3840, 44

- Gebildecharakter 38-39, 44, 85-86,
150

- operationale Geschlossenheit 32. 40,

44, 60

- strukturdeterminierte Systeme 32

- in der Systemtheorie 3l-35, 37 I
Tertius Gaudens, Position des s. Machtfigu-

ration
TreuhändermodelVDistanznodell s. Eng'

land

{herzcugungssystemc r. Implizitc Theorie
unionRationalistc(F) II3, 126, 129, 136,

r38
United Kingdom Atomic Enerry Authority

(rJK) 294, 303

University Grants Committee 95, 9E
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University Grants Council (VK) 126,
129-t30, 137, t43, r55, 192-r93,
r97, 200, 202, 208, 225

USA
- Bedeutung der Militärforschung

256-258, 270-273
- captured statism/pressure pluralism

t76-t78, 18r,278-279
- checks-and-balances 295, 302, 304,

3r2,378
- Drittmittelwirtschafr 2 5G2 57, 264,

269

- Institutionalisierung der Forschungs-
förderung
Entwicklung vor 1939 I IGl23:Ent-
wicklungstrends nach 1945 2 5 5-266,
378-379

- iron triangle der Forschungsförderung
267-269

- merit system I I 9, I 36, I 69, I 76, 278
- Rolle des Bundes nach 1945 256-257
- Rolle des Congress I I 7-l 16,

120-t2 t, 123, 128, t 33, 1 36, 1 38,
t45, 169-170, t76, I8r,258,
260-262, 264-269, 272-274,
276-278, 282, 285, 288, 295, 298,
302-305, 3 n-3 t 2, 378

- Rolle des Föderalismus I I8-121, 135,
145, t76,256, 3t2

- Rolle der Politik nach 1945
Instrumentalisierung der Wissen-
schaft 275-276; National Security
Slate 270-273; Phase der Ernttchte-
rung 274-275

- Rolle der Ressorüninisterien 169-170,
277, 283, 304

- science-push-Modell 2 58-2 60, 270,
277-278, 382

- spoil system I 19, 278
- utilitaristisch/pluralistisches Modell

I I6-t 17, t7t-|72, r75-t76

Value for money-Prinzip s. England
Verbände 48, J0

- Funhion J0
Verbundsysteme s. Verhandlungssystcme
Vereinnahmungsthese 23, 49, 56, 383

- in der politischen Steue4rng der Wis-
senschaft 5G58, 64, 84, 3 I 3,
3t5-3t6,3E3,391

Verhandlungssysterne 2 I, 29-30, 34-35,
4245,4749,50, 52, 56, 57,65,
370, 388-389

- Definition r'Z
- Funktion 34-35, 4748
- in der Steuerung der Wissengchaft 52

55, 57,63,65, t5t, 18t, 199, 234,
35r, 363, 367, 388-389
Hybridgemeinschaften 54, 57, 6l;
technische Systeme 54-55

- in dcr Systemtheorie 3F35
-Typen4748

intermediäre Interallionssysteme 47,' 4g-51, 3/9; korporatistisch 2l, 47,
50, 53-54, 385-386; privare Inrer-
essenregierung 4748, 50; seldorale
Netzwerke 21,48,54

Verselbständigungsthese 2 3, 49, 59-60
- in der politischen Steuerung der Wis-
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